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EINLEITUNG: Politische Kultur, Materialismus und Post

materialismus in der Bundesrepublik Deutschland 

1. Problembeschreibung 

1 

Die politische Entwicklung Deutschlands gab der empirischen 

Demokratieforschung, wie David P. CO~RADT (1974:223) in einer 

Studie zur politischen Kultur zeigt, lange Zeit Rätsel auf. 

Anders als in den "klassischen" anglo-amerikanischen Demokra

tien habe der sozio-ökonomische Modernisierungsprozeß in 

Deutschland zunächst nicht das Entstehen einer funktionsfähi

gen Demokratie begünstigt (vgl. auch: ALMOND 1971:213ff; 

CROZIER, HUNTINGTON, WATA~UKI 1975:5). Der Kontrast zwischen 

wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Modernität einerseits 

und einer "katastrophalen politischen Entwicklung" auf der 

anderen Seite habe in der wissenschaftlichen Forschung das 

Interesse für die kulturellen Voraussetzungen demokratischer 

Regierungsweise geweckt. In der Behauptung, Deutschland sei 

ein Sonderfall unter den modernen westlichen Nationen, was 

die Beziehungen seiner Bürger zur Politik angehe, stimmten 

Wissenschaftler mit den unterschiedlichsten theoretischen 

Vorstellungen weitgehend überein. Ralf DAHRENDORF (1971 :22) 

formulierte die "eigentliche deutsche Frage" folgendermaßen: 

"Warum hat das Prinzip der liberalen Demokratie so wenig 

Freunde gefunden?" ALMOND und VERBA (1965:312ff) beschrieben 

in ihrer mittlerweile zum Klassiker avancierten Studie "The 

Civic Culture" die politische Kultur der Bundesrepublik als 

eine Unt e l'tanenkuHul' ( subject culture), Die typischen Merk

male dieses Orientierungsmusters sahen sie in einern weit ver

breiteten Vertrauen in die Obrigkeit und einern nur schwach 

entwickelten Bewußtsein um die bürgerlichen Teilhaberechte. 

Wie viele andere Autoren betrachteten sie die obrigkeits

staatliche Tradition Deutschlands als eine wichtige Ursache 

für das Auseinanderklaffen von demokratietheoretischer ~orm 

und politischer Wirklichkeit (vgl. auch: EDI~GER 1977:75ff; 
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GREIFFENHAGEN 1984:bes. 53ff; kritische Anmerkungen hierzu 

bei CONRADT 1980:225ff). 

Der zunächst vorherrschende Konsens in der Einschätzung der 

politischen Kultur der Bundesrepublik löste sich zwischen

zeitlich auf. Vor allem anglo-amerikanische Studien bestäti

gen den Bundesbürgern beträchtliche Fortschritte auf dem Wege 

zur Demokratie (vgl. vor allem: CONRADT 1974; 1980; 198 1a; 

BAKER, DALTON, HILDEBRANDT 1981). In der deutschen Literatur 

dagegen überwiegen ambivalente, wenn nicht gar negative Ein

schätzungen, selbst der neueren Entwicklung (vgl. RAUSCH 

1980; STAMMEN 1980; REICHEL 1980; 1981a; GREIFFENHAGEN, 

GREIFFENHAGEN 1981; KLAGES, HERBERT 1983; GREIFFENHAGEN 1984; 

KLAGES 1984; differenzierter: PROSS 1982:bes. 133ff). In der 

politischen Publizistik, in den Erklärungen politischer Par

teien usw. ist ebenfalls häufig von einer "Politik-", "Par

teien-" oder "Staatsverdrossenheit" der Bürger die Rede (vgl. 

dazu die kritische Analyse KUCHLERs 1982). 

Anders als in älteren Arbeiten macht man aber nicht mehr aus

schließlich die deutsche Sonderentwicklung für die vermeint

lichen demokratischen Defizite in der Bundesrepublik verant

wortlich. Bei der angeblichen Staats-, Politik- oder Partei

enverdrossenheit scheint es sich einigen neue ren Studien zu

folge eher um ein universelles, in allen westlichen Demokra

tien auftretendes Phänomen zu handeln (vgl. vor allem: 

CROZIER, HUNTINGTON, WATANUKI 1975:76ff; ABRAMOWITZ 1980; 

ABRAMSON 1983; LIPSET, SCHNEIDER 1983 für die USA; MARSH 

1977:114ff; KAVANAGH 1980; ROHE 1984 für Großbritannien; 

vgl. zur Entwicklung in den EG-Staaten die von REICHEL 1984 

herausgegebene Aufsatzsammlung). 

Der offenkundige Rückgang der politischen Zufriedenheit in 

der westlichen Welt stellte die empirische Politikwissen

schaft vor neue Probleme, weil diese Veränderung mit den kon

ventionellen Erklärungsansätzen nicht zu greifen war. Nach 

LIPSET 1981:bes. 59ff) fördern ein offenes Klassensystem, 

wirtschaftlicher Wohlstand, ein egalitäres Wertesystem, eine 



kapitalistische Wirtschaftsordnung, die Lese- und Schreibfä

higkeit der Bevölkerung (respektive ihr Bildungsniveau) und 

die Betätigung der Bürger in Freiwilligenorganisationen die 

Entwicklung einer stabilen Demokratie. 

Solche sozio-ökonomischen ErklärungsgröBen spielten in Stu

dien aus dem Bereich der empirischen Demokratieforschung lan

ge Zeit die dominierende Rolle. Auf makpoanatytischep Ebene 

galten wirtschaftlicher Wohlstand und gesellschaftliche Mo

dernität als notwendige, wenn auch nicht unbedingt hinrei

chende, Bedingungen für das Entstehen und für die Festigung 

einer funktionsfähigen Demokratie (vgl. einige Beiträge zu 

CNUDDE, NEUBAUER 1969; DAHL 1971:62ff; 1973:91ff; 1982:55ff, 

108ff; DAHRENDORF 1971:bes. 71 ff). 

Auf der Mikpo-Ebene sah man in den sozio-demographischen Ei

genschaften einer Person Determinanten ihrer Einstellungen 

zur Politik, die ihrerseits wiederum, vermittelt über das po

litische Verhalten, für die Stabilität und Funktionsfähigkeit 

eines demokratischen politischen Systems bedeutsam waren 

(vgl. aus den zahlreichen, in dieser Weise angelegten Arbei

ten: NIE, POWELL, PREWITT 1969:808ff; VERBA, NIE 1972:18ff, 

125ff). Stark vereinfacht dargestellt, nahm man die folgenden 

Beziehungen zwischen sozio-ökonomischen und politischen Vari

ablen an: Personen, denen die Gesellschaft einen hohen sozia

len Status (hohes Einkommen, hohes Bildungsniveau, gesicherte 

berufliche Position usw.) zuweist, haben ein stärkeres Inte

resse an der Aufrechterhaltung des bestehenden politischen 

Systems als solche Bürger, die sich - gemessen an ihrem Anse

hen in der Gesellschaft, ihren materiellen Ressourcen und ih

rer Einbindung in soziale Interaktionssysteme - in einer ver

gleichsweise ungünstigeren sozialen Position befinden. Auf 

Grund ihrer materiellen und immateriellen Interessen und ih

res Sozialisationsverlaufes finden wir in den höheren Status

gruppen relativ zahlreiche Träger demokratischer politischer 

Einstellungen und Verhaltensmuster. In den unteren Sozial

schichten treten mit höherer Wahrscheinlichkeit politische 

Unzufriedenheit, politische Entfremdung und politischer Pro-

3 
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test auf. 

Mit der Expansion der staatlichen Tätigkeiten bieten sich für 

die politische Führung vermehrte Möglichkeiten, aktiv in den 

Austausch zwischen sozialen Gratifikationen und politischer 

Unterstützung einzugreifen. In zunehmendem Maße macht nämlich 

die Bevölkerung den Staat für ihr wirtschaftliches und sozi

ales Wohlergehen verantwortlich (vgl. KLAGES 1984:103~ STEIN

MANN, BUSCHER, PFISTER 1979:99ff, bes. 10Sf). Damit verfügt 

die politische Führung über eine Steuerungsressource, die sie 

zur Einflußnahme auf die politischen Einstellungen der Bürger 

einsetzen kann: Eine erfolgreiche Wirtschafts- und Sozialpo

litik fördert kurzfristig die Wiederwahlchancen der Regierung, 

langfristig schafft oder erhält sie Zufriedenheit mit dem po

litischen System. Fehlleistungen auf diesen Gebieten führen 

dagegen auf lange Sicht zu einem Vertrauensverlust des poli
tischen Systems. 

Auf den Zusammenhang zwischen Effektivität, Legitimität und 

demokratischer Stabilität machte LIPSET (1981:64ff) aufmerk

sam: "Societies •.• which are ..• high on the scales of both 

legitimacy and effectiveness, have stable political systems . 

••• Ineffective and illegitimate regimes ••• are by definit

ion unstable and break down, unless they are dictatorships 

maintaining themselves by force .•.• From a short-range point 

of view, a highly effective but illegitimate system, such as 

a weIl governed colony, is more unstable than regimes which 

are relatively low in effectiveness and high in legitimacy . 

.•• On the other hand, prolonged effectiveness over a number 

of generations may give legitimacy to a political system. In 

the modern world, such effectiveness means primarily constant 
economic development. Those nations which have adapted more 

successfully to the requirements of an industrial system have 

the fewest internal political strains and have either pre

served their traditional legitimacy or developed strong new 
symbols" (LIPSET 1981:69f). 

In der Literatur zieht man gelegentlich die Nachkriegsentwick-
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lung in der Bundesrepublik und in Großbritannien heran, um 

den Zusammenhang zwischen der ökonomischen Leistungsfähigkeit 

eines Gemeinwesens und der Zufriedenheit der Bürger mit dem 

politischen System zu illustrieren (vgl. z.B.: CONRADT 1980: 

262f: KAVANAGH 1980:139f: BAKER, DALTON, HILDEBRANDT 1981: 

73ff) . 

Die von Beobachtern westlicher Demokratien konstatierte Ver

trauenskrise wäre im Bezugsrahmen dieses sozio-ökonomischen 

Erklärungsansatzes als eine Folge abnehmender Zufriedenheit 

mit den wirtschaftlichen und sozialen Leistungen des Staates 

zu interpretieren. Eine derartige Annahme erscheint auf den 

ersten Blick durchaus plausibel. In der Bundesrepublik fielen 

Symptome einer politischen Destabilisierung zumindest zeit

lich mit einer Verschlechterung der Wirtschaftslage zusammen. 

Dies gilt für die Phase der Studentenunruhen und der NPD

Wahlerfolge wie auch für die zweite Hälfte der siebziger und 

den Beginn der achtziger Jahre, die durch Massendemonstratio

nen, den Aufstieg der GRUNEN und eine bis dahin unbekannt ho

hohe Arbeitslosenquote gekennzeichnet waren. 

Allerdings garantiert wirtschaftliche Prosperität keine sta

bilen politischen Verhältnisse: "Unruheentwicklungen, welche 

sich mit gesellschaftlichen Entstabilisierungen verbinden, 

sind in Zeiten des ökonomischen Wachstums und der Prosperität 

keineswegs außergewöhnlich. Sie mögen in solchen Zeiten viel

leicht etwas weniger wahrscheinlich sein als in Zeiten der 

ökonomischen Stagnation und des wirtschaftlichen Niedergangs. 

Es spricht jedoch vieles dafür, daß Wachstum und Prosperität 

selbst Unruhe erzeugen, weil sie die Entstehung von Ungleich

gewichten zwischen den menschlichen Aspirationen und den ver

fügbaren (oder vielmehr: den wahrgenommenen und erwarteten) 

Erfüllungen begünstigen" (KLAGES 1975:41). 

Untersuchungen zum Protestverhalten in westlichen Demokratien 

lieferten den Kritikern der sozio-ökonomischen Modernisie

rungshypothese empirisches Belegmaterial. Diese Studien führ

ten einhellig zu dem Ergebnis, daß eine überdurchschnittliche 
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politische Unzufriedenheit gerade nicht bei den Bevölkerungs

gruppen anzutreffen war, die der soziologischen Demokratie

theorie zufolge die soziale Basis für Protestbewegungen bil

den müßten. Das Unruhepotential rekrutiert sich statt dessen 

vornehmlich aus den Schichten, bei denen das stärkste materi

elle Interesse an der Aufrechterhaltung des gesellschaftli

chen Status Quo und das höchste Niveau an Zustimmung zur de

mokratischen Ordnung zu vermuten wären: "Die Neigung zu For

men der direkten (unkonventionellen, OWG) Beteiligung ist al

so nicht etwa eine Reaktion der ökonomisch deprivierten, son

dern ein Protest der (potentiell) Besitzenden, eine Art 'bür

gerlicher Revolution'" (ALLERBECK, KAASE, KLINGEMANN 1979/80: 

372; vgl. schon früher: CROZIER, HUNTINGTO~, WATANUKI 1975:7). 

Sozio-ökonomische Variablen spielen in den neueren Untersu

chungen politischer Unzufriedenheit und politischen Protests 

weiterhin eine Rolle. Sie reichen aber als Erklärungsgrößen 

der Einstellungen zum politischen System offenkundig nicht 

mehr aus. Analysen der Beziehungen zwischen dem Bürger und 

dem Staat mußten demzufolge auf zusätzliche Erklärungsvariab
len zurückgreifen. 

Einen der interessantesten und in der empirischen Demokratie

forschung einflußreichsten Beiträge zu den Bedingungen poli

tischer Unzufriedenheit in den fortgeschrittenen westlichen 

Industriegesellschaften verdanken wir dem amerikanischen So

zialwissenschaftler Ronald INGLEHART. In seinen erstmals 1971 

einem breiteren wissenschaftlichen Publikum vorgelegten Arbei

ten zur "Stillen Revolution" (vgl. INGLEHART 1971a; 1971b) 

vertritt er die These, eine Veranderung der politischen Wert

orientierungen der Bürger westlicher Demokratien (genauer: ei

nes Teils von ihnen) sei eine der wichtigsten Ursachen für 

die Zunahme der politischen Unzufriedenheit. Bereits in den 

Studentenunruhen der ausgehenden sechziger Jahre habe sich 

dieser Zusammenhang von Wertorientierungen, Unzufriedenheit 

und Protestbereitschaft gezeigt: " ..• we believe that one 

widely relevant factor has been a shift from a predominantely 

economic to noneconomic basis of political discontent. We 
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would locate the transition point somewhere in the mid-1960s. 

Prior to that time, political dissatisfaction and protest in 

industrial societies was linked with economic conditions; in 

subsequent years political protest has tended to spring from 

noneconomic motives. This change, we believe, reflects the 

emergence among western publies of a sizeable minority with 

post-materialist value priorities" (INGLEHART 1977b:456; Her

vorh. im Original) . 

Der für die Ausbreitung des Unruhepotentials maßgebliche 

Ubergang von materialistischen zu nachrnaterialistischen Pri

oritäten wurde dadurch möglich, daß in den westlichen Demo

kratien die Sicherheits- und Erhaltungsbedürfnisse der Bür

ger weitgehend befriedigt sind. Diesen Umstand führt INGLE

HART auf die beispiellose Periode wirtschaftlichen Wachstums 

in der Zeit seit dem Zweiten Weltkrieg zurück. Nach der Be

friedigung ihrer materiellen Grundbedürfnisse konnten sich 

die Menschen der Verwirklichung nicht-materieller Ziele zu

wenden. Mit dem Begriff "postmaterialistisch" umschreibt er 

den Wunsch nach mehr Mitsprache, nach sozialer Gleichheit, 

humanen Lebensbedingungen usw. (vgl. INGLEHART 1979b:284ff; 

1979c:311ff). Der Ubergang von materialistischen zu postmate

rialistischen Prioritäten besitzt allerdings "keine inhapen

te Qualität, die notwendigerweise politische Unzufriedenheit 

hervorruft: dies hängt von dem Verhältnis der Werte eines 

Menschen zu seiner Umwelt ab" (INGLEHART 1979b:284; Hervorh. 

im Original). In einer an materialistischen Zielen orientier

ten Gesellschaft werden sich die Postmaterialisten häufig in 

einer Minderheitsposition befinden und aus diesem Grunde der 

politischen Führung und dem politischen System kritisch ge

genüberstehen. Ihre Unzufriedenheit mit der Politik äußert 

sich in ihren politischen Einstellungen und Verhaltensweisen. 

Der in der Theorie der Stillen Revolution behauptete Zusam

menhang zwischen einer Ausbreitung postmaterialistischer 

Orientierungen und einer zunehmenden pOlitischen Unzufrieden

heit ergibt sich aus der gesellschaftlichen Bedeutung von 

Werten und Wertorientierungen. In Anlehnung an Talcott 
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PARSONS (1980 :185) versteht man unter Werten die den Mitglie

dern eines bestimmten Kollektivs gemeinsamen, von ihnen als 

Grundlage des sozialen Handeins und Entscheidens akzeptierten 

"Konzeptionen eines wünschenswerten Gesellschaftstyps". Ver

änderungen dieser grundlegenden Wertvorstellungen fUhren, ins

besondere bei einer verzögerten Anpassung des politischen Sy

stems an die neuen Erwartungshaltungen, zu Akzeptanzkrisen. 

Nicht allein materielle Deprivationen, auch ungelöste Wider

sprüche zwischen ideellen Zielen und den Maßnahmen der poli

tischen Führung stellen eine Quelle politischer Unzufrieden

heit dar (vgl. BARNES, FARAH, HEUNKS 1979; FARAH, BARNES, 

HEUNKS 1979; KLAGES, HERBERT 1983; DITTRICH 1984). 

Der Vertrauensverlust, dem sich nach der Meinung vieler Beob

achter die Politik in den westlichen Demokratien ausgesetzt 

sieht, beruht dieser Interpretation zufolge auf der Unfähig

keit der politischen Führung, sich auf die veränderten Wert

orientierungen eines mehr oder weniger großen Teiles der Be

völkerung einzustellen. Bei Personen mit postmaterialisti

schen Prioritäten müßte demnach der Vertrauensschwund, sofern 

er sich empirisch nachweisen läßt, besonders stark ausgeprägt 
sein. 

2. Fragestellungen und Aufbau dieser Arbeit 

Die These, die unzulängliche Anpassung des politischen Sy

stems westlicher Demokratien an die veränderten Bedürfnisse 

der Bevölkerung habe zu einem Vertrauensverlust geführt, fand 

in der wissenschaftlichen und in der außerwissenschaftlichen 

Diskussion breite Zustimmung. Es sei in diesem Zusammenhang 

beispielsweise die Auseinandersetzung mit den Entstehungsbe

dingungen der Alternativbewegung erwähnt (vgl. GUGGENBERGER 

1980: GUGGENBERGER, KEMPF 1984). Ein systematischer empiri

scher Test der einschlägigen Annahmen liegt für die Bundesre

publik jedoch bislang nicht vor. INGLEHART selbst befaßt sich 
in seinen Arbeiten eher beiläufig mit dem Zusammenhang zwi

schen dem Wertewandel und den Einstellungen der Bevölkerung 
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zum politischen System. Abgesehen von einer kleineren Unter

suchung des Einflusses materialistischer und postmateriali

stischer Prioritäten auf die Demokratiezufriedenheit und auf 

die Bereitschaft zur Veränderung des politischen Systems (vgl. 

INGLEHART 1977b:465ff; 1979b:304ff) fehlen in seinen Arbeiten 

empirische Daten über die Rolle der betreffenden Wertorien

tierungen in der politischen Kultur westlicher Demokratien. 

Selbst seine Untersuchung der Bestimmungsgründe unkonventio

nellen politischen Verhaltens (vgl. INGLEHART 1979d:bes. 

369ff) klammert die Einstellungen der Bürger zum politischen 

System und seinen wichtigsten Teilsystemen weitgehend aus, 

obgleich er mehrfach die Unzufriedenheit mit dem politischen 

System als Bestimmungsgröße unkonventioneller politischer Ak

tivitäten bezeichnet (vgl. u.a. INGLEHART 1979b:283ff; 1979d; 

1983:435ff) • 

Auch die kritische Auseinandersetzung mit der Theorie der 

Stillen Revolution griff in erster Linie andere Probleme auf. 

Insbesondere gab es einige interessante Beiträge zur Brauch

barkeit des von INGLEHART entwickelten Meßinstruments (vgl. 

vor allem: LAFFERTY 1976; MARSH 1977:165ff; HERZ 1979; FLANA

GAN 1982; BÖLTKEN, GEHRING 1984; HAGSTOTZ 1985) und zu seiner 

Annahme, in den westlichen Demokratien habe sich ein Ubergang 

von materialistischen zu postmaterialistischen Wertorientie

rungen vollzogen (vgl. IKE 1973; MARSH 1975; 1977:167ff; 

LAFFERTY 1976; DALTON 1977; FLANAGAN 1982; BÖLTKEN, JAGODZINS

KI 1983; 1985; KLAGES 1984:47ff). Auf diese in der Literatur 

bereits mehrfach abgehandelten Probleme gehe ich in dieser Ar

beit nur so weit ein, wie es für meine spezifischen Fragestel

lungen erforderlich ist. 

Es fehlt nach wie vor an systematischen Untersuchungen der 

Rolle materialistischer und postmaterialistischer Prioritäten 

in der politischen Kultur westlicher Demokratien. Nicht al

lein dieser Forschungsstand rechtfertigt den Versuch, für ei

nen begrenzten Raum-Zeit-Zusammenhang, die Bundesrepublik 

Deutschland in den Jahren seit 1970, INGLEHARTs Annahmen über 

die AUSWirkungen des Postmaterialismus und des Materialismus 
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auf die Einstellungen der Bürger zum politischen System einer 

empirischen und theoretischen Prüfung zu unterziehen. Auch 

die politische Bedeutung der von INGLEHART behaupteten Verän

derungen der politischen Kultur westlicher Demokratien spre

chen dafür, dem Problemfeld "Wertorientierungen im Rahmen der 

politischen Kultur" mehr Aufmerksamkeit zu widmen, als dies 

bislang geschah. Wenn die Einschätzung des Materialismus und 

des Postmaterialismus als fundamentale politische Wertorien

tierungen zutrifft, und wenn INGLEHART die Wertberücksichti

gungsfähigkeit der westlichen Demokratien richtig beurteilt, 

dann sagt er zu Recht eine Veränderung der Infrastruktur des 

politischen Lebens als Folge des Wertwandels voraus (vgl. 

INGLEHART 1979b:279). Doch hat die Ausbreitung postmateriali

stischer Präferenzen, für sich betrachtet, keine genau angeb

baren Folgen für den Wandel bzw. den Bestand eines pOliti

schen Systems. Diese ergeben sich erst aus ihrer Beziehung zu 

anderen Elementen der politischen Kultur eines Gemeinwesens. 

INGLEHART beschreibt die Postmaterialisten als eine politisch 

informierte, hochpolitisierte, handlungsbereite, selbstbewuß

te, aber mit der politischen Führung und dem politischen Sy

stem unzufriedene Minderheit. Im Zusammenspiel dieser Merkma

le sieht PAIGE (1971:811) ein Stabilitätsrisiko für jedes de

mokratisch verfaßte politische System: "A knowledgeable citi

zenry with an unresponsive regime i5 likely to turn to radi

calor violent tactics, while the same level of knowledge in 

a responsive system would lead to loyality and conventional 

political action". (Vgl. auch: GAMSON 1968:53ff; ORUM 1974: 

195ff; CITRIN 1977:406ff; KAASE, MARSH 1979a:38ff). Die poli

tische Bedeutung des Wertewandels läßt sich nur auf der Grund

lage der politischen Bedeutung von Wertorientierungen und ih

rer Beziehung zu den anderen Elementen des KUltursystems rich
tig einschätzen. 

Damit ist der Gegenstandsbereich dieser Arbeit inhaltlich ein

gegrenzt und der theoretische Bezugsrahmen für die empirische 

Untersuchung angedeutet. INGLEHART führt die in westlichen 

Demokratien zunehmend beobachtbare Staats- und Politikver

drossenheit vornehmlich auf einen Wandel politischer Wertori-
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entierungen und auf eine unzulängliche Fähigkeit des politi

schen Systems zurück, sich den veränderten Vorstellungen be

stimmter Bevölkerungsgruppen anzupassen. Seine Prognose über 

die Folgen des Wertwandels für die Einstellungen der Bevölke

rung zum politischen System eignen sich dazu, wesentliche 

Elemente der Theorie der Stillen Revolution empirisch zu 

testen. 

Mit der "spezifischen Verteilung der Muster von Orientierun

gen auf politische Objekte" (ALMOND, VERBA 1965:13, Ubers. 

OWG) beschäftigt sich die politische Kulturforschung. Sie 

entstand im Rahmen der verhaltenstheoretischen "Revolution" 

in der US-amerikanischen Politikwissenschaft und erfreut sich 

auch in der Bundesrepublik einer wachsenden Popularität. Im 

ersten Teil dieser Arbeit erfolgt eine Präsentation und Re

formulierung des von ALMOND und VERBA (1965: 1980) entwickel

ten Konzeptes "politische Kultur". Auf diese Weise soll eine 

systematische Grundlage für die empirische Auseinandersetzung 

mit den politischen Konsequenzen des Uberganges von materiali

stischen zu postmaterialistischen Prioritäten geschaffen wer

den. 

Der Rückgriff auf den political-culture-Ansatz liegt aus meh

reren Gründen nahe. ALMOND und VERBA (1965:14) bezeichnen 

Kenntnisse, Gefühle und Wel'l- l"~l'stelli.lngen als die drei Hodi 

individueller und kollektiver Orientierungen auf politische 

Objekte. Aus dem Verständnis von Wertpräferenzen als zentra

len, stabilen, einstellungssteuernden Elementen des indivi

duellen Orientierungs systems läßt sich die Hypothese ablei

ten, daß sich mit einem Wandel der fundamentalen politischen 

Wertvorstellungen auch die labileren, objekt- und situations

spezifischen Einstellungen verändern. Art und Ausmaß dieser 

Änderungen sind dabei fallweise zu bestimmen. 

Mit ihrer Typologie politischer Kulturen liefern ALMOND und 

VERBA ein Raster zur Beschreibung der politischen Einstellun

gen von Materialisten, Mischtypen und Postmaterialisten. Ihr 

Begriffsapparat basiert auf dem Systemmodell David EASTONs 
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(1965). Danach ist es bei der Analyse der politischen Kultur 

eines Landes wichtig, zwischen den System-, den Input-, den 

Output- und den auf die eigene politische Rolle bezogenen 

Orientierungen der Bürger zu unterscheiden. Moderne politi

sche Kulturen zeichnen sich durch eine Präsenz aller dieser 

Elemente im Einstellungssystem der Bevölkerung aus. Art und 

Intensität der Bewertung des Gesamtsystems und seiner Subsy

steme entscheiden darüber, mit welchem Typ politischer Kultur 

wir es zu tun haben. 

Die Verteilung der politischen Einstellungsmuster in der Be

völkerung besitzt nach ALMOND und VERBA eine für die Stabili

tät und Funktionsfähigkeit des politischen Systems ausschlag

gebende Bedeutung. Zu jedem Typus politischer Strukturen gibt 

es eine "passende" Ausprägung der politischen Kultur. Als den 

Modelltyp einer demokratischen politischen Kultur betrachten 

sie die Civic Culture. 

Obgleich die Beschreibung der Staatsbürgerkultur ziemlich va

ge bleibt und obwohl ~OND und VERBA keine systematische 

Theorie einer demokratischen politischen Kultur liefern, ist 

ihr Konzept für die empirische Auseinandersetzung mit INGLE

BARTs wertwandels-Hypothese fruchtbar. Vor allem in Verbin

dung mit empirischen Arbeiten zu einzelnen Aspekten der po

litischen Kultur eröffnet es die Möglichkeit, die wichtig

sten Elemente der Theorie der Stillen Revolution empirisch 

zu operationalisieren, prüfbare Hypothesen über die Folgen 

des Wertewandels zu formulieren und sie zu testen. Die Lei

stungsfähigkeit des INGLEBARTschen Ansatzes läßt sich auf 

dieser Basis mit der anderer Beiträge zur politischen Kultur

forschung vergleichen, und schließlich eröffnet sich die Mög

lichkeit, die demokratietheoretischen Konsequenzen der Stil

len Revolution zu beurteilen. Inwieweit diese Ziele praktisch 

realisierbar sind, hängt allerdings nicht allein vom Erfolg 

bei der empirischen Interpretation der betreffenden theoreti

schen Konzepte, sondern noch mehr von der Datenlage ab. 

Der zweite Teil der Arbeit stellt INGLEHARTs Aussagen über 
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den Ablauf, die Bedingungen und die Folgen des Wertewandels 

in westlichen Demokratien dar und enthält damit die theoreti

schen Annahmen, die es im Rahmen des empirischen Teiles zu 

prüfen gilt. In Folge der lange andauernden Periode innerer 

und äußerer Sicherheit und wirtschaftlichen Wohlergehens ha

ben seiner Ansicht nach materialistische Sicherheits- und Er

haltungsziele für die Bevölkerung der westlich-demokratischen 

Industriestaaten an Dringlichkeit verloren. Sie werden in zu

nehmendem Maße durch postmaterialistische Prioritäten, den 

Wunsch nach sozialer Anerkennung und Zugehörigkeit, intellek

tueller und ästhetischer Befriedigung zurückgedrängt. 

Daß es sich bei diesem Wertewandel nicht um eine kurzlebige 

Modeerscheinung handelt, ergibt sich aus INGLEHARTs Hypothe

sen über die Bedingungen der "Stillen Revolution". Politische 

Prioritäten bilden sich, wie aus der von ihm vorgenommenen 

Verbindung einer Sozialisations- mit einer Mangelhypothese 

hervorgeht, als Reaktion auf die Lebensumstände einer Person 

in ihrer formativen Phase. Sie bleiben dann im Erwachsenen

alter verhältnismäßig stabil. 

Auf diesem Hintergrund interpretiert INGLEHART den Wertewan

del als Folge unterschiedlicher formativer Lebensbedingungen 

der Vor- und der Nachkriegsgeneration. Die Ausbreitung post

materialistischer Prioritäten erfolgt in dem Maße, in dem die 

materialistischen Zielen verpflichtete Vorkriegsgeneration 

durch die in Frieden und Wohlstand aufgewachsene, postmate

rialistisch eingestellte Nachkriegsgeneration ersetzt wird. 

Deutschland erscheint ihm auf Grund seiner besonderen ge

schichtlichen Entwicklung im 20. Jahrhundert als ein beson

ders geeigneter Testfall für die Theorie der Stillen Revo

lution. 

Keinem anderen Teil seiner Wertwandelshypothese widmete 

INGLEHART in seinen empirischen Untersuchungen eine ähnlich 

große Aufmerksamkeit wie der Darstellung der Ursachen der 

Stillen Revolution. In diesem Komplex von Aussagen haben wir 

entsprechend das am besten ausgearbeitete Teilstück seiner 



14 

Theorie vor uns. Dennoch liegt eine plausible Operationali

sierung der Kernaussagen über die Determinanten des Wertewan

dels bislang nicht vor, und sie scheint mir für die wichtig

ste Variable, den formativen Uberfluß bzw. Mangel, nur mit 

Hilfe veränderter Erhebungsinstrumente erreichbar. 

Die Folgen der Ausbreitung postmaterialistischer Orientierun

gen für die Einstellungen zum politischen System lassen sich 

mit den beiden Sammelbegriffen "kognitive Mobilisierung" und 

"Akzeptanzkrise" überschreiben. Beide Konzepte stimmen nicht 

vollständig mit dem in Anlehnung an ALMOND und VERBA konzi

pierten Beschreibungsraster politischer Orientierungen über

ein, es bereitet aber keine großen Schwierigkeiten, die be

treffenden Konstrukte aufeinander abzustimmen. 

Mit dem Begriff der kognitiven Mobilisierung beschreibt -

INGLEHART die zunehmende PoZitisiepung der Bevölkerung in den 

westlichen Demokratien, d.h. die Zunahme des pOlitischen In

teresses, der politischen Informiertheit, der perzipierten 

eigenen Einflußmöglichkeit auf die Politik u.a.m. Aus seinen 

Arbeiten geht zwar nicht eindeutig hervor, ob er diese Verän

derungen der politischen Kultur für eine Folge des Wertewan

d.els hält oder ob er keine eindeutige Ursache-Wirkungs-Bezie

hung zwischen den betreffenden Teilaspekten des sozio-kultu

rellen Wandels annimmt. Aus seiner Konzeptualisierung des Ma

terialismus und des Postmaterialismus als Wertorientierungen 

läßt sich aber eine klare Variablenanordnung ableiten. Dem

nach intervenieren die Wertorientierungen zwischen sozial

strukturellen Veränderungen und Einstellungen zum politischen 

System (vgl. auch: PAPPI, LAUMANN 1974:158). 

Obgleich explizite Hypothesen über den Einfluß der wertorien

tierungen auf das Ausmaß der kognitiven Mobilisierung der Be

völkerung in den einschlägigen Veröffentlichungen nicht vor

liegen, lassen sie sich relativ leicht aus ihnen herausfil

tern (vgl. bes. INGLEHART 1977a:293ff). INGLEHART unterstellt 

offenkundig eine positive Beziehung zwischen postmateriali

stischen Prioritäten und sämtlichen Indikatoren kognitiver 
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Mobilisierung. Bei den Materialisten hingegen sind diese Ein

stellungen nur schwach entwickelt. In dieser Hinsicht genügen 

beide Untersuchungsgruppen den Anforderungen einer Staatsbür

gerkultur in unterschiedlichem Maße: Die politischen Einstel

lungen der Postmaterialisten nähern sich diesem Typus an, die 

der Materialisten hingegen sind eher als parochial zu bezeich

nen. 

Eine gänzlich andere Konstellation liegt bezüglich der Akzep

tanz des politischen Systems und seiner Teilsysteme durch bei

de Gruppen vor. INGLEHARTs Rede von der abnehmenden Loyalität 

der Postmaterialisten gegenüber dem politischen System macht 

klar, daß sich diese Gruppe in mehr oder minder starker Di

stanz zum politischen Regime, zur politischen Gemeinschaft, 

zur politischen Führung, zum Ergebnis und zu den Verfahren 

des politischen Entscheidungsprozesses befindet. ALMOND und 

VERBA bezeichneten ein derartiges Einstellungsmuster als Ent

fremdung. Die Systemakzeptanz durch die Postmaterialisten 

wird durch die Diskrepanz zwischen der gewünschten eigenen 

Rolle in der Politik und den wahrgenommenen Umweltkonstella

tionen weiter abgeschwächt. Eine starke Politisierung und ein 

hohes Erwartungsniveau treten zusammen mit einer kritischen 

Bewertung der Inhalte und Verfahren politischer Willensbil

dung und Entscheidung auf. Von der für eine Staatsbürgerkul

tur charakteristischen "Ergebenheit" kann also nicht die Rede 

sein. 

Da die Verpflichtung des politischen Systems gegenüber mate

rialistischen Zielen sich in erster Linie an den Entschei

dungsinhalten und am Handeln der amtierenden politischen Füh

rung ablesen läßt, ist eine besonders deutliche negative Be

ziehung zwischen postmaterialistischen Präferenzen und den 

Output-Orientierungen zu erwarten. Nach INGLEHART hat jedoch 

die politische Unzufriedenheit der Postmaterialisten bereits 

auf die Input-Strukturen und auf das politische System als 

allgemeines Objekt übergegriffen. 

Die Bedingungen, die Personen mit ausgeprägten Selbstaktuali-
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rungsbedürfnissen in die Opposition zum politischen System 

drängen, begünstigen auf der anderen Seite die überdurch

schnittliche systemakzeptanz durch die Materialisten. Da der 

vorherrschende Politiktypus materialistischen Sicherheits

und Erhaltungszielen einen hohen Rang einräumt, fühlen sich 

Personen mit entsprechenden Präferenzen politisch gut vertre

ten. Sie neigen zu einer positiven Bewertung der Output- und 
• 

der Systemkomponente der politischen Kultur. Das geringe Aus

maß an kognitiver Mobilisierung spricht allerdings gegen die 

Annahme, daß die Einstellungen zu den politischen Input-Struk

turen vergleichbar positiv ausfallen. 

Nach den bisher vorgetragenen Annahmen entsprechen weder die 

politischen Einstellungen der Materialisten noch die der Post

materialisten dem Leitbild der Staatsbürgerkultur. Die Mate

rialisten weisen eine zu schwach entwickelte kognitive Mobili

sierung, aber eine hohe Systemakzeptanz auf, bei den Postma

ter1alisten liegt die entgegengesetzte Konstellation vor. 

Hieraus ergeben sich zwei wichtige Folgerungen für den Zu

stand der politischen Kultur in der Bundesrepublik: 

(1) Der Wertewandel hat nach INGLEHART in der Bundesrepublik 

wie in anderen westlichen Demokratien zu einer Fragmen

tierung der politischen Kultur geführt. Die Einstellungen 

der Bevölkerung zum politischen System und zur eigenen 

Rolle in der Politik scheiden sich nicht allein an sozio

ökonomischen Konfliktlinien, sie sind zusätzlich in kon

kurrierenden Konzeptionen vom wünschenswerten Typ der po

litischen Ordnung verankert. Die politischen Einstellun

gen der postmaterialistischen Angehörigen der Nachkriegs

generation können, in Anlehnung an GAMSON (1971:53), als 

"abweichend" klassifiziert werden. Dagegen nähern sich 

die politischen Vorstellungen der materialistischen Mit

glieder der Vorkriegsgeneration einem aus parochialen und 

untertanenspezifischen Elementen gemischten Typ an. Mit 

der Trennung in generationsspezifische Kulturmuster fal

len weitere sozio-demographische Unterschiede (Bildung, 

Einkommen, Beschäftigungsverhältnis) zusammen. Wir können 
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deshalb zu Recht von der Existenz mindestens zweier kon

kurrierender Subkulturen in der Bundesrepublik sprechen. 

Nach der Hypothese vom Generationenwandel dominiert ge

genwärtig noch der materialistische Typus. 

(2) Die relativ jungen, einkommensstarken, gut gebildeten und 

überwiegend in Dienstleistungsberufen beschäftigten Post

materialisten befürworten mehr oder weniger weitreichende 

politische Veränderungen, da bei ihnen gleichzeitig ein 

hoher Politisierungsgrad gemeinsam mit einer schwach ent

wickelten Systemakzeptanz auftritt. Nur mit Hilfe weite

rer Einstellungsanalysen läßt sich feststellen, welche 

Konsequenzen sich aus diesem Umstand für die Entwicklungs

chancen der Demokratie in der Bundesrepublik ergeben. Ei

ne besondere Bedeutung dürfte dabei der Frage nach der 

Verankerung demokratischer Wertvorstellungen in unseren 

Untersuchungsgruppen und nach der Präferenz für eine re

formistische oder revolutionäre Konzeption des politi

schen Wandels zukommen. INGLEHART tendiert zu einer opti

mistischen Bewertung der demokratietheoretischen Folgen 

des Wertewandels. Wie andere Vertreter der Konzeption der 

postindustriellen Gesellschaft erwartet er eine Verstär

kung der partizipativen Strukturen und der egalitären 

Werte im pOlitischen System. 

Der dritte Teil der Arbeit gilt der empirischen Prüfung der 

INGLEHARTschen Annahmen über Verlauf, Bedingungen und Folgen 

der Stillen Revolution in der Bundesrepublik. Dabei wird der 

Versuch unternommen, die bedeutsamen theoretischen Konzepte 

nach Maßgabe der Datenlage empirisch zu operationalisieren 

und sie in eine handhabbare Versuchs anordnung umzusetzen. Der 

Test der Hypothesen erfolgt mittels bivariater und multiva

riater Verfahren (Kontingenztabellenanalyse, multiple Klassi

fikationsanalyse) . 

In der Zeit seit 1970 nahm der Anteil der Nachkriegsgenera

tion an der Bevölkerung der Bundesrepublik beträchtlich zu. 

In Folge dessen ist nach der Theorie der Stillen Revolution 
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mit einer Zunahme postmaterialistischer und einem Rückgang 

materialistischer Präferenzen zu rechnen. Die für eine zuver

lässige Prüfung dieser Annahme benötigten Panel-Daten über 

einen relativ langen Erhebungszeitraum liegen nicht vor bzw. 

sind für Sekundäranalysen noch nicht zugänglich. Ersatzweise 

mußten die Langzeitanalysen auf der Basis von Trenddaten aus 

verschiedenen Stichproben durchgeführt werden. Aussagen über 

die Ent~ickZung der politischen Präferenzen in ein- und der

seZben Befragtengruppe sind lediglich für das Jahr 1983 mög

lich, für das eine Panel-Befragung verfügbar war. 

INGLEHARTs Wertwandelstheorie läßt sich für die Bundesrepu

blik nicht empirisch belegen. Der Postmaterialistenanteil un
ter den Befragten war am Ende der Erhebungsperiode zwar größer 

als an ihrem Beginn, die Phase zwischen den beiden Punkten 

zeichnet sich aber durch eine außerordentliche Diskontinuität 

aus. Dies scheint auf den Einfluß kurzfristiger innen-

und wirtschaftspolitischer Rahmenbedingungen zurückzugehen. 

Das Verständnis des Materialismus und des Postmaterialismus 

als situationsunabhängige, stabile Wertorientierungen wird 

weder durch die Ergebnisse der Trendanalyse noch durch die 

der Panel-Analyse gestützt. Ein Rückgriff auf Daten aus ande

ren westlichen Demokratien zeigt, daß die Entwicklung in der 

Bundesrepublik nicht atypisch ist, sondern sich im Prinzip 

mit Befunden aus Nachbarländern deckt. 

Bei der Auseinandersetzung mit den von INGLEHART postulierten 

Bedingungen der Stillen Revolution sind zunächst durch das 

Datenmaterial bedingte Schwierigkeiten in Rechnung zu stellen. 

Sie betreffen die Möglichkeiten einer theoriebezogenen Opera

tionalisierung der wichtigsten Konstrukte, insbesondere des 

formativen Uberflusses. Der von INGLEHART benutzte Indikator 

"Lebensalter" erweist sich als eine wichtige Vorhersagegröße 

des Materialismus und des Postmaterialismus. Seine Gültigkeit 

als empirisches Äquivalent des formativen Uberflusses er

scheint allerdings mehr als fragwürdig, zumal die in seinen 

Arbeiten vorgenommene Abgrenzung der einzelnen Altersgruppen 

keinerlei Bezug zum theoretischen Konzept der Generationsein-
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heit aufweist. So betrachtet, ist die negative Beziehung zwi

schen Lebensalter und postmaterialistischen Präferenzen zwar 

ein interessantes Ergebnis, es sagt aber über die Gültigkeit 

der Theorie der Stillen Revolution nichts aus. 

Wie die jüngeren Altersgruppen, so weisen auch Personen mit 

einern hohen formalen Bildungsniveau in überdurchschnittlichem 

Maße postmaterialistische Präferenzen auf. Zwischen der Be

rufstätigkeit und den Wertorientierungen hingegen besteht kei

ne eindeutig interpretierbare Beziehung. Wenn man bedenkt, 

welche Bedeutung die Theorien der postindustriellen Gesell

schaft der Entstehung einer Dienstleistungsökonomie zuschrei

ben, dann sind die nur schwach ausgeprägten und inkonsisten

ten Unterschiede zwischen den in Dienstleistungsberufen täti

gen Angestellten und Beamten und der übrigen Bevölkerung ei

nigermaßen erstaunlich. 

Die multivariaten Analysen bestätigen die hier knapp zusam

mengefaßten Ergebnisse. Der Einfluß des Bildungsniveaus auf 

die Wertorientierungen bleibt bei einer Kontrolle des Alters 

durchweg erhalten, die ohnehin nur vereinzelt auftretenden 

und schwachen Zusammenhänge zwischen Berufstätigkeit und po

litischen Präferenzen werden in den multiplen Klassifikations

analysen fast ausnahmslos insignifikant. 

Man kann aus den Datenanalysen weder eine eindeutige Bestäti

gung noch eine klare Widerlegung der Wertwandelshypothesen 

ablesen. Für INGLEHARTs Konzeption sprechen die festgestell

ten Zusammenhänge zwischen Alter, Bildungsniveau und Wertori

entierungen. Doch handelt es sich dabei keineswegs um Bezie

hungsmuster, die ausschließlich aus der Theorie der Stillen 

Revolution ableitbar wären. Sie gehören zum Allgemeingut der 

pOlitischen Kulturforschung. Gerade die für die Konzeption des 

formativen Uberflusses bzw. des Postindustrialismus typischen 

Erwartungen bestätigen sich hingegen nicht oder können mit 

Hilfe der verfügbaren Daten nicht überprüft werden. 

Im Mittelpunkt der empirischen Untersuchung steht der Einfluß 
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materialistischer und postmaterialistischer Präferenzen auf 

die Einstellungen zum politischen system. Die Auseinander

setzung mit den Bedingungen des Wertewandels stellt eine not

wendige Voraussetzung für die Prüfung eines eigenständigen 

Einflusses von Materialismus und postmaterialsmus auf die Sy

stem-, Input- und output-Orientierungen dar, da diese ihrer

seits von Alter, Bildungsniveau etc. bestimmt sind. Vor allem 

im Hinblick auf die politische Entwicklung Deutschlands im 

20. Jahrhundert dürfte das Lebensalter zu den interessante

sten Erklärungsvariablen politischer Einstellungen gehören 

(vgl. BAKER, DALTON, HILDEBRANDT 1981:13, 45ff). 

Das verfügbare Datenmaterial ließ es nur in wenigen Ausnahme

fällen zu, die Entwicklung der Beziehung zwischen Wertorien

tierungen und Einstellungen zur Politik über einen längeren 

Zeitraum zu verfolgen. Der von INGLEHART entwickelte Materia

lismus/Postmaterialismus-Index wurde in der Bundesrepublik 

erstmals 1970 eingesetzt. Damit konnte die Entwicklungsphase 

der politischen Kultur der Bundesrepublik, in der nach Auf

fassung der meisten Beobachter besonders einschneidende Ände

rungen vor sich gingen, in diese Untersuchung nicht im ge

wünschten Maße einbezogen werden. 

Für die Phase nach 1970 besteht, trotz vergleichsweise gün

stiger Datenlage, nicht die Möglichkeit, für alle Merkmalsdi

mensionen der Staatsbürgerkultur eine hinreichende Zahl theo

retisch angemessener Indikatoren einzusetzen. Diese Unzuläng

lichkeiten sind weniger prinzipieller als forschungsprakti

scher Natur. Im Unterschied zu den Vereinigten Staaten scheint 

in der Bundesrepublik die Notwendigkeit eines kontinuierli

chen Einsatzes bestimmter theoretisch relevanter Einstellungs

fragen in empirischen Erhebungen noch nicht einmal als Pro

blem erkannt zu sein. Die Lücken im Datenmaterial wirken sich 

vor allem im wichtigsten Teil der Arbeit außerordentlich nach

teilig aus (genauere Hinweise hierzu in den einzelnen Kapiteln 

des empirischen Teiles). Weitere Schwierigkeiten ergaben sich 

daraus, daß INGLEHARTs Aussagen über die politischen Folgen 

des Wertewandels vor der empirischen Analyse erst einmal in 
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eine prüfbare Form gebracht werden mußten. 

Die im dritten Kapitel des Hauptteiles präsentierten Untersu

chungen stellen bei der gegebenen Datenlage keine auch nur 

annähernd vollständige Umsetzung des Civic Culture-Ansatzes 

dar. Sie basieren vielmehr auf einem Kompromiß zwischen theo

retischen Uberlegungen und forschungspraktischen Bedingungen. 

Allen notwendigen Einschränkungen zum Trotz erlauben die em

pirischen Untersuchungen eine Aussage über die Auswirkungen 

des Auftretens postmaterialistischer Präferenzen auf die Ein

stellungen ihrer Träger zur Politik: Die Annahmen über den 

positiven Zusammenhang zwischen Postmaterialismus und politi

scher Mobilisierung finden durchweg Rückhalt. Es ist darüber 

hinaus ein eigenständiger, bei einer Kontrolle sozio-demogra

phi scher Hintergrundfaktoren fortbestehender Einfluß der Wert

orientierungen auf das politische Interesse, das Informations

niveau und das politische Kompetenzbewußtsein nachweisbar. 

Generell gehen postmaterialistische Dispositionen mit einer 

überdurchschnittlichen Politisierung einher, während materia

listische Präferenzen gemeinsam mit einem geringen Interesse, 

Informationsniveau und Kompetenzbewußtsein auftreten. Es muß 

dabei zunächst offen bleiben, in welcher Ursache-Wirkungs-Be

ziehung Wertorientierungen und kognitive Mobilisierung stehen. 

Was die Systemakzeptanz durch unsere Untersuchungsgruppen an

geht, so ergibt sich ein ziemlich unklares Bild. Im Gegensatz 

zu den zumindest impliziten Annahmen INGLEHARTs beurteilen 

die Postmaterialisten die Input-Strukturen des politischen 

Systems überdurchschnittlich positiv. Die System- und die Re

gierungszufriedenheit der Materialisten und der Postmateria

listen fiel zu verschiedenen Erhebungszeitpunkten jeweils un

terschiedlich aus. Die Verwendung der Indikatoren scheint 

ebenfalls einen Einfluß auf die Ergebnisse auszuüben. Von ei

ner durchgängigen, stark ausgeprägten politischen Unzufrie

denheit der Postmaterialisten mit dem politischen System oder 

auch nur mit der politischen FÜhrung kann nicht die Rede sein. 

In den meisten Erhebungen überwog die Zahl der zufriedenen 
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Postmaterialisten den Anteil der unzufriedenen. In den Daten 

aus den achtziger Jahren häufen sich allerdings die Belege 

für Akzeptanzprobleme in der Gruppe der Postmaterialisten, 

die möglicherweise mit dem Regierungswechsel im Jahre 1982 in 

Beziehung stehen. 

Insgesamt bewähren sich INGLEHARTs Annahmen über die politi

schen Folgen der Stillen Revolution in unterschiedlichem Mas

se. Der Wertewandel scheint mit einer zunehmenden Politisie

rung einherzugehen, während er allenfalls unter bestimmten 

Zusatzbedingungen mit politischen Akzeptanzproblemen verbun

den ist. Das Schlußkapitel enthält den Versuch, die empiri

sche Tragfähigkeit der Theorie der Stillen Revolution ab

schließend zu würdigen und die Ergebnisse in den Gesamtzusam

menhang einer empirischen Theorie der politischen Kultur der 
Demokratie einzuordnen. 



1. TEIL: POLITISCHE KULTUR ALS WISSENSCHAFTLICHER 

ANALYSEANSATZ 

1. Einige Bemerkungen zu den Entstehungsbedingungen und den 

Erkenntnisinteressen der politischen Kulturforschung 
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Das Konzept der politischen Kultur wurde erstmals ausführlich 

in einem im Jahre 1956 von Gabriel A. ALMOND (1956:396ff) 

publizierten Aufsatz vorgestellt. Es gehört zu den typischen 

Errungenschaften der "verhaltenstheoretischen Revolution" in 

der amerikanischen Politikwissenschaft (vgl. KAVANAGH 1983:6, 

48ff; vgl. auch den knappen Uberblick über die Zielsetzungen 

des "behavioral approach" bei: EASTON 1967; eine zusammenfas

sende Darstellung der "Behavioralismus-Kontroverse" findet 

sich bei: FALTER 1982). Die allgemeinen methodologischen Zie

le dieser Schule sind für unser Thema weniger von Interesse 

als ihr Bemühen, den Objektbereich der Politikwissenschaft un

ter inhaltlichen Gesichtspunkten neu zu bestimmen. Diesem 

Versuch nämlich verdankt unter anderem das Konzept der po

litischen Kultur sein Entstehen. Weitere wichtige Impulse 

gingen von der Erfahrung des Zusammenbruchs demokratischer 

Ordnungen in Mitteleuropa, insbesondere vom Scheitern der 

Weimarer Republik, aus (vgl. VERBA 1965a:131; ALMOND 1980: 

16ff; CONRADT 1980:223). 

Zum Programm der verhaltenstheoretischen Politikwissenschaft 

gehörte der Anspruch, "politische Psychologie" und Struktur

analyse, Mikro- und Makro-Theorie miteinander zu verknüpfen 

und nach dem Einfluß individueller politischer Orientierungen 

und Verhaltensweisen auf die Leistungsfähigkeit und Stabilität 

des politischen Systems zu fragen (vgl. die Hinweise bei: AL

MOND 1956:393f; ALMOND, VERBA 1965:32; INGLEHART 1980). Die 

Leitfrage der auf dieser Grundlage betriebenen Demokratie

forschung könnte man folgendermaßen formulieren: "Welche po

litischen Einstellungen weist der Bürger auf, den das demo

kratische politische System zu seiner Bestandserhaltung benö

tigt und welche gesellschaftlichen Rahmenbedingungen müssen 

gegeben sein, damit sich das Ideal des demokratischen Bürgers 
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in der politischen Wirklichkeit durchsetzen kann?" 

Mit derartigen Problemen befaßt sich die politische Wissen

schaft bzw. die politische Philosophie natürlich nicht erst 

seit dreißig Jahren. ALMOND (1980:16ff) selbst macht uns auf 

die lange intellektuelle Tradition der "Theorie demokrati

scher Stabilität" aufmerksam, in welcher der demokratische 

Bürger seit Anfang an eine wichtige Rolle spielte. Die Gegen

stände, für die sich die etablierende politische Kulturfor

schung interessierte, waren insofern nicht gänzlich neu. Die 

wesentliche Neuerung im Verhältnis zur bis dato vorherrschen

den formal-institutionellen und ideengeschichtlich orientier

ten Politikwissenschaft bestand vielmehr in der Art und Weise, 

auf welche man sich dem Verhältnis des Bürgers zur politischen 

Ordnung, zum Staat oder - wie es nun überwiegend hieß - zum 

politischen System näherte. Der beträchtliche Stellenwert der 

'subjektiven Dimension der Politik', das Bemühen um interdis

ziplinäres Arbeiten und um den systematischen Einsatz empiri

scher Forschungstechniken gehBrten zu den Faktoren, die der 

politischen Kulturforschung Auftrieb gaben (vgl. den Uberblick 

bei ALMOND, VERBA 1965:9ff: PYE 1968: sowie zuletzt: KAVANAGH 
1983:9ff, 48ff). 

Die von den frühen Verfechtern der political-culture-Forschung 

bewirkte Innovation besteht in erster Linie darin, verschiede

ne theoretische und methodische Entwicklungen aufgegriffen und 
zu einem einigermaßen kohärenten und fruchtbaren wissenschaft

lichen Forschungskonzept integriert zu haben. Neben den be

reits erwähnten methodologischen Grundsätzen der verhaltens

theoretischen Politikwissenschaft greift die moderne politi

sche Kulturforschung vor allem Gedanken aus der strukturfunk

tionalen Theorie Talcott PARSONS' auf (vgl. ausführlich, wenn 

auch zu sehr auf einzelne Aspekte der PARSONSsehen Theorie 

verengt: PAPPI 1970, m.w.L.). Sie läßt sich von den Uberlegun

gen der empirischen Demokratietheorie inspirieren . Schließlich 

hätte sich der Anspruch der political-culture-Forschung, einen 
empirischen Beitrag zur Theorie demokratischer Stabilität zu 

leisten, ohne die konzeptionellen und methodischen Vorarbeiten 
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der empirischen Wahl forschung wohl kaum einlösen lassen (vgl. 

zu diesen Vorarbeiten: ALMOND 1980). 

Allerdings verstand sich der political-culture-Ansatz von An

fang an nicht als eine "fertige" Theorie: "Political culture 

is not a theory: it refers to a set of variables which may be 

used in the construction of theories. But insofar as it de

signates a set of variables and encourages their investigation, 

it imputes some explanatory power to the psychological or sub

jective dimension of politics, just as it implies that there 

are contextual and internal variables which may explain it. 

The explanatory power of political culture is an empirical 

question, open to hypothesis and testing" (AhMOND 1980:26: vgl. 

auch: ALMOND, VERBA 1965:10). 

Diesem vermeintlichen Defizit, dem Fehlen einer ausformulier

ten systematischen Theorie der politischen Kultur, lassen sich 

allerdings auch gewisse Vorzüge abgewinnen. Damit eröffnet 

sich nämlich die Möglichkeit zu einer außerordentlich flexib

len Anwendung dieses Forschungsansatzes. Sie kommt auch der 

Auseinandersetzung mit der Theorie der Stillen Revolution zu

gute. So kann man den Versuch unternehmen, das Auftreten 

bestimmter Orientierungsmuster auf der Grundlage sozialstruk

tureller Variablen, sozialisationstheoretisch oder auf andere 

Weise zu erklären. Andere Versuchsanordnungen führen die poli

tische Kultur als Determinante politischer Verhaltensstruktu

ren oder als intervenierende Variable zwischen sozialstruktu

rellen Faktoren und dem politischen Verhalten in bestimmten 

Kollektiven (vgl. ausführlich hierzu: LIJPHART 1980). ELKINS' 

und SIMEONS' (1979) Karikatur der politischen Kultur als "A 

Cause on Search on its Effects" unterschätzt die Anwendungs

möglichkeiten dieses Forschungskonzeptes, aber auch die Krea

tivität des an seiner Verwendung interessierten Forschers. 

Treffender erscheint PAPPIs (1970:12f) Urteil über die Lei

stungen der der politischen Kulturforschung zugrundeliegenden 

strukturfunktionalen Theorie: Es handele sich bei dieser um 

ein Kategorienschema, das die Aufmerksamkeit auf bestimmte 

Aspekte der sozialen Wirklichkeit lenke und zur Formulierung 
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von Hypothesen anrege. In der hier zugrunde gelegten Version 

erbringt der political-culture-Ansatz die folgenden Leistun

gen: 
- Er benennt bestimmte Ausschnitte aus der politischen Wirk

lichkeit, die man bei der Analyse der Stabilitätsbedingungen 

der Demokratie nicht vernachlässigen sollte, 

- er liefert einen Begriffsapparat für die systematische Be

schreibung bestimmter Ausprägungen der politischen Kultur, 

- er erlaubt es, einzelne Merkmale der politischen Kultur oder 

bestimmte Typen politischer Kultur als Erklärungsvariable in 

Hypothesensystemen verschiedener Reichweite zu verwenden. 

Der wissenschaftliche Nutzen des Studiums individueller poli

tischer Orientierungen steht heute kaum noch in Frage. Unter 

jeweils besonderen Gesichtspunkten gehen sozialwissenschaftli

che Spezialdisziplinen wie die politische Psychologie, die 

Ideologie- und Meinungsforschung u.a. die Frage nach dem Zu

sammenhang zwischen individuellen politischen Einstellungen, 

Wertorientierungen, Verhaltensformen und anderen Aspekten der 

politischen und gesellschaftlichen Wirklichkeit an. Neben dem 

gemeinsamen Interesse für die "subjektive Dimension der Poli

tik" sind beispielhaft einige Unterschiede in den Fragestel

lungen der verschiedenen sozialwissenschaftlichen Teildiszi

plinen zu erwähnen. Zum Objektbereich der pOlitischen Kultur

forschung gehören neben den zent~alen Elementen des individu

ellen Uberzeugungssystems, mit denen sich die Ideologiefor

schung befaßt (vgl. z.B. CONVERSE 1964; LANE 1973; KLINGEMANN 

1979a) auch weniger zentrale Meinungen, Gefühle und Kenntnis

se. Sie interessiert sich auch nicht in erster Linie für die 

Mechanismen, die bei der Ausdifferenzierung eines politischen 

Orientierungssystems aus dem persönlichkeitssystem des Indi

viduums wirksam werden, wie dies die politische Persönlich
keitsforschung bzw. politische Psychologie tut (vgl. SNIDER

~~, CITRIN 1971; KNUTSON 1973b; SNIDERMAN 19751 SCHNEIDER 

1979). Vielmehr setzt die politische Kulturforschung das Vor

handensein eines mehr oder weniger differenzierten Systems 

politischer Kenntnisse, Gefühle und Werthaltungen voraus, die 

es zu beschreiben und deren Korrelate es zu ermitteln gilt. 
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Insofern ist sie "oberflächlicher" als die Persönlichkeitsfor

schung. Sie ist auch enger als die Kultursoziologie und die 

Kulturanthropologie, da sie sich auf das Studium politischer 

Sachverhalte beschränkt. Dennoch erlaubt es der Bezug auf ei

nen gemeinsamen Objektbereich, auf Erkenntnisse der genannten 

Nachbardisziplinen zurückzugreifen (vgl. auch die Hinweise 
bei: BERG-SCHLOSSER 1972:19ff). 

Die folgenden Kapitel enthalten den Versuch, die Bedeutung des 

Forschungskonzeptes "politische Kultur" möglichst genau zu 

fassen, um einen systematischen Bezugsrahmen für die empiri

sche Analyse zu erhalten. Diese vergleichsweise mühselige be
grifflich-theoretische Arbeit wäre überflüssig, wenn über die 

angemessene Forschungsstrategie in unserem Objektbereich Ei

nigkeit bestünde. Patrick DIAS (1971) hat in seiner vorzügli

chen Synopse gezeigt, daß dies nicht einmal in der amerikani

schen Verhaltenswissenschaft der Fall war. Noch geringer wird 

die Chance für eine konsistente Verwendung des Konzepts "poli

tische Kultur", wenn man sich seine zunehmende Beliebtheit bei 

Autoren der verschiedensten wissenschaftlichen Ausrichtung vor 

Augen führt (vgl. dazu den Uberblick bei IWAND 1985). 

In FOlge dieser Inflationierung muß der Begriff "politische 

Kultur" heute zur Bezeichnung aller möglichen politischen Phä

nomene herhalten und wird im Extremfalle mit "Politik" iden

tisch. Zu Recht kritisiert KAASE (1983:150) die Beliebigkeit, 

die sich bei der Verwendung des Begriffs politische Kultur 

eingebürgert hat. Er plädiert angesichts dieser Sachlage da

für, entweder ganz auf dies Konzept zu verzichten, oder "den 

analytischen Kern des Politischen-Kultur-Ansatzes (sie) jen

seits seiner normativen Bedingtheiten herauszuarbeiten, ihn 

theoretisch zu fundieren und damit erneut auf seine Brauchbar
keit als Forschungsparadigma abzuklopfen." Da man Sachverhalte 

nicht dadurch aus der Welt schafft, daß man sie ignoriert, ist 

der zweiten Alternative der Vorrang zu geben. 

Diese Arbeit knüpft an das von ALMOND und VERBA entwickelte 

Verständnis politischer Kultur als System individueller Orien-
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tiepungen auf po~itisahe Objekte an. DIAS ordnete den Beitrag 

beider Forscher in den amerikanischen Diskussionsstand ein und 

entlastet diese Arbeit insoweit. Die geistesgeschichtlichen 

und theoretischen Wurzeln der politischen Kulturforschung leg

te noch kürzlich ALMOND (1980) offen (vgl. auch die Hinweise 

auf S. 25ff dieser Arbeit: KAVANAGH 1983:47ff), so daß es auch 

in dieser Hinsicht keiner ausführlichen Erörterung bedarf. 

Seit der Publikation von "The Civic Culture" fehlte es nicht 

an Arbeiten zur politischen Kultur, deren theoretischer Ertrag 

allerdings eher bescheiden war (vgl. GABRIEL 1981; KAASE 

1983:146f, 149f, 167). Eine gpundlegende theoretische Neufor

mulierung des von ALMOND und VERBA unterbreiteten Vorschlages 

drängt sich beim gegenwärtigen Forschungsstand nicht auf. 

2. Zur Definition politischer Kultur 

2.1. Zum Begriff der Kultur im allgemeinen 

Die political cUlture-Forschung steht erkennbar unter dem Ein

fluß der soziologischen Theorien Max WEBERs und Talcott PAR

SONS' (vgl. ALMOND 1956:393, 396ff: 1980:24f: KIM 1964:316f: 

ALMOND, VERBA 1965:13f: PAPPI 1970:11ff: BEER 1973:24. PARSONS 

(et al. 1962:7) definiert Kultup als Menge von Symbo~en und 

Aptefakten, die dem sozialen Bande~n Bedeutung geben. Sie ge

hört für ihn zu den grundlegenden Bestandteilen jeder Hand

lungssituation. Dabei schreibt er der "Kultur" zweierlei Be

deutung zu: Sie ist Objekt von Orientierungen (Symbolcharak

ter), aber zugleich auch ein System von Opientiepungen, das 

den Akteur in bestimmter Weise mit seiner Umwelt verbindet: "On 

both levels, however, various elements of the situation come to 

have special 'meanings' for ego as 'signs' and 'symbols' which 

become relevant to the organization of his expectation system. 

Especially where there is social interaction, signs and sym

bols acquire aommon meanings and serve as media of communicat

ion between actors. When symbolic systems which can mediate 

cOmmunication have emerged, we may speak of the beginnings of 

a 'culture' which becomes part of action systems of the rele-
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vant actors" (PARSONS 1951:5). 

Nach PARSONS' Vorstellungen ist jedes Individuum durch sein 

Orientierungs system mit der aus anderen Individuen, physikali

schen und symbolischen Objekten bestehenden Umwelt verbunden. 

Die von mehreren Akteuren übereinstimmenden, zur Definition 

der gemeinsamen Handlungssituation benutzten, Orientierungen 

bilden die Kultup des betreffenden Kollektivs. Die struktur

funktionale Handlungstheorie sieht in der Ausbildung inter

subjektiv geltender Orientierungen eine notwendige Bedingung 

gemeinschaftlichen Handeins und menschlichen Zusammenlebens. 

Ihre Bedeutung für das Individuum und für die Gesellschaft 

zeigt sich bereits an der Tatsache, daß jedes soziale Handeln 

notwendig auf das Medium einer für die betreffenden Akteure 

verständlichen Sprache angewiesen ist. Daneben gibt es eine 

Reihe weiterer Codes, die das Sozialverhalten der Menschen re

gulieren, wie z.B. Gesetze, überlieferte Traditionen, Riten 

oder unausgesprochene Verhaltenserwartungen. Mit Recht bezeich

net PARSONS in seinen späten Arbeiten das Kultursystem als das 

auf die Strukturerhaltung spezialisierte Teilsystem jedes Hand

lungssystems (vgl. PARSONS 1973; 1976a:128ff; 1976b:171ff, 

187ff, 208ff, 1976c:224ff; eine Systematisierung und Weiter

entwicklung der PARSONSschen Konzeption findet sich bei MUNCH 

1982:93ff, 170ff). Das Kultursystem repräsentiert den ordnen

den, stabilisierenden Faktor im menschlichen Handeln. Gemein

sames Handeln ist ohne den Rückgriff auf einen allgemein ak

zeptierten Bestand an Symbolen nicht möglich: "A shared 

symbolic system is a system of 'ways oi opienting' plus those 

extepnal symbols which control these ways of orienting, the 

system being so geared into the action systems of both ego and 

alter that the external symbols bring forth the same comple

mentary pattern of orientation in both of them. Such a system, 

with its mutuality of normative orientation is logically the 

most elementary form of culture. In this elementary social re

lationship, as weIl as in a large scale social system, culture 

provides the standapds (value orientations) which are applied 

in evaluative processes" (PARSONS et al. 1962:16). 
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PARSONS' Vorstellungen von den Eigenschaften und sozialen 

Funktionen des Kultursystems lassen sich folgendermaßen zusam

menfassen. 

(1) Kultursysteme bestehen aus symbolischen Objekten (Symbo

len, Artefakten) und aus Orientierungen mehrerer Indivi

duen auf soziale, symbolische und physikalische Objekte. 

(2) Die Orientierungen stiften eine Beziehung zwischen dem 

Individuum und seiner Umwelt: Sie können dem Erkennen der 

Umwelt dienen (Kognitionen), positive oder negative Ge

fühle gegenüber Objekten hervorrufen (Befriedigung, Fru

stration, Kathexis) oder die Auswahl aus versahiedenen 

Objekten steuern (Evaluation). 

(3) Die einzelnen zur Kultur gehörigen Elemente weisen ein 

Mindestmaß an Interdependenz auf (Systemcharakter der 

Kultur). 

(4) Von Kultur kann erst die Rede sein, wenn mehrere Akteure 

bestimmte Orientierungen auf die Umwelt teilen. 

(5) Das Individuum erwirbt die in der Gesellschaft institutio

nalisierte Kultur durch Lernprozesse. Durch die Annahme 

allgemein anerkannter Werte und Normen wird die Person 

Mitglied eines Sozialsystems. 

(6) Kulturinhalte werden im Persönlichkeitssystem - durch Ler

nen - und im Sozialsystem - durch Institutionalisierung -

verankert. Persönlichkeits-, Sozial- und Kultursystem ver

halten sich zueinander mehr oder weniger komplementär. 

(7) Die Kultur ermöglicht es dem Individuum, sich in seiner 

Umwelt zurechtzufinden und übernimmt somit die Funktion 

eines Steuepungssystems für das Pers8nZiahkeits- und das 

Sozialsystem. Die wichtigsten Regelungsmechanismen sind 

dabei soziale Werte und Normen, deren Befolgung durch po
sitive und negative Sanktionen abgesichert ist. 

PARSONS' Vorstellungen vorn KUltursystem wurden in der soziolo

gischen Theoriediskussion so ausführlich gewürdigt, daß hier 
weitere Ausführungen überflÜSSig sind. 



2.2. politische Kultur als Bestandteil der allgemeinen 
Sozialkultur 
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Obgleich die von PARSONS vorgeschlagene Konzeption in den So

zialwissenschaften nicht allgemein akzeptiert wurde (vgl. die 

Ubersichten bei: SINGER 1968; GOETZE 1975), ließen sich zahl

reiche Beiträge zur politischen Kulturforschung von seinem 

verständnis der Kultur als System lernbarer Orientierungen 

leiten. Wie die heranwachsende Generation an die allgemeinen 

Wertvorstellungen und Normen einer Gesellschaft herangeführt 

wird, so erwirbt sie auch bestimmte politiache Orientierungen 

und wird dadurch in die Lage versetzt, ihre soziale Umwelt 

unter politischen Gesichtspunkten wahrzunehmen und zu bewer

ten. Im Zuge der gesellschaftlichen Differenzierung bilden 

sich nämlich für einzelne Sozialbereiche wie die Wirtschaft, 

die Politik oder die Wissenschaft jeweils typische Symbolsy

steme heraus. Die von mehreren Akteuren übereinstimmend vor

genommene Kategorisierung bestimmter Sachverhalte als ökono

misch, politisch, wissenschaftlich usw. bildet die Grundlage 

für die Entstehung einzelner gesellschaftlicher Subsysteme 

und ihnen entsprechender "Teilkulturen". Zu diesen gehört die 

politisc~e Kultur als das für den Handlungsbereich Politik 

typische System von Symbolen und Orientierungen. 

Mit der Ausdifferenzierung der pOlitischen Kultur aus der 

allgemeinen Sozialkultur ordnen die Mitglieder der Gesell

schaft dem politischen System einen bestimmten Aufgabenbereich 

zu, sie definieren die für diesen Bereich geltenden Werte, 

Normen und Rollen als typisch politische Sachverhalte (vgl. 

u.a.: ALMOND, POWELL 1966:57ff; PAPPI 1970:16ff). Dieser Vor

gang muß den betreffenden Personen keineswegs bewußt sein. 

Viele politische Werte und Normen gewinnen ihre Wirksamkeit 

gerade auf Grund ihres impliziten Charakters (vgl. PYE 1965: 

9; ROSENBAUM 1975:8), Als ein typisches Beispiel für die Aus

differenzierung der politischen Kultur aus der allgemeinen 50-

zialkultur kann man beispielsweise die sich im 19. und 20. 

Jahrhundert durchsetzende Anerkennung des Prinzips der allge

meinen, freien, gleichen und geheimen Wahl als Verfahren zur 
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Besetzung politischer Führungspositionen nennen (vgl. die Hin

weise bei PARSONS 1966:B3ff~ PAPPI 1970:passim). 

Ausdifferenzierung der politischen Kultur bedeutet zwar rela

tive Eigenständigkeit gegenüber anderen Elementen des Kultur

systems, dennoch bestehen mehr oder weniger stark ausgeprägte 

Beziehungen zu anderen kulturellen Subsystemen, etwa der Wirt

schaftskultur, der Wissenschaftskultur und der Religion, fort 

(vgl. ALMOND 1956:396f~ ALMOND, VERBA 1965:224ff~ BERG-SCHLOS

SER 1972:100ff~ EISENSTADT 1974:4ff, 12ff). Die Entwicklung 

der westeuropäischen Parteiensysteme basiert beispielsweise 

im wesentlichen auf einem Transfer religiöser und wirtschaft

licher Bindungen in den politischen Bereich (vgl. LIPSET 1981~ 

ROKKAN 1976). 

Die These von der Ausdifferenzierung der politischen Kultur 

aus der allgemeinen Sozialkultur wirft dem ersten Anschein 

nach gewisse Abgrenzungsprobleme auf. Sie resultieren aus der 

Notwendigkeit, zwischen spezifisch politischen und sozialen 

Sachverhalten zu unterscheiden (vgl. CZUDNOWSKI 1968:879f). 

In unserem speziellen Zusammenhang spielt die Frage nach der 

Bedeutung des Begriffs "Politik" allerdings als theoretisches 

Problem nur eine untergeordnete Rolle. Die Werte-, Einstel

lungs- und Verhaltensforschung interessiert sich in erster 

Linie dafür, wie Individuen ihre Beziehung zur Politik defi

nieren und weniger dafür, was Politik "objektiv" oder "ihrem 

Wesen nach" ist (vgl. VERBA 1965b:516: LIJPHART 1980:46). 

Diese offene Verwendungsweise des Begriffes politische Kultur 

deckt sich auch mit dem zuvor unterbreiteten Vorschlag, Kul

tur als Muster subjektiver Orientierungen auf objektive Gege
benheiten zu begreifen. 

Wie PYE (1968:221ff) zeigt, bestehen hinsichtlich der in ei

ner Gesellschaft als "politisch" definierten Bereiche - kul

turspezifische - Unterschiede: Angelegenheiten, deren Rege

lung man in einer bestimmten Gesellschaft als Aufgabe des po

litischen Systems betrachtet, gehören in anderen Gesellschaf

ten zum Privatbereich. Die Frage, welche Orientierungen als 
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"politisch" und welche als "nicht-politisch" anzusehen sind, 

ist von der political culture-Forschung nicht definitorisch, 

sondern durch empirische Analyse zu beantworten, auch wenn 

dabei erhebliche Schwierigkeiten auftreten (vgl. den Hinweis 

bei ROSENAU 1974:95: sowie zur kulturspezifischen Besonder

heit des Politikverständnisses: CZUDNOWSKI 1968:879f: BOWMAN, 

BOYNTON 1974b:8: ELKINS, SIMEON 1979:132). 

Zu den empirischen Teilen dieser Arbeit ist das Problem der 

Ausdifferenzierung der politischen Kultur aus der allgemei

nen Sozialstruktur von nachrangiger Bedeutung. Man könnte 

folglich den Begriff "Politik" bzw. "politisch" als einen un

definierten Grundbegriff stehen lassen. Es ist aber für die 

weitere Analyse hilfreich, zumindest eine Arbeitsdefinition 

vorzulegen, durch welche das politische System von seinen Um

welten unterscheidbar wird. Auf der Grundlage dieser Uberle

gungen bietet sich der Rückgriff auf das EASTONsche (1965:21) 

Verständnis des politischen Systems als der Menge von Inter

aktionen an, durch welche autoritative wertzuteilungen an die 

Gesellschaft erfolgen. Noch etwas genauer heißt es bei MUNCH 

(1976:98): "Das politische System einer Gesellschaft besteht 

aus denjenigen Interaktionen, die an dem Ziel der Herstellung 

gesamtgesellschaftZich verbindZicher Entscheidungen 
orientiert sind. Die Durchsetzung gesamtgesellschaftlich ver

bindlicher Entscheidungen gegen Widerstreben wird durch die 

Verfügung politischer Macht garantiert." 

Man kann dies Verständnis von Politik als funktionsorientiert 

bezeichnen, da es an den Aufgaben anknüpft, die die Politik 

typischerweise im Rahmen der gesamtgesellschaftlichen Ar

beitsteilung erfüllt. Bei der Beschäftigung mit den Objekten 

politischer Orientierung wird der Entscheidungsbezug des po

litischen Handeins noch deutlicher werden (Verweise auf die 

Bedeutung dieses Konzepts der Politik im Rahmen der political 

culture-Forschung finden wir u.a. bei: ALMOND 1956:394: CZUD

NOWSKI 1968:879: PAPPI 1970:16ff: BERG-SCHLOSSER 1972:79f). 
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2.3 Politische Kultur als System intersubjektiv geltender 

Orientierungen 

Orientierungen einzelner Akteure auf politische Objekte ent

stehen mit der Ausdifferenzierung des politischen Systems im 

Zuge der innergesellschaftlichen Arbeitsteilung quasi automa

tisch. Damit wir aber von der Existenz einer pOlitischen Ku~

tur sprechen können, benötigen wir ein weiteres Merkmal, das 

der intersubjektiven Geltung bestimmter politischer Werte, 

Normen, Regeln usw. Sie müssen von einer Mehrzahl individuel

ler Akteure als relativ dauerhafte Bestandteile des gemeinsa

men Zusammenlebens anerkannt werden. Nur dann erfüllen sie 

ihre Aufgabe, dem Individuum das Zurechtfinden in der Welt 

der Politik zu ermöglichen. Indem die politische Kultur für 

eine MehrzahL von Individuen einen Bestand gemeinsamer poli

tischer Symbole repräsentiert, schafft sie die Bedingungen, 

unter denen politisches Handeln als seinem Sinn nach auf an

dere politische Akteure bezogenes Handeln möglich ist. Durch 

ihre gemeinsamen Orientierungen partizipieren die Mitglieder 

eines bestimmten Kollektivs an dessen politischer Kultur (vgl. 

VERBA 1965b:525f, 535ff; PYE 1965:7ff; 1968:218, 221ff; ASH

FORD 1972:228ff; DEVINE 1972:2f, 5f; BERG-SCHLOSSER 1972:31f; 

KAVANAGH 1972:10f, 20; BEER 1973:25f). ELKINS und SIMEON 

(1979:129) stellen hierzu fest: "Political culture is the 

property of a collectivity - ..• Individuals have beliefs, 

values, and attitudes but they do not have cultures." 

Die Ausdifferenzierung eines politischen Systems und das Ent

stehen einer bestimmten politischen Kultur stellen sich so

mit als zwei unterschiedliche Aspekte ein- und desselben Vor

ganges dar (vgl. SARTORI 1972:62). Ein funktionsfähiges poli

tisches System hat sich erst dann entwickelt, wenn eine Mehr

zahl von Personen übereinstimmend bestimmte Handlungen, Rol

len, Werte, Normen usw. als politisches kategorisiert. Auf 

dem Hintergrund des PARSONSsehen Kulturkonzeptes ist es des

halb unsinnig, von einem Mangel an politischer Kultur zu 

sprechen, wie es sich in der politischen Alltagssprache und 

in einzelnen wissenschaftlichen Publikationen eingebürgert 
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hat (vgl. z.B. REICHEL 1981:12). Defizite können allenfalls 

in der Institutionalisierung einer bestimmten Ausppägung poli

tischer Kultur bestehen (vgl. dazu auch: KAASE 1983:146). 

In der neueren Geschichte war der Nationalstaat die Einheit, 

in der sich ein gemeinsamer Bestand an Orientierungsmustern 

entwickelte (vgl. VERBA 1965b:529ff; ALMOND, POWELL 1966: 

314ff). Er stand insofern im Mittelpunkt der bisherigen Akti

vitäten auf dem Gebiet der pOlitical-culture-Forschung, doch 

eignet sich dieser Ansatz auch für die Untersuchung von Ge

meinden, Regionen, Klassen oder transnationalen Einheiten 

(vgl. auch die Hinweise bei: KAASE 1983:148; sowie die Arbei

ten von PAPPI 1970 zur Stadt-Land-Differenzierung; sowie von 

REICHEL 1984 zur politischen Kultur der EG-Staaten). 

2.4 Politische Kultur als Verteilung individueller 

Orientierungen im Kollektiv 

Auf der Basis der bisher angestellten Uberlegungen kann man 

mit ALMOND und VERBA (1965:13) den Begriff "politische Kul

tur" folgendermaßen definieren: "The political culture of a 

nation is the particular distpibution of pattepns of opient

ation toward potiti~at obje~ts among the members of a nation". 

Spezifisch pOlitische SymboZe werden bei ALMOND und VERBA 

nicht mehr ausdrücklich erwähnt. Sie gehören aber systema

tisch zur Menge politischer Objekte. Ihre Nichtberücksichti

gung ist theoretisch gerechtfertigt, weil politische Symbole 

erst vermittelt über individuelle und kollektive Orientierun

gen ihre politische Bedeutung erlangen. 

In ihrer Definition liefern die Autoren die zur Beschreibung 

einer politischen Kultur benötigte Forschungsstrategie in 

groben Zügen mit: "Before we can arrive at such distributions, 

We need to have some way of systematically tapping individuaZ 

orientations toward political objects. In other words, we need 

to define and specify modes of poZiti~aZ opientations and 

aZasses of potitiaaZ objects" (ALMOND, VERBA 1965:13, Hervorh. 
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OWG). Diese beiden Variablengruppen, die Orientierungsmodi und 

die Klassen politischer Objekte bilden die Grundlage für die 

Beschreibung und Typologisierung politischer Kulturen bei AL

MOND und VERBA. 

KAVANAGH (1983:50f) bezeichnet die hier präsentierte Konzep

tion politischer Kultur als "einstellungsorientiert" und 

grenzt sie, unter Berufung auf PATRICK (1976) von "umfassen

den", "objektiven" und "heuristischen" Ansätzen ab. Die Be

zeichnung "einstellungsorientiert" weist auf den Gegenstands

bereich dieser Variante der pOlitischen Kulturforschung hin, 

die individuellen Einstellungen zur Politik und ihre Vertei

lung in einem Kollektiv. Obgleich der Begriff "Einstellung" 

in der psychologischen Literatur nicht einheitlich benutzt 

wird, scheint doch ein Mindestmaß an Ubereinstimmung darin zu 

bestehen, daß er mentale Dispositionen gegenüber Objekten oder 

Situationen bezeichnet. In seiner klassischen Definition be

schreibt ALLPORT (zit. nach NIMMO, BONJEAN 1972b:4) den Ter

minus Einstellung folgendermaßen: "A mental and neural state 

of readiness organized through experience, exerting a direct

ive or dynamic influence upon the individual's response to 

all objects and situations with which it is related." Einige 

Autoren stellen, deutlicher als ALLPORT, die bewe~tende Kom

ponente von Einstellungen in den Vordergrund ihrer Betrach

tung: "Die Einstellung einer Person zu einem Objekt ist ihre 

(subjektive) Bewertung des Objekts" (HERKNER 1975:143). 

Definitionsgemäß bleiben bei der einstellungsorientierten Kon

zeption des political culture-Ansatzes alle nicht als Einstel

lungen zu qualifizierenden politischen Sachverhalte unberück

sichtigt. Sie sind lediglich als Einstellungsobjekte relevant. 

Insbesondere gilt dies für das politische Ve~halten. Eine sol

che Eingrenzung des Objektbereichs ist vor allem deshalb an

gebracht, weil für die direkt beobachtbaren, manifesten Re

aktionen des Individuums auf politische Objekte bereits der 

eingeführte Begriff des politischen Verhaltens zur Verfügung 

steht (zur Unterscheidung zwischen Einstellungen und Verhal

ten vgl. SCHNEIDER 1979:76ff). Zudem fungieren in einschlägi-



gen Untersuchungen Einstellungen als Vorhersagegrößen des 

Verhaltens (vgl. z.B. MILBRATH, GOEL 1977:45ff; ASHER, 

RICHARDSON, WEISBERG 1984:36ff). Faßt man beide Konstrukte 
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zu einer Kategorie zusammen, dann geht man hinter den in der 

Sozialpsychologie erreichten Diskussionsstand zurück. Es ist 

natürlich zulässig, vom eingeführten Sprachgebrauch einer 

wissenschaftlichen Disziplin abzuweichen, sofern es dafür 

nachvollziehbare Gründe gibt. Doch hat man bei den dem "um

fassenden" Ansatz zuzurechnenden Arbeiten deutscher Autoren 

eher den Eindruck, daß die Vorstellungen von politischer Kul

tur ziemlich diffus bleiben und daß der betreffende Begriff 

relativ beliebig benutzt wird (vgl. z.B. SONTHEIMER 1970; 

GREIFFENHAGEN, GREIFFENHAGEN 1981; RAUSCH 1980; STAMMEN 1980; 

REICHEL 1981a; 1984). 

Auf die weiteren von KAVANAGH (1983) vorgeschlagenen Unter

scheidungen muß nicht näher eingegangen werden. Sie betreffen 

nämlich nicht die Eingrenzung des Objektbereichs der politic

al culture-Forschung, um die es hier geht, sondern den theo

retischen Entwicklungsstand dieser Disziplin. Es besteht die 

Möglichkeit, das einstellungsorientierte wie das umfassende 

Konzept heuristisch oder auch im Rahmen einer systematischen 

Theorie zu verwenden. 

In dieser Arbeit bezeichne ich als politische Kultur die in 

einem Kollektiv feststellbare Verteilung individueller Orien

tierungen auf politische Objekte. Durch ihren Bezug auf poli

tische Sachverhalte unterscheidet sie sich von anderen sozio

kulturellen Orientierungsmustern. Der Begriff schließt mani

feste Formen des Verhaltens picht ein, er bezieht sich viel

mehr auf mentale Dispositionen. Die Rede von einem Muster 

oder System kollektiver Orientierungen verweist auf ein Min

destmaß an Kohärenz zwischen den einzelnen Elementen des 

Orientierungssystems. Zugang zu den Orientierungsmustern ge

winnt man durch die Untersuchung individueller Dispositionen, 

genauer ihrer Verteilung im Aggregat. 
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3. Arten kultureller Orientierungen: Kenntnisse, 

Gefühle und Wertorientierungen 

Wie bei der Definition politischer Kultur, so ist auch bei der 

Beschreibung der möglichen Arten kultureller Orientierungen 

der Einfluß PARSONS' auf die betreffenden politikwissenschaft

lichen Arbeiten unverkennbar. VERBA (1965b:513, 518) zählt zur 

politischen Kultur kognitive, affektive und evaluative Orien

tierungen bzw. empirische Yberzeugungen, subjektive Gefühle 

oder Emotionen und schließlich Wertorientierungen. Die empiri

schen Yberzeugungen beschreiben den wahrgenommenen Zustand des 

politischen Systems (Kenntnisse, Wissen), die Wertorientierun

gen beziehen sich auf die für das politische System verbind

lichen Standards (Ziele, Werte, moralische Urteile), während 

die affektive Komponente die emotionalen Bindungen von Perso

nen an politische Objekte (Indifferenz, Aversion, Zuneigung) 

umschreibt (vgl. PARSONS, SHILS 1962:163ff; zur Ubernahme die

ser Vorstellungen in die politische Kulturforschung: vgl.: 

ALMOND 1956:396; ALMOND, VERBA 1965:14; PYE 1965:9; 1971b:102; 

KAVANAGH 1972:11; 1983:50; BEER 1973:23ff; ALMOND 1980:28). 

Zumindest in den frühen Arbeiten zur politischen Kultur schien 

die Unterscheidung zwischen Kognitionen, Affekten und Evalua

tionen relativ unstrittig. Sie ist allerdings unter konzeptu

eIl-theoretischen wie unter forschungspraktischen Gesichts

punkten angreifbar. 

In der sozialpsychologischen Literatur findet man neben den 

von ALMOND und VERBA erwähnten empirischen Uberzeugungenl 

Kenntnissen, Gefühlen und Wertorientierungen weitere Bezeich

nungen wie Meinungen, Vorstellungen, emotive Dispositionen, 

Bedürfnisse, Ideologien, Bewertungen, Werthaltungen, Verhal

tensdispositionen usw. Sie werden teils deckungsgleich mit 

den Zuvor genannten Konstrukten benutzt, teils aber auch sy

stematisch von diesen und voneinander unterschieden. Dabei 

gibt es allerdings keine einheitlichen Abgrenzungskriterien. 
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Die Auseinandersetzung über das angemessene Einstellungskon

zept läßt sich bei genauer Prüfung auf zwei Fragen eingren

zen: 

(1) Ist einem ein- oder einem mehrdimensionalen Einstellungs
begriff der Vorzug zu geben? 

(2) Sollte man Werte/Wertvorstellungen und Einstellungen als 

zwei systematisch voneinander getrennte Teilklassen des 

individuellen Orientierungssystems behandeln? 

Diese beiden Streitfragen gehören eher zum Forschungsgebiet 

der Psychologie als zu dem der Politikwissenschaft. Es ist 

nämlich unergiebig, die Auseinandersetzung mit der Binnen

struktur des individuellen Orientierungssystems als reines 

Definitionsproblem zu behandeln. Die Frage aber, in welcher 

Beziehung Werte und Einstellungen sowie die einzelnen Ein

stellungskomponenten empirisch zueinander stehen, stellt sich 
für die Auseinandersetzung der Individuen mit ihrer gesamten 

sozialen Umwelt, nicht nur für ihre Beziehungen zur Politik. 

Die folgenden Ausführungen befassen sich deshalb mit der em

pirischen Relevanz der Unterscheidung zwischen den einzelnen 

Orientierungsmodi für die pOlitical-culture-Forschung. Sie 

sollen zeigen, daß in dieser Hinsicht die scheinbar gegen

sätzlichen Positionen miteinander vereinbar sind. 

Verfechter des mehrdimensionalen Einstellungskonzepts unter

scheiden zwischen kognitiven, affektiven und konativen (vgl. 

MEINEFELD 1977:25ff, mit zahlreichen Literaturhinweisen und 

einer Beschreibung der drei Teilkomponenten) bzw. zwischen 

kognitiven und emotiven Aspekten einer Einstellung (vgl. SAR

TORI 1972:66ff: HERKNER 1975:147: SNIDERMAN 1975:131ff). Dem

gegenüber plädiert die Gegenseite dafür, den Begriff "Ein

stellungen" auf affektive Orientierungen einzugrenzen (vgl. 

MEINEFELD 1977:37ff). Damit verschwinden die Kognitionen und 

die Verhaltensdispositionen keineswegs aus dem Objektbereich 

der Sozialpsychologie. Man betrachtet es vielmehr als eine 

wichtige Aufgabe, die Beziehungen zwischen Einstellungen, 

(kognitiven) Vorstellungen und Verhaltensdispositionen empi

risch zu klären. Vor allem interessiert man sich für deren 
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jeweiligen Einfluß auf das individuelle Verhalten. Zu Recht 

stellt HERKNER (1975:147) die bisherige Auseinandersetzung 

über die Ein- oder Mehrdimensionalität des Einstellungskon

zepts als ein Definitionsproblem dar. 

Der Streit verliert zusätzlich an Schärfe, wenn man sich vor 

Augen führt, daß diese verschiedenen Orientierungselemente 

bei der Auseinandersetzung des Individuums mit seiner Umwelt 

empirisch kaum voneinander zu trennen sind. SNIDERMAN (1975: 

134) bemerkt hierzu: " ••• the distinction between cognitive 

and emotive components is only analytic; in the real life, 

the two may.well be inseparable" (vgl. auch: HERKNER 1975: 

147; ausführlich: SNIDERMAN 1975:134ff). 

Weder im ein- noch im mehrdimensionalen Einstellungskonzept 

tauchen evaluative Orientierungen als eigenständige Komponen

ten auf. Nach HOFFMANN-LANGE (1977:25f) werden sie als Aspek

te von Gefühlen und Verhaltensdispositionen betrachtet. Aus 

ihrer Vernachlässigung läßt sich auch die vor allem von 

ROKEACH (1968; 1971) erhobene Forderung nach einer verstärk

ten Beschäftigung der Sozialwissenschaften mit sozialen Wer

ten erklären. ROKEACH (1968:550f) grenzt dabei die Werte fol

gendermaßen von Einstellungen ab: "I will define an attitude 

as an enduring organization of several beliefs (siel) focused 

on a specific object (physical or social; concrete or ab

stract) or situation, predisposing one to respond in some pre

ferential manner. Values, on the other hand, transcend spe

cific objects and specific situations: values have to do with 

modes of aonduat and end-states of existence (Hervorh. im Ori

ginal) ••. Defined in this way, attitudes and values differ 

from one another in three important respects. First, a vaLue 

tpansaends specific objects and situations, while an attitude 

fOCUS8S directly on specific objeats and situations; second, 

a vaLue, unlike an attitude, is a standard or a yardstick 

guiding not only attitudes, but also actions, comparisons, 

evaluations (sicl), and justifications of self and others; 
third, a vaLue, unlike an attitude, is a distinct preference 

for a speaified mode of behavior or for a specified end-etate 
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af existe'lae" (Hervorh. OWG). 

Nach ROKEACH beziehen sich Einstellungen auf spezifische Si

tuationen und Objekte, während dies für Werte nicht (in dem

selben Maße) gilt. Offenkundig beeinflussen seiner Meinung 

nach Werte das Verhalten und die Einstellungen einer Person, 

indem sie dieser Kriterien zur Entscheidung zwischen bestimm

ten Objekten zur Verfügung stellen. Einstellungen betrachtet 

er als mehr oder weniger beliebige Reaktionen auf Objekte, 

Werte dagegen haben mit bevorzugten Verhaltensmodi oder "End

zuständen der Existenz" zu tun. Vor allem diesen zuletzt ge

nannten Aspekt gesellschaftlicher Werte hob auch PARSONS 

(1980:185) in seiner klassischen Definition von Werten als 

"Konzeptionen der wünschenswerten Gesellschaft für die Mit

glieder dieser Gesellschaft" hervor (zum Wertekonzept von 

PARSONS ausführlich: FRIEDRICHS 1968). 

Die von ROKEACH erwähnten Merkmale von Werten finden sich in 

vergleichbarer Form in den meisten Beiträgen zur sozialwis

senschaftlichen Werte forschung (vgl. z.B. KLUCKHOHN et al. 

1962:395ff; PARSONS, SHILS 1962:162ff; FRIEDRICHS 1968:79f, 

112ff; SCHOLL-SCHAAF 1975:8, 74f; STIKSRUD 1979:447; WIEHN, 

BIRNER, SCHUHMACHER 1979:378ff; SCHNEIDER 1981:153, m.w.L). 

KMIECIAK (1976:152f) schlägt z.B. die folgende Unterscheidung 

zwischen Werten und Einstellungen,vor: "Werte betrachten wir 

innerhalb des Selbst als erheblich fundamentaler und perva

siver. Sie determinieren Einstellungen und Verhalten. Als ge

nerelle kognitive Ordnungskonzepte transzendieren sie spezi

fische Objekte und Situationen, während Einstellungen auf be

stimmte Gegenstände und Situationen focussieren, sich auf ei

nen 'focalisierten Referenten' ( ..• ) als Einstellungsobjekt 

beziehen. Wenige Werte organisieren viele Einstellungen zu 

'größeren Strukturen' ( ••• ), zu einem integrierenden System." 

REICHARDT (1979:24f) definiert in Ubereinstimmung mit der 

Mehrzahl der Werte forscher das Konzept "Werte" folgendermaßen: 

"Unter einem Wert verstehen wir einen in einer bestimmten Po

pulation wirksamen Modus der Bevorzugung oder der Zurück-
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setzung von Objekten oder von sozialen Zuständen, der in der 

Motivationsstruktur der Einzelindividuen verankert werden 

kann, dessen Inhalt einen hohen Grad von Allgemeinheit (Gene

ralisierung) aufweist und mindestens potentiell auch bei ei

ner größeren Population wirksam werden könnte. Werte haben 

meist kognitive, emotive und volative Aspekte." Anschließend 

zählt er nochmals die für Werte typischen Merkmale auf, näm

lich 
a) ihren Bezug auf bestimmte Bevölkerungsgruppen, 

b) ihre Funktion, Rangfolgen der Bevorzugung zu schaffen, die 

nach Intensitätsgraden und Richtung unterscheidbar seien, 

cl ihren Bezug auf soziale Zustände, d.h. regelmäßig statt

findende oder unterbleibende Aktivitäten, 

d) ihre Verankerung in der individuellen Motivstruktur, 

el ihre Allgemeinheit, d.h. ihre Leitfunktion für eine Viel

zahl konkreter Einzelhandlungen, 
f) ihre potentielle Akzeptanz bei größeren Populationen, 

g) die wechselseitige Abstützung kognitiver, emotiver und vo

lativer Elemente und 

h) ihren Individual- und KOllektivbezug. 

Alle vorgestellten Wertekonzepte klären allerdings die Bezie

hung zwischen Werten als Bestandteilen des individuellen Ori

entierungssystems (subjektive Komponente) und Werten als Ob

jekten individueller Orientierungen nur unzulänglich. FRIED

RICHS' (1968:112) Feststellung: "Werte sind weder Bedürfnis

se noch Objekte, vielmehr Standards. die erst zur Be~ertung 

von Objekten führen. Es sind Be~ußtseinsinhalte weitgehend 
kollektiven Ursprungs und eng mit der Organisation einer Ge
sellschaft verbunden" bezieht sich nur auf die subjektive 

Seite. Nach PARSONS gehören aber zur Kultur sowohl kulturel

le Orientierungen als auch kulturelle Objekte (vgl. dazu S. 

28ff dieser Arbeit). Die von FRIEDRICHS angesprochene Interna

lisierung von Werten und ihre Verwendung als Standards setzt 

voraus, daß es "außerhalb" des individuellen Orientierungssy
stems objektive Sachverhalte gibt, die man internalisieren 

kann. Damit sind m.E. Werte als kulturelle Objekte gemeint 

(vgl. zu Werten als Objekten; FRIEDRICHS 1968:11ff: SCHOLL-
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SCHAAF 1975:30ff; KMIECIAK 1976:33f). BEER (1973:33) bezeich

net sie in Anlehnung an PARSONS und KLUCKHOHN als "konzeptu
elle Symbole". 

Von Werten als Objekten sind Kenntnisse bzw. empirische Uber

zeugungen, Gefühle und Verhaltensdispositionen ziemlich pro

blemlos abzugrenzen; denn es handelt sich bei ihnen um Sach

verhalte, auf die sich individuelle Einstellungen beziehen. 

Doch auch zwischen internalisierten Werten (Wertorientierun

gen) und den anderen Elementen des individuellen Orientie

rungssystems bestehen keine unüberbrückbaren Gegensätze. Nach 

KLUCKHOHN (et al. 1962:395) verbinden sich in Werten Kogni

tionen, Affekte und Verhaltensdispositionen miteinander (vgl. 

auch REICHARDT 1979:24; sowie in Anlehnung an GUTTM1L~ 1973: 

MEYER, RUEGG 1979:52ff; DITTRICH 1984:42ff). Die weiteren Ab

grenzungskriterien zwischen Wertorientierungen und Einstel

lungen legen gleichfalls die Annahme eines Einstellungskon

tinuums nahe, wie wir es in CONVERSEs (1964:207ff) Konzeption 

des "Uberzeugungssystems" finden. Eine Orientierung läßt sich 

im Regelfalle nicht eindeutig als speziell oder allgemein, 

stabil oder labil, zentral oder peripher usw. klassifizieren, 

sondern sinnvollerweise auf einem Kontinuum der Stabilität, 

Zentralität und Allgemeinheit einordnen. 

Damit kommt eine Lösung des Streites über den Status von Wer

ten und Einstellungen in Sicht, die auch für diese Arbeit 

fruchtbar erscheint: Zwischen Gegnern und Verfechtern einer 

Trennung zwischen Wertvorstellungen und Einstellungen beste

hen kaum Kontroversen in der Einschätzung, daß bestimmte Ori

entierungen zentraler, stabiler, allgemeiner usw. sind als 

andere. Ob man diese nun als Wertvorstellungen bezeichnet 

oder einen anderen Begriff für sie bevorzugt, halte ich für 

nebensächlich. Interessanter erscheint die aus dieser Vor

stellung ableitbare empirische Annahme, die Kenntnis der zen

tralen Elemente des individuellen Orientierungssystems erlau

be Prognosen über das Auftreten weniger zentraler Elemente 

oder: bei Änderungen zentraler Elemente änderten sich auch 

die weniger zentralen Einstellungen (vgl. CONVERSE 1964:207; 
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ähnlich auch: FRIEDRICHS 1968:79ff, 92ff, 112ff). Diese Kon

zeption findet sich auch in INGLEHARTs Arbeiten über die Kon
sequenzen des Auftretens postmaterialistischer prioritäten 

(vgl. dazu S. 107ff dieser Arbeit). 

Bedenken gegen eine Uberstrapazierung der Unterschiede zwi

schen den behandelten Orientierungsmodi ergeben sich schließ

lich aus der bisherigen Forschungspraxis. Von einer systema

tischen empirischen Umsetzung des im ersten Teil von "The 

Civic Culture" konzipierten Begriffsapparates kann nicht die 

Rede sein. War das Konzept politische Kultur zuvor ausdrück

lich auf politische EinsteLLungen eingegrenzt worden, so ver

wenden ALMOND und VERBA nunmehr auch Formen politischen und 

sozialen VerhaLtens als Indikatoren der "Staatsbürgerkultur". 

Dies geschieht z.B., wenn sie die Häufigkeit der Mediennutzung 

(vgl. ALMOND, VERBA 1965:53ff), die Teilnahme an nationalen 

und lokalen Angelegenheiten (vgl. ALMOND, VERBA 1965:143ff) 

oder das Freizeitverhalten (vgl. ALMOND, VERBA 1965:209ff) 

untersuchen. Die benutzten Erhebungsinstrumente sind nicht 

durchgängig und in systematisch nachvollziehbarer Form den 
Dimensionen kognitiv, affektiv und evaluativ zugeordnet. 

Während man zum Beispiel die Kenntnis des Namens von Poli

tikern plausiblerweise unter der kognitiven Komponente der 

politischen Kultur abhandeln kann (vgl. ALMOND, VERBA 1965: 
57ff), leuchtet dies bei der Variablen "Bedeutung der Politik 

für das eigene Leben" nicht ein; denn die Befragten waren 

hier zu einer Bewertung aufgefordert. Sie sollten den (posi

tiven) Einfluß der Regierungsaktivitäten auf das eigene Leben 

beurteilen (vgl. ALMOND, VERBA 1965:47ff). Ähnlich unklar 

bleibt der theoretische Status der Fragen nach den Eigenschaf

ten von Parteianhängern (vgl. ALMOND, VERBA 1965:86ff) und 

nach der subjektiven Kompetenz (vgl. ALMOND, VERBA 1965:136ff). 

Bei allen diesen Erhebungsinstrumenten vermischen sich kogni

tive und bewertende Elemente. Da auch in anderen Arbeiten aus 
der empirischen pOlitical-culture-Forschung keine wesentlich 

andere Sachlage gegeben ist, liegt die Frage nach dem prakti

schen Nutzen der theoretisch plausiblen Unterscheidung zwi-
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sehen den einzelnen Orientierungsmodi nahe. 

Die Zweifel an der forschungspraktischen Brauchbarkeit des 

ALMONO/VERBAschen Begriffsapparates verstärken sich bei einer 

Gegenüberstellung der theoretischen Uberlegungen zur Abgren

zung zwischen Kognitionen, Affekten und Bewertunqen mit der 

Praxis der Datenerhebung. PARSONS und SHILS (1962:162ff) hat

ten die drei Orientierungsmodi an Hand der in sie eingehenden 

Wert standards voneinander unterschieden. Für die Beziehung 

zwischen den Kenntnissen und den beiden anderen Konstrukten 

erscheint ein solcher Weg gangbar: In der empirischen Gültig

keit verfügen wir über ein geeignetes Beurteilungskriterium 

für Kenntnisse. Weniger klar ist dies schon für die Wahrneh

mung und Beschreibung der tatsächlichen Eigenschaften pOliti

scher Sachverhalte ("empirische Uberzeugungen"). Ob nun aber 

eine bewertende Stellungnahme zu einem Objekt auf bloß sub

jektiven, sozial nicht überformten Gratifikationsbestrebungen 

oder auf moralischen Standards beruht, läßt sich nur mit Hil

fe einer sehr differenzierten Analyse von Bewertungsmotiven 

entscheiden. Diese erfolgt jedoch in den gänqigen political

culture-Erhebungen gerade nicht. Es bleibt in der Regel of

fen, aus welchen Gründen es zu einer positiven oder negativen 

Bewertung politischer Objekte (Parteien, Regierung, das Sy

stem) kommt. Den üblichen Testitems kann man nicht ansehen, 

ob sie zu affektiven oder bewertenden Reaktionen herausfor

dern. 

Erschwerend kommt die bei den meisten ~eßinstrumenten vorlie

gende Vermischung deskriptiver und normativer Elemente hinzu. 

Eine systematische Abstimmung der Erhebungsinstrumente auf 

das Kategorienschema von ALMOND und VERBA ist zwar sicher 

möglich, bislang sind aber derartige Bemühungen nicht zu er

kennen. Sie sind wohl auch nicht sonderlich fruchtbar, weil 

die Untepscheidung zwischen Kognitionen, Affekten und Wert

orientierungen für die Typologisierung politischer Kulturen 

keine Rolle spielt. Sie befinden sich nämlich in jedem Typus 

in einem "Balance-Verhältnis" (näheres dazu auf s. 62ff die

ser Arbeit) . 
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Die in der Werte forschung propagierte Lösung, wertvorstellun

gen über Rangordnungen, Einstellungen dagegen über Intensi

tätsfragen zu messen, überzeugt ebenfalls nicht (vgl. anders 

auch: KLAGES, HERBERT 1983:127ff; DITTRICH 1984:42ff). Dieser 

Vorschlag zielt darauf, die Funktion von Werten als Auswahl

standards in eine empirische Meßvorschrift umzusetzen (vgl. 

ROKEACH 1968; STROBEL 1979). Eine gültige Wertemessung er

reicht man mittels des Rangordnungsverfahrens aber nur unter 

der Voraussetzung, daß die suggerierte Entscheidungssituation 

für den Befragten tatsächlich nachvollziehbar ist. In dieser 

Hinsicht sind erhebliche Zweifel angebracht, z.B. wenn es da

rum geht, eine Prioritätenentscheidung zwischen den Zielen 

"Meinungsfreiheit" und "Preisniveaustabilität" oder "Frieden" 

und "Freiheit" zu treffen. 

Es läßt sich im Voraus oft nur schwer beurteilen, ob die Ent

scheidung zwischen bestimmten Alternativen für eine Person 

relevant oder fiktiv ist. Im Bereich der Politik gibt es zu

sätzliche Probleme: Als sozialer Lebensbereich rangiert die 

Politik in der individuellen Prioritätenhierarchie durchweg 

auf einem unteren Rangplatz (vgl. unter den zahlreichen Hin

weisen hierauf: BARGEL 1979:150ff). Je weniger Bedeutung ein 

Problem oder Ziel für eine Person besitzt, desto unzuverläs

siger dürfte eine für diesen Bereich abverlangte Rangordnung 

ausfallen. Mit der Zahl und Abstraktheit der zu bewertenden 

Tatbestände und der Mehrdeutigkeit der Bewertungsgrundlagen 

treten zusätzliche Unsicherheitsfaktoren auf. Es erscheint 

mir ziemlich fiktiv anzunehmen, man könne die Einstellung zu 

den Zielen Freiheit, Gleichheit, Mitbestimmung usw. dadyrch 

von der affektiven auf die evaluative Ebene verlagern, daß 

man sie einem Rangordnungsverfahren unterwirft. 

Wenn man angesichts der begrifflichen Konfusion, der Meßpro

bleme und der zweifelhaften forschungspraktischen Relevanz 

der Unterscheidung zwischen bestimmten Orientierungsmodi über

haupt an einem Klassifikationsschema festhalten möchte, dann 

sollte man dies möglichst einfach anlegen. In der Wissen

schaftslogik grenzt man zwei groBe Teilklassen von Aussagen, 
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deskriptive und normative Sätze, voneinander ab (vgl. ALBERT 

1980:198ff). Entsprechend könnte man mit den in der politi

schen Kulturforschung benutzten Testitems verfahren. Wir ha

ben es dann mit empirisch prüfbaren Beschreibungen der poli

tischen Wirklichkeit einerseits und mit bewertenden Stellung

nahmen zu politischen Sachverhalten auf der anderen Seite zu 

tun. BEER (1973:25ff) führt in ähnlicher Form zwei Teilkompo

nenten der politischen Kultur, die "cognitive map" und die 

"normative map" ein. Bei diesem Konzeptualisierungsvorschlag 

bleibt offen, ob ein politischer Sachverhalt und eine Aussage 

über diesen für eine Person primär eine kognitive oder eine 

normative Bedeutung besitzt, aber beide Aspekte können prin

zipiell gemessen werden. Als ein empirisches Problem wird es 

ebenfalls behandelt, wie zentral, stabil, kohärent usw. poli

tische Einstellungen sind und auf Grund welcher Standards ei

ne Person ein Objekt bewertet (zu den in Frage kommenden Kri

terien vgl. CITRIN 1977:388). 

4. Objekte politischer Orientierung 

Politische Orientierungen verbinden den Akteur mit seiner aus 

sozialen, physischen und symbolischen Objekten bestehenden 

Umwelt. Eine Beschreibung politischer Kultur muß mindestens 

zwei Teilkomplexe enthalten. Sie untersucht die Art und das 

Ausmaß von Kenntnissen und normativen Dispositionen bei den 

Mitgliedern eines bestimmten Kollektivs,und sie ermittelt die 

Objekte, auf die sich diese Orientierungen beziehen. Die Mit

glieder eines politischen Kollektivs,entwickeln eine gemein

same politische Kultur in ihrer Auseinandersetzung mit der 

politischen Umwelt, indem sie politische Handlungen, politi

sche Akteure, politische Organisationen, Symbole usw. in ein

heitlicher Weise wahrnehmen und bewerten. 

Da jedes soziale, physische oder symbolische Objekt, welches 

mehrere Akteure übereinstimmend als politisch kategorisieren, 

zum politischen Objekt wird, kommt es nachfolgend darauf an, 

ein Schema zu entwickeln, das eine inhaltlich sinnvolle Be-
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schreibung politischer Kultur zuläßt. Die Frage, wie - nach 

außen hin - der Zuständigkeitsbereich der Politik in der ge

samtgesellschaftlichen Arbeitsteilung definiert und eine Ab

grenzung gegenüber der allgemeinen Sozialkultur geleistet 

wird, wurde bereits behandelt. Hier ~eht es um die nähere Be

schreibung der Orientierungen auf solche Objekte, die bereits 

als politisch im Sinne der zuvor gegebenen Begriffsbestimmung 

der Politik klassifiziert sind, also um die Binnendifferen

zierung der politischen Kultur. Dabei ist es zweckmäßig, die 

Vielzahl potentiell politischer Objekte zu Objektklassen zu 

gruppieren, um auf diese Weise einige a!Zgemeine·Beschrei

bungskategorien politischer Kultur zu gewinnen. Diese müssen 

hinreichend abstrakt sein, um einen Vergleich verschiedener 

Subkulturen oder nationaler Kulturen zuzulassen. Auf der an

deren Seite dürfen sie nicht auf einem solch hohen Abstrak

tionsniveau liegen, daß sie für die empirische Forschungs

praxis unbrauchbar werden. Beide Postulate sind nur unter ge

wissen Schwierigkeiten miteinander zu vereinbaren. 

4.1 Das politische System und seine Teilsysteme als 

Orientierungsobjekte 

Die grundlegenden Bestandteile der von ALMOND und VERBA aus

gehenden Versuche einer systematischen Analyse politischer 

Kultur sind in der Beschreibung politischer Kultur als 

"attitudes toward the poZiticaZ system and its various parts 

and the role of the seZ! in the system" (ALMOND, VERBA 1965: 
12) enthalten. 

Zur Unterscheidung zwischen dem pOlitischen System als allge

meinem Objekt und einzelnen Bestandteilen des Systems liegen 

in der Literatur verschiedene, theoretisch und empirisch mehr 

oder weniger brauchbare Ansätze vor: Nach ·ALMOND und VERBA 

(1965:14ff; vgl. auch: ALMOND, POWELL 1966:51ff) gibt es in 
jedem politischen System drei große Klassen politischer Ob
jekte: 

(1) politische Ro Z Zen oder Str-uktur-en. wie gesetzgebende Kör-
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perschaften, Regierungen oder Bürokratien, 

(2) die Inhaber dieser Rollen, z.B. einen Monarchen, einen Ab

geordneten oder einen Verwaltungs angehörigen und 

(3) besondere PoZitikinhaZte (policies), nämlich Entscheidun

gen und ihre Umsetzung in Maßnahmen. 

Es ist nicht ganz klar, welche Bedeutung dieser Abgrenzung ei

gentlich zukommt, da sie weder in der Typologisierung politi

scher Kultur noch in den empirischen Teilen von "The Civic 

Culture" irgendeine erkennbare Rolle spielt. Obgleich eine 

Auseinandersetzung mit der theoretischen und empirischen Rele

vanz dieser Unterscheidung nicht unergiebig wäre, kann sie 

hier aus praktischen Erwägungen unterbleiben. Zudem beschäf

tigte sich die politische Kulturforschung aus naheliegenden 

Gründen fast ausschließlich mit Rollen und Strukturen als Ob

jekten politischer Einstellungen. 

Wichtiger für unsere Fragestellung ist ein zweiter, von ALMOND 

und VERBA unterbreiteter Differenzierungsvorschlag, die Unter

scheidung zwischen dem System als aZZgemeinem Objekt, dem In

put- und dem Output-Subsystem sowie dem BUrger aZs poZiti

sehem Akteur (vgl. ALMOND, VERBA 1965:14f). 

Diese Abgrenzung knüpft an Uberlegungen der politikwissen

schaftlichen Systemtheorie an, nach welchen sich im Zuge des 

politischen Differenzierungsprozesses bestimmte Institutionen 

und Verfahren zum Austausch zwischen dem politischen System 

und seinen Umwelten ausbilden (vgl. EASTON 1965:25ff; ALMOND, 

POWELL 1966:29, 43ff). Jedes entwickelte politische System 

weist demnach eine mehr oder weniger differenzierte und spe
zialisierte politische Infrastruktur, ein "Input-Subsystem", 

ein "Konversions-Subsystem" und ein "Output-Subsystem" auf. 

Ersteres besorgt den Transfer von Forderungen und Unterstützun

gen aus der Umwelt in das politische System, letzteres dagegen 

gibt Leistungen des politischen Systems an dessen Umwelten ab 

(vgl. die knappe Zusammenfassung bei EASTON 1972): "Von ei-
nem Input sprechen wir, wenn und nur wenn ein angebbares Er

eignis, das außerhalb eines Systems auftritt, in ein System 
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eine Wirkung hervorruft. Von einem Output sprechen wir, wenn 

und nur wenn ein angebbares Ereignis, das innerhalb eines Sy

stems auftritt, eine Wirkung außephatb des Systems herbei

führt. Ein Input besteht, in anderen Worten, aus einer extpa

systemaren Ursache und einer intrasystemapen Wipkung. Ein 

Output besteht aus einer intpasystemaren Upsache und einer 

extpasystemapen Wipkung" (HUNeH 1971:232, Hervorh. im Origi

nal). Ein weiteres Teilsystem leistet die Konvepsion von In

puts in Outputs. 

EASTONs Konzeption des politischen Systems läßt sich wegen et

licher in ihr enthaltener theoretischer Unstimmigkeiten nicht 

unmittelbar für die pOlitical-culture-Forschung nutzbar ma

chen (vgl. die kritischen Bemerkungen bei: FAUPEL 1971; HUNeH 

1971). Die betreffenden theoretischen Begriffe sind nicht ein

deutig voneinander abgegrenzt, die Zuordnung von Handlungen, 

Rollen, Organisationen etc. zu diesen Komplexen bleibt in vie

len Fällen ebenfalls unplaus1bel. HUNeH (1971:216, 218ff, 225) 

zeigt dies am Beispiel des wichtigen Konzeptes der politischen 

Unterstützung. Darüber hinaus wechseln EASTONs Aussagen stän

dig zwischen einer materialen, einer funktionalen und einer 

strukturellen Ebene. Auf diese Weise kommt keine klare und 

konsistente Unterscheidung zwischen den Elementen und den 

Relationen des politischen Systems und denen seiner Umwelten 

zustande (vgl. HUNeH 1971:213ff; vgl. auch: FAUPEL 1971). In 

der von HUNeH (1971:241ff) rekonstruierten Form läßt sich das 

Systemkonzept EASTONs in dieser Arbeit allerdings verwenden 

(vgl. Abb. 1 - 1). 

In der neuformulierten Fassung haben wir einen konsequent 

funktionsorientierten Ansatz vor uns: Innephatb des politi

schen Systems sind eindeutig andere Aufgaben zu erfüllen als 

außerhalb, nämlich (1) die Aufnahme systemextern produzierter 

Forderungen, (2) deren Beapbeitung im Rahmen von Entscheidun

gen und (3) die Abgabe getroffener Entscheidungen an die Um

welt. Die Kausalseite der Inputs (Forderungen artikulieren) 

und die Effektseite der Outputs (Wertzuteilungen akzeptieren) 

sind konsequenterweise der Systemumwelt zugeordnet. Dies gilt 
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auch für das Gewähren politischer Unterstützung, bei dem es 

sich wohl um einen Rückkopplungsprozeß zwischen Outputs und 

Inputs handelt. Auf dieser Grundlage können systeminterne 

Klassen politischer Objekte (Personen, Organisationen, Verfah

ren, Symbole) eindeutig von systemexternen Größen unterschie

den werden - zumindest theoretisch. Damit ist eine wesentli

che Voraussetzung für die Formulierung von Anna~~en über Be

ziehungen zwischen der 'politischen Struktur (systeminterne 

Elemente und Relationen) und der politischen Kultur (Orientie

rung auf systeminterne Elemente und Relationen) geschaffen. 

Letztere gehört zur Umwelt des politischen Systems. Sie ver

bindet dies mit der allgemeinen Sozialkultur. 

Abb. 1 - 1: Das Konzept des politischen Systems und seiner 
Umwelten bei Werner MUNcH 

Umwelt polilische$ s~tCIrI Umwelt. 

unabhäng'9" abh.ingige ..,abhang;g< abhäng;ge 
Variable Vuiable Variable Variable 

lJr$achen Felgen Ur.;ac}Jen Fdgen 
~ 

-;;-
EfFe"heile 

.!! 
~ Kau~lscjte Effekt$CI!e Kon ... ~,.~ion Ka ... I,e.u .u~ 

:öl des Ovtf"t da o.tp.t 
... '. des Input des Input §:" 

" l~ v Cl 
'::8- Cl 

Perzeption Alloka ~i cn. " N C ~.e-< !L c Ent",hei- tätigkoten ~ blesse !-g v (T.l!:i9- > ~ • Cl 

cl<mands '" ""'tcn der dungen (f.ittg- E Akz:.p- 3 ~ 
~ E 

RCleptettn) keilen der 1: tieru"9 ~ 

" !! ~ 
~ .. Effektoren) 

.. ... >-
V) VI 

Ak:.epti<nlO9 
(rnot nl"'t-

~ .. ~ .....- N.benproö.~ 

I J 
Enetgie %.I.lfuhr 

(zufuhr "on ReSSourcen) 
(Nebenpro&.ol.t derAkteptieN"9) 

Das Grundproblem bei der Organisation der Input-Seite des po

litischen Systems besteht in demokratischen Regimen darin, 

die Offenheit des politischen Prozesses für Forderungen aus 

der Umwelt sicherzustellen. Zu diesem Zweck gibt es spezifi

sche Organisationen und Verfahren, wie politische Parteien, 

Wahlkämpfe, Hearings, das Petitionswesen usw. ALMOND (1980: 

28: vgl. auch: ALMOND, POWELL 1982:174ffl bezeichnet die auf 

die Input-Einrichtungen des politischen Systems bezogenen Ein-
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stellungen als "Prozeß- oder Politics-Kultur". 

Theoretische wie empirische Arbeiten zur politischen Kultur 

sprechen den Input-Orientierungen der Bevölkerung eine hervor

ragende Bedeutung. zu. Insbesondere Anhänger der partizipato

rischen Demokratietheorie erheben die Einstellungen zur (di

rekten) politischen Beteiligung zum ausschlaggebenden Kriteri

um für das Urteil über die demokratische Qualität der politi

schen Kultur (zur theoretischen Grundlegung dieses Verständ

nisses in der modernen Sozialwissenschaft: HABERMAS 1961; wei

tere Literaturhinweise bei SCHARPF 1970:21ff, 54ff). 

LEHMAN (1971:363) bezeichnet als partizipative Aspekte der po

litischen Kultur die für die politischen Interaktionen maßgeb

lichen "definitions, preferences, rules etc". Erläuternd führt 

er aus, bestimmte institutionelle Arrangements benötigten zu 

ihrem Funktionieren einer schwachen, andere dagegen einer um

fassenden Mitwirkung der Bevölkerung. Auch VERBA (1965b:542ff) 

weist auf die Bedeutsamkeit partizipativer Orientierungen als 

Elemente der Input-Kultur hin. Er erwähnt in diesem Zusammen

hang die in der Bevölkerung verbreiteten Vorstellungen von 

der Legitimität politischer Teilnahme sowie die vorhandene Be

reitschaft, politische Einflußressourcen zu mobilisieren. 

Ein großer Teil der in "The Civic Culture" entwickelten Meß

instrumente betrifft die Einstellungen der Bürger zu den Ein

richtungen politischer Beteiligung und zur Rolle des Bürgers 

als Teilnehmer am politischen Prozeß. Dies gilt z.B. für die 

Bewertung der Eigenschaften von Mitgliedern politischer Par

teien (vgl. ALMOND, VERBA 1965:85ff), für die Einschätzung 

von Wahlen und Wahlkämpfen (ALMOND, VERBA 1965:104ff), für 

die wahrgenommene Verpflichtung zur politischen Beteiligung 

(ALMOND, VERBA 1965:117ff) und schließlich für die staatsbür

gerliche Kompetenz (ALMOND, VERBA 1965:136ff). Diese "Input

Affekte" liegen auch als wichtigstes Kriterium der von ALMOND 

und VERBA vorgenommenen Unterscheidung zwischen modernen Aus

prägungen politischer Kultur zu Grunde. Es kann hier offen 

bleiben, ob es sinnvoll ist, diese Orientierungen als Affekte 
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zu bezeichnen~ denn eine solche Entscheidung läßt sich nur auf 

der Basis differenzierter Analysen von Bewertungsmotiven tref

fen. 

ALBINSKI (1968:1, 4ff) handelt wesentliche Teilaspekte der 

Input~Kultur unter der Bezeichnung "Selbstkonzept als politi

scher Mensch" ab. Dabei verweist er auf das in der politi

schen Einstellungsforschung außerordentlich bedeutsame Konzept 

der politischen Effektivität. Dies wurde in den wahlsoziolo

gischen Arbeiten der Ann-Arbor-Schule entwickelt (vgl. Ck~P

BELL, GURIN, MILLER zuerst 1960; hier: 1971:187ff). Es soll, 

ähnlich wie die Staatsbürgerkompetenz, die Wahrnehmung und Be

wertung bürgerschaftlicher Einflußchancen auf die Politik mes

sen. In zahlreichen empirischen Studien griff man auf dies 

Konzept zurück (vgl. auch die Hinweise auf die Bedeutung des 

Effektivitätsbewußtseins bei BERG-SCHLOSSER 1972:105f; ROSEN

BAUM 1975:7~ ELCOCK 1976:57). Man sollte allerdings das poli

tische Selbstkonzept des Menschen nicht auf die aktive Parti

zipantenrolle einschränken~ denn neben dieser gibt es weitere 

Rechte und Pflichten der Mitglieder eines politischen Kollek

tivs. 

Zusammenfassend kann man die Input-Komponente der politischen 

Kultur folgendermaßen charakterisieren: Zu ihr gehören alle 

Orientierungen auf Handlungen, Akteure, Organisationen und 

Symbole, die einer gesamtgesellschaftlich verbindlichen Ent

scheidung vorausgehen. 

Das Gegenstück hierzu bilden die Outputs, die Abgabe autorita

tiver Entscheidungen an die Umwelt. Ihr Inhalt besteht aus ma

teriellen oder symbolischen Leistungen, Zwangshandlungen usw. 

Dieser Aspekt der Politik, ihr Inhalt, ihre Form, die hierfür 

geltenden zuständigen Akteure und Symbole sind ebenfalls mög

liche Gegenstände politischer Orientierungen. ALMOND (1980:28, 

vgl. auch: ALMOND, POWELL 1982:174ff) bezeichnet die auf die 

Outputs gerichteten Dispositionen als PoLicy-KuZtur. Dieser 

Begriff trägt der maßgeblichen Bedeutung der Entscheidungs

inhaLte im Output-Prozeß Rechnung. 
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LEHMAN (1971:363f) verwendet für diesen Komplex von Orientie

rungen den Begriff "Macht- und Legitimitätskomponente" der 

politischen Kultur. Dies ist insofern berechtigt, als sich im 

Zusammenhang mit der Umsetzung autoritativer Entscheidungen 

Akzeptanzprobleme stellen (vgl. auch: MUNCH 1971:227ff, 

241ff). Der Begriff Legitimität erfaßt allerdings nur einen 

Teilaspekt des Akzeptanzproblems; denn die Bereitschaft der 

Bevölkerung, politische Entscheidungen zu akzeptieren, hängt 

nicht allein von Legitimitätserwägungen ab, sondern auch von 

Nützlichkeitsüberlegungen, Traditionen usw. 

Auf der anderen Seite stellen sich Akzeptanzprobleme natürlich 

nicht nur in bezug auf die Ergebnisse von Entscheidungsprozes

sen. Auch das Zustandekommen einer Entscheidung kann, ebenso 

wie die gesamte politische Ordnung, Anfechtungen ausgesetzt 

sein. Die Frage nach der Akzeptanz politischer Sachverhalte 

weist über die Output-Kultur hinaus, obgleich sie in deren Zu

sammenhang praktisch wohl die größte Relevanz besitzt. ELCOCK 

(1976;57) unterscheidet zutreffend zwischen der Bereitschaft 

der Bevölkerung, Handlungen und Anweisungen der Regierung zu 

akzeptieren und jener, die bestehende Form der Machtausübung 

anzuerkennen. Erstere gehört in den Bereich der Output-Kultur, 

letztere in den Bereich der Systemkultur. 

Schon aus der Bezeichnung von Regierung und Verwaltung als 

Exekutive läßt sich erklären, daß einzelne Handlungen und die 

allgemeine Amtsführung dieser Organe im Mittelpunkt der Aussa

gen zur Output-Komponente der politischen Kultur stehen. LANE 

(1959:169ff) wies auf die Bewertung einzelner politischer Maß

nahmen bzw. der Regierungsaktivitäten in einzelnen Politikfel

dern als bedeutsame politische Einstellungen der Bevölkerung 

hin (vgl. auch das Konzept der Policy-Unzufriedenheit bei 

FARAH, BARNES, HEUNKS 1979:431). Andere Autoren interessieren 

sich eher für die allgemeinen Leistungserwartungen oder -be

wertungen. Nach VERBA (1965b:538ff) ist vor jeder anderen 

Uberlegung zu untersuchen, ob die Bürger überhaupt irgendwel

che Leistungen von der Regierung erwarten bzw. ihr bestimmte 

Leistungen zutrauen. Diese können dann nach unterschiedlichen 
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Kriterien bewertet werden. Die Leistungserwartungen beziehen 

sich nicht allein auf die VAPteitung von Gütern und Dienstlei

stungen, sondern auch auf deren Abschöpfung. VERBA bezeichnet 

die Bewertung der Effektivität des Regierungshandelns als ei

ne der wichtigsten Bestimmungsgrößen politischer Stabilität 

(vgl. auch INKELES 1974:225; ROSENBAUM 1975:6). 

Auf die allgemeine Amtsführung der Regierung und der ihr nach

geordneten Behörden bezieht sich ebenfalls das in "The Civic 

Culture" vorgestellte Konzept der "Untertanen-Kompetenz" (vgl. 

ALMOND, VERBA 1965:168ff). Damit erfaßten die Autoren die in 

der Bevölkerung verbreitete Uberzeugung, man könne sich auf 

eine faire Behandlung und auf eine Berücksichtigung der eige

nen Vorstellungen durch die Behörden verlassen, "not because 

they (people, OWG) attempt political influence, but because 

the administrative official is controlled by a set of rules 

that curbs his arbitrary power" (ALMOND, VERBA 1965:171). 

Als weitere Aspekte der Output-Kultur werden in "The Civic 

Culture" der perzipierte Einfluß der Regierungsaktivitäten auf 

die eigene Lebenssituation (vgl. ~~ND, VERBA 1965:45ff) so

wie die erwartete Behandlung durch die Regierung und die Poli

zei untersucht (vgl. ALMOND, VERBA 1965:68ff). 

In neueren empirischen Erhebungen findet das Konzept des Re

gierungsvertrauens relativ häufig Verwendung. Es erfaBt die 

Uberzeugung der Bevölkerung, daß die Regierung ihre Amtsge

schäfte kompetent und fair handhabt (vgl. z.B. FUCHS 1981: 

ABRAMSON 1983:193ff m.w.L.; LIPSET, SCHNEIDER 1983:16fl. Hin

sichtlich der unterstellten Akzeptanzmotive bleibt es allge

meiner als die Untertanenkompetenz im Sinne von ALMOND und 

VERBA. 

In dem vorgestellten Modell des politischen Systems ist neben 

dem Input- und dem Output-Subsystem noch das für die Umwand

lung von Inputs- in Outputs (Konversion) zuständige Teilsystem 

der Polity enthalten. ALMOND und VERBA führen dies in ihrem 

Klassifikationsschema politischer Orientierungen nicht auf. 
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Folglich entwickeln sie auch keine Instrumente zur Erfassung 

der auf diesen Objektkomplex gerichteten Einstellungen. In 

den westlichen Demokratien erfolgt die Umsetzung wahrgenomme

ner Forderungen in politische Entscheidungen hauptsächlich im 

Parlament. Erstaunlicherweise gibt es allerdings zu diesem 

Aspekt der pOlitischen Kultur kaum empirische Untersuchungen 

(für die Bundesrepublik vgl. z.B.: BOYNTON, LöWENBERG 1973; 

HERDEGEN 1977; ROTH 1979:90f, 100ff). 

Behandelt man die Konversion als eine eigenständige Phase im 

politischen Entscheidungsprozeß, dann ist auf der Orientie

rungsebene zu prüfen, in welchem Maße die autoritativen Ent

scheidungen des politischen Systems den von der Bevölkerung 

artikulierten Forderungen entsprechen. In der Literatur wird 

dieser Aspekt gelegentlich mit dem Begriff der Responsivität 

belegt (vgl. FARAH, BARNES, HEUNKS 1979:429ff; LIPSET, SCHNEI

DER 1983:24ff). Die Abgrenzung des Responsivitäts- vom Kompe

tenzbewußtsein und von der Systemunterstützung gelingt dabei 

allerdings nicht zufriedenstellend. 

Zu klären bleibt die Beziehung zwischen den Begriffen Input, 

Konversion und Output einerseits sowie dem des Systems als 

allgemeinem Objekt auf der anderen Seite. Den einschlägigen 

Passagen in "The Civic Culture" kann man keine brauchbaren 

theoretischen Abgrenzungskriterien entnehmen. Dort ist von den 

drei Systemkomponenten Rollen, Rolleninhaber und Inhalte die 

Rede, die aber ihrerseits wieder den Subsystemen zugeordnet 

werden können (vgl. ALMOND, VERBA 1965:14). 

Erste Ansätze zur Problemlösung ergeben sich aus den gängigen 

Systembegriffen. Jedes System läßt sich als eine Menge mitein

ander verbundener Elemente ansehen, das sich durch die Beson

derheiten dieser Elemente und der zwischen ihnen bestehenden 

Beziehungen von seiner Umwelt unterscheidet. In diesem Sinne 

betrifft die Systemkomponente der politischen Kultur in erster 

Linie dessen Abgrenzung von anderen Sozial systemen und ,von po

litischen Systemen außerhalb der untersuchten Gesellschaft. 

Alle mit der Ausdifferenzierung des politischen Systems aus 
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der Gesellschaft und mit seiner Abgrenzung von anderen politi

schen Systemen verbundenen Orientierungen sind somit der Sy

stemkultur zuzurechnen. Demgegenüber bilden sich das Input-, 

das Konversions- und das Output-Subsystem mit zunehmender Bin

nendifferenzierung des politischen Systems aus. Bei der Sub

systembildung werden funktional ähnliche, miteinander eng ver

bundene Elemente eines Systems zu Einheiten zusammengefaßt. 

Dabei vollzieht sich auch auf der Einstellungsebene ein sol

cher Differenzierungsprozeß. Erst mit der Wahrnehmung und Be

wertung input-, konversions- und output-spezifischer Verfah

ren, Handlungen, Organisationen usw. durch die politischen 

Akteure kann von einer erfolgreichen Binnendifferenzierung des 

politischen Systems die Rede sein. Umfangslogisch umfaßt das 

politische System als allgemeines Objekt also alle Elemente 

und Beziehungen, die sich einem seiner Subsysteme zuordnen 

lassen. Hinzu kommen die die Grenzen eines Subsystems über

schreitenden Beziehungen zwischen deren Elementen und die Be

ziehungen zwischen den drei erwähnten Subsystemen. Schließlich 

gehören zum System alle politischen Objekte, die keinen ein

deutigen Bezug zu einem der drei Teilsysteme aufweisen. 

Zum System als allgemeinem Objekt entickeln sich nach AkMOND 

und VERBA (1965:14) Gefühle wie Patriotismus oder Entfremdung, 

es wird von der Bevölkerung als stark oder schwach, demokra

tisch oder sozialistisch usw. klassifiziert. Diese Beschrei

bungen bleiben jedoch relativ unsystematisch und gelten zu

mindest zum Teil auch für die Subsysteme des pOlitischen Sy

stems. 

Eine brauchbare Beschreibung wichtiger Elemente der System

oder der Polity-Kultur (vgl. ALMOND 1980:28; ALMOND, POWELL 

1982:174ff) ist in EASTONs Konzept der diffusen politischen 

Unterstützung enthalten (genaueres auf S. 234ff dieser Arbeit). 

Sie richtet sich einerseits auf die politische Gemeinschaft 

und andererseits auf das politische Regime (vgl. EASTON 1965: 

190ff) und ist von der Unterstützung der jeweils amtierenden 

politischen Führung zu unterscheiden. Andere Autoren geben 

ähnliche Beschreibungen der Systemkultur. So nennt z.B. PYE 
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(1968:221ff) die Annahmen über den Zuständigkeitsbereich und 

die Funktionen der Politik sowie die in einer Gesellschaft 

verbreiteten Vorstellungen von Macht und Autorität als wesent

liche Elemente der politischen Kultur. DEVINE (1972:16) belegt 

die Verfassung, die weiteren Regimenormen und politischen 

Spielregeln mit dem Begriff "rule-system" und führt dies als 

eines von vier Teilsystemen der politischen Kultur auf (zur 

Bedeutung dieser Orientierungen auch: PYE 1971b:102; BERG

SCHLOSSER 1972:108f; KAVANAGH 1972:16f; ELCOCK 1976:57; 

ELKINS, SIMEON 1979:132; ALMOND 1980:28). 

Weitere Beispiele für Regime-Orientierungen finden wir im 

Stolz auf die pOlitischen Institutionen (vgl. ALMOND, VERBA 

1965:64ff; ALBINSKI 1968:1, 4f) und in der Bereitschaft, die 

in einem System geltenden Werte als Grundlagen des gemeinsa

men Zusammenlebens zu akzeptieren (vgl. VERBA 1965b:530ff; 

INKELES 1974:2247 ROSENBAUM 1975:7). DEVINE (1972:16) trennt 

die Akzeptanz politischer Symbole von der politischer Spiel

regeln und behandelt sie als ein eigenständiges Subsystem der 

politischen Kultur, das "symbol system". 

Der zweite in der Literatur ausgiebig erörterte Aspekt der 

"Systemkultur" betrifft die Einstellungen zur politischen Ge

meinschaft. Sie wurden bereits in der Bereitschaft, die in

stitutionalisierten Werte zu akzeptieren, angesprochen; denn 

die Zugehörigkeit zu einer Gemeinschaft äuBert sich nicht zu

letzt im Konsens über bestimmte Grundwerte. Nach VERBA (1965b: 

529ff, 535ff) sind darüber hinaus die Einstellungen zur politi

schen Gemeinschaft am Gefühl nationaler Identität und am Ver

trauen zu den Mitmenschen abzulesen (zu ersterem vgl. auch: 

ALBINSKI 1968:1, 4f; ALMOND 1980:28). VERBA grenzt allerdings 

das Gefühl nationaler Identität nicht zufriedenstellend von 

den Regime-Orientierungen ab. 

INKELES (1974:224; vgl. auch: ROSENBAUM 1975:7) sieht das 

problem der Bildung nationaler Identität nicht allein im Ver

hältnis zwischen autonomen Staaten. Er verweist zusätzlich 

auf die Notwendigkeit, eine Bindung zum Nationalstaat in Kon-
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Die Unabhängigkeit der pOlitischen Loyalität von partikularen 

Gruppenbindungen ist auch beim zweiten Aspekt der Gemein

schaftsbindung, der Beziehung des Bürgers zu seinem Mitbürger, 

angesprochen. Starke Bindungen an lokale, regionale oder so

ziale Solidarsysteme erschweren die Integration der betreffen

den Gruppen in die nationale Gemeinschaft. Sie können ein ho

hes sozio-politisches Konfliktniveau produzieren und die Ver

trauensbildung zwischen einzelnen Bevölkerungsgruppen beein

trächtigen. Insofern gelten die Existenz zwischenmenschlicher 

Vertrauensbeziehungen, ein ausgewogenes Verhältnis von Koope

ration und Konflikt, Toleranz gegenüber Minderheiten u.a.m. 

als wichtige Beschreibungskategorien der Systemkultur (vgl. 

ALMOND, VERBA 1965:225ff: ALBINSKI 1968:1, 6f: BERG-SCHLOSSER 

1972:101, 107: KAVANAGH 1972:11). DEVINE (1972:16) bezeichnet 

diesen Aspekt der politischen Kultur als "identity-system". 

Wichtig erscheint mir VERBAs (1965b:535; ausführlich: ALMeND, 

VERBA 1965:208ff) Hinweis auf den Zusammenhang des zwischen

menschlichen Vertrauens in der Politik mit dem allgemeinen ge

sellschaftlichen Wertesystem. 

Die in der Literatur anzutreffenden Illustrationen belegen die 

ana~ytische Zweckmäßigkeit von ALMOND!VERBAs Unterscheidung 

zwischen verschiedenen Aspekten der politischen Kultur. Für 

das Verhältnis der Systemkomponente zu den anderen Teilkompo

nenten gilt dabei zusätzlich folgendes: Die Systemkultur ent

hält allgemeine Vorstellungen vom tatsächlichen und erwünsch

ten Funktionieren der politischen Ordnung und von den allge

meinen Prinzipien des politischen Zusammenlebens, die auch ins 

Input-, ins Konversions- und ins Output-Subsystem übernommen 

werden müssen. 

4.2 Selbst-Orientierung und Umweltorientierung 

In den bisherigen Ausführungen bezog sich das Konzept politi-



60 

sche Kultur primär auf die Vorstellungen, die sich der Bürger 

von seiner politischen Umwelt macht. Es klammerte aber sein 

Selbstverständnis als politischer Akteur weitgehend aus. Nach 

A~~OND und VERBA (1965:14; vgl. auch: VERBA 1965b:527) gehört 

dieser Aspekt als eine eigenständige Dimension zur Analyse 

politischer Kultur, wobei sie allerdings nur von der Rolle 

des Bürgers als eines aktiven Partizipanten, nicht aber von 

anderen möglichen Selbstkategorisierungen, sprechen. Auch 

BOWMAN und BOYNTON (1974a:9) erwähnen die Bedeutung der Ar

beitsteilung zwischen dem Normalbürger und "those who have 

special political responsibilities in that system" als wich

tigen Bestandteil der politischen Kultur (vgl. auch: ALBINSKI 

1968:1, 4ff; BERG-SCHLOSSER 1972:105f; KAVANAGH 1972:11; IN

KELES 1974:224ff; ROSENBAUM 1975:7). GAMSON (1968:21ff) un

terscheidet ähnlich zwischen zwei Komplexen politischer Rol

len, den "authorities", deren Aufgabe darin bestehe, binden

de Entscheidungen zu produzieren und den "partisans", die von 

diesen Entscheidungen aktuell oder potentiell betroffen sei

en. 

So unstreitig die Wahrnehmung und Bewertung der Bürgerrolle 

zu den Merkmalen einer politischen Kultur gehört, so wenig 

überzeugt doch ihre Abtrennung von den übrigen Analyseebenen, 

der System-, der Input- und der Output-Komponente pOlitischer 

Kultur (Dieser Mangel ist auch bei KAASE 1983:163ff zu kon

statieren). Der Terminus Bürger ist nur relational zu verste

hen: Man ist nicht Bürger schlechthin, sondern Bürger als 

Mitglied einer bestimmten politischen Gemeinschaft (System

kultur), als Teilnehmer am politischen Prozeß (Prozeßkultur) 

und als Adressat politischer Leistungen (Policy-Kultur). Die 

Rolle des Bürgers ist also im Verhältnis zur Umwelt, in der 

er handelt, definiert. 

Anders als ALMOND und VERBA unterscheide ich nicht zwischen 

der "Selbst-Komponente", der "Systemkomponente", d,er "Input

Komponente" und der "Output-Komponente" politischer Kultur, 

sondern betrachte die Einschätzung der Rolle des Bürgers als 

einen wichtigen Bestandteil der System-, Prozeß-, Konversions-



61 

und Policy-Kultur. Innerhalb jedes dieser Aspekte der politi

schen Kultur kann man - je nach Forschungsinteresse - zwischen 

einer SeZbst- und einer UmweZtkategorisierung unterscheiden. 

Selbst- und Systembild stellen dabei keine gänzlich voneinan

der unabhängigen Bewertungsdimensionen des Bürgers dar. Die 

Bewertung der Umwelt durch den Bürger wird nicht zuletzt un

ter dem Gesichtspunkt erfolgen, wie er seine Rollenerwartung 

im politischen System verwirklicht sieht, ob es ihm unter den 

bestehenden Bedingungen möglich ist, seine Rolle als Teilneh

mer am politischen Prozeß und als Empfänger politischer Lei

stungen seinen Erwartungen entsprechend zu spielen, ob er sich 

als ein vollwertiges Mitglied der politischen Gemeinschaft be

trachtet usw. Diese Ubereinstimmung von Selbst- und System

einschätzungen heben auch ALMO~D und VERBA hervor: "The norms 

to which an individual adheres are largely determined by the 

role that the system allows hirn to play (though the fit be

tween norms and structure will rarely be perfeet): but these 

norms have a feedback effect on the structure, reinforcing the 

structure if the fit between norms and structure is a good 

one: introducing strain into the system if the norms and the 

structure fit less weIl" (ALMOND, VERBA 1965:125). 

Es sei ausdrücklich betont, daß die Entwicklung der theoreti

schen Beschreibungskategorien nicht in der Behauptung münden 

soll, bei der Mehrzahl der Bürger westlicher Demokratien oder 

gar bei allen sei ein dermaßen differenziertes politisches 

Orientierungssystem anzutreffen. Der Grad der Differenzierung 

der politischen Kultur ist vielmehr durch empirische Analysen 

festzustellen. Um aber solche Untersuchungen überhaupt durch

führen zu können, benötigt man ein System theoretischer Be

griffe, das zwar mit dem hier entwickelten nicht identisch 

sein muß, aber doch immerhin einige Gesichtspunkte angeben 

sollte, unter denen die Differenzierung politischer Orientie

rungsmuster erfolgt. 
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5. Ein System theoretischer Begriffe zur Beschreibung 

der politischen Kultur 

Die bisher eingeführten Beschreibungskategorien blieben ver

gleichsweise inhaltsleer. Möglichkeiten einer Anwendung in 

der empirischen Analyse wurden zwar illustriert, aber nicht 

systematisch erörtert. Diese Allgemeinheit ergibt sich aus 

dem Anspruch der political-culture-Forschung, Systeme mit den 

verschiedenartigsten institutionellen Strukturen miteinander 

zu vergleichen. Man ging dabei von der Annahme aus, daß die 

genannten Funktionen in jedem politischen System in irgendei

ner Form anzutreffen sind, welche institutionelle Beschaffen

heit es auch immer aufweisen mag. 

Die uns bekannten Merkmalsdimensionen (Orientierungsmodi und 

-objekte) lassen sich nach ALMOND und VERBA (1965:15ff) durch 

eine Kreuzklassifikation so aufeinander beziehen, daß eine 

systematische Grundlage für die Beschreibung politischer Ori

entierungsmuster, die Formulierung von Forschungsfragen und 

die Hypothesenbildung entsteht (vgl. auch die Typologien bei 

LEHMAN 1971:365ff; CITRIN 1977:387, vgl. Abb. 1-2, S. 63). 

Das in Abbildung 1 - 2 enthaltene System theoretischer Begrif

fe ist durch die Angabe von Indikatoren und Meßinstrumente zu 

operationalisieren und kann dann als Grundlage für eine Be

schreibung verschiedenartiger Ausprägungen politischer Kultur 

dienen. Es stellt eine modifizierte Fassung des Begriffsappa

rates dar, den ALMOND und VERBA (1965:14ff) zur Erstellung 

ihrer Typologie politischer Kultur benutzt hatten. Sie unter

schieden dabei zwischen drei "reinen Typen", der parochialen, 

der Untertanen- und der partizipativen politischen Kultur so

wie mehreren Mischtypen (vgl. auch: ALMOND, POWELL 1966:53; 

ALMOND 1980:24). Unter diesen kommt der "Civic Culture" eine 

besondere Bedeutung zu, repräsentiert sie doch den für eine 

funktionsfähige Demokratie charakteristischen Typus. Abb. 1-3 

gibt die Merkmale der drei reinen Typen in der von ALMOND und 

VERBA entwickelten Version wieder. 
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Dies Klassifikationsschema weist einige Mängel auf. So lassen 

die ~utoren z.B. die eingangs vorgenommene Unterscheidung zwi

schen verschiedenen Orientierungsmodi ohne jede Begründung 

fallen. Statt dessen ist nur von einer mehr oder weniger gros

sen Häufigkeit bestimmter Orientierungen auf politische Objek

te die Rede. In der parochialen politischen Kultur nähere sich 

diese Häufigkeit dem Werte Null an, in der Untertanenkultur 

gebe es "a high frequency toward a differentiated political 

system and toward the output aspects of the system, but orient

ations toward specifically input objects and toward the self 

as an active participant, approach zero" (ALMOND, VERBA 1965: 

17; zum Vorhergehenden: ALMOND, VERBA 1965:16f). In der part i

zipativen politischen Kultur seien explizite Orientierungen 

auf alle vier Objektkomplexe mit großer Häufigkeit vorhanden 

vgl. ALMOND, VERB~ 1965:18). 
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Abb. 1 - 3: ALMONDs und VERBAs Typologie politischer Kultur 

System als Input Output Ego als 
allg. Objekt Objekte Objekte Partizipant 

Parochial 0 0 0 0 

Untertanen 1 0 1 0 

Partizipativ 1 1 1 1 

Quelle: ALMOND, VERBA 1965:16 

Selbst wenn man über die Ungenauigkeit der Bezeichnung "high 

frequencies of orientations", die sich mit sehr unterschied

lichen Verteilungsmustern verträgt, hinwegsieht, ist die von 

ALMOND und VERBA entwickelte Klassifikation für die empiri

sche Analyse kaum verwendbar. Nach ihren Beschreibungen unter

scheiden sich die drei Ausprägungen politischer Kultur eindeu

tig hinsichtlich der bei den Systemmitgliedern vorhandenen 

Kenntnisse ("knowledge"). In der Reihenfolge parochiale Kul

tur-Untertanenkultur-partizipative Kultur nimmt deren Ausmaß 

zu. Was jedoch die Affekte und Bewertungen angeht, so ist kei

ne logisch mögliche Verteilung ausgeschlossen, sofern die be

treffenden Orientierungen nur häufig auftreten. So heißt es 

z.B. zur Untertanenkultur: "The subject is aware of special

ized governmental authoritYl he is affectively oriented to it, 

perhaps taking pride in it, perhaps disliking itl and he 

evaluates it either as legitimate or as not" (sie! A4~OND, 

VERBA 1965:17). Zumindest im Vergleich mit dem alltäglichen 

Sprachgebrauch erscheint die Vorstellung vom system- und re

gierungskritischen Untertanen einigermaßen befremdlich: Weit 

verbreitete positive Einstellungen zum politischen System und 

zu den Output-Institutionen sind mit diesem Typus ebenso ver

einbar wie negative GefUhle und Bewertungen. ALMOND und VERBA 

schließen aus ihrem Modell der Untertanenkultur lediglich den 

Fall aus, daß überhaupt keine Vorstellungen über die System

und output-Eigenschaften vorhanden sind. Eine ähnliche Kon

stellation beschreiben sie für die partizipative Kultur. In 

ihr können zusätzlich die Einstellungen zur eigenen Rolle als 

Partizipant und zu den Input-Einrichtungen der Politik wahl-
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weise positiv oder negativ ausfallen. Gerade im Hinblick auf 

das angestrebte Ziel, die Bedeutung der politischen Kultur im 

Rahmen einer Theorie stabiler Demokratie zu klären, wäre eine 

größere Präzision bei der Kategorienbildung wünschenswert. 

Ein letzter Einwand richtet sich gegen die verkürzte Darstel

lung der Selbstkomponente der politischen Kultur. Im Hinblick 

auf die in Abbildung 1-2 enthaltenen Informationen ist hierzu 

nur eine knappe Bemerkung erforderlich: Die Möglichkeiten der 

Bevölkerung, die eigene Rolle in der Politik zu definieren, 

beschränken sich natürlich nicht auf die aktive Teilnahme am 

politischen Willensbildungsprozeß. Sie schließen auch die 

Rechte und Pflichten eines Mitgliedes der politischen Gemein

schaft und die Position des Bürgers als Empfänger staatlicher 

Leistungen ein. 

Um die Brauchbarkeit des Konzepts politische Kultur im Rahmen 

einer Theorie politischer Stabilität zu erhöhen, führen AL

MOND und VERBA das Problem der Kongruenz von politischer Kul

tur und politischer Struktur ein. Unter der Voraussetzung, daß 

die Bevölkerung die Politik als einen eigenständigen gesell

schaftlichen Lebensbereich wahrnimmt, können sich positive, 

indifferente oder negative Einstellungen zur politik ausbil

den (vgl. ACb. 1-4). Das Vorhandensein oder Uberwiegen posi

tiver Gefühle oder Wertorientierungen - eine eindeutige Fest

legung unterbleibt auch hier - bezeichnen sie als "allegi

ance", neutrale Einstellungen erhalten das Prädikat "apathy", 

und bei negativen Affekten oder Bewertungen ist von "alien

ation" die Rede (Abb. 1-4, S. 66). 

Nach ALMOND und VERBA sollte man sich den Ubergang von einer 

dieser Varianten politischer Kultur zur nächsten als Kontinu

um ;politischer Kongruenz vorstellen: "The congruence is strang 

when the frequencies of positive orientations approach unity 

(+); the congruence is weak when the pOlitical structure is 

cognized but the frequency of positive feeling and evaluation 

approaches indifference or zero. Incongruence between politic

al culture and structure begins when the indifference point 
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is passed and negative affect and evaluation grow in fre

quency (-). We mayaIso think of this scale as one of stabil

ity/instability. As we move toward the first column in the 

figure, we are moving toward an allegiant situation: one in 

which attitudes and institut ions match; as we move toward the 

third column, we are moving toward alienation: where attitud

es tend to reject political institutions or structures. But 

this scale is only a beginning, since the incongruence may 

take the form of a simple rejection of a particular set of 

role incumbents ( ••• ); or it may be an aspect of systemic 

change, that is, a shift from a simpler pattern of political 

culture to a more complex one" (ALMOND, VERBA 1965:20f). 

Abb. 1 - 4: Kongruenz/Inkongruenz von politischer Kultur 
und Struktur 

Kognitionen 

Affekte 

Bewertungen 

Ergebenheit 

+ 

+ 

+ 

Apathie 

+ 

o 
o 

Entfremdung 

+ 

Erläuterung: (+) bedeutet starker Ausprägungsgrad von Kennt
nissen, positiven Gefühlen oder Wertorientierun
gen; (-) bedeutet häufiges Auftreten negativer 
Gefühle/Bewertungen; (0) bedeutet häufiges Auf
treten indifferenter Einschätzungen, Ubers. OWG. 

Quelle: ALMOND, VERBA 1965:21 

Mit dem Kongruenzproblem sprechen ALMOND und VERBA die norma

tive "Verankerung" des politischen Systems in den Einstellun

gen seiner Mitglieder an. Mit zunehmender Kongruenz erhöht 

sich ihrer Auffassung nach die Stabilität eines politischen 

Systems. Dies kann seine volle Leistungsfähigkeit nur dann 

entfalten, wenn die Mitglieder die Systemstrukturen und die 
Systemnormen kennen und akzeptieren. Von dieser Annahme führt 

ein direkter Weg zum Konzept stabiler Demokratie. Ein solches 

politisches System benötigt zu seinem Funktionieren eine ent-
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sprechende Ausprägung der politischen Kultur, nämlich die "er

geben-partizipative Kultur", die ALMOND und VERBA später auch 

als "Staatsbürgerkultur" bezeichnen. Eine ähnliche Korrespon

denzbeziehung sehen sie zwischen autoritären pOlitischen Sy

stemen und einer (ergebenen) Untertanenkultur sowie traditio

nalen politischen Systemen und einer parochialen politischen 

Kultur (vgl. vor allem: ALMOND, VERBA 1965:30ff, 337ff). 

Für unseren Zusammenhang ist lediglich die Frage nach den kul

turellen Voraussetzungen demokratischer politischer Struktu

ren bedeutsam. 

6. Die Staatsbürgerkultur als politische Kultur der 

Demokratie 

Nach ALMOND und VERBA sind demokratische politische Regime 

zwar mit unterschiedlichen Ausprägungen politischer Kultur 

vereinbar, es gibt aber ihrer Meinung nach einen Typus, der 

das Entstehen und den Fortbestand einer stabilen, funktions

fähigen Demokratie in besonderer Weise begünstigt, die "Civic 

Culture": "A democratic form of participatory political system 

requires as well a political culture consistent with it ... 

the working principle of thedemocratic poZity and its civic 

cuZture - the ways in which political elites make decisions, 

their norms and attitudes, as well as the norms and attitudes 

of the ordinary citizen, his relation to government and to 

his fellow citizens - are subtler cultural components. They 

have the more diffuse properties of belief systems or of codes 

of personal relations, which the anthropologists tell us 

spread only with great difficulty, undergoing substantial 

change in the processOl (ALMOND, VERBA 1965:3f; vgl. auch: 

ALMOND, VERBA 1965:29f, 337f; ALMOND 1980:16ff). 

Die Aussagen über die Besonderheiten dieser "Staatsbürgerkul

tur" (so der Terminus bei DAHRENDORF 1971:17ff, 71ff) sind 

teils aus den bereits bekannten Typologien abgeleitet, zum 

gröBeren Teil aber wurden sie aus einer ex-post-Betrachtung 
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der politischen Entwicklung der Vereinigten Staaten und Groß

britanniens gewonnen. ALMOND und VERBA begründen ihr Vorgehen 

mit dem Hinweis auf die lange demokratische Tradition dieser 

Länder. Vor allem habe sich in ihnen, anders als in den mei

sten kontinentaleuropäischen Staaten, die demokratische Ord

nung auch unter den ökonomischen und innenpolitischen Bela

stungen der Zeit zwischen den beiden weltkriegen als lebens

fähig erwiesen. Dies rechtfertige den Versuch, aus einer Ana

lyse der in Großbritannien und in den Vereinigten Staaten vor

herrschenden politischen Orientierungsmuster Aussagen über 

die Eigenschaften einer demokratischen politischen Kultur ab

zuleiten (vgl. ALMOND, VERBA 1965:5ff~ ALMOND 1980:16ff~ vgl. 

auch: LIPSET 1981:64ff). 

Als "gemischter Typus" ist die Staatsbürgerkultur von der par

tizipativen, der untertanenspezifischen und der parochialen 

Ausprägung abzugrenzen. Im Hinblick auf die beiden zuletzt ge

nannten Varianten ergeben sich keine Schwierigkeiten. Im Ge

gensatz zu ihnen weist die staatsbürgerliche Kultur eine voll 

entwickelte Input- und Selbst-Komponente auf, d.h.: die Bevöl

kerung besitzt, anders als in den vorhergehenden Entwicklungs

phasen, differenzierte Vorstellungen von den Institutionen 

der politischen Willensbildung und von der Rolle des Bürgers 

im politischen Prozeß. Etwas schwieriger ist es dagegen, Un
terschiede zwischen der Staatsbürgerkultur und dem partizipa

tiven Muster zu ermitteln, zurnal ALMOND und VERBA (1965:338ff) 

noch ein weiteres, als "rational-aktivistisch" klassifizier

tes Modell einführen. 

Auf der Basis der von ihnen entwickelten Typologie kann man 

die Staatsbürgerkultur als eine von drei möglichen Ausprägun

gen des partizipativen Typus betrachten. Sie repräsentiert die 

Variante der "ergeben-partizipativen Kultur", in der positive 

Einstellungen zum politischen System und seinen Teilsystemen 

vorherrschen und in der die Beziehungen des Bürgers zur Poli

tik nicht ausschließlich über die Input-Komponente definiert 

sind: "Thus attitudes favorable to participation within the 

political system playamajor role in the civic culture, but 

so do nonpolitical attitudes as trust in other people and 
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social participation (sic!) in general. The maintenance of 

these more traditional attitudes and their fusion with the 

participant orientations lead to a balanced political culture 

in which activity, involvement and rationality exist but are 

balanced by passivity, traditionality and commitment to pa

rochial values" (ALMOND, VERBA 1965:30, Hervorh. im Original) . 

Nach den Annahmen von ALMOND und VERBA ist die Staatsbürger

kultur das Produkt schrittweiser Innovations- und Anpassungs

prozesse. Man versteht ihr Entstehen vermutlich am besten, 

wenn man zur Erklärung auf das von VERBA (1973:286ff; noch 

präziser: ROKKAN 1971:233ff) konzipierte Modell politischer 

Entwicklungskrisen zurückgreift. 

Nach VERBA ist jedes politische System im Laufe seiner Ent

wicklung mit bestimmten Problemen konfrontiert, deren Bewälti

gung zur Entstehung politischer Strukturen führt. Dieser 

strukturelle DifferenzierungsprozeB hat meiner Ansicht nach 

Parallelen auf der kulturellen Ebene. Die Art und Weise, in 

welcher sich politische Institutionen bilden, ist ausschlag

gebend dafür, wie die Bevölkerung des betreffenden Landes ihre 

Beziehungen zur Politik definiert. 

Die Nationenbildung stellt üblicherweise den ersten Schritt 

bei der Ausdifferenzierung des politischen Systems aus seiner 

Umwelt dar. Dabei treten in einer bestimmten Reihenfolge Iden

titäts-, Penetrations-, Legitimations- und Distributionspro

bleme auf. Ihre erfolgreiche Lösung hat die Entstehung eines 

von der Bevölkerung anerkannten Nationalstaates mit mehr oder 

minder effektiven Ordnungs- und Leistungsinstrumenten zur Fol

ge. Der Status des Staatsbürgers mit den dazu gehörigen poli

tischen Symbolen wird geschaffen, und es werden Rechte und 

Pflichten der Bevölkerung sowie der Inhaber politischer Füh

rungsfunktionen institutionalisiert. Diese Entwicklungsphase 

ist abgeschlossen, wenn sich die entsprechenden politischen 

Institutionen (politisches Regime, politische Gemeinschaft, 

Regierung und Verwaltung) herausgebildet haben und wenn ihre 

Existenz von den Systemmitgliedern wahrgenommen und akzeptiert 
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wird. Damit ist auf der strukturellen Ebene der Ubergang vom 

traditionellen zum autoritären politischen System vollzogen. 

Auf der kulturellen Ebene hat sich aus der parochialen eine 

Untertanenkultur entwickelt. Von einer Fusion parochialer und 

untertanenspezifischer Orientierungen kann man insofern spre

chen, als die neuen politischen Wahrnehmungen und Loyalitäten 

die vorher bestehenden Bindungen an nichtpolitische Gemein

schaften (Stamm, Familie, Religion) nicht verdrängen, sondern 

sich mit ihnen verbinden. 

Der Ubergang vom autoritären zum demokratischen Regime setzt 

die erfolgreiche Lösung der Partizipationskrise und die Aus

differenzierung entsprechender Input-Orientierungen voraus. 

Seinen deutlichsten Ausdruck fand dieser Entwicklungsschritt 

in der Institutionalisierung und sukzessiven Ausweitung des 

Wahlrechts. Auch das Distributionsproblem kann sich in dieser 

Entwicklungsphase erneut stellen. Wie schon beim Wandel der 

parochialen zur Untertanenkultur, so verschmelzen auch bei 

der Etablierung partizipativer Orientierungen die überliefer

ten mit neuen Elementen. Die fortbestehenden Merkmale der Un

tertanenkultur dämpfen das aktivistische Element und tragen 

auf diese Weise dazu bei, der politischen Führung den zum ef

fektiven Handeln benötigten Spielraum zu sichern. Auf der an

deren Seite garantiert die Ausbreitung partizipativer Vorstel

lungen die Verantwortlichkeit der Eliten gegenüber der Bevöl

kerung. 

ALMOND und VERBA sehen in der Herstellung eines Gleichgewichts 

zwischen den beiden einander tendenziell widersprechenden 

Prinzipien der Macht und der Verantwortlichkeit der politi

schen Führung eine der wichtigsten Errungenschaften der Demo

kratie. Ohne eine öffentliche Kontrolle der Führung gebe es 

keine Demokratie, ohne den notwendigen Handlungsspielraum der 

Regierung keine effektive politische Entscheidungstätigkeit 

(vgl. ALMOND, VERBA 1965:341ff). 

Diesen strukturell widersprüchlichen Anforderungen der demo

kratischen Regierungsweise entspricht eine ähnliche Konstel-
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lation im Einstellungssystem der Mitglieder eines demokratisch 

verfaßten Systems. Die Harmonisierung dieses Widerspruchs 

erfolgt nach Meinung der Autoren in der Staatsbürgerkultur: 

Der Normalbürger müsse dazu in der Lage sein, seine Wünsche 

zu artikulieren, damit die politische Führung diese zur Kennt

nis nehmen könne. Er müsse ein hinreichendes Maß an politi

scher Anteilnahme aufweisen, um sich ein Bild von der Verant

wortlichkeit der Eliten machen zu können. Schließlich müsse er 

über Einfluß verfügen, um im Bedarfsfalle Druck auf die poli

tische Führung auszuüben. ALMOND und VERBA bezeichnen diese 

Elemente des individuellen Orientierungssystems als rational

aktivistisch. Sie seien wesentliche Bestandteile der Staats

bürgerkultur, bedUrften aber im Interesse eines effektiven Re

gierungshandelns einer Abschwächung: "Thus the democratic 

citizen is ca lIed on to pursue contradictory qoals; he must 

be active, yet passive; involved yet not too involved; in

fluential yet deferential" (ALMOND, VERBA 1965:343f, 186ff). 

In einer Staatsbürgerkultur wurden die beschriebenen Entwick

lungsprobleme sequentiell gelöst. Dies ermöglichte das Entste

hen eines "ausbalancierten" Typus der politischen Kultur. Der 

Begriff der Balance soll dabei ausdrücken, daß die neuen par

tizipativen Orientierungen die bestehenden Untertanenelemente 

nicht verdrängen. Sie gehen eine Synthese mit ihnen ein, d.h.: 

die Bindung der Bevölkerung an das politische Regime und an 

die politische Gemeinschaft sowie die Output-Institutionen 

bleibt erhalten, zusätzlich treten aber partizipative Insti

tutionen, Normen und Rollen ins Bewußtsein der Bürger. 

ALMOND und VERBA schreiben der Fusion parochialer, untertanen

spezifischer und partizipativer Orientierungen zur Staatsbür

gerkultur noch eine weitere Bedeutung zu. Die Bezeichnung der 

pOlitischen Kultur als Verteirungsmuster individueller Orien

tierungen auf politische Objekte hat nur einen Sinn, wenn man 

Unterschiede in den Einstellungen der einzelnen Kollektivmit

glieder zur Politik zuläßt. Insofern ist jede politische Kul

tur als Mischtyp zu betrachten; denn selbst bei einer eindeu

tigen Dominanz partizipativer Orientierunqen impliziert der 
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Begriff der Verteilung, daß es vom vorherrschenden Muster ab

weichende Orientierungen gibt. 

Auf der Aggregatebene lassen sich die Anforderungen an eine 

Staatsbtirgerkultur besser verdeutlichen als im Rahmen einer 

Analyse des individuellen Orientierungssystems. Die Beschrei

bung der politischen Kultur Großbritanniens, die nach ALMOND 

und VERBA dem Typus der Staatsbürgerkultur am nächsten kommt, 

zeichnet sich nach Meinung der Autoren durch ein Gleichgewicht 

von Input- und Output-Orientierungen aus. Man hat diese Aussa

ge wohl so zu interpretieren, daß positive Einstellungen zu 

den Input- und zu den Output-Institutionen etwa mit gleicher 

Häufigkeit auftreten (vgl. ALMOND, VERBA 1965:315, 168ff) und 

daß zusätzlich die einzelnen Einstellungen zur Politik posi

tiv miteinander korrelieren. In "The Civic Culture" wird dies 

am Beispiel der Beziehungen zwischen Kompetenz und Ergeben

heit demonstriert (vgl. ALMOND, VERBA 1965:192, 186ff). 

Mit dem Begriff "Kongruenz von Kultur und Struktur" ist, wenn 

auch etwas mißverständlich, ein weiteres Merkmal der Staats

bürgerkultur beschrieben, eine positive Beziehung zwischen 

der Wahrnehmung und Bewertung der eigenen Rolle in der Politik 

einerseits und der Einstellung zur politischen Umwelt auf der 

anderen Seite (vgl. ALMOND, VERBA 1965:125). 

Aus dem Kongruenzpostulat ergeben sich weitere Merkmale der 

staatsbürgerlichen Kultur, die ALMOND und VERBA (1965:26ff, 

356ff) unter den Stichworten "Konsens und Konflikt" und "Sub

kulturen" abhandeln. Mit dem von ihnen entwickelten Modell 

einer demokratischen Kultur ist eine starke Fragmentierung der 

politischen Orientierungsmuster der Bevölkerung, wie sie zum 

Beispiel in Frankreich vorliege, nicht vereinbar. Dort habe 

die Revolution von 1789 nicht zu einer homogenen Einstellung 

der Bevölkerung zur Republik geführt: " ... instead it polar

ized the French population into two subcultures, one of 

participant aspiration and one domina ted by subject and 

parochialorientations" (ALMOND, VERBA 1965:28). Von einer An

näherung an das Muster der Staatsbürgerkultur kann man wohl 
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dann sprechen, wenn sich in allen Teilgruppen der Bevölkerung 

tendenziell ähnliche Muster der Verteilung parochialer, un

tertanenspezifischer und partizipativer Elemente finden. Fest

stellbare Einstellungsunterschiede gehen unter diesen Bedin

gungen eher auf Zufalls- oder Situationseffekte als auf die 

Einbindung in bestimmte soziale Netzwerke zurück. 

Es war möglich, die von ALMOND und VERBA entwickelte Konzep

tion politischer Kultur in den Mittelpunkt der theoretisch

konzeptuellen Uberlegungen zu stellen, weil seit der Veröf

fentlichung von "The Civic Culture" allenfalls marginale Fort

schritte auf dem Gebiete der theoretischen politischen Kultur

forschung zu verzeichnen waren. Dies bedeutet natürlich nicht, 

daß die Arbeiten von ALMOND und VERBA über jede Kritik erha

ben wären. Ebenso wenig kann man behaupten, es hätte an inte

ressanten Weiterentwicklungen ihres Ansatzes völlig gefehlt. 

In diesem Zusammenhang verdient z.B. LEHM&~S (1971:366ffl Ty

pologie moderner politischer Strukturen Erwähnung. Wie ALMOND 

und VERBA versuchte er, die kulturellen Voraussetzungen für 

die Funktionsfähigkeit responsiver politischer Systeme zu er

mitteln. In diesen verfügen die Bürger seiner Meinung nach 

über hinreichende Partizipationsmöglichkeiten, die politische 

Führung aber besitzt auch den zum effektiven Handeln benötig

ten Spielraum. Derartige Bedingungen sieht er in einer poli

tischen Kultur verwirklicht, in der rational-legale Legiti

mationsformen dominieren. 

Alex INKELES (1974:214ffl bemühte sich darum, den political

cUlture-Ansatz von seiner normativen Fixierung auf das anglo

amerikanische Demokratieverständnis zu lösen. Auf diese Weise 

wollte er das Konzept für das Studium politischer Einstellun

gen in nichtwestlichen Gesellschaften fruchtbar machen. Sein 

Leitbild der "Participant Citizenship" stimmt in einigen Merk

malen mit der Staatsbürgerkultur ALMOND/VERBAscher Prägung 

überein, es beschreibt aber nach INKELES eher den Typus des 

"modernen Menschen" als den Modellbürger einer liberalen De

mokratie. 
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Große Bedeutung besaßen die in "The Civic Culture" ent

wickelten Vorstellungen schließlich für zwei wichtige Teil-

gebiete der modernen empirischen Sozialwissenschaft, die Ent

fremdungs- und die Partizipationsforschung (vgl. zu letzterer 

die Hinweise auf S. 185 dieser Arbeit; zur empirischen Ent

fremdungsforschung vgl. den Uberblick bei SEEMAN 1972 sowie 

die Textsammlung von FINIFTER 1972; weitere wichtige Beiträge 

liefern GAMSON 1968; 1971; CITRIN 1977; MULLER, JUKAM 1977; 

MULLER, WILLIAMS 1980). Die Erkenntnisse dieser Forschungs

zweige lassen sich ihrerseits für die Weiterentwicklung der 

political culture-Forschung fruchtbar machen. Ebenso wäre es 

sinnvoll, wenn man in diese die theoretischen und methodi

schen Anregungen einbezöge, die aus der Beschäftigung mit der 

"demokratischen Persönlichkeit" zu gewinnen sind (vgl. PROTHRO, 

GRIGG 1969; MC CLOSKY 1969; KAASE 1971; SNIDERMAN 1975; zu

sammenfassend: GREENSTEIN 1975). 

Sieht man von einigen undifferenzierten und wenig informier

ten Frontalangriffen ab (vgl. z.B. HENNIS 1983), dann richtet 

sich die Kritik am political-culture-Ansatz und an verwandten 

unternehmungen in erster Linie auf die verwendung des Konzepts 

in einigen Studien. Seine theoretische Brauchbarkeit dagegen 

ist kaum umstritten. Verschiedene Einwände gegen die Arbeit 

von ALMOND und VERBA erweisen sich bereits bei einer flüchti

gen Lektüre als gegenstandslos und bedürfen insofern keiner 

weiteren Kommentierung. Dies gilt z.B. für die Behauptung 

BERG-SCHLOSSERs (1972:52f, 79), ALMOND und VERBA hätten die 

zwischen der politischen Kultur und der allgemeinen Sozial

kultur bestehenden Beziehungen nicht hinlänglich beachtet 

(zahlreiche Gegenbeispiele bei ALMOND, VERBA 1965:208ff) . 

Ebenso ungerechtfertigt ist PATEMANs (1980:61ff) Kritik an 

der angeblich ahistorischen Untersuchungsperspektive (Vgl. 

ALMOND, VERBA 1965:5ff, 177ff, 201ff, 308ff) und an der unzu

länglichen Auseinandersetzung mit dem Zusammenhang zwischen 

Sozialstruktur und politischer Kultur. Einen geradezu exem

plarischen Beitrag zu diesem Problem enthalten die Abschnitte 

über den Einfluß der Teilnahme an Entscheidungen in der Fami

lie, der Schule und am Arbeitsplatz auf die politischen Ein-
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stellungen der Bevölkerung (vgl. ALMOND, VERBA 1965:274ff). 

Größeres Gewicht besitzen die kritischen Hinweise auf das 

weitgehende Fehlen eindeutig formulierter Hypothesen, auf die 

unzulängliche Operationalisierung der wichtigsten theoreti

schen Konstrukte, u.a. des Konzepts der Staatsbürgerkultur, 

auf die mangelhafte Einbindung des civic-culture-Ansatzes in 

die empirische Demokratietheorie und auf die aus diesen Män

geln resultierende lockere Verbindung zwischen Dateninterpre

tation und theoretischem Bezugsrahmen: "It is a weakness in 

the argument of The Civic CuZtu~e that the analytical step 

from the separate components of political culture to the de

grees to which the five polit~cal cultures approximate the 

civic culture requires ~n i~pressionistic leap" (LIJPHART 

1980:41, Hervorh. im Original~ vgl. auch: KAVANAGH 1972:63ff). 

Diese Schwächen resultieren aus den überaus schwammigen Be

griffen, Verteilungsannahmen u.ä. Im Rahmen der Weiterentwick

lung des political-culture-Konzepts sind in diesen Punkten 

Präzisierungen zwingend erforderlich. 

Unbestreitbar schließlich war das Demokratieverständnis von 

ALMOND und VERBA an den politischen Gegebenheiten in den 

anglo-amerikanischen Demokratien der späten fünfziger Jahre 

orientiert (vgl. die Kritik von BUSSHOFF 1971:79f~ SCHISSLER 

1978:163, 169~ PATEMAN 1980:58ff~ WIATR 1980:113ff). Für sich 

genommen, wird man diese Tatsache wohl nicht anstößig finden 

können. Zudem sollte man bei ihrer Würdigung die zeitgeschicht

lichen Bedingungen nicht übersehen, unter denen das Leitbild 

der Civic Culture entstand. Der Zusammenbruch der national

sozialistischen, faschistischen und rechtsautoritären Dikta

turen in Kontinentaleuropa lag gut zehn Jahre zurück, noch 

kürzer war der zeitliche Abstand zur Etablierung kommunisti

scher Parteidiktaturen in den heutigen Staaten Osteuropas. Un

ter diesen Bedingungen lag es nahe, die wenigen Staaten mit 

einer ununterbrochenen demokratischen Tradition zu Modellfäl

len zu deklarieren. Daß man hierzu auch die Schweiz, die skan

dinavischen Länder u.a. zu rechnen hat, war den Demokratie

forschern der fünfziger Jahre ebenso bewußt (vgl. z.B. CUTRIGHT 
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1969: CNUDDE, MC CRONE1969: LIPSET 1981:27ff) wie die Tatsa

che, daß es zwischen den stabilen Demokratien durchaus Unter

schiede gibt. ALMOND und VERBA (1965:313ff) verdeutlichen dies 

am Institutionalisierungsgrad partizipativer und autoritativer 

Vorstellungsmuster in den USA und in Großbritannien. Der Mo

dellcharakter der politischen Kultur dieser beiden Länder ist 

nach VERBA (1980:399) heute allerdings nicht mehr im gleichen 

Maße gegeben wie vor dreißig Jahren. 

Auf einern ganz anderen Blatt steht die Frage, ob mit dem Nach

weis einer anglo-amerikanischen Färbung des Demokratiever

ständnisses der Vorwurf hinlänglich belegt ist. "The Civic 

Culture" propagiere eine reduktionistische, partizipations

feindliche oder gar zynische Vorstellung von Demokratie, wie 

ADRIAN (1977:175) behauptet (vgl. ähnlich: SCHISSLER 1978:163, 

168: PATEMAN 1980:58ff: WIATR 1980:115ff). Aus den Ausführun

gen von ALMOND und VERBA läßt sich diese Einschätzung jeden

falls nicht ableiten (vgl. z.B. ALMOND, VERBA 1965:117ff, 

136ff, 186ff, 266ff, 343ff). Die Kritik ist allenfalls dann 

berechtigt, wenn man die Dauerpartizipation der Gesamtbevöl

kerung an sämtlichen politischen Entscheidungen zur Kernfor

derung der Dernokratietheorie erhebt. Der partizipativen Kom

ponente der politischen Kultur ist mehr als ein Drittel der 
Ausführungen in "The Civic Culture" gewidmet. Die Autoren be

trachteten die Beteiligung der Bevölkerung an pOlitischen Ent

scheidungsprozessen, insbesondere die Fähigkeit zum gemeinsa

men politischen Handeln, als einen unverzichtbaren Bestandteil 

einer funktionsfähigen Demokratie. Allerdings sahen sie die 

Notwendigkeit, das Partizipationspostulat mit dem Erfordernis 

eines effektiven Regierungshandelns in Einklang zu bringen. 

Obgleich man dem Konzept pOlitische Kultur den Status einer 

systematischen politischen Theorie fraglos nicht einräumen 

kann (vgl. dazu auch die Hinweise auf S. 2S dieser Arbeit), 

erfüllt es für diese Untersuchung eine Reihe wichtiger Funk

tionen. Zunächst dient es zur Ordnung der zu untersuchenden 

Einstellungen. Die empirischen Äquivalente der System- und 

SUbsystemorientierungen, wie wir sie in nThe Civic Culture" 
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finden, eignen sich dazu, die Einstellungen der Materiali

sten und der Postmaterialisten zum politischen System der Bun

desrepublik zu besahpeiben. 

Die systematische Beschreibung der politischen Orientierungen 

unserer Untersuchungsgruppen ist allerdings nur ein erster 

Schritt bei der empirischen Umsetzung des Civic-Culture-An

satzes. Das Hauptinteresse dieser Arbeit gilt dem Problem der 

subkultupellen Diffepenziepung, die nach ALMOND und VERBA un

ter gewissen Umständen die Funktionsfähigkeit der Demokratie 

gefährden kann. Auf diesem Hintergrund soll untersucht werden, 

ob in der Bundesrepublik die traditionellen sozio-ökonomischen 

Konfliktlinien durch eine neue, sozio-kulturell bestimmte Ach

se politischer Spaltung ersetzt oder überlagert werden. Trä

fen INGLEHARTs Vermutungen über die Art und über das Ausmaß 

des Uberganges von materialistischen zu postmaterialistischen 

Orientierungen zu, dann müßten sich mit den Wertorientierun

gen bestimmter Bevölkerungsgruppen auch deren Einstellungen 

zum politischen System, seinen Subsystemen und zur eigenen 

Rolle in der Politik polarisieren. Die Analyse der pOliti

schen Einstellungen der Materialisten und der Postmateriali

sten zur Politik eignet sich als TestfaZl füp die empipisahe 

Gültigkeit dep Theopie dep Stillen Revolutio n in besonderem 

Maße, weil nach vorherrschender Auffassung die zentralen Ele

mente des individuellen Orientierungssystems die weniger zen

tralen, situations- und objektbezogenen Einstellungen steuern. 

Eine solche Konstellation haben wir nach INGLEHART im Verhält

nis der Materialisten und der Postmaterialisten zum politi

schen System der Bundesrepublik vor uns. Ein mehr oder weniger 

großes Ausmaß an Ubereinstimmung in den politischen Einstel

lungen unserer Untersuchungsgruppen ist mit INGLEHARTs Annah

men über die politischen Konsequenzen der Stillen Revolution 

nicht zu vereinbaren. 

Die empirischen Teile von "The Civic Culture" enthalten 

schließlich Aussagen über den Einfluß sozio-demographischer 

Merkmale auf die Einstellungen zum politischen System. Die be

treffenden Erklärungsgrößen spielen auch in ISGLEHARTs Theorie 
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der Stillen Revolution eine Rolle und können als Kontrollva

riablen in die empirische Untersuchung eingebracht werden. Ei

ne Differenzierung der politischen Einstellungen nach 

Wertorientierungen und nach sozio-demographischen Merkmalen 

könnte als Hinweis auf eine stabilitätsgefährdende Fragmentie

rung der politischen Kultur der Bundesrepublik interpretiert 

werden. Zudem benötigt man Informationen über sozio-demogra

phisehe Größen, um den eigenständigen Einfluß des Materialis

mus und des Postmaterialismus auf die Einstellungen zur Poli

tik feststellen zu können. Nur der Nachweis einer von sozial

strukturellen Merkmalen relativ unabhängigen Beziehung zwi

schen Wertorientierungen und politischen Einstellungen ist als 

Bestätigung der Konzeption INGLEHARTs zu werten. 

Ursprünglich verfolgte die politische KUlturforschung das 

Ziel, die Bedeutung kultureller Faktoren für die Stabilität 

und Funktionsfähigkeit demokratischer politischer Systeme zu 

ermitteln und auf diese Weise einem von der sozio-ökonomischen 

Modernisierungsforschung weitgehend vernachlässigten Komplex 

eine gebührende Stellung in der empirischen Demokratietheorie 

einzuräumen. Sozio-ökonomische Modernität war demzufolge nur 

eine notwendige, aber keine hinreichende Bedingung demokrati

scher Stabilität. Ein mehr oder minder großer Teil der Bevöl

kerung mußte zudem dem Leitbild der Staatsbürgerkultur ver

pflichtet sein, wenn der Bestand eines demokratischen Regimes 

verläßlich garantiert sein sollte. 

Eine direkte Analyse des Zusammenhanges zwischen Sozialstruk

tur, politischen Werthaltungen, Einstellungen zur Politik und 

der Lebensfähigkeit demokratischer politischer Strukturen 

liegt außerhalb der Reichweite dieser Arbeit. Dennoch besteht 

die Möglichkeit, mit Hilfe des Civic-Culture-Ansatzes mittel

bare Aufschlüsse über die Stabilität der Demokratie in der 

Bundesrepublik zu gewinnen. Eine Schlüsselstellung nimmt da

bei das Problem der Systemakzeptanz ein. 

Der Nutzen des Civic-Culture-Konzeptes besteht deshalb nicht 

allein in den begrifflich-klassifikatorischen Leistungen. Es 
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enthält darüber hinaus eine Reihe impliziter empirischer An

nahmen über die Eigenschaften einer Staatsbürgerkultur, die 

sich sinnvoll in die Auseinandersetzung mit den politischen 

Konsequenzen der Stillen Revolution einbringen lassen. Sie 

seien nachfolgend thesenartig zusammengestellt. 

(1) Es ist sinnvoll, das Problem der Systembewertung und 

-wahrnehmung in einzelne Teilkomplexe aufzulösen, weil die 

Einstellungen der Bevölkerung zum Gesamtsystem einerseits 

und seinen Subsystemen andererseits (Input, Konversion, 

Output) keineswegs einheitlich ausfallen müssen. Dies gilt 

für die Einstellung zur eigenen Rolle in der Politik wie 

für die Auseinandersetzung mit der politischen Umwelt, 

für Kenntnisse/Wahrnehmungen wie für Bewertungen, für die 

Richtung der Einstellungen wie für ihre Intensität. 

(2) Von einer Akzeptanzkrise des politischen Systems kann man 

sicher sprechen, wenn die negativen Einstellungen zur Po

litik die positiven überwiegen. Ein solcher Zustand muß 

aber nicht notwendig zum Systemzusammenbruch führen. An

dererseits kann bereits die Distanz starker Minoritäten 

zum politischen System eine politische Destabilisierung 

bewirken. Von besonderer Bedeutung ist dabei der Zusam

menhang zwischen Systemzufriedenheit und pOlitischer In

volvierung. Zumindest auf kurze Sicht ergeben sich aus 

Akzeptanzdefiziten bei den interessierten, informierten 

und politisch kompetenten Bevölkerungsgruppen deutlicher 

spürbare Stabilitätsrisiken als beim Auftreten gegen das 

politische System gerichteter Einstellungen in apoliti

schen Schichten. 

(3) Nicht jedes Akzeptanzproblem ist für das politische Sy

stem gleichermaßen bedrohlich. Die Unzufriedenheit mit 

der politischen Führung besitzt keineswegs dieselbe Trag

weite wie die Unzufriedenheit mit der Struktur und mit 

dem Funktionieren der politischen Ordnung. In der Staats

bürgerkultur gibt es eine weit verbreitete Zustimmung zum 

politischen System als allgemeinem Objekt. Ein vergleich-
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bar hohes Einverständnis mit den Institutionen und Verfah

ren zur Produktion und Durchsetzung politischer Entschei

dungen ist nicht erforderlich. Allerdings deutet ein star

kes Akzeptanzgefälle zwischen der Input- und der Output

Kultur auf Abweichungen vom Modell der Staatsbürgerkultur 

hin, da sich diese nach ALMOND und VERBA durch eine 

"Balance" der verschiedenen Komponenten auszeichnet. 

(4) Die mehrheitlich positiv ausgeprägten Einstellungen zum 

politischen System und zu seinen Teilsystemen sollten ein

ander abstUtzen. Eine besondere Bedeutung kommt dabei dem 

Verhältnis der Selbstbewertung zur Umweltbewertung und 

der Beziehung zwischen politischer Involvierung und Zu

friedenheit zu. 

(5) Es widerspricht dem Leitbild einer Staatsbürgerkultur, 

wenn die politisch involvierten und zufriedenen Bevölke

rungsgruppen nicht gleichzeitig auch die Prinzipien und 

Verfahrensweisen demokratischer HerrschaftsausUbung be

fürworten. 

(6) Eine starke Fragmentierung der politischen Kultur auf der 

Basis parteipolitischer, religiöser, anderer wertbeding

ter oder sozio-ökonomischer Konfliktlinien ist mit dem 

Ideal einer Civic Culture nicht vereinbar. Es gibt zwar 

keine uniformen politischen VOrstellungen, doch sind die 

Einstellungen zum politischen System in einer Gesellschaft 

tendenziell in allen Subgruppen ähnlich ausgeprägt. Dies 

gilt in erster Linie für die Zufriedenheit mit dem politi

schen System, weniger für die Einschätzung einzelner po

litischer Probleme und Akteurseinheiten. 

Ein großer Teil der beschriebenen Eigenschaften der Staats

bürgerkultur läßt sich auf der Grundlage des für die Bundes

republik verfügbaren Datenmaterials empirisch messen. In ein

zelnen Fällen sind darüber hinaus Aussagen über längerfristi

ge Entwicklungen und die ihnen zugrunde liegenden Mechanismen 

möglich, Auf diese Weise kann man die systempolitischen Konse-
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quenzen des Wertewandels zuverlässiger einschätzen, als es in 

den bisherigen überwiegend spekulativen, Beiträgen zum Thema 

"Staatsverdrossenheit" der Fall war. 
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2. TEIL: INGLEHARTS THEORIE DER STILLEN REVOLUTION -

DARSTELLUNG IHRER GRUNDANNAHMEN 

Nach den Annahmen der sozialwissenschaftlichen Werte forschung 

gehören Werte und Wertorientierungen zu den wichtigsten ge

sellschaftlichen Kontroll- und Integrationsmechanismen: Karl 

Otto HONDRICH (1979:73) stellt ihre integrative Funktion fol

gendermaßen dar: KWie bringt es eine Gesellschaft fertig, daß 

sie unter der Sprengkraft dieser (divergierenden individuel

len, OWG.) Bedürfnisse nicht auseinanderbricht? Die Antwort 

lautet zunächst generell: Indem sie den Bedürfnissen auf den 

. . . vier Kanälen: durch Werte, Normen, Belohnungen/Bestrafun-

gen und Veränderungen von Zwangs-/Freiheitsgraden gegensteu

ert. Bedürfnisse werden buchstäblich kanalisiert. (Hervorh. 

OWG.)". Auch HABERMAS (1973: 70f) verweist auf die Abhängigkeit 

der gesellschaftlichen Integration von den Leistungen des so

zio-kulturellen Systems, zu dessen tragenden Bestandteilen 

Werte und Wertorientierungen gehören (zur gesellschaftlichen 

Bedeutung von Werten/Wertorientierungen vgl: KLAGES, HERBERT 

1985:28f; KLAGES 1984:9ff). 

Die Analyse politischer Wertorientierungen erschließt somit 

einen wichtigen Aspekt der Funktionsweise politischer Syste

me, und es ist plausibel, ihrem Wandel eine große Bedeutung 

für das Handeln der Menschen, ihr Zusammenleben im Kollektiv 

sowie schließlich die institutionelle Ordnung des politischen 

Gemeinwesens zuzuschreiben. Mit dem Ablauf, den Bedingungen 

und den Folgen des Wertwandels in westlichen Demokratien be

faßt sich INGLEHARTs Theorie der Stillen Revolution. Ich wer

de in diesem Teil der Arbeit nachzeichnen, wie INGLEHART den 
Ubergang von materiaListischen zu postmateriaZistischen Ori

entierungen darstellt, welche Gesichtspunkte seiner Ansicht 

nach dafür sprechen, diese Orientierungen als zentrale Ele

mente des individuellen Uberzeugungssystems zu behandeln, auf 

welchen gesellschaftlichen Bedingungen der Wertwandel basiert 

und welche politischen Folgen er nach sich zieht. 
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Wie INGLEHART in Ubereinstimmung mit einer Reihe anderer For

scher feststellt, bildete sich beim Ubergang von der Agrar

zur Industriegesellschaft das in Max WEBERs religionssoziolo

gischen Arbeiten (vgl. WEBER 1963) beschriebene, für die In

dustriegesellschaft typische Wertesystem heraus (vgl. dazu 

auch: BELL 1976:49ff, 74ff, 115ff). Dem Streben nach wirt

schaftlichen Gütern und deren Sicherung gegen innere und äuße

re Bedrohungen kam im Wertesystem der Leistungs- bzw. Indu

striegesellschaft eine zentrale Rolle zu. NOELLE-NEUMANN 

(1978:15) beschreibt die wichtigsten bürgerlichen Wertorien

tierungen folgendermaßen: " ••• der hohe Wert von Arbeit, von 
Leistung; Uberzeugung, daß sich Anstrengung lohnt, Glaube an 

Aufstieg und Gerechtigkeit des Aufstiegsl Bejahung von Unter

schieden zwischen den Menschen und ihrer Lagel Bejahung des 

Wettbewerbs, Sparsamkeit als Fähigkeit, kurzfristige Befrie

digung zugunsten langfristiger zurückstellen, Respekt vor 

Besitz, Streben nach gesellschaftlicher Anerkennung, Prestige, 

damit verbunden Anerkennung der geltenden Normen von Sitte und 

Anstand 1 Konservatismus, um das Erworbene zu behalten 1 in ge

mäßigter Weise auch Bildungsstreben." Die wohl wichtigste 

Funktion dieser bürgerlichen Werte bestand darin, Industriali

Sierung, wirtschaftliches Wachstum, soziale Mobilität und so

ziale Ungleichheit zu legitimieren und durch die Institutiona

lisierung materieller, aber auch auf diesen basierender imma

terieller Anreizsysteme individuelle Verhaltensweisen hervor
zubringen, die mit den sozio-ökonomischen Erfordernissen des 

Industrialisierungsprozesses in Einklang standen. 

Weitere Eigenschaften des bürgerlichen Wertesystems und seine 
Bedeutung für die wirtschaftliche und technologische Entwick

lung der westlichen Gesellschaften sind in der Literatur aus

führlich beschrieben und müssen hier nicht erneut erörtert 

werden (vgl. die ausführliche Literaturdokumentation bei 

KMIECIAK 19761 sowie: JAIDE 19831 KLAGES 1984). 
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FÜr unsere Fragestellung ist zunächst entscheidend, daß INGLE

HART (1971a:995; weitere Hinweise weiter unten) das in den In

dustriegeseilschaften des 19. und 20. Jahrhunderts vorherr

schende Wertesystem als "bourgeois", "acquisitiv" bzw. "mate

rialistisch" klassifiziert. Er verwendet diese Begriffe in 

seinen Publikationen austauschbar. Die Begründung für diese 

Begriffswahl dürfte in der hervorragenden Bedeutung materiel

ler Ziele und Werte als Antriebskräfte sozialen Handeins und 

als Grundlage gesellschaftlicher Statuszuweisung liegen. 

Unter der Dominanz eines derartigen Wertesystems bilden sich 

auch typische politisahe Erwartungsmuster heraus. Dem Staat 

wurde in den materialistisch ausgerichteten Industriegesell

schaften, so INGELHART, die Aufgabe zugeschrieben, die Gesell

schaft und ihre Mitglieder gegen innere und äußere Bedrohung 

zu schützen, das wirtschaftliche Wachstum und das materielle 

Wohlergehen der Bürger zu fördern (vgl. INGLEHART 1977a:29; 

1979b:284ff; 1979c:306ff; näheres hierzu im Zusammenhang mit 

der Operationalisierung der theoretischen Konzepte) • 

Diese gesellschaftlich-politischen Wertorientierungen beherr

schen nach wie vor die Vorstellungswelt der Bürger westlich

demokratischer Industriegesellschaften, sie sind aber INGLE

HART zufolge einer zunehmenden Erosion ausgesetzt, die er als 

Stille Revolution bezeichnet und folgendermaßen beschreibt: 

"The values of Western publies have been shifting from an 

overwhelming emphasis on material well-being and physical se

curity toward greater emphasis on the quality of life ..• 

Economic and physical security continue to be valued positive

ly, but their relative priority is lower than in the past" 

(INGLEHART 1977a:3; vgl. auch: INGLEHART 1971a:991; 1977b: 
456; 1979b:279). 

Nimmt man diese Aussagen wörtlich, dann stellt sich der Uber

gang von materialistischen zu postmaterialistischen Orientie

rungen nicht als ein Austausch eines institutionalisierten 

Wertesystems gegen ein neues dar. Eine angemessenere Sichtwei

se dieser Veränderung scheint mir die folgende zu sein: Da in 
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der Politik nicht alle Ziele gleichzeitig realisiert werden 

können, sind Ent8cheidungen über Prioritäten erforderlich. Vor 

die Alternative gestellt, zwischen Wachstums- und Sicherheits

zielen einerseits und solchen der Lebensqualität andererseits 

zu entscheiden, geben die Postmaterialisten letzteren den Vor

zug. Dies tun sie aber nicht zuletzt deshalb, weil ihre mate

riellen und auf persönliche und soziale Sicherheit bezogenen 

Bedürfnisse weitgehend befriedigt sind und deshalb an Dring

lichkeit verloren haben (vgl. INGLEHART 1971a:995; 1977a:12f, 

363f; 1979c:307ff; BARNES, INGLEHART 1974:161ff; INGLEHART, 

KLINGEMANN 1979:210f). 

An das politische System richten sich mit der Ausbreitung des 

Postmaterialismus neue Forderungen. Gegenüber den traditionel

len Sicherheits- und Wachstums zielen engagieren sich die Post

materialisten für neue Anliegen, wie die Vereinigungs- und 

Meinungsfreiheit, politische Partizipation und wirtschaftliche 

Mitbestimmung, den Kampf gegen die inhumanen Tendenzen der In

dustriegesellschaft, den Umweltschutz, die lokale Autonomie, 

die Gleichberechtigung der Frauen, die Neudefinition der öf

fentlichen Moral (vgl. INGLEHART 1971a:999; 1971b:226ff; 

1977a:13, 179ff; 1979a:505; 1979c:521f; 1981:885), kurz: für 

Themen, die andere Autoren mit dem Begriff der "Neuen Politik" 

belegen (vgl. MILLER, LEVITIN 1976; HILDEBRANDT, DALTON 1977; 

BAKER, DALTON, HILDEBRANDT 1981). 

Der Bezeichnung dieser Veränderung als "StiZZe Revolution" 

entspricht es, daß sich der Ubergang zu postmaterialistischen 

Orientierungen nicht als ein zeitlich eindeutig lokalisierba

rer Zusammenburch des traditionellen Wertesystems vollzieht. 

Wir haben es vielmehr mit einem langsamen, schrittweise, aber 

stetig voranschreitenden ProzeB zu tun (vgl. INGLEHART, KLIN

GEMANN 1979:210). Aus noch näher zu erörternden Gründen be

trachtet INGLEHART den Wertwandel als einen Intergenerationen

wandel: Die in der Nachkriegszeit aufgewachsenen Generations

einheiten konnten nicht mehr problemlos in das bürgerliche 

Wertesystem "hineinsozialisiert" werden und wandten sich in

folge dessen neuen gesellschaftlich-politischen Zielen zu 
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(vgl. BARNES, INGLEHART 1974:163; INGLEHART 1977a:83f, 99, 

363f). Mit einer Zunahme des Anteils der Nachkriegsgeneration 

an der Bevölkerung westlicher Staaten erwartet INGLEHART ei

nen Anstieg der Zahl der postmaterialisten: "The evidence is 

still fragmentary, but a detailed examination of available 

data suggests that some profoundly important changes are 

occuring" (INGLEHART 1977a:21). 

INGLEHART gibt der ziemlich vagen Charakterisierung der "Stil

len Revolution" als "some profoundly important changes" im 

Titel mehrerer Publikationen eine genauere Bedeutung. In sei

ner wichtigsten Arbeit, dem Buch "The Silent Revolution" 

(1977a) ist im Untertitel ausdrücklich von einem Wertewande~ 

die Rede. Bei seiner Beschreibung des Materialismus und des 

postmaterialismus als Wertorientierungen bezieht er sich auf 

das theoretische Konzept und das methodische Vorgehen von 

ROKEACH (vgl. INGLEHART 1982:450ff). Seiner Auffassung nach 

sind materialistische und postmaterialistische Prioritäten 

"relatively deep rooted and basic aspects of one's outlook" 

(INGLEHART 1979c:321). An anderer Stelle schreibt er: "The 

respective va~ue types display distinctive and coherent 

world-views across such diverse fields as attitudes toward 

innovation, one's work, one's sense of geographical identity 

and one's political preferences. There is a basic difference 

in the scope of the respective wor~d-views: the Materialist 

concentrates on the means to survival; the Postmateria~ist is 

more concerned with ultimate ends" (INGLEHART 1977a:62, Her

vorh. OWG.: vgl. auch: INGLEHART 1971a:991). 

Vor allem in neueren Veröffentlichungen, in denen sich INGLE

HART mit kritischen Einwänden geqen seine Wertwandelsthese 

auseinandersetzt, weist er die Vorstellung zurück, die mate

rialistischen und die postmaterialistischen Prioritäten könn

ten als situationsbedingte Issue-Präferenzen interpretiert 

werden. Vielmehr habe sich seine Wertwandelshypothese auch in 

empirischen Analysen bewährt: "A decade's time series data 

indicate that Post-Materialism is a deep-rooted phenomenon 

with important political consequences. Persisting in an 
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athmosphere of insecurity, Post-Materialism has come to mani

fest itself in new ways under new circumstances; what was a 

student subculture in the 1960s has evolved into the ideology 

of The New Class. And conflict between those seeking Material

ists and Post-Materialist goals has become the basis of a 

major dimension of pOlitical cleavage, supplementing though 

not supplanting the familiar polarization between labor and 

management" (INGLEHART 1981 :897f; vgl. auch: INGLEHART 1982: 

445ff; 1983a:440ff; 1984:527ffl. 

Ob das Datenmaterial diese Schlußfolgerungen trägt, ist spä

ter genauer zu prüfen. Zunächst soll nur auf die Klassifika

tion des Materialismus und des Postmaterialismus als zentrale 

Elemente des individuellen Orientierungssystems hingewiesen 

werden. Dabei kann aus den erwähnten Gründen offen bleiben, 

ob man für diese Orientierungen den Begriff "wertvorstellun

gen" wählt oder einer anderen Bezeichnung den Vorzug gibt. In 

jedem Falle werden sie als Determinanten von Einstellungen 

zum politischen System betrachtet. 

INGLEHART betritt mit seiner Konzeption des Wertewandels in 

den fortgeschrittenen westlichen Industriegesellschaften kein 

wissenschaftliches Neuland. Die These von der Modifikation 

bzw. Ablösung der vorherrschenden sozio-politischen wertvor

stellungen hat in der sozialwissenschaftlichen Literatur eine 

lange Tradition. Ein solcher Prozeß vollzog sich beim Ubergang 

von der Agrar- zur Industriegesellschaft und wurde mit den Be

griffen der Rationalisierung und Säkularisierung belegt (vgl. 

z.B. ALMOND, POWELL 1966:bes. 57ff; HUNTINGTON 1968:93ff; 

PARSONS 1972:125ff). Auch auf das Kultursystem des "nachkapi

talistischen" Zeitalters wagten bereits vor etlichen Jahrzehn

ten Autoren wie SOROKIN, SCHUBART oder BERDJAJEV Vorgriffe, 

die den Analysen INGLEHARTs in manchen Punkten ähneln (vgl. 

die AusfÜhrungen bei KAHN, WIENER 1967:53ff; sowie: ARMBRUSTER 

1967: 336ff) • 

Breites Interesse fand die Transformation des bürgerlich-libe

ralen Wertsystems seit der Mitte der fünfziger Jahre in der 



88 

Technokratie-Debatte (vgl. die Beiträge von FREYER 1960: 

SCHELSKY 1961: 1965: weitere Hinweise unter dem Schlagwort 

vom "Ende der Ideologie" bei LIPSET 1981:524ff) und in der 

neomarxistischen Kapitalismus-Kritik (vgl. z.B. MARCUSE 1970: 

OFFE 1972; HABERMAS 1973:96ff; 1976). 

Theorien der postindustriellen Gesellschaft, in deren Zusam

menhang auch die Arbeiten INGLEHARTs gehören, befaßten sich 

zwar in erster Linie mit den sozialstrukturellen Aspekten des 

Uberganges von der industriellen zur postindustriellen Ge

sellschaft, ließen aber die sozio-kulturelle Dimension dieses 

Wandels keineswegs unbeachtet (vgl. die Zusammenfassung der 

Grundgedanken der Theorien der postindustriellen Gesellschaft 

bei KERN 1976; LINDBERG 1976: GABRIEL 1984). So charakteri

siert einer der wichtigsten Verfechter der Konzeption des 

Postindustrialismus, Daniel BELL (1976), die sozialen Verände

rungen in den hochentwickelten Industrienationen als einen 

mehr oder weniger konfliktreichen Umbruch der "axialen Prin

zipien" in den Bereichen der Sozialstruktur, der Kultur und 

der Politik: "In modern Western society the axial principle 

of the social structure is economizing - a way of allocating 

resources according to principles of least costs, substitut

ability, optimization, maximization and the like. The axial 

principle of the modern polity is participation, sometimes 

mobilized or controlled, sometimes demanded from below. The 

axial principle of the culture is the desire for the futfit

ment, and enhancement of the self" (BELL 1976:12, Hervorh. im 

Original) . 

Wie bei INGLEHART, so stehen auch in anderen Arbeiten partizi

pative und egalitäre Wertvorstellungen im Mittelpunkt des 

KUltursystems der postindustriellen Gesellschaft (vgl. KAHN, 

WIENER 1967:40, 53ff, 178ff, BRZEZINSKI 1971:12f, 111ff, 

HUNTINGTON 1974:172ff; BELL 1976:bes. 36ff, 114ff, 376ff, 

408ff,475ff). 

Bei allen Unterschieden in den theoretischen Annahmen, den 

Meßverfahren und der Interpretation der vorliegenden Daten 
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stimmen die meisten Beiträge zur neue ren empirischen Wertefor

schung darin überein, daß gegenwärtig in den westlichen Demo

kratien partizipativ-egalitäre Zielvorstellungen an Bedeutung 

gewinnen. Für die Bundesrepublik bestätigen insbesondere die 

Arbeiten von Helmut KLAGES im Grundsatz die von INGLEHART auf

gestellte These, es sei ein wachsender Gegensatz zwischen tra

ditionellen und modernen Wertmustern feststellbar, der dar

über hinaus eine Vielzahl von Einstellungen zum politischen 

System bestimme. In Erweiterung des INGLEHARTschen Ansatzes 
stellt er zwei miteinander konkurrierende, aber nicht unver

einbare Präferenzmuster vor, die er als KON- bzw. non-KON

Dispositionen bezeichnet. Erstere seien durch die Merkmalskom

bination "Selbstkontrolle, Pflicht/Anpassung, instrumentelle 

Daseinssicherung" charakterisiert, letztere belegt er mit den 

Begriffen "Selbstaktualisierung, partizipatives Engagement, 

gesellschaftlich-politischer Fortschritt .•• Es läßt sich 

nachweisen, daß der größere Teil der vielfältigen Einzel-'Wer

tik' (sie) ••• um diese Grunddispositionen gruppiert ist und 

somit auch deren PoLarisierung teilt. Dies gilt ebenso für die 

Selbstzuschreibung von Persönlichkeitsmerkmalen, wie auch für 

die Entscheidung zwischen wählbaren Zielkategorien der per

sönlichen Lebensgestaltung und die Alternative der staatsbür

gerlichen Wertorientierung. Die Existenz pOlarisierter Grund

dispositionen im Bereich der individuellen Wertorientierungen 

weist auf fundamentale spannungsverhältnisse (auf einen 'Riß') 

im soziokulturellen Gefüge unserer Gesellschaft und unserer 

politischen 'Kultur' hin" (KLAGES, HERBERT 1983:12; Hervorh. 

OWG.; vgl. auch: KLAGES, HERBERT 1981:18ff; 1983:28ff, 117ff; 

KLAGES 1981:bes. 139ff; 1984:14ff, 20ff, 39f, 52ff; DITTRICH 

1984:10, 160ff). Weitere publikationen zum Thema "Wertewandel" 

und "Neue Politik" bestätigen im Prinzip die Gültigkeit der 

Thesen INGLEHARTs für die Bundesrepublik (vgl. KMIECIAK 1976: 

230ff, bes. 240, 430ff; HILDEBRA~DT, DALTON 1977; NOELLE-NEU

MANN 1978:bes. 18ff, 44ff; BAKER, DALTON, HILDEBRANDT 1981: 

136ff: PROSS 1982:121ff; eine Sammlung relativ kurzer Einzel

beiträge zum Thema Wertewandel findet sich bei KLAGES, 

KMIECIAK 1979: Hinweise auf Arbeiten aus anderen westlichen 

Ländern bei INGLEHART 1983: MULLER-ROMMEL 1983). 
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Die Annahme, die westlichen Industriegesellschaften durchlie

fen gegenwärtig eine Phase tiefgreifender sozio-kultureller 

Veränderungen, scheint - trotz im Einzelnen vorhandenen Be

wertungsunterschieden - in der Literatur weit verbreitet. Sie 

wird auch durch unsere Alltagserfahrungen gestützt. Die Theo

rie der Stillen Revolution scheint somit zumindest empirisch 

plausibel, was aber keineswegs ausreicht, um sie als gesicher

te Erkenntnis zu akzeptieren. Eine erste Aufgabe für die em

pirische Analyse besteht deshalb in der Uberprüfung des empi

rischen Gehalts der Annahme INGLEHARTs, materialistische Ori

entierungen würden in westlichen Industriegesellschaften in 

zunehmendem MaBe durch postmaterialistische Prioritäten ver

drängt. Ich stelle 'die empirische Prüfung dieser These zu

nächst zurück, weil sich weitere Gesichtspunkte hierfür aus 

der Beschreibung der Bestimmungsgründe der "Stillen Revolu

tion" ergeben. 

2. Bedingungen des Auftretens materialistischer und 

postmaterialistischer Orientierungen 

Die westlichen Gesellschaften waren nach INGLEHARTs Meinung 

in den vergangenen hundert Jahren materialistisch orientiert. 

Das Auftreten postmaterialistischer Prioritäten bedarf des

halb der Erklärung Zu diesem Zwecke greift INGLEHART auf ei

ne Theorie des formativen Uberflusses zurück, in welcher er 

eine Mangelhypothese und eine Sozialisationshypothese mitein

ander verknüpft (vgl. dazu Z.B.: INGLEHART 1971a:991ff: 1977a: 

22ff: 1979b:280ff: 1979c:308ff: 1984:525ff: INGLEHART, KLIN

GEMANN 1979:209f). 

2.1. Die Mangelhypothese 

INGLEHARTs (1977a:22) Behauptung:" ••. people tend to place a 

high priority on whatever needs are in short supply" basiert 

auf Uberlegungen des amerikanischen Psychologen MASLOW (1954: 

bes. 90ff), die in der Literatur als Bedürfnishierarchie-Hy-
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pothese bekannt wurden. Sie ähnelt, wie INGLEHART (1977a:23; 

1979b:281) betont, der ökonomischen Grenznutzentheorie. Nach 

der von ihm zugrundegelegten Inter~retation MASLOWs bildet 

jeder Mensch bestimmte Grundbedürfnisse aus, deren Befriedi

gung er - nach Maßgabe ihrer Bedeutung für das eigene Uberle

ben - in einer bestimmten Reihenfolge anstrebt: Zunächst küm

mert er sich um seine physiologischen Bedürfnisse (Nahrung, 

Kleidung), dann widmet er sich seiner physischen Sicherheit, 

schließlich bemüht er sich um soziale Anerkennung und Zuge

hörigkeit sowie um die Verwirklichung intellektueller und 

ästhetischer Ziele. Dabei kommen die höherrangigen sozialen, 

intellektuellen und ästhetischen Belange erst zum Zuge, nach

dem die niederrangigen materiellen und Sicherheitsbedürfnisse 

befriedigt wurden. Die Menschen orientieren demnach ihre Le

bensziele oder Bedürfnisse an den jeweils gegebenen Umweltbe

dingungen: Wenn die zur materiellen und physischen Existenz

sicherung benötigten Ressourcen knap~ sind, besitzt ihr Er

werb die größte Dringlichkeit. Hat der Mensch sich dagegen 

die zum Uberleben notwendigen Dinge gesichert, dann entfaltet 

er ein Bedürfnis nach Sozialität und Kultur. 

Diese zunächst in ihrer Einfachheit bestechende Darstellung 

der Genese individueller Bedürfnisse und Ziele (vgl. aller

dings die kritischen Hinweise bei HONDRICH 1975:29ff; KMIE

CIAK 1976:162ff; LEHNER 1979:320f; MEYER, RUEGG 1979:49f; 

TROMMSDORF 1979:260, 272; FLANAGAN 1982:432ff) erfährt in 

INGLEHARTs Arbeiten grundlegende und meiner Ansicht nach 

problematische Veränderungen. Das Konzept der Stillen Revo

lution geht nämlich nicht mehr von der Vorstellung einer 

hierarchischen Anordnung der von MASLOW beschriebenen Grund

bedürfnisse aus, sondern stellt lediglich zwei relativ umfas

sende und in sich heterogene Kategorien, die materiellen und 

nicht-materiellen Präferenzen, einander gegenüber: "Unsere 

Indizes hinsichtlich der Wertprioritäten basieren auf dem 

einfacheren Unterschied zwischen den materiellen Zielen, d.h. 

all jenen Bedürfnissen, die sich direkt auf das physische 

Uberleben beziehen; und andererseits den nichtmateriellen 

Bedürfnissen z.B. nach Zugehörigkeit, Achtung und Selbstver-
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wirklichung. So einfach dieser Unterschied ist, kann doch ei

ne Verlagerung von Prioritäten von der einen Kategorie in die 

andere weitreichende Folgen für das soziale und politische Le

ben hochentwickelter Industriegesellschaften haben. Und dieser 

Unterschied scheint mir weniger problematisch als die kom

plexere Hierarchie von MASLOW. Es ist nämlich nicht völlig 

klar, ob z.B. das Bedürfnis nach Anerkennung eher ein Grundbe

dürfnis darstellt als das Bedürfnis nach intellektueller Be

friedigung; aber es scheint klar, daß hungrige Menschen im 

allgemeinen auf die Befriedigung 'höherrangiger' Bedürfnisse 

verzichten, wenn sie wählen müssen. 'Erst kommt das Fressen, 

dann kommt die Moral', wie Brecht sagt" (INGLEHART 1979b:281). 

Zu den Aufgaben der Politikwissenschaft gehört es nicht, die 

psychischen Mechanismen bei der Genese und Änderung indivi

dueller Bedürfnisdispositionen zu untersuchen. Unsere Diszi

plin interessiert sich lediglich für die "Außenseite" dieser 

Sachverhalte, ihre poLitischen Bedingungen und Konsequenzen. 

Auch INGLEHARTs Theorie der Stillen Revolution hat diesen 

Teilaspekt der individuellen Bedürfnisstruktur zum Gegenstand. 

Sie wandelt die von MASLOW behandelten individuelLen Bedürf

nisse in an das politische System adressierte Forderungen um: 

"Maslow and Inglehart are not talking about the same phenome

non. Maslow presents us with a theory of psychologiaal de

velopment and motivation, while Inglehart is concerned with 

the realm of publia poliay and issue orientations" (FLANAGAN 

1982:432; vgl. auch: MEYER, RUEGG 1979:49f, Hervorh. OWG). Ma

terialisten betrachten es als vordringliche Aufgabe der Poli

tik, das materielle Wohlergehen, die innere und die äußere Si

cherheit der Bürger zu garantieren; Postmaterialisten dagegen 

geben "Lebensstil-Zielen" (Umweltschutz, Bildung, soziale 

Gleichheit usw.) den Vorzug, nicht zuletzt deshalb, weil ihnen 

Sicherheit und Wohlstand garantiert erscheinen. In der Litera

tur finden wir gelegentlich den kritischen Einwand, INGLEHART 

differenziere nicht zwischen individuellen Bedürfnisdisposi

tionen und gesellschaftlichen Wertorientierungen, öffentlichen 

und privaten Zielen (vgl. MARSH 1975:29; 1977:169ff; HERZ 

1979:287). Diese Unterscheidung scheint im Zusammenhang mit 
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der Theorie der Stillen Revolution von untergeordneter Bedeu

tung zu sein, weil es ihr nicht um private Ziele, sondern um 

politische Wertvorstellungen geht. Doch gerade aus der Inter

pretation materialistischer und postmaterialistischer Präfe

renzen als im Persönlichkeitssystem tief verwurzelten, kohä

renten Uberzeugungen läßt sich die FOlgerung ableiten, daß 

die für das öffentliche und für das private Leben als gültig 

akzeptierten Prinzipien nicht in einem diametralen Gegensatz 

zueinander stehen dürfen. INGLEHART (1977a:62) selbst wies 

ausdrücklich auf den Einfluß hin, den materialistische und 

postmaterialistische Prioritäten auf das politische Zusammen

leben der Menschen, aber auch auf ihre Einstellung zur Arbeit, 

zu sozialen Neuerungen usw. ausüben. 

Für Großbritannien überprüfte MARSH (1977:174ff) die empiri

sche Relevanz der Unterscheidung zwischen öffentlichen und 

privaten Belangen. Dabei fand er heraus, daß zwischen diesen 

beiden BedUrfniskomplexen nur verhältnismäßig schwache Bezie

hungen bestehen. Sollte sich dies Ergebnis auch in anderen Er

hebungen bestätigen, dann ergäben sich Probleme hinsichtlich 

der Ubertragbarkeit des individualpsychologischen Konzepts der 

BedUrfnishierarchie auf die Erklärung der Formation politi

scher Wertorientierungen (vgl. auch die Daten bei DITTRICH 

1984:8, 59ff; BERGER 1984; GLATZ ER 1984). 

Ein weiteres von MARSH (1977:174, 180; vgl. auch: MARSH 1975: 

29; HERZ 1979:298) präsentiertes Ergebnis ist mit INGLEHARTs 

Konzeption nicht ohne weiteres vereinbar: postmaterialistische 

pOlitische Präferenzen standen in Großbritannien in einem po

sitiven Zusammenhang mit materialistischen Privatbedürfnissen: 

"Postmaterialists seemed to be demanding freedom and particip

ation for the nation and cash and security for themselves." 

Dies deckt sich auch mit der These von KLAGES und HERBERT 

(1983:35ff, 77ff), daß im Regelfall gemischte Prioritäten auf

treten, wenn man zwischen verschiedenen Bedürfniskategorien 

unterscheidet und keine künstlichen Unvereinbarkeiten zwischen 

Kon- und Non-Kon-Dispositionen unterstellt. Für INGLEHARTs 

Verständnis des postmaterialismus und des Materialismus als 
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umfassende, tief im Persönlichkeits system verankerte "Welt

sichten" wirft die Spannung zwischen privaten und öffentlichen 

Zielen allerdings gewisse Probleme auf. 

Die Problematik von INGLEHARTs Erklärung des Wertewandels mit 

Hilfe der Bedürfnishierarchie-Hypothese tritt erst vOllständig 

zu Tage, wenn man die empirische Operationalisierung materi

alistischer und postmaterialistischer Präferenzen kennt (vgl. 

auch: HERZ 1979:289ff; FLANAGAN 1982:432ff). Deshalb ist ein 

Vorgriff auf den betreffenden Teil dieser Arbeit erforderlich. 

INGLEHART erfaßt materialistische Prioritäten über das Ziel

bündel "stabile Preise/Sicherheit und Ordnung". Als empiri

sche Äquivalente des Postmaterialismus betrachtet er den Pri

mat der Ziele "Freie Meinungsäußerung/politische Mitwirkung". 

Eine konsequente Anwendung der Bedürfnishierarchie-Hypothese 

auf den Bereich der Politik impliziert, daß Meinungsfreiheit 

und Mitbestimmung gegenwärtig noch den Status knapper Güter 

besitzen, während stabile Preise und Innere Sicherheit bereits 

weitgehend garantiert sind. Diese Vorstellung finden wir in 

INGLEHARTs Analyse der politischen und wirtschaftlichen Ent

wicklung in der westlichen Welt. 

Eine theoretisch gültige Umsetzung der Bedürfnishierarchie

hypothese in ein empirisches Meßinstrument setzt eine weitge

hende Strukturgleichheit öffentlicher und privater Bedürfnisse 

voraus. Im Laufe des vergangenen Jahrhunderts müßten demnach 

in den westlichen Ländern die Grundprobleme des kollektiven 

Zusammenlebens der Menschen in der Reihenfolge materielles 

Uberleben (stabile Preise), physisches Uberleben (Sicherheit 

und Ordnung), Sozialität und Verwirklichung ideeller Ziele 

(Meinungsfreiheit und Mitbestimmung) gelöst worden sein bzw. 

zur Lösung anstehen. Schon die Entsprechung der Test-Items mit 

dem theoretischen Konzept erscheint fragwürdig, zumal zwischen 

den beiden postmaterialistischen Bedürfniskategorien und dem 

Erhebungsinstrument keine eindeutige Beziehung herstellbar 

ist. Noch gröBere Probleme wirft allerdings die Annahme auf, 

die politischen Probleme seien in der angegebenen Reihenfolge 
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aufgetreten und bewältigt worden (vgl. dazu auch die Kritik 

bei RASCHKE 1980:42). Zumindest in den westlichen Demokratien 

war das Recht zur freien Meinungsäußerung schon lange vor der 

Lösung von Sicherheits- und Erhaltungsproblemen garantiert, 

und man kann sicherlich darüber streiten, ob bislang größere 

Fortschritte bei der Institutionalisierung sozialer und poli

tischer Teilhaberechte oder bei der Inflations- und Verbre

chensbekämpfung erreicht wurden. Die Mangelhypothese läßt sich, 

zumindest in der von INGLEHART konzipierten Form, nicht ohne 

weiteres als Instrument zur Erklärung des Prioritätenwandels 

verwenden. 

Kritisch wurde in der Literatur auch die Vereinfachung des in

dividuellen Bedürfnisspektrums auf das Gegensatzpaar bzw. Kon

tinuum "materialistisch-postmaterialistisch" bewertet (vgl. 

LAFFERTY 1976:119ff; HERZ 1979:289ff; FLANAGAN 1982:409ff, 

416ff, 424ff; KLAGES, HERBERT 1983:32f, 117ff; DITTRICH 1984: 

253ff; KLAGES 1984:22ff, 47ff). INGLEHART (1982:456ff) wies 

die betreffenden Einwände ZWischenzeitlich als ungerechtfer~ 

tigt zurück. Er sieht in den von HERZ präsentierten Ergebnis

sen sogar eine Bestätigung seiner Grundannahmen über die 

Struktur des individuellen Wertesystems. Die vier Bedürfnis

kategorien "gesicherter Alltag, nationale Stärke, Mitsprache 

und humanistisch-ideelle Ziele" entsprächen ziemlich genau 

dem ursprünglich von MASLOW entwickelten Komplex. Selbst wenn 

man sich dieser Sichtweise anschließt, bleiben zwei Fragen 
offen: Der Nachweis, daß es vier unterscheidbare Komplexe po

litischer Dispositionen gibt, belegt weder die Vorstellung ei

ner hierarchischen Ordnung noch sagt er etwas über die Voll

ständigkeit der auf diese Weise erfaßten Bedürfnisstruktur 

aus. Es ist auch nicht ohne weiteres nachvollziehbar, aus wel

chen Gründen INGLEHART mit der etwas schlichten Gegenüberstel

lung von materialistischen und postmaterialistischen Disposi

tionen operiert, wenn man empirisch eine wesentlich komplexe

re Struktur des individuellen Wertesystems nachweisen kann, und 

Wenn sich dieses Ergebnis zudem mit der theoretischen Aus

gangsposition zumindest teilweise deckt. 
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Uber den Nutzen eines lediglich aus zwei Bedürfniskomplexen 

bestehenden Hierarchiemodells kann man wohl gleichfalls strei

ten, zumal keine Aussagen über die innere Struktur des materi

alistischen und des postrnaterialistischen Präferenzsystems 

vorliegen. Die Bezeichnung des Postmaterialismus als das ver

gleichsweise höherwertige Prioritätenbündel ergibt sich wohl 

eher aus den persönlichen Vorlieben INGLEHARTs als aus nach

vollziehbaren theoretischen Uberlegungen oder empirischen Re

sultaten. 

Ein Kernstück der theoretischen Konzeption INGLEHARTs weist 

einige Unstimmigkeiten auf, die vor dem Versuch einer empiri

schen Operationalisierung auszuräumen wären. Allerdings gehe 

ich diesen Problemen in den empirischen Teilen dieser Arbeit 

nicht nach, weil die Auseinandersetzung mit den politischen 

Folgen der Stillen Revolution im wesentlichen theorie immanent 

erfolgt. 

Die bisher vorgetragenen Hypothesen INGLEHARTs zum Zusammen

hang zwischen den Lebensbedingungen einer Person und ihren po

litischen Präferenzen legen die Vermutung nahe, die als vor

rangig betrachteten politischen Ziele seien in einern hohen 

Maße situationsabhängig und veränderten sich mit den Umwelt

konstellationen: Personen, deren Lebenssituation von Erfahrun

gen materieller und physischer Bedrohung gekennzeichnet sei, 

bildeten demzufOlge materialistische Prioritäten aus, während 

wirtschaftliches Wohlergehen und physische Sicherheit das Ent

stehen postrnaterialistischer Präferenzen begünstige. 

Nach INGLEHART haben wir es aber bei dem Postmaterialismus und 

dem Materialismus gerade nicht mit situationsabhängigen poli

tischen Präferenzen zu tun, sondern mit grundlegenden Wertori

entierungen. Diesen Status des Materialismus und des Postmate

rialismus leitet INGLEHART aus einer Verknüpfung der Mangelhy

pothese mit der Sozialisationshypothese ab. 
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Die Beschreibung dieser Sozialisationshypothese fällt ähnlich 

knapp aus wie die der Mangelhypothese. Ihr Kernsatz lautet: 

" •.. 'people tend to retain a given set of value priorities 

throughout adult life, once it has been established in the 

formative years'" (INGLEHART 1977a:23). Die Vorstellung, nach 

der die grundlegenden - auch für das spätere Verhalten maßgeb

lichen - politischen Wertorientierungen in der "formativen 

Phase" bzw. im Rahmen der frühkindlichen Sozialisation entste

hen, findet in der Sozialisationsforschung überwiegend Zustim

mung. Dies gilt allerdings nicht nur für die politischen Wert

vorstellungen einer Person, sondern auch für ihre spezifische

ren Einstellungen zur Politik (vgl. ALMOND, VERBA 1965:266ff: 

DENNIS et al. 1968: BAKER 1973: NIEMI 1973: GREENSTEIN 1975, 

dort auch weitere Literaturangaben). 

Der Sozialisationshypothese kommt in INGLEHARTs Theorie die 

Aufgabe zu, die relative Stabilität materialistischer und 

postmaterialistischer Orientierungen sowie die zwischen ver

schiedenen Generationseinheiten bestehenden Unterschiede in 

den politischen Prioritäten zu erklären. Der Autor geht näm

lich von der folgenden Annahme über den Einfluß der Umweltbe

dingungen auf die Herausbildung politischer Präferenzen aus: 

" •.. das Verhältnis zwischen sozioökonomischer Umwelt und 

Wertprioritäten ist nicht eines der unmittelbaren Anpassung. 

Eine beträchtliche zeitliche Verzögerung spielt hierbei eine 

Rolle, da die Grundwerte einer Person zum größten Teil jene 

Bedingungen reflektieren, die ~ähpend dep Jugendzeit vor

herrschten .•.. Wenn der Prozeß der Anpassung unmittelbar er

folgen würde, hätten wir es nicht mit Weptvopstellungen zu 

tun, die als relativ tief verwurzelt und stabil begriffen wer

den, sondern mit kurzfristigen Verhaltensänderungen. Solche 

Veränderungen finden statt und mögen wichtig sein: aber sie 

haben nicht die langfristigen Folgen für das soziale und poli

tische Leben, die ein besonders interessanter Aspekt von Ver

änderungen im Wertsystem sind" (INGLEHART 1979b:280, Hervorh. 
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im Original, vgl. auch: INGLEHART 1981:882f). 

Nach INGLEHARTs Auffassung wirken die Sozialisations- und die 

Mangelhypothese bei der Erklärung des Postmaterialismus-Phäno

mens zusammen. Maßgeblich für dessen Entstehen sind die Le

bensbedingungen, die eine- Person im Kindesalter subjektiv 

wahrnimmt, nicht die objektiven Gegebenheiten im Erwachsenen

alter: 

(1) Personen erwerben in ihrer formativen Phase, d.h. im Kin

desalter,grundlegende pOlitische Orientierungen. Diese 

bleiben dann in späteren Lebensphasen relativ stabil. 

INGLEHART schließt zwar die Möglichkeit der Änderung von 

Wertorientierungen bei Erwachsenen nicht völlig aus, er 

nimmt aber an, "daß die Wahrscheinlichkeit von Veränderun

gen als Reaktion auf veränderte umweltbedingungen ganz er

heblich sinken kann, vielleicht in einem logarithmischen 

Verhältnis" (INGLEHART 1979b:2BO: vgl. auch: INGLEHART 

1977a:23). 

(2) Als wesentliche, den Sozialisationsprozeß beeinflussende 

Größen betrachtet er die materiellen Lebensbedingungen in 

der formativen Phase - und das heißt vor allem: das Ausmaß 

des Wohlstandes und der physischen Sicherheit (vgl. INGLE

HART 1977a:88). 

(3) Erfahrungen formativer Sicherheit begünstigen das Entste

hen bzw. die Ausbreitung postmaterialistischer Prioritäten, 

solche des MangeZs und der Unsicherheit lassen materiaZi

stische Orientierungen wahrscheinlicher werden. Dabei be

einflussen soziale Institutionen und kulturelle Gegeben

heiten die Wahrnehmung der Lebensbedingungen durch das In

dividuum: "Thus, the scarcity -hypothesis alone does not 

generate adequate predictions about the process of value 

change. It must be interpreted in connection with the 

socialization hypothesis" (INGLEHART 1981:881). 

Bei der Verknüpfung der Sozialisations- mit der Mangelhypothe

se spielt das Konzept der Generationseinheit eine wesentliche 

Rolle (vgl. INGLEHART 1977a:32ff, 88, 94ff: 1979c:323ff; 1981: 

8B3ff; ausführlich zur Relevanz dieses Konzepts für die Unter-
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suchung gesellschaftlicher Wandlungsprozesse: ALLERBECK 1977: 

120ff; BAKER, DALTON, HILDEBRANDT 1981:12f, 45ff). Seine An

nahmen über Art und Ausmaß des Wertwandels beruhen auf der 

Voraussetzung vergleichsweise homogener formativer Bedingungen 

bestimmter Generationseinheiten. Deren Präferenzen wiederum 

reflektieren die wahrgenommenen kollektiven Lebensbedingungen: 

"The amount of value change seems to reflect a given nation's 

recent history" (INGLEHART 1977a:37). 

Als den für die Differenzierung der politischen Wertvorstel

lungen der Bevölkerung westlicher Demokratien entscheidenden 

Bruch betrachtet INGLEHART das Ende des Zweiten Weltkrieges: 

Die nach 1945 aufgewachsenen Personen konnten eine Präferenz 

für die humanistisch-ideellen Ziele des Postmaterialismus ent

wickeln, weil ihnen die Befriedigung ihrer Sicherheits- und 

Erhaltungsbedürfnisse weitgehend gewährleistet erschien. Ganz 

andere Leitwerte dagegen prägen die politische Vorstellungs

welt der Vorkriegsgeneration: Da ihre Jugend von Erfahrungen 

wirtschaftlicher, innen- und außenpolitischer Unsicherheit be

herrscht war, weisen sie auch heute noch den materialistischen 

Sicherheits- und Erhaltungszielen einen hohen Rang zu. Diese 

Grunddispositionen entstehen bereits in einer frühen Phase der 

Persönlichkeitsentwicklung und sind im individuellen BedUrf

nissystem fest verankerte, langfristig stabile Wertorientie

rungen (vgl. INGLEHART 1971a:991ff, 997ff; 1971b:214ff; 1977a: 

23ff, 72ff; 1979b:296ff; 1981:883f, 886ff). Auch die in einer 

neueren Arbeit konstatierte Zunahme materialistischer Orien

tierungen bei den Jugendlichen in westlichen Ländern läßt sich 

aus INGLEHARTs Theorie der Stillen Revolution ableiten. Sie 

resultiert aus der Verschlechterung der Wirtschaftslage (vgl. 

INGLEHART 1981:880, ß87ff; 1985a:106ff; 1985b:509ff). 

Auf den ersten Blick erscheint die Vorstellung von einem Gene

rationenkonflikt außerordentlich plaUSibel, und sie erfreut 

sich in der Literatur wie in der Publizistik einer großen Popu

larität. Dennoch sind in INGLEHARTs theoretischem Konzept ei

nige Unstimmigkeiten erkennbar. Ich möchte kurz auf sie einge

hen, obgleich eine detaillierte Auseinandersetzung mit den so-
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zialisationstheoretischen Grundlagen des Wertwandelskonzepts 

jenseits der Fragestellungen dieser Arbeit liegt. 

Nach INGLEHART bilden sich die individuellen politischen Wert

vorstellungen vor dem Eintritt in das Erwachsenenalter heraus. 

Sie werden, wie aus der Sozialisationshypothese hervorgeht, 

nicht durch eine unmittelbare Anpassung an die jeweils gegebe

nen sozialen und politischen Lebensbedingungen, sondern durch 

Lernprozesse erworben: "Political socialization shapes and 

transmits a nation's political culture. Political socializat

ion may also maintain a nation's political culture as it 

passes the culture from old to young" (ALMOND 1974:45). Eine 

Schlüsselstellung bei der Vermittlung politischer Wertvorstel

lungen an die nachrückenden Generationseinheiten kommt der 

Schule und dem Elternhaus als den wichtigsten gesellschaftli

chen Sozialisationsagenturen zu (vgl. ALMOND, VERBA 1965:269; 

VERBA 1965b:551; ROSENBAUM 1975:13ff; BAKER, DALTON, HILDE

BRANDT 1981:45ff). 

INGLEHARTs Ableitung des Wertewande,ls aus dem Konzept ' des for

mativen Uberflusses wirft nun die Frage auf, ob die für die 

Entwicklung des individuellen Einstellungssystems typischen 

Abläufe auch bei der Genese materialistischer und postmate

rialistischer Präferenzen wirksam sind (vgl. auch die kriti

schen Hinweise von HERZ 1979:285ff). Empirische Studien bele

gen den Einfluß von Schule und Elternhaus auf die bei Erwach

senen feststellbaren politischen Vorstellungen. ALMOND und 

VERBA (1965:284ff) fanden beispielsweise eine positive Bezie

hung zwischen einem partizipativen Entscheidungsstil in die

sen Institutionen und dem politischen Kompetenzbewußtsein ih

rer Befragten heraus (vgl . auch: DENNIS et al. 1968; BAKER 

1973:95f). Wie ALLERBECK (1977:130ff) feststellte, korreliert 

die Parteipräferenz deutscher Jugendlicher deutlich positiv 

mit der ihrer Eltern. Diese Beziehung bestand selbst bei Be

rücksichtigung der beträchtlichen Sbrukt~änderungen des deut

schen Parteiensystems: "After 1945 the Social Democrats were 

the only party of the Weimar System to reemerge. While there 

was no corresponding organizational continuity, children of 
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those voters who supported the bourgeois parties or the 

catholic center party during Weimar were most likely to 

support the Christian Democrats in 1974" (ALLERBECK 1977:130). 

Für eine Vielzahl weiterer politischer Einstellungen lassen 

sich derartige Gemeinsamkeiten zwischen Jugendlichen und ihren 

Eltern nachweisen (vgl. JENNINGS, ALLERBECK, ROSENMAYR 1979; 

ALLERBECK, JENNINGS, ROSENMAYR 1979). Den Einfluß des Eltern

hauses auf die politischen Vorstellungen der nachfolgenden Ge

neration kann man folgendermaßen charakterisieren: "Sometimes, 

as in the classic ca se of rebellion, the family is a negative 

referent for the growing child. More often than not, however, 

children te nd to enter adulthood looking more like than un

like their parents - though the similarity varies dramatically 

depending upon the characteristic being consideredn (JENNINGS, 

ALLERBECK, ROSENMAYR 1979:450; vgl. auch: DENNIS et al. 1968: 

92ff). 

INGLEHARTs Theorie der Stillen Revolution setzt diesen atypi

schen Kontinuitätsbruch geradezu voraus. Seiner Meinung nach 

bildete die Nachkriegsgeneration postmaterialistische Werte 

aus, obgleich in der Erziehergeneration materialistische Pri

oritäten vorherrschten. Eine solche Konstellation ist zwar 

nicht völlig ausgeschlossen, im Hinblick auf den üblichen Ver

lauf des Sozialisationsprozesses aber doch immerhin erklä

rungsbedürftig. 

Unterschiede_in den Wertvorstellungen der Erzieher und der Er

zogenen können auf unterschiedliche Weise zustandekommen, z.B. 

durch konkurrierende Einflüsse aus der Schule, dem Elternhaus 

und der peer-groups, durch ein bewußt innovatives Erziehungs

verhalten u.ä. Alle diese Ansätze aber unterstellen eine Ver

mittlung formativer Erfahrungen durch bestimmte Sozialisa

tionsinstanzen. Insbesondere wenn man sich die Interpretation 

des Postmaterialismus als fundamentale Wertorientierung zu 

Eigen macht, erscheint es höchst unwahrscheinlich, daß sich 

die Ubernahme dieser Werte gegen den Einfluß einer überwiegend 

materialistischen Umgebung durchsetzt. Zur Erklärung des von 
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INGLEHART postulierten Generationenwandels könnte möglicher

weise die Analyse des Zusammenhanges zwischen der Veränderung 

von Erziehungszielen und der Ausbreitung postmaterialistischer 

Präferenzen beitragen (Andeutungen dazu bei KLAGES 1984:17ff). 

Nach den Ergebnissen einer von LAFFERTY (1976:129ff) in Norwe

gen durchgeführten Erhebung gab es in dieser Hinsicht aller

dings keine wesentlichen Unterschiede zwischen Materialisten 

und Postmaterialisten. 

Eine detaillierte Auseinandersetzung mit der Sozialisations

hypothese wird schließlich durch die geradezu provozierende 

Ungenauigkeit der INGLEHARTschen Annahmen erschwert. Eine ex

akte Eingrenzung der formativen Phase unterbleibt (vgl. dazu 

auch die Kritik bei: DALTON 1977:465). Es ist von "the first 

twenty years or so" (sie! vgl. INGLEHART 1979c:324) die Rede 

(vgl. auch die Kritik bei HERZ 1979:293ff). Ebenso vermißt man 

theoretisch begründete oder doch zumindest plausible Angaben 

über den genauen Verlauf der Trennlinie zwischen der Vor

kriegs- und der Nachkriegsgeneration. Der Autor bezeichnet das 

Jahr 1945 mehrfach als "Wasserscheide" in der Entwicklung der 

westlichen Nationen (vgl. INGLEHART 1979c:309; 1981:885). Für 

zeitgeschichtliche Untersuchungen ist eine solche Periodisie

rung sicherlich geeignet, doch im Rahmen der Theorie der for

mativen Sicherheit ist genauer zu klären, wie sich das Kriegs

ende auf den Sozialisationsprozeß der heranwachsenden Genera

tion auswirkte, in welcher Phase des Lebenszyklus der Einfluß 

dieser Erfahrungen besonders nachhaltig war, welche Bedeutung 

dem Kriegsausbruch zukam usw. Für das Jahr 1945 als Trennlinie 

zWischen verschiedenen Generationseinheiten spricht lediglich 

ein Gesichtspunkt, das unmittelbare Erlebnis des Kriegsendes. 

Dies vollzog sich aber in Deutschland, Italien und Japan unter 

ganz anderen Bedingungen als in den USA und Großbritannien 

oder gar in Schweden und in der Schweiz. INGLEHART (1977a: 

31ff; 1979c:324ff) weist mehrfach auf diese Unterschiede in den 

kollektiven Lebensbedingungen der Bevölkerung westlicher Demo

kratien hin, er berücksichtigt diesen Umstand bei der Formu

lierung seiner Theorie aber nicht ausreichend. 
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Ich möchte den nachhaltigen Einfluß des Kriegserlebnisses auf 

die politischen Vorstellungen der von ihm betroffenen Bevölke

rungsgruppen keinesfalls bestreiten. Man sollte allerdings 

nicht übersehen, daß die Lebensbedingungen für die Angehöri

gen der Vorkriegs- und der Nachkriegsgeneration nicht einheit

lich waren. Von 1927 bis 1939 schwankte zum Beispiel die jähr

liche Veränderungsrate des Bruttosozialprodukts zwischen 10,8% 

(1937) und -7,7% (1931). Die Arbeitslosenquote lag im Jahre 

1932 bei 24,5%, 1927 hatte sie noch 6% betragen. Eine beacht

liche Variationsbreite wies schließlich die Preisentwicklung 

mit einer Inflationsrate von 3,8% (1927) und einer Deflations

rate von 11,6% (1932) auf. In der Nachkriegszeit verlief die 

konjunkturelle Entwicklung zwar weniger turbulent, doch kann 

von einheitlichen formativen Lebensbedingungen der nach 1945 

Geborenen nicht die Rede sein (vgl. zu den angegebenen Daten: 

SIMMERT, WAGNER 1981:447). Materialistische und postmateriali

stische Prioritäten reflektieren nicht allein Erfahrungen phy

sischer Bedrohung oder Sicherheit. Sie haben definitionsgemäß 

auch mit sozio-ökonomischen Sicherheitsbedürfnissen zu tun 

(vgl. dazu auch: DALTON 1977:465ff). Nur wenn man die beiden 

Weltkriege als alle anderen Gegebenheiten zurückdrängende Er

eignisse betrachtet, ist die Rede von mehr oder weniger ein

heitlichen formativen Bedingungen der Vor- und der Nachkriegs

generation gerechtfertigt (Ansätze zu einer differenzierteren 

Argumentation bei INGLEHART 1981: 1983a). 

Im Gegensatz zu INGLEHART legte HERZ (1979:293ff: vgl. auch: 

DALTON 1977:465) die formative Phase im Lebenszyklus eines 

Menschen zeitlich genau fest. Seiner Auffassung nach besteht 

die größte Empfänglichkeit für Einflüsse aus der sozio-ökono

mischen und politischen Umwelt zum Zeitpunkt des Eintritts ins 

Erwerbsleben und der ersten Wahlteilnahme, d.h. zwischen 15 

und 18 Jahren. Dieser Zeitabschnitt repräsentiert die dritte 

und vierte Phase eines in sieben Abschnitte gegliederten Le

benszyklus (Geburt, Beginn des Schulbesuchs, Eintritt in den 

Beruf, erste Wahlteilnahme, Heirat, Geburt des ersten Kindes, 

Auflösung der Kernfamilie) • Uber einzelne Annahmen von HERZ 

kann man streiten, doch spezifiziert er immerhin die Zusammen-
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hänge zwischen den formativen Lebensbedingungen und dem Pri

oritätenwandel in einer Form, die eine empirische Prüfung zu

läßt. Nur am Rande sei vermerkt, daß in seinen empirischen 

Analysen ein theoriekonformer Einfluß der formativen Lebensbe

dingungen auf materialistische und postmaterialistische Präfe

renzen nicht nachgewiesen werden konnte (anders dagegen: DAL

TON 1977:465ff). 

Eine Differenzierung erscheint mir schließlich im Hinblick auf 

die individueLLen sozio-ökonomischen Lebensbedingungen in der 

Jugend geboten. Innerhalb eines Landes gibt es beträchtliche 

Unterschiede im Wohlfahrts- und Sicherheitsniveau einzelner 

Bevölkerungsgruppen, deren Einfluß auf die Entwicklung politi

scher Prioritäten nicht zu unterschätzen ist. Wie RASCHKE 

(1980:41) zu Recht feststellt, weist nur ein Teil der in Si

cherheit und Wohlstand aufgewachsenen Bevölkerungsgruppen post 

postmaterialistische Präferenzen auf. Dies hat möglicherweise 

mit dem intragesellschaftlichen Sicherheits- und Wohlstandsge

fälle zu tun (Hinweise auf die mögliche Bedeutung dieser Fak

toren bei INGLEHART 1979c:324ff). 

Die unzulängliche Berücksichtigung der im engeren Sinne poZi

tischen Bedingungen in der formativen Phase dürfte sich aus 

INGLEHARTs Bemühen rechtfertigen, ein für die Analyse des Wer

tewandels in allen westlichen Demokratien brauchbares Konzept 

zu entwickeln. Insbesondere bei einer Untersuchung der kultu

rellen Entwicklung Deutschlands im 20. Jahrhundert kann man 
aber die politischen Veränderungen nicht ausklammern. Im Lau

fe der letzten 80 Jahre existierten in Deutschland vier funda

mental unterschiedliche politische Regime. Es ist höchst un

wahrscheinlich, daß dies im politischen Sozialisationsprozeß 

der Bevölkerung keine Spuren hinterließ. BAKER, DALTON und 

HILDEBRANDT (1981:12ff, 45ff) unterscheiden im Hinblick auf 

die politischen Wandlungsprozesse in Deutschland zwischen fünf 

Generationseinheiten: die älteste Kohorte wuchs in der wil

helminischen Zeit auf. Hierauf folgten die Weimarer Republik, 

das Dritte Reich, die frühe (bis 1955) und die spätere Ent

wicklungsphase der Bundesrepublik. Nach den von den Autoren 
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präsentierten Ergebnissen beeinflußt die Zugehörigkeit zu die

sen Generationseinheiten die Einstellungen zum pOlitischen Sy

stem. Es wäre lohnenswert, auch dem Zusammenhang zwischen Ge

nerationszugehörigkeit und politischen Wertorientierungen 
nachzugehen. 

2.3. Ein erweiterter Ansatz zur Erklärung des 

Wertewandels in westlichen Demokratien 

Im Mittelpunkt von INGLEHARTs Versuch, die Ausbreitung postma

terialistischer Wertvorstellungen in den entwickelten westli

chen Industriegesellschaften zu erklären, stand das Konzept 

der formativen Sicherheit. Offenkundig ergeben sich bei sei

ner empirischen Umsetzung gewisse Probleme. Insbesondere die 

Brauchbarkeit der Bedürfnishierarchie-Hypothese im Rahmen ei

ner empirischen Theorie des Wertewandels scheint ziemlich 
strittig zu sein, und auch INGLEHARTs verkürzte Darstellung 

des Sozialisationsprozesses rief Kritik hervor (vgl. u.a.: 

KMIECIAK 1976:162ff; LAFFERTY 1976:134; LEHNER 1979:320ff; 

TROMMSDORF 1979:272; RASCHKE 1980:41). 

Nicht zuletzt diese Schwächen im theoretischen Konzept dürften 

INGLEHART zu einer Erweiterung des Erklärungsansatzes veran

laßt haben. Dadurch verläßt er zwar den zuvor dargestellten 

theoretischen Bezugsrahmen, nähert sich aber konventionellen 

Erklärungsstrategien an. Auf diese Weise wird es verhältnis

mäßig einfach, die Theorie der Stillen Revolution systematisch 

mit anderen Arbeiten aus dem betreffenden Bereich zu ver

knüpfen. In "The Silent Revolution" sind etliche Indikatoren 

des sozialen Wandels aufgeführt, aus deren Zusammenwirken sich 

eine Veränderung politischer Wertvorstellungen ergibt, näm

lich: 
(1) die wirtschaftliche Entwicklung, d.h. die technologische 

Innovation, das Wirtschaftswachstum, das steigende Einkom

mensniveau der Bevölkerung und die Veränderung der Be- . 

schäftigungsstrukturen, vor allem die Etablierung einer 

Dienstlelstungsökonomie, 
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(2) die verbesserte Schulbildung für einen größer werdenden 

Teil der Bevölkerung, 

(3) die Entwicklung und Ausbreitung der elektronischen Massen

medien, die das Informationsniveau der Bevölkerung erhöhen 

und die Weitergabe traditioneller Wertvorstellungen er

schweren sowie schließlich 

(4) die unterschiedlichen formativen Erfahrun~en der Vor- und 

der Nachkriegsgeneration (vgl. INGLEHART 1977a:7ff, 179ff, 

216ff; BA~~ES, INGLEHART 1974:154ff). 

Mit Ausnahme der formativen Erfahrungen sind sämtliche im er

weiterten Erklärungsansatz aufgeführten Größen auch in den be

kannten sozio-ökonomischen Modernisierungstheorien enthalten, 

wie wir sie z.B. aus der empirischen Demokratie- und Partizi

pationsforschung kennen (vgl. für viele andere: DAHL 1971: 

62ff; BAKER, DALTON, HILDEBRANDT 1981:42ff, 73ff; LIPSET 1981: 

27ff; POWELL 1982:30ff). Die im Anschluß an Daniel BELL 

(1976:12ff, 112ff, 123ff, 167ff) geführte Diskussion über das 

Entstehen einer postindustriellen Gesellschaft drehte sich 

gleichfalls um veränderungen im Bildungs- und Beschäftigungs

system sowie um die Rolle technologischer Innovationen. 

Schließlich sehen Ak~OND und VERBA (1965:9) einen Zusammenhang 

zwischen sozio-ökonomischer ~odernität und der Etablierung ei

ner Staatsbürgerkultur. 

Die Erweiterung des Erklärungsansatzes bringt eine Reihe von 

Vorteilen: Sie erlaubt die theoretische Integration der Wert

wandelskonzeption in den umfassenderen Zusammenhang der 

political-culture-Forschung, da in den betreffenden Aussagen

systemen vergleichbare Erklärungsgrößen des politischen Wan

dels vorkommen. Darüber hinaus eröffnet sich auf diese Weise 

die Möglichkeit, die Bedeutung der Variablen "Generationszu

gehörigkeit" im Vergleich mit anderen Determinanten des Werte

wandels zu beurteilen; denn dies Konstrukt ist nunmehr in ein 

umfassendes Bündel von Erklärungsfaktoren eingeordnet. Wäh

rend man schließlich die Erklärung des Wertewandels durch 

Veränderungen im wahrgenommenen Niveau formativer Sicherheit 

mit Recht als monokausal kritisieren kann (vgl. RASCHKE 1980: 
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41), entfällt dieser Einwand bei einer Berücksichtigung zu

sätzlicher Größen. Insbesondere der Verweis auf die Bedeutung 

des Bildungsniveaus für den Wertewandel stellt eine Beziehung 

zur Sozialisationshypothese her. Insgesamt ist die Operationa

lisierbarkeit des erweiterten Erklärungsansatzes vergleichs

weise positiv zu bewerten, auch wenn manche Unklarheiten be
stehen bleiben. 

3. Politische Folgen des Auftretens materialistischer 

und postmaterialistischer Prioritäten 

Obgleich INGLEHARTs Interesse in erster Linie den Bedingungen 

und dem Ablauf der Stillen Revolution in den westlichen Demo

kratien gilt, bleiben die politischen Konsequenzen dieses Vor

ganges in seinen bisherigen Arbeiten keineswegs unberücksich

tigt. In "The Silent Revolution" widmete er mehrere Kapitel 

den Problemfeldern "Politische Konfliktstrukturen in der vor

industriellen, der industriellen und der postindustriellen Ge

sellschaft", "subjektive Zufriedenheit" sowie "kognitive Mobi

lisierung und politische Beteiligung" (vgl. INGLEHART 1977a: 

116ff, 149ff, 179ff, 216ff, 244ff, 293ff). Von einer systema

tischen empirischen Auseinandersetzung mit den Auswirkungen 

des Wertewandels auf die Einstellungen zur Politik kann aller

dings nicht die Rede sein. Weder das verfügbare Datenmaterial 

noch die relevanten Strategien zur Datenanalyse wurden in den 

betreffenden Arbeiten auch nur annähernd ausgeschöpft. 

Vor der Untersuchung der Beziehungen zwischen Materialismus, 

Postmaterialismus und politischen Einstellungen muß man sich 

nochmals vergegenwärtigen, daß INGLEHART die genannten Priori

täten für fundamentale politische Wertorientierungen hält, al

so für Konzeptionen einer wünschenswerten politischen Ordnung. 

Sie beherrschen die Vorstellungswelt der betreffenden Träger

gruppen, dominieren und prägen damit auch ihre Einstellungen 

zum politischen System und zur eigenen Rolle in der Politik. 

Nach PAPP I und LAUMANN (1974:161) können Werte, ähnlich wie 

(ökonomische, OWG) Interessen, die soziale Basis für Gruppen-
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bildungen und aus diesen resultierende Konfliktmuster abgeben. 

KAASE und KLINGEMANN (1979:534) schreiben den Wertorientierun

gen ebenfalls eine große Bedeutung für die Entwicklung politi

scher Spannungslinien zu, "weil die Interessengegensätze der 

Gesellschaft in der Regel unter Bezug auf solche Wertorientie

rungen ausgetragen werden". 

Materialistische und postmaterialistische Präferenzen stehen 

im Zentrum eines kulturellen Differenzierungsprozesses, zumal 

sie auch in unterschiedlichen gesellschaftlichen Trägergruppen 

verankert sind. INGLEHART (1977a:285f) stellt ihre Relevanz 

für die Beziehung der Bevölkerung zur Politik klar heraus: 

"The politics of the late 1960's in the United States, Germany 

and France had certain features in cornrnon: (1) the advocacy of 

social change tended to have a middle-class rather than a 

working-class base; (2) age cleavages became virtually as 

important as social class cleavages; (3) non economic issues 

achieved a high degree of salience. These features were relat

ed. After a prolonged per iod of almost uninterrupted economic 

growth, the principal axis of political cleavage began to 

shift from economic issues to life-style i88ue8, entailing a 

shift in the constituency most interested in obtaining change 

.•• The resulting shift toward emphasis on new political goals 

might be called the Post-Materialist phenomenon ••• In each of 

the three countries discussed here (and in a nurnber of others 

as well) the Post-Materialist phenomenon eventually gave rise 

to a Materialist reaction that overwhelmed the call for radic

al social change and left the Post-Materialists feeling 

defeated and demoralized" (Hervorh. OWG). 

Die durch die Ausbreitung des Postrnaterialismus bedingte Neu

formierung der politischen Konfliktstrukturen kann nicht fol

genlos für die Einstellungen der Beteiligten zur Politik blei

ben, falls es sich bei den beschriebenen Vorgängen tatsächlich 

um einen Wertewandel handelt. Auf der Basis des bereits be

kannten Analyseschemas soll nun gezeigt werden, in welcher 

Hinsicht sich die politischen Einstellungen der Postmateriali

sten und der Materialisten voneinander unterscheiden. 
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3.1. Wertorientierungen und politische Mobilisierung 

Die gesellschaftliche Modernisierung war in den westlichen De

mokratien nicht nur mit einer Veränderung der politischen 

Wertvorstellungen verbunden. Sie brachte, wie INGLEHART in 

Ubereinstimmung mit zahlreichen Autoren feststellt, als ein 

weiteres wichtiges Ergebnis die politische Mobilisierung der 

Bevölkerung mit sich (vgl. INGLEHART 1977a:293ff, dort auch 

Hinweise zum Zusammenhang soziale Modernisierung, politische 

Mobilisierung und Wertewandel). 

Die von INGLEHART benutzte Bezeichnung "kognitive Mobilisie

rung" muß für unsere Zwecke präzisiert werden. Er behandelt 

nämlich in den betreffenden Kapiteln seiner Arbeiten nicht nur 

politische Kenntnisse, sondern auch normative Orientierungen 

und politische Verhaltensformen. Hier sind aus den bekannten 

Gründen nur politische Einstellungen von Interesse. 

Ähnlich wie der Wertewandel hat die politische Mobilisierung 

der Bevölkerung ihre Ursachen in der Erhöhung des Bildungs

niveaus, der Ausbreitung der elektronischen Massenmedien und 

in der Verstädterung der Gesellschaft: "The essence of this 

process is the development of the skills needed to manipulate 

political abstractions and thereby to coordinate activities 

that are remote in space and time. Without such skills, one 

is more or less doomed to remain outside of the political life 

of a modern nation-state. Consequently, historical changes in 

the distribution of these skills have been a major factor in 

defining the politically relevant public" (INGLEHART 1977a: 

295) • 

Die von INGLEHART mit dem Begriff der kognitiven Mobilisierung 

beschriebenen Sachverhalte lassen sich zu den folgenden drei 

Komplexen von Variablen gruppieren: 
(1) die Verfügung über politische Kenntnisse und die Fähig

keit, diese in der Auseinandersetzung mit der politischen 

Umwelt sachgerecht zu verwenden, 
(2) die Erhöhung des politischen Kompetenzbewußtseins und die 
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zunehmend positivere Bewertung der verschiedenen Erschei

nungsformen des politischen Protests sowie 

(3) die kritische Einschätzung der Leistungsfähigkeit der 

etablierten Institutionen der politischen Willensbildung, 

insbesondere der politischen Parteien, der Interessenver

bände und der Wahlen. 

Alle drei Vorgänge beschreibt INGLEHART verhältnismäßig aus

führlich (vgl. INGLEHART 1977a:297ff). Er bezieht sich dabei 

auch auf das für diese Arbeit wichtige Konzept der "Civic 

Orientations", zu dessen Definition er die Variablen subjekti

ve politische Kompetenz, politisches Effektivitätsbewußtsein, 

politische Informiertheit und Interesse für politische Vorgän

ge heranzieht (vgl. INGLEHART 1977a:298). Die wohl wichtigste 

politische Veränderung in den westlichen Demokratien sieht er 

im Auseinanderdriften der Einschätzung der eigenen Rolle in 

der Politik und der Bewertung des pOlitischen Systems. Er 

zeigt diese Entwicklung am Beispiel der USA auf: "Despite 

diminishing confidence in political institutions, the object

ive competence of the American public seem to have increased" 

(INGLEHART 1977a:310). 

Die Beziehung zwischen dem Wertewandel und der kognitiven Mo

bilisierung wird nur mittelbar, über die gemeinsamen gesell

schaftlichen Bedingungen beider Prozesse, hergestellt (vgl. 

INGLEHART 1977a:317ff). Die politische Mobilisierung und der 

Ubergang zum postmaterialistischen Wertesystem sind nach ING

LEHARTs Einschätzung in den jungen, gut gebildeten Bevölke

rungsgruppen besonders weit fortgeschritten. Dagegen vermeidet 

er es offensichtlich, klare Angaben über'Ursache-Wirkungs-Be

ziehungen zwischen diesen beiden Variablenkomplexen zu machen. 

Nimmt man seine Charakterisierung des Materialismus und des 

Postmaterialismus als fundamentale Wertorientierungen jedoch 

ernst, dann muß man sie als intervenierende Variable zwischen 

den sozialen Hintergrundmerkmalen einer Person und ihren Ein

stellungen zu politischen Objekten betrachten. 

In dem hier benutzten Beschreibungsraster politischer Orien-
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tierungen deckt die kognitive Mobilisierung mehrere Felder ab. 
Sie bezieht sich zunächst auf das gesamte Spektrum politischer 

Kenntnisse, unabhängig davon, ob diese das Gesamtsystem oder 

dessen Subsysteme, die politische Umwelt und die eigene Rolle 
in der Politik betreffen. 

Obgleich INGLEHART den Einfluß der Wertorientierungen auf die 

politische Mobilisierung der Bevölkerung nicht systematisch 

erörtert, ergeben sich aus seinen Ausführungen genügend An

haltspunkte für eine Rekonstruktion seiner Annahmen. Die Mate

rialisten weisen demnach nur schwach entwickelte politische 

Kenntnisse auf, die Politik erscheint ihnen vergleichsweise 

unwichtig, in besonderem Maße gilt dies für die Input-Seite 

des politischen Systems. Auf der Basis von INGLEHARTs Arbeiten 

läßt sich zwar die Feststellung treffen, daß diese Gruppe dem 

Typus der Staatsbürgerkultur nicht entspricht, doch muß zu

nächst offen bleiben, ob das bei ihnen vorherrschende Einstel

lungsmuster eher zum parochialen oder zum Untertanen typ ten

diert. 

In Anbetracht ihrer Kenntnisse, ihres Involvierungsgrades und 

ihres politischen Selbstbewußtseins kann man die Postmateria

listen als Träger einer partizipativen politischen Kultur be

trachten. Die Abweichung vorn Leitbild der StaatsbUrgerkultur 

besteht darin, daß das Vertrauen in die Leistungsfähigkeit der 

etablierten Institutionen und Verfahren politischer Willens

bildung nur schwach entwickelt ist. Das für sie typische Ori

entierungsmuster ist in Anlehnung an ALMOND und VERBA als ra

tional-aktivistisch zu bezeichnen. Zu den politischen Einstel

lungen der Mischgruppe äußert sich INGLEHART nicht. 

3.2. Postmaterialismus, Materialismus und die Einstellungen 

zur Output-Komponente des politischen Systems 

Die Begriffe "Wert" und "Ziel" werden in der Literatur weitge

hend synonym benutzt (vgl. FRIEDRICHS 196ß:87ff). Es erscheint 

deshalb fast tautologisch, wenn man den Materialismus mit Zie-
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len der "Alten Politik", den postmaterialismus mit solchen der 

"Neuen Politik" assoziiert: "Change in individual values 

affects one's orientation toward political issues. If material 

concerns lessen in relative importance, there may be a decline 

in the importance of issues that reflect the stratification 

system of industrial society~ ideology, ethnicity, life-style, 

and so on may assume greater importance. Class politics may 

decline in favor of status or cultural or 'ideal' politics" 

(INGLEHART 1977a:12f~ detaillierte Beschreibungen des Konzepts 

der Alten und der Neuen Politik finden sich bei MILLER 1974a: 

bes. 962f: MILLER, LEVITIN 1976:bes. 63ff~ FARAH, BARNES, 

HEUNKS 1979~ BARER, DALTON, HILDEBRANDT 1981:136ff). 

Die Ausbreitung postmaterialistischer Wertorientierungen zieht 

definitionsgemäß eine Umgruppierung der politischen Zielvor

stellungen der Bevölkerung nach sich. Sie betrifft somit einen 

Aspekt der politischen Kultur, den CZUDNOWSKI (1968) als "Be

deutsamkeitsdimension der Politik" bezeichnete. Um die Leit

werte "Meinungsfreiheit und Mitwirkung" bzw. "physische und 

ökonomische Sicherheit" gruppieren sich die konkreten Issue

Präferenzen der Alten und der Neuen Politik. BARER, DALTON und 

HILDEBRANDT (1981:139ff) rechnen zu den "Brot- und Butter-Pro

blemen" die traditionellen sozio-ökonomischen Wohlfahrts- und 

Verteilungsziele, wie z.B. die Leistungsfähigkeit der Wirt

schaft, die Steuerpolitik und die Altenfürsorge (vgl. ähnlich, 

aber mit etwas anderen Akzenten: FARAH, BARNES, HEUNKS 1979: 

412ff). Zur "Neuen Politik" gehören ihren Untersuchungen zu

folge der Ausbau des Bildungswesens, die Mitbestimmung der Ar

beitnehmer im Betrieb und die Entspannungspolitik. FARAH, 

BARNES und HEUNKS (1979:412ff) subsumieren unter die Gleich

heitsziele der Neuen Politik die Gleichberechtigung von Mann 

und Frau, das Engagement gegen eine Diskriminierung von Min

derheiten und den Abbau der Unterschiede zwischen arm und 

reich. 

Mit der Ausbreitung postmaterialistischer Wertorientierungen 

geWinnen die Ziele der Neuen Politik in den westlichen Indu

striegesellschaften an Dringlichkeit. Sie werden vor allem von 
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den postmaterialistisch eingestellten Bevölkerungsgruppen ver

folgt, während für die ökonomisch weniger gesicherten Materia

listen die wohlfahrtsstaatlichen Versorgungs- und Vertei

lungsziele unverändert Vorrang besitzen (vgl. INGLEHART 1977a: 

136f). Die Verlagerung der Issue-Präferenzen veranlaßt aber 

die Postmaterialisten keineswegs dazu, die Sicherheits- und 

Versorgungsziele gänzlich zu vernachlässigen: denn diese ste

hen vielfach in einem instrumentellen Verhältnis zu den Zielen 

der Neuen Politik. Es ist in der Regel einfacher, neue politi

sche Programme aus Zuwächsen des Volkseinkommens zu finanzie

ren als die bestehenden Ressourcen umzuverteilen. Aus diesem 

Grunde liegt das politische Anspruchsniveau der Postmateriali

sten generell höher als das der Materialisten. Nach KLAGES und 

HERBERT (1983:63ff, bes. 65: vgl. auch: KLAGES 1984:50ff) wir

ken sämtliche mit den NON-KON-Dispositionen verbundene "Wert

dimensionen ••. anspruchsfördernd und forderungsbegünstigend". 

Bei den KON-Dispositionen treten dagegen die anspruchsdämpfen

den und forderungshemmenden Aspekte in den Vordergrund. 

INGLEHART leitet aus dem Wertewandel zunächst eine Veränderung 

der Issue-Präferenzen ab. Damit sind noch keine Aussagen über 

die Zufriedenheit der Materialisten und der Postmaterialisten 

mit dem Leistungsoutput der Regierung, ihren "policies" mög

lich. Die Bewertung der Regierungsaktivitäten ergibt sich nach 

INGLEHART aus den jeweils vorherrschenden politischen Rahmen

bedingungen. Da die Politik in den westlichen Industrieländern 

seiner Ansicht nach auf materialistische Ziele fixiert ist und 

die Anliegen der Postmaterialisten folglich nicht hinlänglich 

zum Zuge kommen, vermutet er in dieser Gruppe ein überdurch

schnittliches Unzufriedenheitspotential. Diese Tendenz werde 

durch die starke Sensibilität der postmaterialisten für ge

sellschaftliche Probleme verstärkt: denn in Folge ihrer gün

stigen persönlichen Lebensumstände könnten sie sich intensiv 

sozialen Belangen widmen: ..... Post-Materialists are Post

Materialists precisely because they do not derive relatively 

great subjective satisfaction from their relatively favorable 

material conditions" (INGLEHART 1977a:137: Hervorh. im Origi

nal). In besonderem Maße richtet sich ihr Unbehagen auf solche 
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Politikfelder, die nicht durch die sozio-ökonomische Wohl

fahrts- und Verteilungspolitik abgedeckt werden (vgl. ausführ

lich: INGLEHART 1977a:122, 129ff, 137ff, 171ff, 364f; BARNES, 

INGLEHART 1974). 

Die Unzufriedenheit der Postmaterialisten mit der Politik in 

den westlichen Demokratien bleibt nicht auf die pOlicy-Ebene 

begrenzt. Es erstreckt sich auch auf die allgemeine Handhabung 

der Amtsgeschäfte durch die politische Führung. Am Beispiel 

der Vereinigten Staaten beschreibt INGLEHART, wie sich aus dem 

Protest gegen den Inhalt bestimmter politischer Entscheidungen 

ein allgemeiner Vertrauensverlust der pOlitischen Führung ent

wickelte. Seinen Vermutungen zu Folge läuft in anderen westli

chen Demokratien ein ähnlicher Vorgang ab: "Certain specific 

problems such as the civil rights struggle and the war in 

Vietnam may be more or less unique to this country. But, in a 

broader sense, the emergence of these issues seems to reflect 

a shift in public expectations of government and an inadequate 

effort of governments to adjust to new demands. The rise of 

the Materialist/Post-Materialist dimension as a basis of poli

tical polarization has greatly complicated the task of govern

ing elites. Insofar as this is true, declining trust in govern

ment is probably a widespread phenomenon" (INGLEHART 1977a: 

307; vgl. auch: INGLEHART 1977a:306ff). Am deutlichsten müßte 

die beschriebene Vertrauenskrise bei den Postmaterialisten 

feststellbar sein. Allerdings intervenieren die vorherrschen

den politischen Rahmenbedingungen zwischen den Wertorientie

rungen und der Regierungszufriedenheit. Auf Grund ihrer Prä

ferenz für linke Parteien ist die Unzufriedenheit der Postma

terialisten unter konservativen Regierungen besonders groß. 

Eine maßgebliche Beteiligung sozialdemokratischer oder sozia

listischer Parteien an der Regierung dagegen schwächt ihre 

Distanz zur politischen Führung ab (zum Zusammenhang zwischen 

Wertorientierungen und Parteipräferenz ausführlich: INGLEHART 
1977a:179ff; 1979a). 

Die Hypothesen über die Einstellungen der Materialisten zu den 

Inhalten und den Trägern politischer Entscheidungen muß man 
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gesetzte Merkmalskombination auf. In der Terminologie von "The 

Civic Culture n könnte man die erste Konstellation als "Output

Entfremdung" oder als Inkongruenz von Selbst- und Systembewer
tung bezeichnen, die zu politischen Destabilisierungen führen 

kann. Demgegenüber könnte sich möglicherweise die bei den Ma

terialisten anzutreffende Konstellation als Hemmnis für eine 

innovative Politik erweisen. 

3.3. Die Systembewertung der Materialisten und der 

Postmaterialisten 

In der politischen Kulturforschung behandelt man die Einstel

lungen der Bevölkerung zum politischen System als allgemeinem 

Objekt als einen eigenständigen, von den Input- und den Out

put-Orientierungen relativ unabhängigen Komplex von Disposi

tionen. Auf diese Weise ist sichergestellt, daß die Systemak
zeptanz nicht von kurzfristigen Schwankungen in der Einstel

lung zu den Institutionen und Verfahren der politischen Wil

lensbildung, zum Inhalt politischer Entscheidungen und zu den 

für die Politik verantwortlichen Personen und Organisationen 

abhängt. CONRADT (1980:221) bezeichnet die Zustimmung zum po

litischen System als "rain and shine support" und schreibt ihr 

eine für die Systemstabilität maßgebliche Bedeutung zu. 

INGLEHARTS Aussagen über die Beziehungen zwischen der System

bewertung und den anderen Elementen des Einstellungssystems 

der Bevölkerung westlicher Demokratien sind nicht eindeutig: 

Einerseits vertritt er die These, die in den USA feststellbare 

Vertrauenskrise richte sich eher auf die amtierende Führung 

als auf das politische Institutionensystem ("regime") oder auf 

die pOlitische Gemeinschaft (vgl. INGLEHART 1977a:307). Auf 

der anderen Seite aber ist von einer rückläufigen Zufriedenheit 
mit den Regierungsoutputs und mit den nationalen Institutionen 

die Rede, die sogar die Legitimitätsbasis des politischen Sy

stems tangiere: "Key American institutions from the business 

corporation to the government itself seem to be undergoing a 

crisis of legitimacy" (INGLEHART 1977a:15: vgl. auch: INGLEHART 
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1977a:14f; BARNES, INGLEHART 1974:162ff). 

Der abnehmende Rückhalt des politischen Systems und der in 

ihm geltenden Spielregeln steht nach INGLEHART in einem ein

deutigen Zusammenhang mit dem Wertewandel: "Changing values 

combine with a growing sense of the inadequacy of existing 

institutions" (INGLEHART 1977a:14f). Er hat dabei zwar in er

ster Linie die Institutionen der politischen Beteiligung, aber 
keineswegs ausschließlich diese, im Blick. 

Dieselben Faktoren, die die Postmaterialisten in die Distanz 

zur Regierung und ihren Handlungen bringen, bewirken auch de

ren negative Einstellung zum politischen System, nämlich die 

Diskrepanz zwischen den eigenen Zielen und den im System in

stitutionalisierten Werten (vgl. INGLEHART 1977a:143; 1977b: 
457ff, bes. 463; BARNES, INGLEHART 1974). Sie sind auch für 

die Identifikation der Materialisten mit dem Status Quo ver

antwortlich. Diese kann allerdings in Gefahr geraten, sobald 

sich die politische Führung - bei unverändert fortbestehenden 

Defiziten im Bereich der Sicherheits- und Erhaltungsziele -

postmaterialistischer Ziele annimmt (vgl. auch die Hinwei-
se auf rechtspopulistische Bewegungen bei INGLEHART 1977b: 

465) • 

INGLEHART hält den Wandel in den Grundlagen politischer Unzu

friedenheit für eine der wichtigsten politischen Veränderungen 

in den westlichen Demokratien. Diese Annahme ist hoch plausi
bel, wenn man sich vergegenwärtigt, daß die unzufriedene Grup

pe, die Postmaterialisten, gleichzeitig ein überdurchschnitt

lich entwickeltes Niveau politischer Kompetenz aufweist. Unter 

solchen Voraussetzungen kommt es im politischen System zu ei

nem starken Veränderungsdruck, der sich nach INGLEHART aller

dings eher an reformistischen als an revolutionären Zielvor

stellungen orientiert (vgl. INGLEHART 1977b:465ff; INGLEHART, 

KLINGEMANN 1979:211). 

Die Systemzufriedenheit stellt innerhalb des Gesamtzusammen

hanges politischer Einstellungen wohl die wichtigste Größe 
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dar. Insbesondere bei sich ausbreitenden Zweifeln an der Legi

timität der politischen Ordnung ist die Systemstabilität in 

hohem Maße gefährdet. Selbst eine erfolgreiche Politik der Re

gierung kann in einer solchen Situation nur begrenzt stabili

sierend wirken (vgl. LIPSET 1981:64ff). Sofern INGLEHARTs An

nahmen über die Systembewertung durch die Materialisten und 

der Postmaterialisten zutreffen, ist in den westlichen Demo

kratien mittel- bis langfristig eine Verschärfung der politi

schen Auseinandersetzung zu erwarten, an deren Ende eine mehr 

oder weniger umfassende Veränderung der politischen Ordnung 

stehen k6nnte. Es versteht sich von selbst, daß eine weit ver

breitete Unzufriedenheit mit der politischen Gemeinschaft und 

mit dem politischen Regime mit dem Leitbild der StaatsbUrger
kultur nicht in Einklang steht. Für eine solche Diskrepanz 

gibt es zwei m6gliche Erklärungen: Die Systemkritik kann Män

gel der Verfassungswirklichkeit reflektieren und durch ein 

Fehlverhalten der politischen Akteure verursacht sein. Sie hat 

aber möglicherweise auch mit einer mangelnden Bereitschaft be

stimmter Gruppen zu tun, die Spielregeln der Demokratie zu ak

zeptieren. In beiden Fällen besteht die von ALMOND und VERBA 

beschriebene Inkongruenz von pOlitischer Kultur und politi
scher Struktur. 

3.4. Zusammenfassende Typologisierung der politischen 

Einstellungen der Materialisten und der Postma
terialisten 

In INGLEHARTs Theorie der Stillen Revolution ist die Analyse 

der politischen FOlgen des Uberganges von materialistischen 

zu postmaterialistischen Prioritäten nur eines von mehreren 

Problemfeldern. Seine Aussagen zu diesem Komplex bilden kein 

systematisches, in sich geschlossenes Hypothesensystem, man 

muß sie vielmehr aus einzelnen Publikationen zusammentragen. 

Insofern beanspruchen meine Aussagen zum Zusammenhang zwischen 

den Wertorientierungen und den Einstellungen zum politischen 

System keine Vollständigkeit. Ich hoffe aber, die wichtigsten 
Unterscheidungsmerkmale zwischen den Materialisten und den 
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postmaterialisten vorgestellt zu haben und möchte die betref

fenden Hypothesen über die politischen Folgen des Wertwandels 

nachfolgend kurz zusammenfassen (vgl. Abb. 2 - 1). 

Materialisten und Postmaterialisten unterscheiden sich defi

nitionsgemäß in ihren Vorstellungen über die wichtigsten Ziele 

des politischen Systems. Die Materialisten geben den Sicher

heits- und Erhaltungsbedürfnissen den Vorrang, die Postmate

rialisten votieren für demokratisch-partizipative Ziele. Aus 

diesen verschiedenartigen Prioritäten ergeben sich auch unter

schiedliche Wahrnehmungen und Bewertungen der politischen Um

welt. Die politische Praxis westlicher Demokratien ist, so 

INGLEHART, materialistischen Zielen verpflichtet, die politi

schen Forderungen der Postmaterialisten finden demgegenüber 

deutlich weniger Beachtung. Beide Gruppen unterscheiden sich 

somit in ihrer Zufriedenheit mit den Output-Leistungen des po

litischen Systems. Da die materialistische Bevölkerungsmehr

heit zudem ihre Interessen bei den am Wahlerfolg interessier

ten politischen Eliten gut aufgehoben weiß, dürfte sie insge

samt eine positivere Einstellung zu den Output-Strukturen des 

politischen Systems aufweisen als die postmaterialistische 

Minderheit, deren Durchsetzungschancen INGLEHART ungleich un

günstiger einschätzt. 

Die Postmaterialisten fühlen sich nicht allein durch die In

halte der politischen Entscheidungen benachteiligt. Sie machen 

darüber hinaus die im politischen System institutionalisierten 

Werte, Ziele und Spielregeln für die Diskrepanz zwischen ihren 

Wünschen und der ausgeführten Politik verantwortlich und über

tragen deshalb ihre Unzufriedenheit von den Outputs auf das 

System als allgemeines Objekt. Dagegen entspricht die politi

sche Ordnung den Vorstellungen der Materialisten. Sie bewer

ten sie positiv und setzen sich für ihre Erhaltung ein. INGLE

HART betrachtet die Unterschiede in der Systemhewertung durch 

unsere Untersuchungsgrupop.n nicht als genuine Eigenschaft ma

terialistischer und post~aterialistischer Werthaltungen. Sie 

ergehen sich aus der Beziehung zwischen den politischen Wert

vorstellungen der Materialisten und Postmaterialisten zu den 
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im politischen System vorherrschenden Zielen. 

Unterschiede schließlich bestehen auch in den Input-Orientie

rungen beider Gruppen. Die Postmaterialisten wünschen eine 

verstärkte Einflußnahme der Bürger auf politische Entscheidun

gen und glauben, im Bedarfsfalle auch erfolgreich.Einfluß aus

üben zu können. In FOlge der Diskrepanz zwischen den eigenen 

Vorstellungen und der politischen Praxis sowie der Zweifel an 

d~~ Leistungsfähigkeit der traditionellen Strukturen politi

scher Willensbildung halten sie dies auch für notwendig. Dage

gen ergibt sich - nicht zuletzt aus der Konvergenz von eigenen 

Zielvorstellungen und politischer Praxis - bei den Materiali

sten keine solch positive Einstellung zu den eigenen politi

schen Einflußchancen. Ihr Politikverständnis ist, um einen Be

griff von WARREN (l957:627ff) zu verwenden, eher aufgaben- als 

verfahrensorientiert. Sie bewerten das politische System stär

ker unter dem Gesichtspunkt der Leistungen, die es für sie er

bringt als unter jenem der Teilnahmerechte, die es ihnen ge

währt. Bei den Postmaterialisten spielen beide Gesichtspunkte 

eine wichtige Rolle. 

Diese Unterschiede in den Input-Orientierungen resultieren 

nicht zuletzt aus dem Ausmaß kognitiver Mobilisierung beider 

Gruppen. Die Postmaterialisten messen der Politik eine wich

tigere Rolle für das eigene Leben bei, sie sind pOlitisch in

teressierter, informierter und verstehen es besser als die üb

rige Bevölkerung, ihre Kenntnisse im Umgang mit der politi

schen Wirklichkeit einzusetzen. Für die Materialisten dagegen 

gehört die Politik eher zu den peripheren Daseinsbereichen, 

für die man sich nicht sonderlich interessiert und in denen 

man sich nur wenig auskennt. Die soziodemographischen Merkmale 

beider Gruppen verstärken die mit ihren Wertorientierungen 

verbundenen pOlitischen Dispositionen. 

Eine Zusammenfassung dieser einzelnen Einstellungen zu einem 

Muster politischer Orientierungen läßt eine Aussage über den 

Typus politischer Kultur zu, den wir bei den Materialisten 

und bei den Postmaterialisten zu erwarten haben. Weder die 
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Materialisten noch die Postmaterialisten entsprechen dem von 

ALMOND und VERBA (1965) vorgestellten Leitbild der Staatsbür

gerkultur. Bei ersteren sind die politischen Kognitionen und 

die Input-Orientierungen zu schwach entwickelt, bei letzteren 

fehlt es am Vertrauen zum politischen System und zur politi

schen Führung, an einer positiven Einstellung zu den Lei

stungsoutputs und schließlich an einer Akzeptanz der Institu

tionen und Verfahrensregeln der politischen Willensbildung. 

Während die Materialisten als Träger einer parochialen oder 

einer Untertanenkultur zu bezeichnen sind (vgl. zur Beschrei

bung dieses Typus auch: FINIFTER 1970:407; GAMS ON 1968:53ff), 

entspricht die bei den Postmaterialisten vermutete Merkmals

kombination dem von ALMOND und VERBA als rational-aktivistisch 

beschriebenen Typus. Ihre kritische Einstellung zum politi

schen System, weniger die Unzufriedenheit mit der politischen 

Führung und ihren Leistungsoutputs, indiziert die von den Au

toren als stabilitätsgefährdend eingeschätzte Inkongruenz von 

politischer Struktur und politischer Kultur, die Zurückweisung 

der im politischen System insitutionalisierten Spielregeln, 

Organisationsmuster, Werte und Normen. 

Die Materialisten weichen vom Typus der Staatsbürgerkultur ab, 

weil ihnen das Verständnis für die Notwendigkeit der Verant

wortlichkeit und demokratischen Kontrolle der politischen Eli

ten fehlt. Bei einer Dominanz dieses Orientierungsmusters ver

fügt die politische Führung zwar über den zum effektiven Han

deln benötigten Spielraum, sie wird jedoch nicht zu einer der 

Bevölkerung verantwortlichen Politik gezwungen. Politische In

novationen hängen ausschließlich von der Bereitschaft der Eli

ten ab, den Status Quo zu verändern. 

Bei den Postmaterialisten treffen wir eine genau entgegenge

setzte Merkmalskombination an (starkes Engagement, schwaches 

Vertrauen). Setzt sich dies Muster von Orientierungen in ei

nem politischen System durch, dann treten die in der Literatur 

häufig beschworenen Probleme der Regierbarkeit auf, da die po

litische Führung einerseits ständig einer großen Zahl politi

scher Erwartungen ausgesetzt ist, auf der anderen Seite aber 
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nicht das Vertrauenskapital besitzt, das sie benötigt, um die 

von verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen artikulierten 

Forderungen aufeinander abzustimmen. Zusätzliche Komplikatio

nen ergeben sich, wenn die Wünsche in sich widersprüchlich 

sind oder von artikulationsstarken Gruppen mit unvereinbaren 

Zielen vorgetragen werden. FINIFTER (1968:407) und GAMSON 

(1968:53ff) bewerten die Konsequenzen dieser als "abweichend" 

bzw. "reformistisch" bezeichneten Kombinationen von geringem 

Vertrauen und stark entwickeltem Kompetenzbewußtsein unter

schiedlich. Sie sind sich aber einig in dem Urteil, daß unter 

solchen Bedingungen ein beträchtlicher Veränderungsdruck be

steht. 

In dieser Arbeit werden weder die Verhaltensimplikationen noch 

die auf der Systemebene auftretenden Konsequenzen des Uberwie

gens staatsbürgerlicher, untertanenspezifischer, parochialer 

oder abweichender Orientierungsmuster untersucht. Dennoch eig

nen sich die hier nochmals knapp zusammengestellten Annahmen 

über die demokratietheoretische Relevanz der politischen Fol

gen der Stillen Revolution als Anhaltspunkte für die Interpre

tation der im folgenden Teil präsentierten empirischen Daten. 
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3. TEIL: VERLAUF UND BEDINGUNGEN DER STILLEN REVOLUTION IN DER 

BUNDESREPUBLIK - ERGEBNISSE DER EMPIRISCHEN ANALYSE 

INGLEHARTs Aussagen über Verlauf, Bedingungen und Folgen der 

Stillen Revolution besitzen nicht den Status von Tatsachen

feststellungen. Sie sind vielmehr als empirisch zu prüfende 

Hypothesen zu behandeln. Zunächst steht die deskriptive Gül

tigkeit der Wertwandels-Hypothese, die Behauptung eines Uber

ganges von materialistischen zu postmaterialistischen Wertori
entierungen, zur Debatte. Dabei spielen zwei Teilfragen eine 

Rolle: (1) VOllzog sich tatsächlich ein WandeL, d.h. ein Uber

gang von materialistischen zu postmaterialistischen Prioritä

ten? und: (2) Handelt es sich bei der eventuell festzustellen

den Veränderung um einen Wandel grundlegender Wertorientierun

gen? Der Stand der wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit 

INGLEHART erlaubt es mir, mich auf die Diskussion einiger As

pekte dieser beiden Fragen zu konzentrieren. Die Entwicklung 

materialistischer und postmaterialistischer Prioritäten im 

Zeitraum 1970-1980 wurde von BÖLTKEN und JAGODZINSKI (1983: 

1985) so gründlich und methodisch differenziert untersucht, 

daß hierzu keine detaillierten Ausführungen erforderlich sind. 

Was den Status von Materialismus und Postmaterialismus als 

Wertorientierungen angeht, skizziere ich einige Möglichkeiten 

der empirischen Prüfung. Im Mittelpunkt steht die Auseinander

setzung mit den zu erwartenden FoLgen des Auftretens materiali

stischer bzw. postmaterialistischer Orientierungen für weniger 

zentrale Bestandteile des individuellen Orientierungssystems. 

Weitere Möglichkeiten der empirischen Analyse kann ich wegen 
der geringen Datenmasse eher andeuten als sie im Rahmen meiner 

Auseinandersetzung mit INGLEHART systematisch einzusetzen. 

1. Zur Operationalisierung der Begriffe "Materialismus" 

und "Postmaterialismus" 

Bei der Beschäftigung mit der Frage, ob materialistische und 

postmaterialistische Orientierungen als Wertorientierungen an-



zusehen sind, hat man sich an INGLEHARTs Annahmen über die Ei

genschaften von wertvorstellungen zu orientieren. Man kann 

seinen Ausführungen einige wichtige Anhaltspunkte für die Ope

rationalisierung und empirische Prüfung entnehmen. Insbesonde

re die in den einschlägigen Definitionen relativ übereinstim

mend angeführten Merkmale der Dauerhaftigkeit/StabiLit~t. der 

(relativen) Situationsunabh~ngigkeit und der ZentraLit~t der 

Wertorientierungen innerhalb eines komplexen Systems individu

eller Orientierungsmuster - (vgl. auch: CONVERSE 1964; LANE 

1973; INGLEHART 1985a) - bieten brauchbare Ansatzpunkte für 

die empirische Analyse. 

Bei der Messung materialistischer und postrnaterialistischer 

Orientierungen treten einige methodische Probleme auf. Sie er

geben sich aus dem theoretischen Status von Wertorientierungen 
als Dispositionsbegriffen (vgl. auch: INGLEHART 1981:884): Im

mer wenn es um die Messung Latenter Eigensahaften geht, ist 

der Meßvorgang mit besonderen Fehlerrisiken behaftet. Weitere 
Schwierigkeiten resultieren aus der den Werten zugeschriebenen 

Funktion als Selektionsstandards: Wenn man eine mit der Theo~ 

rie konsistente Messung anstrebt, muß man dieser selektiven 

Funktion von Werten Rechnung tragen. So heißt es bei KMIECIAK 

(1976:154): "Werte werden über KonfLiktsituationen erhoben, 

die durch eine Entsaheidung ••• zu lösen sind" (Hervorh. OWG). 

Natürlich kann man immer nur im Einzelfalle bestimmen, ob ein 

Fragebogen oder ein Laborexperiment eine derartige Konfliktsi

tuation einigermaßen adäquat nachbildet. Doch macht es schon 

einen Unterschied aus, ob eine Person eine Entscheidung über 

Alternativen unter realen Konfliktbedingungen oder in der mehr 

oder minder "unnatürlichen" und letztlich auch unverbindlichen 

Situation einer sozialwissenschaftlichen Erhebung trifft. 

INGLEHARTs Meßinstrument weist m.E. in dieser Hinsicht eine 

starke Fehleranfälligkeit auf, weil es dem Befragten eine 

Entscheidung zwischen Alternativen abverlangt, die sich nor

malerweise in dieser Form nicht stellt. 

Da der Autor sein methodisches Vorgehen ausführlich beschreibt 

{vgl. INGLEHART 1977a:27ff, 39ff; 1979b:284ff; 1979c:311ff; 
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1981:884), reichen hierzu einige knappe Hinweise. INGLEHART 

wählt in Anlehnung an theoretische und methodische Vorarbeiten 

von ROKEACH (1968:551ff; 1971:22ff, dort auch Hinweise auf 
frühere Publikationen) zur Messung materialistischer und post

materialistischer Prioritäten ein Rangordnungsverfahren. Diese 
vorgehensweise ist im Prinzip theoretisch angemessen, wenn man 
Werte bzw. Wertorientierungen als selektive Standards behan

delt. INGLEHART (1982:449) begründet die Methode des Rangord

nungsverfahrens adäquat: Er weist darauf hin, daß nahezu jeder 
Ziele wie Freiheit und Ordnung, wirtschaftliches Wachstum und 

Lebensqualität hoch bewertet. Erst bei der Notwendigkeit, zwi
schen konfligierenden Zielen zu wählen, lege man seine Präfe

renzen offen. Auch MARSH (1977:168) unterstreicht die Adäquanz 

des Rangordnungsverfahrens: "It is the choice itself that is 

postbourgeois: the assignment of greater relative importance 
to freedom and participation over basic material and civic 

security" (MARSH 1977:168: kritische Anmerkungen zu diesem 

Verfahren, besonders in der von ROKEACH praktizierten Form 
finden sich bei MEYER, RUEGG 1979:51; STROBEL 1979:489). 

Der von INGLEHART konzipierte Materialismus!Postmaterialis
mus-Index wird seit 1970 ziemlich regelmäßig in Umfragen ver

schiedener Forschergruppen eingesetzt. Bedauerlicherweise 

konnte man sich bislang nicht zu einer einheitlichen Erhe
bungsform entschließen. Allein das Codebuch zum ALLBUS 1982 

(ALLBUS-Codebuch 1982:419ff) enthält sieben unterschiedliche 

Erhebungsversionen. Auf dieser Grundlage gibt es bei einem 
Vergleich der Untersuchungsergebnisse beträchtliche Unsicher

heitsfaktoren, zumal zusätzlich auch die Verfa~ren der Stich

probenkonstruktion in den einzelnen Umfragen variieren. Es ist 
letztlich nicht eindeutig entscheidbar, in welchem Maße die 

Unterschiede im Antwortverhalten der Befragten auf das Meßver

fahren, auf die Zusammensetzung der Stichprobe oder auf tat

sächliche Veränderungen der politischen Prioritäten der be

fragten Personen zurückgehen (vgl. hierzu ausführlich die kri

tischen Hinweise bei BöLTKEN, GEHRING 1984:43ff). 

Man kann das Problem der Vergleichbarkeit der einzelnen empi-



rischen Befunde zum Postrnaterialismus-Problem nicht einfach 
übergehen. Andererseits ließen sich bislang weder INGLEHART 

noch seine Kritiker durch die Unklarheiten in der Datenlage 
davon abhalten, die Entwicklung materialistischer und postrna
terialistischer Prioritäten seit dem Beginn der siebziger Jah

re zu beschreiben und zu erklären. Ein völliger Verzicht auf 
zeitreihenanalysen erscheint mir bei der gegebenen Datenlage 
auch nicht sinnvoll, jedoch ist dem Appell von BöLTKEN und 

GEHRING (1984:51) zuzustimmen, " ••• erstens und vor allem für 
eine unverzerrte Datenbasis zu sorgen. Zweitens sollte man 
sich um mehr Vergleichbarkeit bemühen, wenn der gleiche Unter

suchungsgegenstand erhoben wird." 

In den meisten Erhebungen wurde der Materialismus/Postrnateria

lismus-Index in folgender Weise gebildet: Die Befragten wur
den gebeten, aus den Zielen "Aufrechterhaltung der Ordnung in 
der Nation", "verstärktes Mitspracherecht der Menschen bei 

wichtigen Regierungsentscheidungen", "Kampf gegen steigende 
Preise" und "Schutz der freien Meinungsäußerung" nacheinander 
die beiden auszuwählen, denen sie die größte Wichtigkeit bei

maßen. Rangierten das erste und das dritte Item auf den beiden 
höchsten Rangplätzen, dann wurde die betreffende Person als 
Materialist klassifiziert. Diejenigen Befragten, die dem zwei

ten und dem vierten Ziel den Vorrang einräumten, galten als 
Postrnaterialisten. Die verbleibenden Personen wurden zu einer 
Mischgruppe zusammengefaßt. Andere Formen der Indexbildung 

sind bei INGLEHART (1979b:284ff) detailliert beschrieben, 
bleiben aber hier unberücksichtigt, um die Vergleichsmöglich
keiten zu maximieren. 

Diese Operationalisierung materialistischer und postrnateria1i
stischer Wertorientierungen stieß in der Literatur auf theore

tisch wie auf methodisch begründete Kritik (vgl. die Zusammen
fassung einschlägiger Einwände bei: MULLER-ROMMEL 19831 BöLT
KEN, GEHRING 1984). Die in diesem zusammenhang vorgetragenen 

Bedenken sind meiner Ansicht nach überwiegend stichhaltig. 
Dennoch muß ich im Hinblick auf die Zielsetzung dieser Arbeit 
an INGLEHARTs Meßvorschlag festhalten. Eine Uberprüfung der 
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Annahmen über die Bedingungen und FOlgen der Stillen Revolu

tion ist nicht sehr ergiebig, wenn man das Erhebungs1nstrument 
verändert. Darüber hinaus bietet das verfügbare Datenmaterial 
auch kaum Möglichkeiten, Alternativen zur INGLEHARTschen Kon
zeptualisierung politischer Wertorientierungen zu erproben. 

2. Zum Verlauf des Wertwandels in der Bundesrepubl1k 

Nach INGLEHARTs Wertwandelsthese befinden sich die westlichen 

Demokratien in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts in ei
ner Phase des Uberganges von materialistischen zu postmateria
listischen Wertsystemen. Für die Analyse des Prioritätenwan

dels in der Bundesrepublik bedeutet dies zunächst einmal ganz 
einfach: Der Anteil von Personen mit materialistischen Präfe
renzen darf arn Ende des Untersuchungszeitraums (1984) nicht 

höher sein als an seinem Beginn (1970). Umgekehrt muß der An
teil von Personen mit postmaterialistischen Prioritäten vorn 
Beginn bis zum Ende der Untersuchungsperiode ansteigen. 

Auch über die Art der Veränderung kann man einiqe globale An
nahmen formulieren: Der Ubergang von materialistischen zu 
postrnaterialistischen Prioritäten muß sich einigermaßen stetig 

vollziehen. Es dürfen keine rapiden Sprünge oder Einbrüche in 
den Zuwachsraten postmaterialistischer und im Rückgang mate

rialistischer Orientierungen auftreten, weil eine derartige 
Entwicklung dem Verständnis von Wertorientierungen als relativ 
stabilen, sich allenfalls in bescheidenem Ausmaß ändernden 

Dispositionen Widerspräche. Aus diesem Grunde sind in einem 
Untersuchungszeitraum von lediglich vierzehn Jahren auch keine 
dramatischen Veränderungen zu erwarten (vgl. INGLEHART, KLIN

GEMANN 1979:210; INGLEHART 1981:880ff). Da die nachfolgend 
präsentierten Daten aus unterschiedlichen Erhebungen stammen, 
in denen das Meßinstrument wie das Stichprobenverfahren vari

ierten, sind Einwände gegen die Vergleichbarkeit der Angaben 
nicht gänzlich von der Hand zu weisen. Dennoch erscheint es 
mir aus forschungspraktischen Gründen sinnvoll, die vorhande

nen Datenbestände so weit wie möglich auszuschöpfen. Darüber 



hinaus ist es ergiebiger, Mängel des Datenmaterials in der em

pirischen Analyse festzustellen als bei Beginn der Untersu

chung vor eventuell auftretenden Schwierigkeiten zu kapitulie

ren. 

Die erste und wichtigste Frage bei der Auseinandersetzung mit 

INGLEHARTs Wertwandels-Theorie lautet: "War am Beginn der Un

tersuchungsperiode der Anteil der Materialisten an der Bevöl

kerung der Bundesrepublik nennenswert größer als an ihrem En

de, und läßt sich parallel dazu eine entsprechende Zunahme des 

Anteils der Postmaterialisten feststellen?". 

Beschränkt man sich auf einen Vergleich der Anfangs- und der 

Endpunkte der Datenreihe, dann ist diese Frage eindeutig zu 

bejahen (vgl. Tab. 3-1). Im Frühjahr 1970 bekundeten 42 Pro

zent der befragten Bundesbürger eine Präferenz für materiali

stische Ziele. Ihnen standen lediglich zehn Prozent Postmate

rialisten gegenüber. Die Mischgruppe war fast so stark wie die 

der Materialisten (40 Prozent). Am Beginn der siebziger Jahre 

stellte der Postmaterialismus ein Minderheitenphänomen dar. 

Vierzehn Jahre später finden wir eine gänzlich andere Konstel

lation vor. Im April 1984 gab nur noch ein Fünftel der Bevöl

kerung den materialistischen Sicherheits- und Erhaltungszielen 

den Vorzug. Der Anteil der Postmaterialisten lag lediglich um 

vier Punkte niedriger. Er hatte sich, ebenso wie der Prozent

satz von Personen mit gemischten Prioritäten, gegenüber 1970 

beträchtlich erhöht. 

Die Folgerung, dies Ergebnis bestätige eindrucksvoll die empi

rische Gültigkeit der Wertwandelstheorie, läßt sich aus Tabel

le 3-1 allerdings keineswegs ableiten. Weder vollzog sich näm

lich im untersuchten Zeitraum ein stetiger Rückgang des Mate

rialisten-Anteils zugunsten der Postmaterialisten, noch kann 

von einer linearen oder annähernd linearen Veränderung der 

Präferenzstrukturen die Rede sein. Die Entwicklung verlief 

statt dessen während der vierzehn beobachteten Jahre außeror

dentlich diskontinuierlich. Innerhalb vergleichsweise kurzer 
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Tab. 3 - 1: Politische Prioritäten in der Bundesrepublik 
Deutschland, 1970 - 1984 
(Angaben in Prozentpunkten) 

Materialisten Mischgruppe Postma- k.A. N 
terialisten 

3/10 42 40 10 7 2014 * 
10/13 43 49 8 0 1907 

5/14 53 39 7 1 2243 

12/16 37 42 10 1 1 977 

5/77 40 40 8 1 1 952 

11/77 37 45 6 12 945 

6/18 35 49 10 5 949 

11/18 25 56 5 15 948 

10/19 35 49 1 1 6 950 

5/80 38 46 9 7 948 

9/80 40 45 10 5 1518 

11/80 44 42 8 6 952 

4/81 42 40 8 1 1 977 

11/81 38 45 6 10 929 

5/82 32 35 15 8 1081 

10/82 31 46 13 11 981 

11/82 44 43 10 2 1622 

4/83 24 50 17 7 1004 

11/83 23 46 18 13 999 

4/84 20 50 16 14 932 

Infolge von Rundungsfehlern summieren sich die Prozentanteile 

nicht immer auf einen Wert von 100. 
Quellennachweis für diese und alle folgenden Tabellen im 

Anhang 1. 
* Bevölkerung über 16 Jahre; alle übrigen Erhebungen 

18 Jahre und älter. 



Zeitabschnitte traten dermaßen große Schwankungen im Antwort

muster der Bundesbürger auf, daß die These von einem Wertewan

del ziemlich fragwürdig erscheint (vgl. dazu auch Abb. 3-1). 

Der Entwicklungsverlauf zwischen 1970 und 1984 muß hier nicht 

im Detail kommentiert werden. Einige charakteristische Bei

spiele reichen aus, um die Problematik von INGLEHARTs Annahmen 

über den Verlauf des Wertwandels zu demonstrieren. In Anbe

tracht der vergleichsweise günstigen Datenlage beschränke ich 

mich dabei auf den Zeitraum seit 1976. 

Vom Frühjahr 1977 bis zum Herbst 1978 verringerte sich bei

spielsweise die Prozentpunktdifferenz zwischen Materialisten 

und Postmaterialisten von 32 auf 20 Punkte, d.h. etwa um ein 

Drittel. Dabei ging der Anteil der Personen mit materialisti

schen Orientierungen von 40 auf 25 Prozent zurück, der der 

Postmaterialisten schwankte zwischen 5 und 10 Prozent. Die 

Ausbreitung postmaterialistischer Prioritäten setzte sich aber 

in der Folgezeit keineswegs fort, sondern der Abstand zwischen 

dem Anteil der beiden Gruppen wuchs bis zum November 1980 fast 

um das Doppelte an. Eine "Stille Revolution" fand in der Bun

desrepublik während der siebziger Jahre nicht statt. 

Auch die seit 1981 beobachtbare Ausbreitung des Postmateria

lismus steht nur bei vordergründiger Betrachtung im Einklang 

mit INGLEHARTs Konzeption. Es erscheint höchst unwahrschein

lich, daß sich innerhalb von nur knapp vier Jahren der Anteil 

der Befürworter traditioneller Sicherheits- und Erhaltungswer

te um die Hälfte verringert, während bei den Trägern partizi

pativ-egalitärer Wertvorstellungen sogar noch größere Schwan

kungen auftreten. Dies ist vor allem insofern bemerkenswert, 

als die ökonomischen Rahmenbedingungen seit der Mitte der 

siebziger Jahre eher eine gegenläufige Entwicklung begünstigen. 

Wie wenig sich INGLEHARTs Theorie der Stillen Revolution mit 

den tatsächlichen politischen Gegebenheiten in der Bundesrepu

blik deckt, geht recht anschaulich aus Abb. 3-1 hervor. Selbst 

die geglättete Median-Linie (zum Verfahren der Ermittlung der 
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Trendlinie vgl. HARTWIG, DEARING 1979:36ff) läßt ein Ausmaß an 

Instabilität in den Präferenzmustern der Bundesbürger erken

nen, das mit der Vorstellung von fest im Persönlichkeitssystem 

verankerten Wertorientierungen unvereinbar ist. Weit mehr 

spricht für FLANAGANs (1982:429ff) Annahme, daß die mit dem 

Postmaterialismus-Index gemessenen Dispositionen eher kurzfri

stig veränderliche Issue-Präferenzen darstellen, die zwar mög

licherweise mit den partizipativ-egalitären Werten der "Neuen 

Politik" zusammenhängen, diese aber nicht unmittelbar indizie-

ren. 

Daten aus anderen europäischen Staaten geben den Bedenken ge

gen INGLEHARTs Interpretation des Postmaterialismus-Phänomens 

weiteren Rückhalt. Nach von ihm selbst (INGLEHART 1984:527, 

Tab. 2; 1985a:106ff; 1985b:506ff) selbst präsentierten Daten 

stellt die hier für die Bundesrepublik beschriebene Entwick

lung keineswegs einen Sonderfall dar. Sie ist vielmehr in ih

rem Verlauf ziemlich typisch für die Verhältnisse in Westeuro

pa. Dennoch stellt INGLEHART (1983:164) den Verlauf des Werte

wandels in der Bundesrepublik folgendermaßen dar: "Trotz der 

ungünstigen ökonomischen Situation nahm der Anteil der Postma

terialisten im Vergleich mit den Materialisten in der west

deutschen Bevölkerung langsam (sie) zu. 1970 waren noch 43% 

der Westdeutschen reine Materialisten und nur 10% reine Post

materialisten; 1982 waren die entsprechenden Zahlen bereits 

(sie) 34% und 12%" (vgl. ähnlich: INGLEHART 1985b: 509ff). Die

se Aussage suggeriert einen Trendverlauf, der in der gefor

derten Form nicht stattfand und der die Entwicklung zwischen 

den beiden genannten Zeitpunkten völlig außer Acht läßt. 

In neueren Arbeiten behauptet INGLEHART (1985b:496ff), die un

bestreitbaren situationsbedingten Schwankungen im Anteil der 

Materialisten und der Postmaterialisten seien mit seinem Kon

zept vereinbar. Entscheidend ist seiner Meinung nach, daß die 

generationsspezifisahen Unterschiede auch bei periodischen 

Veränderungen der Wertorientierungen fortbestehen. Mit diesem 

Problem werde ich mich später auseinandersetzen. Es muß aber 

an dieser Stelle die Frage erlaubt sein, unter welchen Bedin-
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gungen die Interpretation des Materialismus und des Postmate

rialismus als stabile Wertorientierungen überhaupt empirisch 

scheitern kann, wenn kurzfristige Schwankungen in der hier be

schriebenen Größenordnung zu ihrer Falsifikation nicht ausrei
chen. 

Weitere Einwände gegen INGLEHARTs Konzeption ergeben sich aus 

ergänzend durchgeführten Panel-Analysen. In "The Silent Re

volution" ist eine entsprechende Studie aus dem Saarland (Mai 

1973/74) erwähnt, in welcher sich die materialistischen und 

postmaterialistischen Präferenzen, trotz den im betreffenden 

Zeitraum aufgetretenen wirtschaftlichen Schwierigkeiten, als 

recht stabil erwiesen hätten (vgl. INGLEHART 1977a:99ff). Zwi

schenzeitlich legten MOHR und GLATZER (1984:224f) Panel-Daten 

für den Zeitraum zwischen 1978 und 1980 vor. Danach divergier

te die Stabilität der Wertorientierungen der Materialisten (63 

Prozent), der Mischgruppe (45 Prozent) und der Postmateriali

sten (53 Prozent). Da diese Angaben lediglich auf 298 Fällen 

basieren, sollte ihre Aussagekraft nicht überbewertet werden. 

Dies gilt insbesondere für die Postrnaterialisten (34 Befragte). 

Die Mannheimer Wahlstudie 1983 enthält gleichfalls Panel-Daten 

zu den Wertorientierungen der Bundesbürger. Wir haben hier ei

ne relativ breite Datenbasis zur Verfügung (vgl. Tab. 3-2). 

Dem steht allerdings der Nachteil gegenüber, daß zwischen den 

beiden Erhebungswellen lediglich ein Abstand von vier Monaten 

lag. Insofern könnten Erinnerungseffekte auftreten, die eine 

tatsächlich nicht vorhandene Stabilität vortäuschen. Diese 

Befürchtung erweist sich jedoch als ziemlich unbegründet. Im 

März 1983 gaben nur noch 44 Prozent der Befragten die gleiche 

Prioritätenkornbination an wie vier Monate zuvor. Am stabiLsten 

war, wie schon in der Untersuchung von MOHR und GLATZER, das 

Antwortverhalten der MateriaListen, am instabiZsten das der 

Postrnaterialisten (61% bzw. 47%). Dies Ergebnis muß im Hin

blick auf die soziodemographischen Merkmale beider Gruppen 

überraschen; denn bei den überdurchschnittlich gut gebildeten 

Postmaterialisten sollte man nach den bisherigen Forschungser

gebnissen und nach den theoretischen Erwartungen besonders 



Tab. 3 - 2: Veränderung gesellschaftlicher Wertorientierungen, 
1982 und 1983 
(Angaben in Prozentpunkten) 

November 
1982 

Materia
listen 

März 1983 

Mischgruppe Postrnateria
listen 

Alle 

Materia-
listen 61 36 3 48 

Misch-
gruppe 39 52 9 43 

Postmate-
rialisten 12 42 47 10 

Alle 47 44 10 101+ 

N 462 430 97 

fehlende Werte: 633 (davon 608 in der dritten Welle nicht 

befragt) 

Cramer's V .33 Tau B .34 Eta .41 r .40 

Alle Beziehungsmaße sind hoch signifikant (p .00) 

+ Rundungsfehler 

N 

474 

421 

94 

989 

konsistente Einstellungen erwarten (vgl. dazu: CONVERSE 1964: 

207f; sowie neuerdings: INGLEHART 1985a). Angesichts dieser 

Ausgangslage ist es einigermaßen erstaunlich, daß die MehrzahZ 

der in der ersten Welle als postrnaterialistisch eingestuften 

Befragten im Laufe von nur vier Monaten die politischen Präfe

renzen wechselte. Zwar resultieren diese starken Veränderungs

raten möglicherweise zum Teil aus den kleinen Fallzahlen in 

der Gruppe der Postrnaterialisten, doch sind die Schwankungen 

sicher nicht ausschließlich auf diesen Umstand zurückzuführen. 

Das von INGLEHART (1985a) behauptete "Level of Analysis Para

dox" läßt sich für die Bundesrepublik nicht nachweisen (vgl. 

auch die entsprechenden Ausführungen bei BöLTKEN, JAGODZINSKI 

1985:481). Vielmehr zeigen sich auf der Individual- wie auf 

der Aggregatdatenebene beträchtliche, kurzfristig auftretende 
Prioritätenverschiebungen. Dieser Tatbestand steht, wie man es 

auch wendet, im Gegensatz zu den politischen Wertorientierun

gen zugeschriebenen Eigenschaften. 



137 

Wie sehr die Entwicklung der politischen Prioritäten in der 

Bundesrepublik der Vorstellung eines Wandels stabiler, situ

ationsunabhängiger Wertorientierungen widerspricht, geht auch 

aus Abbildung 3-2 hervor. Sie stellt die Veränderung der Pro

zentpunktdifferenz zwischen Materialisten und Postmateriali

sten im Zeitraum von 1976 bis 1984 dar und vergleicht diesen 

Trend mit der Inflationsrate in der betreffenden Perio-

de. Schon ein flUchtiger Blick auf die beiden Kurven zeigt, 

daß das zahlenmäßige Ubergewicht der Materialisten über die 

Postmaterialisten vor allem bei einem Anstieg der Kosten für 

die Lebenshaltung der privaten Haushalte zunimmt. In Perioden 

mit einer vergleichsweise niedrigen Inflationsrate dagegen 

verschiebt sich die Relation zu Gunsten der Postmaterialisten. 

Die Anpassung der politischen Präferenzen an die veränderten 

wirtschaftlichen Rahmenbedingungen erfolgt mit einer gewissen 

zeitlichen Verzögerung. 

Wegen der verhältnismäßig kleinen Zahl von Beobachtungsdaten 

und wegen der Unterbrechungen in den Zeitreihen sind an

spruchsvolle statistische Verfahren zur Ermittlung des Ein

flusses von Preissteigerungen auf die Verteilung der Wertmu

ster in der Bundesrepublik nicht praktikabel. Der Rangkorrela

tionskoeffizient rho zwischen der Inflationsrate und der Pro

zentpunktdifferenz zwischen Materialisten und Postmater1ali

sten im darauf folgenden Quartal betrug .65: der PEARSONSsche 

Korrelationskoeffizient weist einen Wert von .66 auf. Noch et

was besser läßt sich der Anteil der Materialisten aus der In

flationsrate im vorangegangenen Vierteljahr schätzen (r .75). 

Die Beziehungen sind auf dem 99.5-Prozent-Niveau statistisch 

signifikant. Die Berechnung einer Regressionsgleichung führte 

wegen der kleinen Fallzahlen zu nicht hinlänglich genauen 

Schätzwerten. Es gab gleichfalls einen stark ausgeprägten, 

aber unplausiblen negativen Zusammenhang zwischen der Arbeits

losenquote und der Präferenz für Sicherheits- und Erhaltungs

ziele. 

Bei der begrenzten Datenmenge scheint es nicht ratsam, den 

Einfluß wirtschaftlicher Rahmenbedingungen auf die politischen 
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Wertvorstellungen der Bundesbürger zu überschätzen. Dies gilt 

vor allem deshalb, weil die Wirkung von Drittvariablen nicht 

auszuschließen ist. Hinweise hierauf liefern die von der Ar

beitslosigkeit ausgehenden Effekte. Da INGLEHART (1985a:106ff; 

1985b:509ff) in Studien mit Daten aus weiteren EG-Ländern zu 

ähnlichen Ergebnissen kam und da in seiner auf wesentlich 
größeren Fallzahlen basierenden Untersuchung ebenfalls starke 

kurzfristige Schwankungen in der Prozentpunktdifferenz zwi

schen Postmaterialisten und Materialisten auftraten, ist sei

ne Interpretation des MaterialismusjPostmaterialismus-Phäno

mens als stabiles, situationsunabhängiges Muster von Wertori

entierungen doch einigermaßen erstaunlich. Selbst wenn man 

seiner Behauptung folgt, auch in wirtschaftlichen Krisenzeiten 

blieben die intergenerationellen Unterschiede in den politi

schen Prioritäten bestehen, so nimmt doch nach den von ihm 

selbst präsentierten Ergebnissen unter dem Eindruck einer 

steigenden Inflationsrate in sämtlichen Altersgruppen der An

teil der Materialisten zu. Solche Anpassungseffekte dürften 

aber nach den aus der Theorie der Stillen Revolution ableitba

ren Annahmen allenfalls in der Personengruppe auftreten, deren 

formative Phase noch nicht abgeschlossen ist und deren Wert

vorstellungen folglich noch der Prägung durch situative Rah

menbedingungen unterliegen (vgl. dazu auch: BöLTKEN, JAGOD

ZINSKI 1985:477ff). Gerade dies ist aber nicht der Fall. Die 

Prozentpunktdifferenz zwischen Materialisten und Postmateria

listen steht in der Altersgruppe der 1945 und später geborenen 

nicht in statistisch signifikantem Zusammenhang mit der Infla

tionsrate. Bei den älteren Bundesbürgern dagegen tritt eine 

solche Beziehung auf (r .70). Die Verschlechterung der Wirt

schafts lage darf nach den in der Sozialisationshypothese ent

haltenen Annahmen keinesfalls zu solch nachhaltigen und kurz

fristig eintretenden Prioritätenwandlungen führen, jedenfalls 

dann nicht, wenn man das Verständnis von Werten als stabilen, 

situationsunabhängigen, primär in der formativen Phase ausge

bildeten Orientierungsmustern ernst nimmt. 

Die bisher präsentierten Ergebnisse sprechen gegen die Vor

stellung einer Stillen Revolution. Die Veränderungen im An-
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teil der Materialisten und der Postmaterialisten verlaufen 

diskontinuierlich, ein klarer Entwicklungstrend ist nicht er
kennbar, und das Materialismus/Postmaterialismus-Phänomen 

scheint auch nicht immun gegen situative Effekte. Diese weit

gehend durch Aggregatdatenanalysen gewonnenen Erkenntnisse 

werden durch die verfügbaren Panel-Daten gestUtzt. Dennoch wä

re es voreilig, INGLEHARTs Konzeption als empirisch falsifi

ziert anzusehen und sie zu verwerfen. Es besteht die bereits 

angedeutete Möglichkeit, daß der Postmaterialismus-Index mit 

dem Wertwandel verbundene politische Dispositionen erfaßt, oh

ne sich aber als Meßinstrument für die partizipativ-egalitä

ren Werte der "Neuen Politik" zu eignen. Uber die Brauchbar

keit dieser Annahme kann erst entschieden werden, wenn die Be

dingungen und Folgen des Auftretens traditioneller und neuer 

politiSCher Zielvorstellungen bekannt sind. 

3. Bedingungen des Auftretens materialistischer, gemischter 

und postmaterialistischer Prioritäten 

ObgleiCh INGLEHARTs (1982:445) Rede von verschiedenen KausaL

pfaden, die mit den Wertorientierungen verbunden sind, beim 

Leser die Hoffnung auf ein explizit formuliertes, empirisch 

prüfbares Modell des Wertwandels weckt, bleibt seine Ver

knUpfung von Theorie und empirischer Analyse recht unklar. Er 

verwendet - von wenigen Ausnahmen abgesehen (vgl. z.B. INGLE

HART 1979d) - die 1n seinen Arbeiten präsentierten empirischen 

Daten über die Bedingungen und Folgen der Stillen Revolution 

eher zur Illustration der Plausibilität seiner Hypothesen als 
zu ihrer systematischen empirischen Prüfung. LEHNERs (1979: 

319) Kritik an der systematischen Qualität von INGLEHARTs Ar

beiten trifft weitgehend zu: "INGLEHARTs Studie enthält zwei

fellos eine Fülle von interessanten theoretischen Argumenten 

und empirischen Daten. Theorie und Daten sind jedoch mitein

ander nicht systematisch, sondern nur lose verbunden. Das 

impliziert unter anderem, daß die empirischen UnterSUChungen 

von INGLEHART nur in beSChränktem Maße eine Prüfung seiner 

Theorie enthält (sie). Die Theorie stellt vielmehr einen losen 
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Bezugsrahmen fUr die Interpretation der Daten dar" (Hervorh. 

OWG). Unter anderem hat die von LERNER mit Recht kritisierte 
unzulängliche VerknUpfung von Theorie und Empirie die Folge, 

daß man sein theoretisches Konzept fUr die empirische Analyse 

erst aufbereiten muß und sich dabei in die Gefahr begibt, eine 

unangemessene Operationalisierung vorzunehmen. Dies Risiko be

steht vor allem auf Grund dreier grundlegender Mängel der The
orie der Stillen Revolution: 

(1) INGLEHART legt sein Konzept der Stillen Revolution als 

Mikro-Makro-Theorie an (vgl. die Hinweise auf S. 105ff die

ser Arbeit). Er analysiert Zusammenhänge zwischen gesamt

gesellschaftlichen Entwicklungen, wie der Erhöhung des 

Bildungsniveaus der Bevölkerung, der Ausbreitung der Mas

senkommunikationsmittel etc.), dem Wandel individueller 

politischer Orientierungsmuster (Wertwandel, kognitive Mo

bilisierung) und deren Auswirkungen auf die "Infrastruktur 
des politischen Lebens" (d.h. die Funktionsweise des poli

tischen Systems: INGLEHART 1979b:279: vgl. auch die Hin

weise auf die VerknUpfung von Makro- und Mikro-Analyse 

bei: INGLEHART 1982:452,471). Die empirische Prüfung ei

nes solchen theoretischen Konzeptes ist nur auf der Basis 

von Mehr-Ebenen-Analysen möglich, die gesellschaftliche 

und politische Strukturdaten mit Individualdaten verbinden 
(vgl. PAPPI 1977a:101ff: LANGBEIN, LICHTMAN 1978, m.w.L). 

Diesem theoretischen Anspruch aber werden INGLEHARTs Ana

lysen, wie auch MOYSER (1978:505) kritisch bemerkt, nicht 
gerecht. Von wenigen Ausnahmen abgesehen (vgl. INGLEHART 

1979c:329ff: 1985a:106ff; 1985b:511ff), basieren seine em

pirischen Analysen ausschließlich auf Individualdaten. 
Dies ist zwar nicht unstatthaft, läßt aber nicht ohne wei

teres Rückschlüsse auf sozialstrukturelle Entwicklungen 

zu. 

Prinzipiell bestünde natürlich die Möglichkeit, bei der 

Uberprüfung der Theorie der Stillen Revolution beide Ana

lyse-Ebenen miteinander zu verbinden und auf diese Weise 

ein der Theorie angemessenes Analysekonzept zu entwickeln. 

Dies setzt aber voraus, daß man über entsprechende Hypo-
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thesen verfügt. Einige Anhaltspunkte hierzu finden wir in 

INGLEHARTs Arbeiten. Seiner Auffassung nach weist der Pro

zeß des Wertwandels landerspezifische Besonderheiten auf 

(vgl. INGLEHART 1977a:37; 1979c:329ff). Da diese Größe 

hier konstant bleibt, erfolgt die folgende empirische Prü

fung der Theorie der Stillen Revolution fast ausschließ

lich auf der Grundlage von Umfragedaten. 

(2) Ein systematischer und zuverlässiger, den Intentionen ih

res Urhebers gerecht werdender Test einer Theorie ist nur 

dann möglich, wenn die in ihr enthaltenen Variablen theo

retisch und empirisch eindeutig bestimmt und wenn die Be

ziehungen zwischen ihnen spezifiziert sind. An beidem 

fehlt es in INGLEHARTs Theorie. Vereinzelte Hinweise auf 

Operationalisierungsmöglichkeiten und die dem Leser prä

sentierten empirischen Daten lassen einen eindeutigen -

vor allem nachvollziehbaren - Bezug zur Theorie vermissen. 

Dies gilt etwa für die außerordentlich wichtige Variable 

"GenerationszugehlJrigkeit". In seinen empirischen Analy
sen stellt INGLEHART (1977a:32ff; 1979b:296f; 1979c:336ff; 

1981:886ff) zwar die politischen Prioritäten verschiedener 

Altersgruppen fest, es bleibt aber völlig ungeklärt, ob er 

damit eine Abgrenzung verschiedener Generationseinheiten 

vornimmt und welche theoretischen Erwägungen hierfür aus

schlaggebend sind. Der Autor bezeichnet das Jahr 1945 

mehrfach als "Wasserscheide" in der Entwicklung der west

lichen Nationen: " ••• we might expect to find substantial 

differences between those born be fore and after 1945 in 

the relative emphasis placed on material and non-material 
goals" (INGLEHART 1979c:309: 1981:885). Hieraus folgt aber 

nicht notwendig die Brauchbarkeit dieses Jahres als Trenn

linie zwischen verschiedenen Generationseinheiten. Erst 

recht muß man die Frage stellen, welche Funktion der wei

teren Differenzierung innerhalb der beiden Generationsein

heiten im Rahmen der Theorie der Stillen Revolution zu

kommt (vgl. auch die Hinweise auf S. 102ff dieser Arbeit). 

Eine theoretisch SChlüssige Umsetzung der Sozialisations-
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hypothese läßt für Deutschland, wie BAKER, DALTON und HIL

DEBRANDT (1981:12f, 45ff; vgl. auch DALTON 1977:465ff) 

zeigen, eine ganz andere Gruppierung der Generationsein
heiten ratsam erscheinen als sie INGLEHART vorschlägt. 
Dies gilt auch unter dem ausdrücklichen Vorbehalt, daß un

terschiedliche theoretische Fragestellungen jeweils beson

dere Formen der empirischen Operationalisierung erfordern 
können. 

(3) Während sich - bei allen möglichen Einwänden - eine Ab

grenzung verschiedener Generationsefnheiten aus INGLEHARTs 

Arbeiten noch herleiten läßt, sind seine Aussagen zu den 
übrigen theorierelevanten Variablen noch ungenauer. Es ist 
aber für die Uberprüfung einer Theorie von ausschlaggeben

der Bedeutung, wie die zu untersuchenden Sachverhalte ex

akt definiert sind. Man kann u.U. zu jeweils ganz unter
schiedlichen empirischen Erkenntnissen Uber den Einfluß 

des Bildungsniveaus auf politische Einstellungen gelangen, 
wenn man als "hohes Bildungsniveau" ein abgeschlossenes 
Hochschulstudium bezeichnet oder wenn man bereits Personen 

mit dem Abschluß einer höheren Schule das betreffende 

Merkmal zuweist. 

Nach INGLEHART unterscheiden sich die Träger materialistischer 

und postmaterialistischer Prioritäten auf Grund der in ihrer 

formativen Phase vorherrschenden Lebensbedingungen, im Hin

blick auf ihr Bildungsniveau und bezüglich der Möglichkeit, 
die von Massenkommunikationsmitteln verbreiteten Stimuli zu 

nutzen. Zusätzlich zu den sehr ungenauen Angaben Uber diese 

Größen ist zu bezweifeln, ob sie sich in jedem Falle mittels 
der konventionellen Techniken der Befragung hinreichend genau 
messen lassen. Für die Variablen "Bildungsniveau" und "Medien

nutzung" scheint dies eher möglich als fUr die komplexe, mit 
dem Begriff "formative Lebensbedingungen" bezeichnete Größe. 
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3.1. Generationszugehörigkeit und politische Prioritäten 

INGLEHART greift in seinen Arbeiten auf eine recht einfache 
Konstruktion zur Messung der formativen Erfahrungen zurück. Er 

erfaßt diese Variable mittelbar über das Lebensalter der Be

fragten. Die GUltigkeit dieses Indikators ist aber schon des

halb als problematisch anzusehen, weil er nicht nur Genera

tiona~, sondern auch Lebenszyklua-Effekte reproduziert. Zumin
dest im Meßvorgang sind diese beiden Komponenten der Variablen 

"Alter" nicht voneinander zu trennen. Zudem steht, wie bereits 

erwähnt, die von INGLEHART vorgenommene Gruppierung der Be

fragten zu Alterskohorten in keiner nachvollziehbaren Bezie

hung zu seinen theoretischen Annahmen Uber die Trennlinie zwi

schen den Generationseinheiten. BerUcksichtigt man zusätzlich 

die Lücken im vorhandenen Datenmaterial, dann stellt sich die 

Frage, ob INGLEHARTs Wertwandels-Theorie gegenwärtig überhaupt 

empirisch falsifizierbar ist. Dies gilt in erster Linie für 
die als "Mangelhypothese" bezeichneten Teilelemente. 

Auch wenn Zweifel an der Annahme jeweils homogener Lebensbe

dingungen und Erfahrungshorizonte in der Vorkriegs- und in der 

Nachkriegsgeneration angebracht sind, besteht zwischen den Va

riablen "Lebensalter" und "Generationszugehörigkeit" sicher

lich eine im Bezugsrahmen der Theorie der Stillen Revolution 
interpretierbare Beziehung. Im allgemeinen waren die nach dem 

Ende des Zweiten Weltkrieges geborenen BundesbUrger wesentlich 

geringeren Gefährdungen ihrer physischen Sicherheit ausgesetzt 
als die vor 1945 geborenen Bevölkerungsgruppen. Auch im Hin

blick auf die Erfahrungen materiellen Wohlergehens und sozial
staatlicher Daseinsvorsorge gab es zwischen den genannten 

Gruppen charakteristische Unterschiede. Auf dieser Grundlage 

lassen sich die beiden folgenden Hypothesen über den Zusammen

hang zwischen Generationszugehörigkeit und Wertorientierungen 
formulieren: 

(1.1) Wenn eine Person vor dem Ende des Zweiten Weltkrieges 

geboren ist, dann bevorzugt sie mit groBer Wahrschein

liChkeit materialistische gegenüber postmaterialisti-
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schen Zielen. 

(1.2) Wenn eine Person nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges 

geboren ist, dann bevorzugt sie mit großer Wahrschein

lichkeit postmaterialistische gegenüber materialisti
schen Zielen. 

INGLEHART legt seinen empirischen Analysen allerdings eine we
niger strenge Variante dieser Hypothese zu Grunde, die folgen
dermaßen lautet: 

(1.3) Je niedriger das Lebensalter, desto wahrscheinlicher 

treten postmaterialistische Prioritäten auf. 

(1.4) Je höher das Lebensalter, desto wahrscheinlicher treten 
materialistische Prioritäten auf. 

Für die Untersuchung des Einflusses des Alters oder der Gene
rationszugehörigkeit auf Wertvorstellungen der Bundesbürger 

steht reichhaltiges Datenmaterial zur Verfügung. Dieser Aspekt 

der Theorie der Stillen Revolution läßt sich besser prüfen als 
jede andere Annahme INGLEHARTs. 

In den EUROBAROMETERn wird der MaterialismusjPostmaterialis
mus-Index bekanntlich seit 1976 im Halbjahresrhythmus einge

setzt (Ausnahme: Frühjahr 1979). Das Lebensalter der Befragten 

wird in diesen Erhebungen routinemäßig ermittelt. Deshalb 

möchte ich die oben eingeführten Hypothesen zunächst auf der 

Basis des relativ vollständigen Zeitreihenmaterials aus den 
Studien der EG-Kommission überprüfen. Im Interesse der Ver

gleichbarkeit mit dem weiteren Datenmaterial bleibt in den 

folgenden Auswertungen die Gruppe der fünfzehn- bis siebzehn

jährigen Befragten unberücksichtigt. 

Um die große Datenmenge auf ein überschaubares Maß zu reduzie

ren, enthält Abbildung 3-3 die Entwicklung der Prozentpunkt

differenz zwischen Materialisten und Postmaterialisten in der 

Vorkriegs- und in der Nachkriegsgeneration. Das Geburtsjahr 
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1945 bildet die Trennlinie zwischen den beiden Generationsein

heiten. Der Untersuchungszeitraum erstreckt sich vom vierten 
Quartal 1976 (Eurobarometer 6) bis zum zweiten Quartal 1984 

(Eurobarometer 21). Die Trendlinie wurde nach dem bereits vor

gestellten Verfahren des gleitenden Medians berechnet. Dies 

hat den Vorteil, daß starke Abweichungen vom "normalen" Ent

wicklungs verlauf geglättet und auf diese Weise das typische 

Muster des Antwortverhaltens besser beschrieben wird als durch 
die nicht geglätteten Ausgangswerte. 

Die restriktivere Fassung der Hypothese über den Zusammenhang 
zwischen Generationszugehörigkeit und Wertorientierungen wird 

durch die Daten widerlegt. Lediglich in drei von fünfzehn Be
obachtungsfällen übertraf der Anteil der Postmaterialisten in 
der Nachkriegsgeneration den der Materialisten. Dies war erst

mals im Frühjahr 1982 der Fall. Dagegen trifft die Annahme zu, 

nach welcher der relative Anteil der Postmaterialisten in der 
jüngeren Generation höher liegt als in der älteren . Zu keinem 

Zeitpunkt verlief die Trendlinie für die nach 1945 geborenen 

Bundesbürger oberhalb des in der Vorkriegsgeneration erreich
ten Niveaus. Allerdings war der Abstand zwischen beiden Lini

en, vermutlich in Folge von Periodeneffekten, nicht konstant. 

INGLEHARTs Erwartungen finden somit keine eindeutige Bestäti

gung. Ganz offenkundig setzen sich Erfahrungen des formativen 

Uberflusses und formativer Sicherheit nicht automatisch in ei
ne Präferenz für die partizipativ-egalitären Ziele des Postma

terialismus um; denn anders ist der zumeist feststellbare 

VbeFhang mateFiatistischeF PFioFit~ten, auch in der Nach
kriegs generation , nicht verständlich. 

Vorbehalte gegen INGLEHARTs Konzeption ergeben sich darüber 
hinaus bei einer Analyse der St~Fke des Zusammenhanges zwi

schen der ~enerationszugehörigkelt und den Wertorientierun
gen (vgl. Tab. 3-3). 

Unabhängig davon, welches der beim gegebenen Meßniveau der Va

riablen brauchbaren Beziehungsmaße man heranzieht, es ergeben 
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Abb. 3 - 3: Generationszugehörigkeit und Wertorientierungen 
in der Bundesrepublik Deutschland, 1976 - 1984 
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Tab. 3 - 3: Wertorientierungen und Generationszugehörigkeit 
- Analyse der Stärke des Beziehungsmusters, 
1976 - 1984 
(Angaben: absolute Häufigkeiten) 

BeziehungsmaB 

mit falschem 
Vorzeichen, größer als 
inslgnifikant .10 bis .19 .20 insges. 
oder kleiner 
als .10 

Cramer's V 3 5 7 15 

Tau C 4 5 6 15 

Eta 4 4 7 15 

r 4 4 7 15 

insges. 15 18 27 60 

falsches Vorzeichen: positive Beziehung zwischen post-
materialistischen Präferenzen und Zugehörigkeit zur Vor-
kriegsgeneration. 
Insignifikanz der Beziehung auf dem 95-Prozent-Niveau 

sich im besten Falle schwache bis mittlere Zusammenhänge. 33 

von 60 ausgewerteten Koeffizienten sind entweder statistisch 

insignifikant oder gelten nach den üblichen Konventionen als 

nicht interpretierbar. Von den verbleibenden 27 Größen errei

chen lediglich vier einen Wert von mehr als .30. Bei einer 

differenzierteren Erfassung des Alters ändern sich diese 
Strukturen nur unwesentlich. 

Demnach weisen die Beziehungen zwischen der Generationszugehö

rigkeit und den Wertorientierungen keineswegs die von INGLE
HART unterstellte Stabilität auf. Sie schwanken vielmehr im 

untersuchten Zeitraum ganz beträchtlich. 

Die im Frühjahr 1977 und zwischen dem Herbst 1978 und dem 

Herbst 1980 festgestellte Angleichung der Prioritäten in den 

einzelnen Altersgruppen ist auch nicht, wie INGLEHART (1985b: 
511ff) in seiner Polemik gegen BöLTKEN und JAGODZINSKI (1985) 
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behauptet, ein Spezifikum der politischen Entwicklung in der 

Bundesrepublik. Wäre ihm an einer unvoreingenommenen kriti

schen Prüfung der Generationenwandels-Hypothese wirklich gele

gen, dann hätte ihm bei der Analyse des Trendverlaufs in ande
ren westeuropäischen Ländern auffallen müssen, daß sich zumin

dest in Großbritannien (vgl. INGLEHART 1985b:513, Fig. 4b), 

in Belgien (INGLEHART 1985b:521, Fig. 8) und in Irland (INGLE
HART 1985b:523, Fig. 10) in der Tendenz ähnliche periodische 

Angleichungsprozesse der Antwortmuster der einzelnen Altersko
horten ergeben. Selbst in den übrigen Ländern, in denen die 

Entwicklung eher nach INGLEHARTs Vorstellungen verläuft, gibt 

es keine stabilen alters- oder generationsspezif1~chen. Unter

schiede in den Präferenzstrukturen. In allen sechs untersuch
ten Staaten zusammengenommen schwankt nach den von INGLEHART 

(1985b:510, Fig. 3) präsentierten Daten die Prozentpunktdiffe
renz zwischen den Postmaterialisten und den Materialisten al
lenfalls graduell schwächer als in der Bundesrepublik: Im Jah

re 1970 lag der Abstand in der zwischen 1946 und 1955 gebore
nen Kohorte 57 Punkte über dem für die älteste Kohorte ermit

telten Wert, 1977 betrug er 37, 1980 25 und 1984 31 Punkte. 

Eine detaillierte Auseinandersetzung mit den Verhältnissen 
außerhalb der Bundesrepublik gehört nicht zum Themenkreis mei

ner Arbeit, doch stützen die von INGLEHART präsentierten Daten 

seine Schlußfolgerungen bezüglich der Bedingungen und des Ver

laufs des Wertwandels nicht. 

Um Mißverständnissen vorzubeugen, möchte ich meinen Einwand 
gegen die empirisChe Tragfähigkeit der Hypothese vom Genera

tionenwandel noch einmal ganz klar formulieren: Die Entwick

lung materialistischer und postmaterialistischer Prioritäten 

in der Bundesrepublik läßt sich nicht eindeutig als Genera

tionenwandel interpretieren. Sie spricht aber auch nicht ohne 

weiteres für die Wirksamkeit von Lebenszyklus-Effekten. Ange
sichts der starken, kurzfristigen Schwankungen in den Antwor
ten allep Altersgruppen scheint es mir vielmehr unangemessen, 

überhaupt von stabilen, situationsunabhängigen Weptorientie

rungen zu sprechen. 
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In seiner Kritik an BöLTKEN und JAGODZINSKI hebt INGLEHART 

(1985b:511) hervor, die Daten aus weiteren empirischen Studien 

belegten seine Interpretation, daß die kurzfristig beobachtba

ren Abweichungen vorn Modell des Generationenwandels "Anoma

lien" darstellten. Tatsächlich gibt es nach den der WAHLSTUDIE 

1980 zu entnehmenden Informationen im September dieses Jahres 

einen Zusammenhang zwischen dem Lebensalter und den Wertorien

tierungen, während er in den EUROBAROMETERn nicht auftritt. 

Wenn diese Unterschiede in einzelnen Datensätzen eine Widerle

gung der Wertwandels-Hypothese erschweren, dann lassen sie sich 

sich natürlich zu ihrer Bestätigung auch nicht verwenden. 

Trotz aller Bedenken gegen die Tragfähigkeit von INGLEHARTs 

Interpretation besteht in den meisten Fällen, wie es seine 

Theorie fordert, ein negativer Zusammenhang zwischen dem Le

bensalter und postrnaterialistischen Prioritäten. Die Daten aus 

der Political-Action-Studie und den Wahlstudien 1980 und 1982 

belegen dies ebenfalls. Die generationenbezogene Betrachtung 

soll aber nun durch eine differenziertere, auf sechs Alters

gruppen ausgerichtete Untersuchung ergänzt werden, zumal auch 

INGLEHART zumeist in dieser Weise verfährt. 

Erwartungsgemäß nimmt mit zunehmendem Lebensalter die Wahr

scheinlichkeit des Auftretens postmaterialistischer Ziele ab 

(vgl. Tab. 3-4). Für die Gültigkeit der INGLEHARTschen Annah

men besitzt aber die zwischen 1974 und 1982 feststellbare Ver

änderung im Antwortverhalten der verschiedenen Altersgruppen 

zumindest eine ebenso große Bedeutung. 

In Ubereinstimmung mit seiner These über die sozio-kulturellen 

Folgen des Generationenaustauschs wird zwischen 1974 und 1982 

in den beiden jüngsten Befragtengruppen die Relation zwischen 

Postmaterialisten und Materialisten günstiger. Die größeren 

Veränderungen treten dabei unter den 25 bis 34jährigen auf. 

Sie waren 1974 noch zum Teil der Vorkriegsgeneration zuzuord

nen, seit 1980 gehören sie aber ausnahmslos zur Nachkriegsge

neration. Gewisse Vorbehalte allerdings ergeben sich gegen das 

Jahr 1945 als Trennlinie zwischen den Generationseinheiten. 
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Zumindest in den Jahren 1974 und 1982 ähnelte nämlich das Ver

hältnis zwischen Materialisten und Postmaterialisten in der 

Altersgruppe von 35 bis 44 Jahren stärker dem Muster in der 

benachbarten jüngeren Kohorte als dem in den älteren Gruppen. 

Ein Teil des betreffenden Personenkreises ist zwar vor 1945 

geboren, dürfte aber stark von den formativen Bedingungen der 

beiden ersten Nachkriegsjahrzehnte geprägt worden sein. 

Unter den 45 Jahre alten und älteren Bundesbürgern blieb zwi

schen 1974 und 1982 der Anteil der Postmaterialisten konstant 

niedrig. Hier fand ein erkennbarer Ubergang von materialisti

schen zu gemischten Präferenzen statt, der sich im wesentli

chen zwischen 1974 und 1980 vollzog, in den beiden folgenden 

Jahren jedoch wieder rückläufig war. Hierin spiegelt sich die 

in Tabelle 3-1 erkennbare Entwicklung der politischen Priori

tätenmuster in der Bundesrepublik wider. 

Welche Konsequenzen ergeben sich nun aus den bisherigen Unter

suchungen der Bestimmungsfaktoren materialistischer und post

materialistischer Prioritäten für die empirische Gültigkeit 

der Theorie der Stillen Revolution? Die Hypothese über den 

Einfluß des Alters auf die Wertorientierungen einer Person 

findet im Prinzip Bestätigung. Dies kann aber nicht vorbehalt

los als Beleg für die Richtigkeit der INGLEHARTschen Annahmen 

interpretiert werden. Hiergegen spricht vor allem die Tatsa

che, daß in der unter günstigen politischen und ökonomischen 

Rahmenbedingungen aufgewachsenen Nachkriegsgeneration der An

teil der Postmaterialisten nur ausnahmsweise den der Materi

alisten übertraf. Zwischen 1970 und 1984 verlief der Ubergang 

von materialistischen zu postmaterialistischen Prioritäten 

nicht kontinuierlich, sondern zyklisch. Einen Einfluß der In

flationsrate auf die Verteilung der Prioritätenmuster bestrei

tet auch INGLEHART (1985a:106ff; 1985b:509ff) nicht, ohne aber 

die hieraus resultierenden Schlußfolgerungen zu ziehen. In Ab

weichung von seiner Interpretation des Haterialismus/Postmate

rialismus-Phänomens als stabiler, situationsunabhängiger, im 

Persönlichkeitssystem fest verankerter Disposition verändern 

sich die politischen Zielvorstellungen in beiden untersuchten 
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Generationseinheiten in einem recht kurzen zeitlichen Abstand 

zum Preisanstieg. Die Konzeption der Stillen Revolution läßt 

solche Anpassungsprozesse aber nur bei Personen zu, deren for

mative Phase noch nicht abgeschlossen ist. Ganz im Gegensatz 

zu den aus INGLEHARTs Theorie ableitbaren Annahmen wechseln 

gerade die Angehörigen der Vorkriegsgeneration unter dem Ein

druck steigender Preise von postmaterialistischen zu materia

listischen Prioritäten (r .70), während in der Nachkriegsgene

ration kein statistisch signifikanter Zusammenhang zwischen 

der Inflationsrate und der im folgenden Quartal ermittelten 

Prozentpunktdifferenz zwischen Materialisten und Postmateria
listen feststellbar ist. 

3.2. Wertorientierungen und Bildungsniveau 

Anders als die Erfahrungen formativer Sicherheit und formati

ven Wohlstandes ist die zweite für die Theorie der Stillen 

Revolution bedeutsame Variable, der formale Bildungsabschluß ei

ner Person, direkt meßbar. INGLEHART (1977a:9f, 72ff) sieht im 

Anstieg des Bildungsniveaus der Bevölkerung westlicher Staaten 

eine Voraussetzung für die Ausbreitung postmaterialistischer 

Prioritäten. Er schreibt also, wie zahlreiche andere Forscher, 

den Institutionen des Bildungssystems einen Einfluß auf die in 

der Bevölkerung verbreiteten politischen Wertvorstellungen zu. 

Seiner Auffassung nach begünstigt die Verbesserung der Bil

dungs chancen darüber hinaus einen weiteren, im vierten Teil 

dieser Arbeit genauer zu untersuchenden Wandlungsprozeß, den 

er als "kognitive Mobilisierung" bezeichnet (vgl. INGLEHART 

1977a:9f, 293ff). Seine Hypothesen über den Einfluß des Bil

dungsniveaus auf die individuellen Präferenz strukturen sind 

einfach zu beschreiben: 

(2.1) Je höher das Bildungsniveau einer Person, desto wahr

scheinlicher präferiert sie postmaterialistische Ziele. 

(2.2) Je niedriger das Bildungsniveau einer Person, desto 

wahrscheinlicher präferiert sie materialistische Ziele. 



In den mir verfügbaren Studien sind Bildungsindikatoren von 

unterschiedlicher Qualität enthalten. Ungeachtet gewisser Un

terschiede in den Erhebungsmodalitäten stimmen die Angaben in 

der Political-Action-Studie und in den Wahl studien miteinander 

überein. Wie aus Tab. 3-5 hervorgeht, unterscheide ich zu

nächst zwischen fünf unterschiedlichen Bildungsabschlüssen. 

Das formale Bildungsniveau einer Person erweist sich als eine 

wichtige Vorhersagegröße politischer Prioritäten. Die Richtung 

des Einflusses entspricht INGLEHARTs Erwartungen. In allen 

drei Erhebungen finden wir in den beiden unteren Bildungsstra

ta, bei den Volksschulabsolventen ohne abgeschlossene Berufs

ausbildung oder mit einer solchen, nur einen verschwindend 

kleinen Anteil von Postmaterialisten. Dieser steigt dann auf 

den folgenden Qualifikationsstufen deutlich an. Am stärksten 

fällt die Veränderung im Anteil postmaterialistisch orientier
ter Befragter beim Ubergang vom Mittelschul- zum Gymnasialab

schluß aus. Der Rückgang unter den Hochschulabsolventen hat 

zum einen mit der relativ kleinen Fallzahl dieser Personen
gruppe, zum anderen mit der Zuordnung der Studenten, einer 

Gruppe mit besonders stark ausgeprägten partizipativ-egalitä

ren Neigungen, zu tun. Da diese definitionsgemäß ihre Hoch

schulausbildung noch nicht abgeschlossen haben, sind sie in die 

die Kategorie der Gymnasialabsolventen eingegliedert. Diese 

Ungereimtheit läßt sich ausschalten, wenn man die beiden obe

ren Bildungsstrata zu einer Gruppe zusammenfaßt. Dies ist in 
sämtlichen folgenden Analysen der Fall. 

Zwischen 1974 und 1982 hat sich der Einfluß des Bildungsni

Veaus auf die Wertorientierungen verstärkt: Die Volksschulab

solventen weisen im betreffenden Zeitraum einen nahezu unver

ändert niedrigen Anteil an Postmaterialisten auf, allerdings 

fand bei diesen Gruppen im Zeitraum 1974-1980 ein Wechsel von 
materialistischen zu gemischten Präferenzen statt, der sich im 

folgenden Zeitabschnitt jedoch nicht fortsetzte. Unter den 

Mittelschulabsolventen betrug die Relation zwischen Materiali
sten und Postmaterialisten 1974 noch 4:1, 1982 waren beide 

Wertemuster etwa gleich stark vertreten. Bei den besonders gut 
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gebildeten Bundesbürgern verschob sich die Relation ebenfalls 

zu Gunsten der Postmaterialisten. 

Bedauerlicherweise enthalten die EUROBAROMETER keine ver

gleichbaren Angaben zum Bildungsniveau. In diesen Studien wur

de das Lebensalter beim Abschluß der Schulausbildung als Bil

dungsindikator benutzt. Für den Teil der Bevölkerung, der noch 

das traditionelle dreig1iedrige Schulsystem durchlief, lassen 

sich diese Angaben mit einem kalkulierbaren Fehlerrisiko be

stimmten Ausbildungsgängen zuordnen. Dies ist aber für die 

seit den Bildungsreformen der siebziger Jahre ausgebildeten 

Bundesbürger kaum möglich. Seither weist das deutsche Bil

dungswesen eine derartig differenzierte Struktur und eine sol

che Durchlässigkeit auf, daß im Einzelfalle kaum entscheidbar 

ist, was ein Ausbildungsabschluß im Alter von 18 Jahren u.ä. 

bedeutet. Will man auf eine Auswertung der EUROBAROMETER-Daten 

nicht gänzlich verzichten, dann ist nur eine recht grobe Ein

teilung vertretbar. Nach den bisherigen Erkenntnissen ent

scheidet der Abschluß einer Gymnasialausbildung maßgeblich 

über das Auftreten postmaterialistischer Wertvorstellungen. 

Dies legt es nahe, den Trennstrich zwischen den verschiedenen 

Bildungsschichten bei einem Lebensalter von 19 Jahren zu zie

hen. Damit wird keine verläßliche Messung des formalen Bil

dungsniveaus erreicht, möglicherweise aber eine einigermaßen 

brauchbare Annäherung. Uberzeugende Alternativen zu diesem 

Vorschlag sind zudem nicht zu sehen. 

Die Bedeutsamkeit des Bildungsniveaus für die politischen 

Wertvorstellungen der Bevölkerung wird auch durch die Studien 

der EG-Kommission klar belegt (vgl. Abb. 3-4). In der besser 

ausgebildeten Befragtengruppe ist durchgängig eine kleinere 

Prozentpunktdifferenz zwischen Materialisten und Postmateria

listen feststellbar als bei den Personen mit einer kürzeren 

Verweildauer in den Bildungsinstitutionen. Die Auswertung der 

Stärke der Beziehungsmaße zwischen den beiden Variablen ähnelt 

der in Tabelle 3-4 wiedergegebenen Verteilung. In 36 von 60 

Fällen ist der Korre1ations- oder Assoziationskoeffizient sta

tistisch insignifikant oder weist einen Wert von weniger als 
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Abb. 3 - 4: Bildungsniveau und Wertorientierungen 
in der Bundesrepublik Deutschland, 1976 - 1984 
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.20 auf. In den verbleibenden 24 Fällen wird der Betrag von 

.20 erreicht oder übertroffen (zum Vergleich nochmals die Wer

te für die Beziehung zwischen Generationszugehörigkeit und 

Wertorientierungen: insignifikant oder kleiner als .20: 33 

Fälle; mindestens .20: 27 Fälle). 

Verglichen mit den in Tab. 3-5 enthaltenen Beziehungsmaßen ist 

dies Ergebnis enttäuschend. Es dürfte in erster Linie durch 

die Unzulänglichkeit des Meßinstruments bedingt sein. Gleich

wohl hat sich eine der Grundannahmen der Theorie der Stillen 

Revolution empirisch bewährt. In den höheren Bildungsschich

ten sind postrnaterialistische Wertvorstellungen überdurch

schnittlich stark verbreitet, die weniger gut ausgebildeten 

Bevölkerungsgruppen votieren demgegenüber deutlich für die Si

cherheits- und Erhaltungsziele des Materialismus. 

3.3. Wertorientierungen und die Stellung im Beschäftigungs

system 

Zweifellos spielen in der Theorie der Stillen Revolution die 

Generationszugehörigkeit und das Bildungsniveau eine Schlüs

selrolle. Sie stehen in mehr oder minder direkter Beziehung 

zu den für diese Konzeption wichtigsten theoretischen Kon

strukte. Anders als die zahlreichen, von INGLEHART (1977a: 

89ff) mehr oder minder ad hoc und ohne erkennbaren Bezug zur 

Theorie eingeführten Erklärungsvariablen scheint es mir sinn

voll, abschließend den Einfluß einer dritten Größe zu unter

suchen. Dabei handelt es sich um die Berufstätigkeit. Ihre Be

deutung ergibt sich aus der Einbindung von INGLEHARTs Arbeiten 

in den Gesamtzusarnrnenhang der Diskussion über das Entstehen 

einer postindustriellen Gesellschaft. Zu deren wichtigsten 

Merkmalen gehört, neben der bereits behandelten Erhöhung des 

Bildungsniveaus, die Entstehung einer Dienstleistungsökonomie, 

in der die Angestellten und Beamten zu den zahlenmäßig stärk

sten Berufsgruppen geworden sind (vgl. ausführlich: BELL 1976: 

121ff; weitere Hinweise auf den Diskussionsstand bei: GABRIEL 
1984:70ff) . 
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INGLEHART bezieht sich in "The Silent Revolution" ausdrücklich 

auf BELLs Uberlegungen. Er betrachtet das Aufkommen einer Neu

en Mittelschicht als eine Bedingung für die Diffusion postma

terialistischer Wertvorstellungen (vgl. INGLEHART 1977a:8f, 

12f, 72ff). Seiner Ansicht nach besitzt die berufliche Stel

lung einer Person zwar im Vergleich mit ihrem Bildungsniveau 

eine untergeordnete Bedeutung als Bestimmungsfaktor ihrer po

litischen Prioritäten, dennoch läßt sich aus seinen bisherigen 

Arbeiten eine Hypothese über den Zusammenhang zwischen Berufs

tätigkeit und Wertorientierungen ableiten: 

(3) Angestellte und Beamte weisen mit größerer Wahrscheinlich

keit postmaterialistische Prioritäten auf als Arbeiter und 

Landwirte. 

Eine vierte Berufsgruppe, die Selbständigen, ist in der Hypo

these nicht genannt. Auf Grund ihrer heterogenen Zusammen

setzung ist eine Voraussage über die für di~se Gruppe typischen 

Wertmuster schwierig. Die zum Alten Mittelstand gehörigen 

Handwerker, Kleinunternehmer und ähnliche Berufsgruppen dürften 

erine starke Affinität zu materialistischen Sicherheits- und 

Erhaltungszielen aufweisen (vgl. z.B. auch die Ausführungen 

bei LIPSET 1981:127ff). Dagegen ist zu erwarten, daß die gut 

gebildeten, in Dienstleistungsberufen tätigen, zum Neuen Mit

telstand zählenden Selbständigen (Ärzte, Rechtsanwälte etc.) 

stärker den Selbstverwirklichungszielen des Postmaterialismus 

zuneigen. Das Wertemuster in der Berufsgruppe der Selbständi

gen hängt also von der Verteilung des Alten und des Neuen Mit

telstandes ab. In dem Maße, in dem die neuen selbständigen 

Dienstleistungsberufe den Alten Mittelstand verdrängen, wird 

sich die Relation zu Gunsten der Postmaterialisten verschie

ben. 

Nach den in Tab. 3-6 enthaltenen Angaben gab es unter den An

gestellten und Beamten zu allen drei Erhebungszeitpunkten den 

größten Anteil von Postmaterialisten. Es folgten erwartungsge

mäß die Selbständigen, die Arbeiter und - abgesehen von 1980 -

die Landwirte. Die Beziehungsmaße weisen aber solch niedrige 
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Abb. 3 - 5: Berufstätigkeit und Wertorientierungen in der 
Bundesrepublik Deutschland, 1976 - 1984 
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Werte auf, daß eine sinnvolle Interpretation der festgestell

ten Unterschiede nicht möglich ist. 

Die geringe Bedeutung der Berufstätigkeit als Bestimmungsgrös

se pOlitischer Wertorientierungen wird durch die EUROBAROME

TER-Daten noch besser veranschaulicht (vgl. Abb. 3-5). Im Hin

blick auf die kleinen Fallzahlen sind die Landwirte nicht in 
die Gegenüberstellung einbezogen, die Kategorien "Geschäfts
mann" und "Direktor" wurden zu einer Gruppe zusammengefaßt. 

Mit Ausnahme des Anfangspunktes der Erhebungsserie liegen die 

drei Trendkurven sehr eng beieinander. Es gibt also keine nen

nenswerten Unterschiede in der Prozentpunktdifferenz zwischen 

Materialisten und Postmaterialisten. Für eine Korrespondenz 
zwischen dem Entstehen einer Dienstleistungsökonomie und der 

Ausbreitung postmaterialistischer Wertorientierungen liefert 

das hier ausgewertete Datenmaterial keine Anhaltspunkte. 

Es wäre sinnvoll, zusätzlich zu den bislang behandelten Er

klärungsvariablen materialistischer, gemischter und postmate

rialistischer Präferenzen dem Einfluß der Nutzung von Massen

medien auf die politischen Wertorientierungen nachzugehen. Da 

hierzu nur vereinzelt Daten vorliegen, wird im Interesse der 
Vergleichbarkeit der einzelnen_Untersuchungen auf eine Erwei
terung des Analyseansatzes verzichtet. Auch solche Größen, die 

nicht in einer eindeutigen Beziehung zu INGLEHARTs Theorie 
stehen, z.B. die Geschlechtszugehörigkeit und die Konfession, 

bleiben unberücksichtigt. Sie sind allenfalls für den Entwurf 

alternativer Erklärungsansätze bedeutsam. 

Auf der Grundlage der bisher präsentierten Daten kann man 

feststellen, daß sich INGLEHARTs wichtigste Annahmen über die 

Bestimmungsfaktoren materialistischer und postmaterialisti
scher Präferenzen im Prinzip bewährt haben, wenn auch bezüg

lich der Stärke der festgestellten Einflußbeziehungen gewisse 

Abstriche vorzunehmen sind. 



3.4. Multivariate Analysen der Bestimmungsfaktoren 

materialistischer und postmaterialistischer 

Politikziele 
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Nun kann man die Generationszugehörigkeit und das Bildungsni

veau einer Person nicht als voneinander unabhängige Größen an

sehen. In Folge des Ausbaus des Bildungssystems in der Bundes

republik, insbesondere seit der Mitte der sechziger Jahre, 

stellen sich die Chancen der Nachkriegsgeneration, in den Ge

nuß einer qualifizierten Schulbildung zu gelangen, relativ 

günstig dar. Für die Mehrzahl der vor 1945 geborenen Bundes

bürger stand dagegen der Volksschulabschluß am Ende der Bil

dungskarriere (vgl. die Angaben zur Entwicklung des Bildungs

systems in: DATENREPORT 1983:61ff). Es ist folglich sinnvoll, 

der Frage nachzugehen, in welchem Maße die überdurchschnitt

liche Präferenz der jüngeren Bevölkerungsgruppen für postmate

rialistische Ziele auf ihre vergleichsweise gute Schulbildung 

zurückgeht oder ob die Beziehung zwischen Bildungsniveau und 

Wertorientierungen auch bei einer Kontrolle der Generationszu

gehörigkeit erhalten bleibt. Die Variable "Berufstätigkeit" 

wird auf Grund ih~er theoretischen Bedeutung gleichfalls in 

die Versuchsanordnung einbezogen, zumal die Tätigkeit in den 

meisten Angestellten- und Beamtenfunktionen zumindest einen 

Mittelschulabschluß voraussetzt. 

Die Durchführung von Mehrvariablenanalysen ist mit methodi

schen und inhaltlichen Problemen verbunden, auf die in aller 

Kürze hinzuweisen ist. Im Hinblick auf das Meßniveau und die 

Verteilungseigenschaften der bislang eingeführten Variablen 

scheiden streng genommen die meisten konventionellen, multi

variaten Analyseverfahren (Regressions-, Diskriminanz- und 

Varianzanalysel aus. Die methodisch angemessenen Verfahren zur 

Analyse verteilungsunabhängiger, nicht-metrischer Daten (vgl. 

u.a.: KtlCHLER 1979:154ffi KNOKE, BURKE 1980) waren mir nicht 

zugänglich. Regressions- und Varianzanalysen lassen sich zwar 

nach einer Dichotomisierung der betreffenden Daten auch auf 

nominal- und ordinalskalierte Variable anwenden, doch weisen 

die meisten hier untersuchten Variablen derart ungünstige Ver-
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teilungseigenschaften auf, daß die Anwendung der genannten 

Verfahren in jedem Falle problematisch bleibt. Diese Mängel 

sind auch durch Datentransformationen nicht in allen Fällen 

zu beheben. 

In der Forschungspraxis werden aber die Regressions- und die 

Varianzanalyse häufig auch dann eingesetzt, wenn die Daten die 

hierfür erforderlichen Eigenschaften nicht besitzen. LEWIS

BECK (1980:30) beschreibt die Regressionsanalyse als ein ziem

lich robustes Verfahren und sieht die gravierenden Probleme 

weniger in der Verletzung testtheoretischer Prämissen, als in 

einer ungenügenden theoretisch-inhaltlichen Grundlegung der 

Analysen. Für die voraussetzungsärmere Varianzanalyse lassen 

sich diese Uberlegungen wohl ebenfalls geltend machen (vgl. 

auch die Hinweise bei OPP, SCHMIDT 1976:34f: SCHUCHARD-FICHER 

et al. 1982:44f). Die Vorteile und die Kosten der Anwendung 

multivariater Verfahren sind deshalb sorgfältig gegeneinander 

abzuwägen. 

Die Annahme einfacher, bivariater Ursache-Wirkungszusammenhän

ge ist in den Sozialwissenschaften im Prinz;p theoretisch in

adäquat. Sie entspräche auch nicht INGLEHARTs Vorstellungen 

von den Bedingungen und Folgen der Stillen Revolution. Theore

tische Gesichtspunkte sprechen somit für den Einsatz der ver

fügbaren multivariaten Analyseverfahren. Dabei ist aber im 

Einzelfalle zu bedenken, ob die Verletzung bestimmter Modell

annahmen Probleme für die substantielle Interpretation der Er

gebnisse mit sich bringt. 

Gravierender sind die bei der multivariaten Analyse auftreten

den inhaltlichen Schwierigkeiten. INGLEHARTs Theorie enthält , 

wie erwähnt, nur außerordentlich ungenaue Angaben über die 

Ausprägungen der relevanten Variablen und über die zwischen 

ihnen bestehenden Beziehungen. Ein empirisch prüfbares Kausal

modell der Stillen Revolution liegt bislang nicht vor. Aus 

diesem Grunde greife ich zunächst nur auf das einfache Verfah

ren der Multiplen Klassifikationsanalyse zurück (vgl. SONQUIST 

1971: KIM, KOHOUT 1975c:416ff: SCHUCHARD-FICHER et al. 1982: 
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39ff). Es setzt keine differenzierten Annahmen über die Ein

fluBbeziehungen zwischen den Determinanten materialistischer, 
postmaterialistischer und gemischter Prioritäten voraus. Zu

dem ermöglicht es die Verwendung nominal- und ordinalskalier

ter Daten als unabhängige Variable. Die Wertorientierungen 

sind im folgenden Abschnitt als dichotome Ziel variable ver

schlüsselt. Beim Vorhandensein des betreffenden Prioritäten

musters erhielten die Befragten einen Punktwert 100, beim 

Nichtvorhandensein den Wert O. Auf diese Weise reproduziert 

der als Ausgangsdatum bei der multiplen Klassifikationsanaly

se benutzte Mittelwert den Prozentanteil der Materialisten und 

der Postmaterialisten in der Stichprobe. Dies erlaubt eine 

sehr anschauliche Darstellung der Untersuchungsergebnisse 

(vgl. hierzu auch die Hinweise bei SONQUIST 1971:15ff). Bei 

der Analyse der Determinanten materialistischer Präferenzen 

besitzt die Zielvariable relativ günstige Verteilungseiqen

schaften, da beide Gruppen, die Materialisten und die Nichtma

terialisten,etwa gleich stark besetzt sind. Die ungünstige 

Verteilung der Postmaterialisten und der Kontrastqruppe dage

gen läBt sich nicht korrigieren und stellt eine mögliche Feh

lerquelle bei der Interpretation der Ergebnisse dar. Für die 

Mischgruppe werden keine Multiplen Klassifikationsanalysen 

durchgeführt. Ihre Zusammensetzung weicht im Hinblick auf die 

für die Erklärung politischer Prioritäten relevanten Merkmale 

nur geringfügig von der der Gesamtstichproben ab. Entsprechend 

wurden mit Hilfe der Variablen Alter, Bildungsniveau und Be

rufstätigkeit maximal zwei Prozent der Antwortvarianz in die

ser Gruppe erklärt. 

Die Resultate der Mehrvariablen-Analyse sind unter verschiede

nen Gesichtspunkten relevant. Zunächst möchte ich die Erklä

runqsleistung der in INGLEHARTs theoretischem Konzept enthal

tenen Variablen insgesamt prüfen . Hierüber informieren die in 

Tabelle 3-7 und Tabelle 3-8 enthaltenen multiplen Bestimmt

heitsmaBe R2 • Demnach ist die Erklärungskraft des Mate~iali8-

mus-Modells in den drei Untersuchungsjahren 1974, 1980 und 

1982 als relativ schwach einzuschätzen. Lediglich sechs Pro

zent der Schwankungen im durchschnittlichen Anteil der Mate-
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rialisten gehen auf Unterschiede im Bildungsniveau, in der Ge

nerationszugehörigkeit und in der Berufstätigkeit der Bundes

bürger zurück. Durch eine differenziertere Erfassung des Le

bensalters läßt sich in den Jahren 1974 (Altersangabe in Jah

ren) und 1982 (Altersgruppen analog Tab. 3-5) die Erklärungs

leistung der Modelle geringfügig verbessern. Der Anteil er

klärter Varianz liegt aber auch in diesen Fällen unter 10 Pro

zent. 

Die Erklärungsleistung des PostmateriaLismus-ModeZLs fällt 

1974 und vor allem 1980 sogar noch etwas schwächer aus. Wie

derum erhöht sich im Jahr 1974 bei einer Verwendung des Le

bensalters in Jahren der multiple Korrelationskoeffizient ge

ringfügig (R .245 statt R .220). Im Jahre 1982 tragen die Va

riablen Generationszugehörigkeit, Bildungsniveau und Berufstä

tigkeit dagegen deutlich mehr zur Erklärung postmaterialisti

scher Präferenzen bei als in den beiden früheren Erhebungen. 

Ein Anteil von etwa zwölf Prozent erklärter Varianz ist vor 

allem dann als recht zufriedenstellend zu betrachten, wenn man 

sich vor Augen führt, wie stark sich situative Faktoren auf 

die politischen Prioritäten einer Person auswirken (vgl. zum 

Postmaterialismus-Modell: Tab. 3-8). 

Wie nach den Ergebnissen der bivariaten Analysen zu erwarten, 

spielen das Bildungsniveau, die Generationszugehörigkeit und 

der ausgeübte Beruf als Determinanten materialistischer und 

postmaterialistischer Prioritäten eine unterschiedliche Rolle. 

Bei einer Kontrolle des Bildungsniveaus und der Generations

zugehörigkeit wird der Einfluß der Berufstätigkeit auf die po

litischen Präferenzen in allen sechs untersuchten Fällen sta

tistisch insignifikant. Mit dem Verständnis des Postmateria

lismus und des Materialismus als der postindustriellen bzw. 

der industriellen Gesellschaft korrespondierenden Wertmustern 

ist dies Ergebnis nicht vereinbar. Auch die Daten zum relati

ven Einfluß des Bildungsniveaus und der Generationszugehörig

keit auf die Wertorientierungen bestätigen nur bedingt INGLE

HARTs Annahmen. In keinem Falle war das Lebensalter der wich

tigste Bestimmungsfaktor materialistischer und postmateriali-
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Tab. 3 - 7: Bestimmungsfaktoren materialistischer Prioritäten, 
1974, 1980 und 1982 - Multiple Klassifikations
analyse 
(Angaben in Prozentpunkten) 

ohne Kontroll
variablen 

I 

1974 1980 

: mit Kontroll
: variablen 

1982 I 1974 1980 1982 
I 

I 
Generation I 
-------------------------------------------~------------------I 

Vorkrieg 55 53 52 : 53 52 51 
I 

Nachkrieg 35 35 34 I 38 39 37 
I -------------------------------------------,------------------

Eta/Beta 

~!!2~~9 ______________ _ 

Volksschule o.B. 

Volksschule m.B. 

Mittelschule 

Gymnasium 

Eta/Beta 

Landwirte 

Arbeiter 

Selbständige 

Angestellte/Beamte 

Eta/Beta 

Alle 

.15 .16 
I 

.17 : .13 
I 
I 
I 
I 
I 
I 

.12 .13 

--------------------1------------------
67 61 

53 50 

43 34 

33 25 

I 
56 I 65 

I 

52 : 53 

26 

22 

I 
I 42 
I 

: 33 

56 

50 

38 

30 

53 

49 

29 

26 

--------------------~-----------------
.20 .21 

I 
I 

.21 I .19 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 

.15 .18 

--------------------+------------------. I 

75 73 

53 55 

51 46 

50 42 

I 

53 : 66 
I 

53 I 48 
I 

43 : 51 
I 

42 I 54 
I 

66 

51 

47 

45 

48 

48 

44 

46 

--------------------r-----------------
.10 .14 

52 48 

I 
.11 : .08 .07 .03 

I n.s. n.s. n.s. 
I 
I 

47 I 52 
I 

48 

.251 .246 

.063 .061 

47 

.246 

.061 
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stischer Präferenzen. Insbesondere die für seine Konzeption 

wichtigere Frage nach den Bestimmungsfaktoren postmateriaZi

stischer Präferenzen läßt die Interpretation des Wertewandels 

als Intergenerationen-Phänomen fragwürdig erscheinen. Die bi

variaten Eta-Koeffizienten für die Beziehung zwischen dem Bil

dungsniveau und den postmaterialistischen Prioritäten liegen 

deutlich höher als die für den Zusammenhang zwischen Genera

tionszugehörigkeit und Postmaterialismus ermittelten Größen. 

Noch besser werden die Einflußstrukturen in den multivariaten 

Analysen erkennbar. Hält man die Effekte der jeweils anderen 

Erklärungsvariablen konstant, dann ist der Einfluß des Bil

dungsniveaus auf die Wertorientierungen etwa doppelt so stark 

ausgeprägt wie der der Generationszugehörigkeit. Im Materia

lismus-Modell läßt sich diese Konstellation ebenfalls, wenn 

auch nicht so deutlich, feststellen. 

Mit Ausnahme der Beziehung zwischen der Berufstätigkeit und 

den Wertorientierungen sind alle festgestellten Zusammenhänge 

hochsignifikant. Zu Kontrollzwecken durchgeführte Analysen 

mehrdimensionaler Kontingenztabellen und Tests auf Varianzho

mogenität ergaben keine Hinweise auf Verzerrungen in Folge in

adäquater Modellannahmen. Allenfalls ist zu vermuten, daß die 

Verwendung der Beziehungsmaße r und eta zu einer leichten 

Uberschätzung des Einflusses der Erklärungsvariablen führt. 

Größere substantielle Probleme für die Interpretation der Er

gebnisse entstehen hierdurch nicht. 

Entgegen INGLEHARTs Erwartungen hängt die Präferenz für par

tizipativ-emanzipatorische Wertvorstellungen nicht in erster 

Linie von der Zugehörigkeit zu einer bestimmten Generations

einheit und den daraus resultierenden formativen Erfahrungen, 

sondern vom Absolvieren einer qualifizierten Schulausbildung 

ab. Damit haben sich die sozialisationstheoretischen Elemente 

der Theorie der Stillen Revolution besser bewährt als die aus 

der Mangelhypothese ableitbaren Annahmen. Zugleich eröffnet 

dies Ergebnis theoretische Alternativen zu INGLEHARTs Inter

pretation des Postmaterialismus-Phänomens, wie wir sie vor al

lem in Untersuchungen der politischen Kultur der Bundesrepu-
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Tab. 3 - 8: Bestimmungsfaktoren postmaterialistischer 
Prioritäten, 1974, 1980 und 1982 - Multiple 
Klassifikationsanalyse 
(Angaben in Prozentpunkten) 

ohne Kontroll
variablen 
1974 1980 

I 
I 
I 
I 
I 

1982 I 
I 

~ 

mit Kontroll
variablen 
1974 1980 1982 

Generation I 

-------------------------------------------~------------------I 

Vorkrieg 6 9 4 I 6 9 5 
I 

Nachkrieg 11 1 7 1 6 I 11 1 5 14 
I -------------------------------------------,-----------------I 

Eta/Beta .09 .12 .20 1.08 .08 .15 
I 
I 
I 
I 
I 
I 

~!1~~ng------------------------------------1-----------------. 
Volksschule o.B. 

Volksschule m.B. 

Mittelschule 

I 
3 521 4 5 3 

I 

4 

11 

10 

15 

5 I 4 10 5 

23 ! 11 15 21 . 

Gymnasium 20 25 31 : 19 25 29 
-------------------------------------------~------------------I 

I 
Eta/Beta .20 .17 .31 1.20 .17 .28 

I 
I 
I 
I 
I 
I 

~~E~E~9E~EE~ _______________________________ JL----------------. 
I 

Landwirte o 12 3 I 3 16 7 

Arbeiter : 7 12 8 5 9 4 I 

Selbständige 8 10 7: 8 5 6 
I 

Angestellte/Beamte 8 12 11 : 6 11 8 
-------------------------------------------~-----------------

Eta/Beta .08 .05 .13 

Alle 6 1 1 8 

I 
: .04 .04 .02 
I n.s. n.s. n.s. 
I 

6 1 1 8 

.220 .193 .342 

.048 .037 .117 
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blik finden (vgl. insbesondere: CONRADT 1980; BAKER, DALTON, 

HILDEBRANDT 1981; GREIFFENHAGEN 1984). 

Bei der Suche nach den Determinanten materialistischer und 

postmaterialistischer Prioritäten sollte man die Variablen "Le

bensalter" und "Schulbildung" allerdings nicht gegeneinander 

ausspielen. Ein klares Profil der Wertstrukturen verschiedener 

Bevölkerungsgruppen läßt sich erst durch die Berücksichtigung 

des gemeinsamen Einflusses beider Größen gewinnen. Die EUROBA

ROMETER-Daten belegen dies mit der gewünschten Deutlichkeit 

(vgl. Abb. 3-6). Die vor 1945 geborenen Bundesbürger, die ihre 

Schulausbildung vor dem 19. Lebensjahr abschlossen, weisen ei

ne klar erkennbare, verhältnismäßig stabile materialistische 

Grunddisposition auf, obgleich auch in dieser Gruppe in den 

letzten Jahren postmaterialistische Vorstellungen im Vordrin

gen begriffen sind. Die Kontrastgruppe hierzu bilden die gut 

ausgebildeten Angehörigen der Nachkriegsgeneration. Abgesehen 

von dem Zeitraum zwischen dem Herbst 1978 und dem Frühjahr 

1981 dominierten unter ihnen die Selbstverwirklichungsziele 

des Postmaterialismus, ohne daB sich allerdings mit Bestimmt

heit sagen lieBe, ob sich der seit dem Herbst 1981 verstärkt 

beobachtbare Trend in Zukunft fortsetzen wird. Auch in den 

EUROBAROMETER-Daten zeigt sich das im Vergleich mit der Gene

rationszugehörigkeit gröBere Gewicht des Bildungsniveaus. Die 

Prozentpunktdifferenz zwischen Materialisten und Postmateria

listen ist unter den gut ausgebildeten Angehörigen der Vor

kriegsgeneration durchweg kleiner als bei den weniger gut aus

gebildeten, nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges geborenen 

Personen. Die Unterschiede zwischen diesen beiden Gruppen sind 
aber nicht stark ausgeprägt. 

Die Auseinandersetzung mit dem Verlauf und den Bedingungen der 

Stillen Revolution bestärkt eine bereits früher geäuBerte Ver

mutung: INGLEHART ist zwar einem interessanten Phänomen auf 

der Spur. Es handelt sich dabei aber nicht unbedingt um einen 

Wandel grundlegender politischer Wertorientierungen. Noch we

niger indizieren die von ihm beschriebenen Wertemuster den 

Ubergang von einer bUrgerlich-industriellen zu einer nachbür-



Abb. 3 - 6: Bildung, Generationszugehörigkeit und 
Wertorientierungen 
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gerlich-postindustriellen Gesellschaft. Die Zielkombination 

"Ausweitung der politischen Mitsprache/Schutz der Meinungs

freiheit" kann man als geradezu klassisch bürgerlich-liberales 

Wertemuster bezeichnen, wie die Arbeit Ralf DAHRENDORFs (1971: 

351ff) zeigt. Die Betonung demokratisch-partizipativer Ziele 

gegenüber den Sicherheits- und Erhaltungszielen unterscheidet 

in der bUrgerZiehen Ge8eZZ8chaft möglicherweise den Citoyen 

vom Bourgeois, sie ist aber sicherlich kein Zeichen des Uber

gangs zu einer nachbürgerlichen Kultur oder zur postindustri

ellen Gesellschaft. 

Die Bedeutsamkeit der von INGLEHART aufgeworfenen Forschungs

fragen erscheint mir unbestreitbar, wie ja nicht zuletzt die 

intensive wissenschaftliche Auseinandersetzung mit seinem Kon

zept anzeigt. Zweifel sind aber an der Brauchbarkeit seines 

MeSinstruments und an seiner Interpretation der damit gewonne

nen Daten angebracht. Ein hohes Bildungsniveau und die Zugehö

rigkeit zur Nachkriegsgeneration begünstigen die Präferenz für 

demokratisch-partizipative Ziele, beim Vorliegen der entgegen

gesetzten Merkmalskombination erhöht sich die Chance für das 

Auftreten von Sicherheits- und Erhaltungszielen. Dieser Befund 

ist theoretisch keineswegs eindeutig determiniert, sondern er 

läSt sich problemlos auch in ALMOND/VERBAs Civic-Culture-An

satz oder in Theorien politischer Modernisierung integrieren. 

Die politische Relevanz des Votums für demokratisch-partizipa

tive oder konventionelle Sicherheitsvorstellungen wird erst 

erkennbar, wenn man es in den Zusammenhang einer Analyse poli

tischer Orientierungsmuster einordnet. Wie schon früher fest

gestellt, lassen sich bestimmte pOlitische Uberzeugungen am 

besten in ihrem Zusammenspiel mit anderen Orientierungen ver
stehen. 

Ich werde im folgenden Teil der Arbeit versuchen, die von 

INGLEHART beschriebenen Sachverhalte in die Analyse der poli

tischen Kultur der Bundesrepublik in den siebziger Jahren ein

zuordnen. Dieser Untersuchungsschritt erfüllt zwei Aufgaben: 

Er soll uns ein genaueres Bild darüber verschaffen, welche 

Phänomene INGLEHART unter den eher irreführenden Bezeichnungen 
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"Materialismus" und "Postmaterialismus" beschreibt. DarUber 

hinaus soll er die Hypothesen über die Folgen des Auftretens 
(post-)materialistischer Orientierungen fUr die Einstellungen 

der BUrger zur Politik einer empirischen Kritik unterwerfen. 



4. TEIL: DIE AUSWIRKUNGEN DER STILLEN REVOLUTION AUF DIE 

EINSTELLUNGEN DER BUNDESBURGER ZUM POLITISCHEN 
SYSTEM 
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Nach INGLEHART verändern sich mit der Ausbreitung postmateria

listischer Orientierungen auch die in der Bevölkerung vorhan

denen Einstellungen zum pOlitischen System. In seiner Analyse 

der politischen Folgen des Wertewandels unterschied er zwi

schen zwei wichtigen Begleiterscheinungen der Stillen Revolu

tion, der zunehmenden pOlitischen Mobilisierung der öffent

lichkeit und der abnehmenden politischen Folgebereitschaft 

Systemakzeptanz. Im Sinne LEHMANs (1971:363ff) stärkt der Wer

tewandel die partizipativen Institutionen des politischen Sy

stems, er schwächt aber dessen Legitimität. Greift man auf den 

Begriffsapparat von ALMOND und VERBA zurück, dann nähert sich 

mit dem Wertwandel die SeLbatkomponente der politischen Kultur 

dem Modell der Staatsbürgerkultur an, bei der Um~eLtbe~ertung 

vergrößert sich demgegenüber die Lücke zwischen der demokra

tietheoretischen Normvorstellung der "Civic Culture" und der 

politischen Wirklichkeit. 

Nach den im letzten Kapitel präsentierten Daten sind Zweifel 

an der Gültigkeit der INGLEHARTschen Theorie der Stillen Re

volution angebracht. Dennoch wäre es voreilig, auf eine Aus

einandersetzung mit den politischen Folgen des Prioritätenwan

dels zu verzichten, weil sich die Annahmen über dessen Bedin

gungen und Ablauf nicht vollständig bewährt haben. Hiergegen 

sprechen vor allem die folgenden Gründe: 
(1) In der einschlägigen Literatur gibt es zahlreiche Belege 

für eine Veränderung der Wertvorstellungen der Bürger 

westlicher Demokratien. Die Sicherheits- und Anpassungs

ziele scheinen im Verlaufe der siebziger Jahre tatsächlich 

zu Gunsten von Selbstverwirklichungszielen an Bedeutung 

verloren zu haben (vgl. dazu z.B. MILLER, LEVITIN 1976; 

KMIECIAK 1976; PROSS 1982; KLAGES 1984). 

(2) Die Theorie der Stillen Revolution enthält zumindest eini

ge empirisch bewährte Annahmen. Auch wenn vereinzelt Ab

weichungen vom allgemeinen Muster auftraten, war doch in 
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den meisten Fällen der Anteil der Postmaterialisten in den 

jungen, gut gebildeten Bevölkerungsgruppen überdurch

schnittlich hoch. Dies spricht für einen Einfluß der So

zialisationsbedingungen auf das Entstehen materialisti

scher und postmaterialistischer Prioritäten. 

(3) Wie aus mehreren empirischen Untersuchungen hervorgeht, 

stehen die Postmaterialisten der Alternativbewegung und 

den GRUNEN als deren parlamentarischer Repräsentanz beson

ders nahe (vgl. z.B. INGLEHART 1984:531ff; KUCHLER 1984: 

332ff; MULLER-ROMMEL, WATTS 1984; REUBAND 1985:35ff). In 

keiner anderen Erscheinung manifestiert sich der Wandel 

der politischen Wertorientierungen bestimmter Bevölke

rungsgruppen nachdrücklicher als im Auftreten der Alter

nativen. 

Die Erkenntnisse über die Wertorientierungen der Anhänger

schaft der Alternativen legen die Folgerung nahe, daß 

INGLEHART möglicherweise zwar nicht die für die industri

elle bzw. postindustrielle Gesellschaft typischen Werte

muster erfaßte, wohl aber politische Einstellungen, die 

mit diesen in Beziehung stehen. Dies macht es - bei allen 

Vorbehalten gegen die Brauchbarkeit des Verfahrens zur 

Messung materialistischer und postmaterialistischer Prio

ritäten - sinnvoll, INGLEHARTs Hypothesen über die politi

schen FOlgen der Stillen Revolution genauer zu untersu
chen. 

Den folgenden empirischen Analysen liegt eine vereinfachte 

Fassung der in Abb. 1 - 2 entwickelten Matrix politischer 

Orientierungen zu Grunde. Da sich INGLEHART hauptsächlich mit 

zwei speziellen Folgeerscheinungen des Wertwandels, den mit 

ihm verbundenen Mobilisierungsprozessen und Akzeptanzproble

men auseinandersetzt, eignet sich als Ausgangspunkt für die 

empirische Prüfung seiner Annahmen LEHMANs erwähnte Unter

scheidung zwischen den legitimatorischen und den partizipati

ven Aspekten der politischen Kultur. Die partizipativen Orien

tierungen decken im ALMOND/VERBA-Schema die politischen Kennt

nisse und die Input-Orientierungen ab. Die legitimatorische 

Komponente betrifft die Konversions- und die Output-Phase des 
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politischen Prozesses sowie das politische System als allge

meines Objekt. Es gibt für beide Teilaspekte der politischen 

Kultur jeweils einige Daten, die auch eine Analyse von Ver

änderungen zulassen. Dies gilt in erster Linie für das poZiti

J~he Interesse, für die politische Effektivität, für die Sy

stem- und die Regierungszufriedenheit, die folglich im Mittel

punkt der folgenden Kapitel stehen. 

Im Unterschied zu anderen Autoren (vgl. z.B. KMIECIAK 1976: 

430ff; ROTH 1979; CONRADT 1980; RAUSCH 1980; STAMMEN 1980; 

BAKER, DALTON, HILDEBRANDT 1981; REICHEL 1981; PROSS 1982; 

GREIFFENHAGEN 1984; vgl. auch den umfassenden Uberblick bei 

IWAND 1985), bleiben politische Verhaltensstrukturen in der 

Untersuchung vollständig unberücksichtigt. Sie hängen zwar mit 

bestimmten Orientierungsmustern zusammen, sind aber keine Be

standteile der politischen Kultur im hier definierten Sinne. 

Es ist auch keineswegs beabsichtigt, alles verfügbare Daten

material zusammenzutragen, sondern einige wesentliche Elemen

te der politischen Kultur der Bundesrepublik exemplarisch zu 

behandeln. Die entscheidenden Kriterien fUr die Auswahl be

stimmter politischer Einstellungen waren ihre theoretische Re

levanz für das Konzept der Staatsbürgerkultur und fUr INGLE

HARTs Wertwandelshypothese sowie die Verfügbarkeit von Ver

gleichsdaten. Damit sollen zumindest einige Erkenntnisse über 

Veränderungen der politischen Kultur ermöglicht werden. Ledig

lich in den Fällen, in denen für eine theoretisch relevante 

Variable keine Möglichkeit zur vergleichenden Analyse bestand, 

begnüge ich mich mit einer Querschnittsuntersuchung. Dies ist 

lediglich beim Regierungsvertrauen der Fall. 

In den folgenden Kapiteln werden zunächst die in der empiri

schen Analyse benutzten Konzepte vorgestellt, es folgt eine 

kurze Wiedergabe des Forschungsstandes und eine Zuordnung der 

betreffenden Größen zu dem in Abbildung 1 - 2 enthaltenen Be

schreibungsraster. Sodann versuche ich, auf der Basis der ver

fügbaren Daten die langfristigen Entwicklungstrends der be

treffenden Einstellungen nachzuzeichnen. Hieran schlieBen sich 

bivariate und multivariate Analysen des Zusammenhanges zwi-



sehen materialistischen, gemsichten und postmaterialistischen 

Präferenzen sowie den besprochenen Einstellungen an. Sinnvolle 

Aussagen über die Bedeutung der materialistischen und der 

postmaterialistischen Orientierungen für die Etablierung einer 

demokratischen politischen Kultur in der Bundesrepublik sind 

auf theoretische Bezugsgrößen angewiesen. Einen solchen Maß

stab habe ich im theoretischen Teil dieser Arbeit unter der 

Bezeichnung "StaatsbUrgerkultur" eingeführt. Die Einstellungen 

der Materialisten und der Postmaterialisten sollen miteinander 

unter dem Gesichtspunkt ihrer Nähe oder Distanz zum Leitbild 

der Staatsbürgerkultur verglichen werden. Auf dieser Grundlage 

läßt sich klären, welche Bedeutung den Unterschieden in den 

pOlitischen Einstellungen der Materialisten, der Mischgruppe 

und der Postmaterialisten für die Etablierung und den Bestand 

einer Staatsbürgerkultur in der Bundesrepublik zukommt. 

1. Wertorientierungen und politische Mobilisierung 

1.1. Zum Konzept der politischen Involvierung 

1.1.1. Das theoretische Konzept und seine Operationalisierung 

INGLEHART (1977a:293) betrachtet die Ausbreitung postmateria

listischer Orientierungen und die kognitive Mobilisierung der 

Bevölkerung als zwei eng miteinander verbundene Entwicklungen: 

"Two basic changes are taking place among Western publies. 

One is cognitive, the other evaluative, and they seem equally 

important" (Hervorh. OWG). Ähnlich wie in unseren theoreti

schen Uberlegungen finden wir auch in INGLEHARTs Arbeiten eine 

analytische Unterscheidung zwischen kognitiven und normativen 

Orientierungen. Interpretiert man die Bezeichnung "politische 

Kognitionen" oder "kognitive Komponente der politischen Kultur" 

sehr eng, dann bezieht sie sich ausschließlich auf empirisch 

uberprufbare politische Kenntnisse einer Person, etwa das Wis

sen um die Parteizugehörigkeit des Bundeskanzlers, die Zahl 

der im Parlament vertretenen Parteien usw. Solche empirischen 
Kenntnisse sind Bestandteile der politischen Kultur (vgl. 
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grundlegend: ALMOND, VERBA 1965:57ff), werden aber für sich 

genommen der Komplexität des von INGLEHART als kognitive Mobi

lisierung bezeichneten Sachverhaltes nicht gerecht. 

Der Begriff "politische Kognitionen" ist hier - wie bei INGLE

HART - weiter gefaßt. Er umgreift in Anlehnung an ALMOND und 

VERBA (1965:45ff) weitere Einstellungen, wie das politische 

Interesse, die Bewertung der Wichtigkeit der Politik für das 

eigene Leben und die Fähigkeit, politische Informationen zu 

verarbeiten. Für diesen Komplex politischer Orientierungen 

finden wir in der Literatur die Bezeichnung "politische Invol

vierung" und "psychische Anteilnahme an der Politik" (vgl. 

CZUDNOWSKI 1968:879ff; BELL 1969; PAPPI 1970:50ff; VERBA, NIE 

1972:83, 367ff; BALCH 1974:10ff; BAKER, DALTON, HILDEBRANDT 

1981:51ff; KAASE 1983:164). "Psychological involvement refers 

to the degree to which citizens are interested in and concern

ed about politics and public affairs. We can think of 

psychological involvement as being placed along a continuum. 

At one pole are those persons who are completely absorbed in 

the political conflicts surrounding them. At the other ex

treme are individuals who are totally preoccupied with their 

private lives and who have little interest in or care for 

public issues" (MILBRATH, GOEL 1977:46). Die meisten der ge

nannten Autoren unterscheiden allerdings nicht zwischen den 

Einstellungs- und den Verhaltensaspekten. 

BEER (1973:26) betrachtet die Verfügung über korrekte politi

sche Informationen und die Fähigkeit, diese zur Ordnung der 

politischen Wirklichkeit einzusetzen als wichtige Bestandteile 

der politischen Kultur. Sie helfen seiner Meinung nach dem In

dividuum dabei, politische Ereignisse wahrzunehmen, ihre Be

deutung zu verstehen und sie in umfassendere politische Zusam

menhänge einzuordnen. ALMOND und VERBA (1965:338) bezeichnen 

den rational-aktivistischen Staatsbürger als informiert und 

involviert. Sie verweisen ausdrücklich auf die Bedeutung die

ser Qualitäten in der demokratischen politischen Kultur. 

Der Besitz von Informationen ist jedoch allenfalls eine not-
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wendige, aber keine hinreichende Voraussetzung für die Fähig

keit einer Person, sich in der politischen Wirklichkeit zu

rechtzufinden. Nicht weniger bedeutsam hierfür ist die Kompe

tenz neu erworbene Informationen mit den bereits verfügbaren , 
zusammenzufügen, sie nach bestimmten Standards zu bewerten 

usw. (vgl. NIE, POWELL, PREWITT 1969:816). Im Zusammenhang 

mit der Fähigkeit, die politische Umwelt zu verstehen, d.h. 

Informationen über sie in einen sinnvollen Gesamtzusammenhang 

zu bringen, wurde das Konzept des ideologischen Denkens in der 

Politik entwickelt. Es bezeichnet nach ALLERBECK, KAASE und 

KLINGEMANN (1979/80:360) ein "hohes MaB an Fähigkeit, politi

sche Informationen zu verstehen, einzuordnen und zu behalten", 

und es erlaubt dem Bürger "to understand a single case or 

instance of political stimuli as apart of a whole" (INGLE

HART, KLINGEMANN 1979:206). Damit wird es möglich, einzelne 

politische Vorgänge in abstrakte Zusammenhänge einzuordnen 

(INGLEHART, KLINGEMANN 1979:205: MARSH 1977:91, 108ff). 

In Anlehnung an CONVERSE (1964) entwickelte KLINGEMANN (1979a) 

ein auBerordentlich anspruchsvolles Konzept zur Messung des 

ideologischen Denkens in der Politik. Es basiert auf der Deu

tung der Begriffe "Rechts" und "Links" bei der Auseinander

setzung mit der politischen Umwelt. Unter einem passiven ideo

logischen Denken versteht KLINGEMANN (1979a:227ff: ALLERBECK, 

KAASE, KLINGEMANN 1979/1980:41ff, 349ff) die Fähigkeit einer 

Person, den Begriffen "Rechts" und "Links" eine sinnvolle Be

deutung zuzuordnen (ideologisches Verständnis der Politik) . 

Als aktives ideoZogisches Denken bzw. als ideologische Kon
zeptualisierung der Politik bezeichnet er die Bewertung politi

scher Parteien ~ittels ideologischer Kategorien (vgl. KLINGE

MANN 1979a:216ff: genaue Angaben zur Operationalisierung der 
Konstrukte bei EVANS, HILDEBRANDT 1979:559ff). 

Es ist nicht ohne weiteres möglich, diese beiden Konzepte in 

theoretisch plausibler Weise auf das eingangs vorgestellte 

System zur Beschreibung politischer Orientierungen zu bezie

hen. Soweit es um die Bewertung politischer Parteien geht, 

spielen die Konversions-Aspekte der politischen Kultur eine 
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Rolle; denn die Aufgabe politischer Parteien besteht nach 

ALMOND und POWELL (1966:29, 98ff) darin, Interessen zu aggre

gieren und sie in den autoritativen Entscheidungsprozeß des 

politischen Systems einzubringen. Ihre Bewertung erfolgt je

doch unter Rückgriff auf Vorstellungen vom wünschenswerten 

Typ der politischen Ordnung, d.h. im Hinblick auf systemische 

Aspekte der politischen Kultur (vgl. zur Verdeutlichung die 

Ausführungen bei KLINGEMANN 1979a:221). Beim ideologischen 

Verständnis der Politik steht, repräsentiert durch die Begrif

fe "Rechts" und "Links", ebenfalls der wünschenswerte Typ der 

politischen Ordnung im Vordergrund. Schließlich verbinden sich 

im ideologischen Denken kognitive mit normativen Vorstellungen 

(vgl. KLINGEMANN 1979a:bes. 218; INGLEHART, KLINGEMANN 1979: 

206) • 

Nicht allein die Zuordnung des ideologischen Denkens zum hier 

benutzten Ordnungsschema bereitet Probleme. Zumindest ebenso 

schwierig gestaltet sich die Beantwortung der Frage nach sei

ner Rolle in der Staatsbürgerkultur. Das Verständnis der Be

deutung ideologischer Begriffe gehört sicherlich zum kognitiv 

kompetenten Staatsbürger. Dagegen verstößt eine dezidiert 

ideologische Einstellung zu den poZitischen Parteien vermut

lich gegen das von ALMOND und VERBA (1965:85ff, 232ff) propa

gierte Modell der "offenen Parteianhängerschaft", da sich in 

ihr eine Fragmentierung der politischen Kultur ausdrückt. 

Der für eine funktionsfähige Demokratie erforderliche politi

sche Wettbewerb kann sich unter diesen Bedingungen nur schwer 

entfalten. Im Hinblick auf diese Schwierigkeiten beziehe ich 

die ideologische Konzeptualisierung der Politik nicht in die 

empirische Analyse ein. Zum ideologischen Verständnis politi

scher Begriffe liegen keine brauchbaren Vergleichsdaten vor, 

so daß diese Größe ebenfalls nicht näher untersucht wird. 

Eine große Rolle spielt in den bisherigen Arbeiten zur politi

schen Kultur westlicher Demokratien die "Bedeutsamkeitsdimen

sion" der Politik (vgl. CZUDNOWSKI 1968). Hierbei geht es 

nicht um die Kenntnis oder die positive bzw. negative Bewer

tung pOlitischer Situationen und Objekte, sondern um die Nähe 
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oder Distanz der Bevölkerung zum politischen Leben. Der Be

deutungsgewinn der Politik für die Bürger ist ein wichtiger 

Teilaspekt der Uberwindung des Parochialismus, die beim Ent

stehen einer modernen politischen Kultur stattfindet (vgl. 

ausführlich: VERBA 1978). Nur in dem Maße, in dem die Politik 

für eine Person zu einem wichtigen Lebensbereich wird, besteht 

für sie ein Anlaß, die für die Auseinandersetzung mit der po

litischen Wirklichkeit benötigten Kenntnisse zu erwerben (vgl. 

LANE 1959:112fi ALMOND, VERBA 1965:45ffi BAKER, DALTON, HILDE

BRANDT 1981:2). 

Wir finden in der Literatur eine Reihe divergierender Ansätze 

zur Messung der Bedeutsamkeit der Politik. ALMOND und VERBA 

(1965:45ff) ließen ihre Versuchspersonen eine Reihe von Fra

gen nach der Wichtigkeit der Politik für das Leben der Bevöl

kerung beantworten (vgl. dazu auch: RAUSCH 1980:60fi NOELLE

NEUMANN, PIEL 1983:201). Ein einfacher, in theoretischen und 

empirischen Beiträgen zur pOlitical-culture-Forschung immer 

wieder eingesetzter Indikator der Bedeutsamkeit der Politik 

ist die Frage nach dem Vorhandensein und dem Ausmaß des poli

tischen Interesses. CONRADT (1980:238) betrachtet es zu Recht 

als einen wichtigen Indikator der Politisierung der Bevölke

rung: "At a very basic level we have a measure of one of these 

attitudina1 antecendents to politica1 participation which can 

also serve as a general measure of politization" (vgl. auch: 

MILBRATH, GOEL 1977:46f). Es ist allerdings theoretisch prob

lematisch, das politische Interesse (und die politische In

formiertheit) als Elemente der Input-Kultur zu behandeln (vg1. 

KAASE 1983:164). Die in Umfragen üblicherweise eingesetzte 

Frageversion bezieht sich eher auf die Politik im allgemeinen 

als auf den politischen Wi11ensbi1dungsprozeß. 

1.1.2. Zur Entwicklung des politischen Interesses in der 
Bundesrepublik 

Zu kaum einem Aspekt der politischen Kultur der Bundesrepublik 

gibt es eine ähnlich gute Datenlage wie zur Entwicklung des 
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politischen Interesses (vgl. Tab. 4 - 1). Entsprechend wird 

dies Problem in fast allen einschlägigen Arbeiten mehr oder 

weniger ausführlich behandelt. Dabei begnügen sich die meisten 

Autoren damit, den Entwicklungsverlauf zu beschreiben und zü 

bewerten (vgl. die Ausführungen bei ALL ERB ECK 1976:34ff; 

KMIECIAK 1976:434ff; NOELLE-NEUMANN 1978:73ff; CONRADT 1980: 

238ff; RAUSCH 1980:61f; REICHEL 1981:128ff; WIESENDAHL 1981: 

46f). Die Behauptung einiger Autoren, das politische Interesse 

sei in der Bundesrepublik nur vergleichsweise schwach entwik

kelt und es bestehe eine erklärungsbedürftige Spannung zwi

schen "dem hohen Informationsgrad und dem geringen politischen 

Interesse" (GREIFFENHAGEN, GREIFFENHAGEN 1979:68: vgl. auch: 

WIESENDAHL 1981:46: anders dagegen: CONRADT 1980:238ff: GREIF

FENHAGEN 1984:61) deckt sich nicht mit den vorliegenden Daten 

zur langfristigen Entwicklung des politischen Interesses der 

Bundesbürger. 

Wie aus Tab. 4 - 1 hervorgeht, gaben im Jahre 1952 lediglich 

27 Prozent der Befragten an, politisch interessiert zu sein, 

32 Prozent bekundeten ein eindeutiges politisches Desinteres

se. Dreißig Jahre später ist eine gänzlich andere Antwortver

teilung feststellbar. Der Anteil der politisch Interessierten 

hat sich nahezu verdoppelt; demgegenüber bezeichneten sich nur 

noch 13 Prozent als politisch desinteressiert. Diese Verände

rung vOllzog sich in zwei Schüben. In den ersten drei Erhebun

gen übertraf der Anteil der politisch Uninteressierten stets 

den der Interessierten. Erstmals im Jahre 1961 änderte sich 

diese Relation, doch bildeten die Personen mit einem nur mäßig 

entwickelten politischen Interesse, wie schon in den Jahren 

zuvor, die zahlenmäßig stärkste Gruppe. Die sechziger Jahre 

sind durch einen deutlichen Anstieg des Interesses und durch 

ein entsprechend rückläufiges Desinteresse an der Politik be

stimmt. Nach 1969 sank der Anteil der politisch interessierten 

Bürger nicht mehr unter 40 Prozent, hat sich also auf einem 

relativ hohen Niveau stabilisiert (vgl. auch die weiteren Da

ten im: ALLBUS 1984, Codebuch: 84: ALLBUS 1982, Codebuch: 

180ff). 
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wieder aus dem Gesamtzusammenhang der Theorie der Stillen Re

volution rekonstruieren. Schon aus der Tatsache, daß die The

men der Neuen Politik in ihrem politischen Denken noch keine 

wesentliche Rolle spielen, kann man auf ein vergleichsweise 

niedriges politisches Anspruchsniveau dieser Gruppe schlies

sen, was die von der Regierung erwarteten Leistungen angeht. 

Diese Vermutung wird auch durch INGLEHARTs Annahmen über den 

niedrigen politischen Mobilisierungsgrad der Materialisten ge

stützt, der eine Konzentration auf private Belange wahrschein

lich erscheinen läßt. Auch im Zufriedenheitsniveau unterschei

den sich unsere beiden Untersuchungsgruppen. Die Regierungs

politik in den westlichen Demokratien kommt den Belangen der 

Materialisten schon deshalb entgegen, weil diese in den mei

sten Ländern die Wählermehrheit bilden und sie aus diesem 

Grunde in den Uberlegungen der Regierung eine Schlüsselrolle 

einnehmen. An den Präferenzen von Minderheiten orientierte 

Programme können nach DOWNS (1957:51ff) nur unter ganz spe

ziellen Bedingungen durch Koalitionen mehrheits fähig werden. 

In Folge dessen zeichnet sich die materialistische Bevölke

rungsmehrheit im allgemeinen durch eine hohe Zufriedenheit mit 

den Inhalten politischer Entscheidungen aus. Dies gilt aber 

auch für die Amtsführung der Regierung. Bei den zur Arbeiter

schaft gehörigen Materialisten ist die Zufriedenheit besonders 

verbreitet, wenn eine linke Partei regiert, bei den Mittel

schicht-Materialisten verstärkt eine führende Rolle konserva

tiver Parteien in der Regierung die politische Zufriedenheit. 

Positive Output-Orientierungen gehören nach ALMOND und VERBA 

zum Leitbild der Staatsbürgerkultur. Materialisten wie Post

materialisten haben den Ubergang von der parochialen zu einer 

"modernen" politischen Kultur insoweit vollzogen, als sich in 

ihrem politischen Orientierungs system differenzierte Vorstel

lungen über die Output-Seite der Politik ausbildeten. Aller

dings entsprechen sie den ALMOND/VERBAschen Modellannahmen in 

unterschiedlichem Maße: Die postmaterialisten weichen davon 

ab, weil bei ihnen ein hohes Erwartungsniveau gemeinsam mit 

einer äußerst kritischen Einstellung zu den Outputstrukturen 

und -inhalten auftritt. Die Materialisten weisen die entgegen-
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Die zunehmende politische Involvierung der Bevölkerung im 

Nachkriegsdeutschland läßt sich mittels weiterer Indikatoren 

belegen. Hierzu gehört z.B. die Wichtigkeit der Politik für 

das Leben der Bürger. Im Jahre 1953 schrieben 64 Prozent der 

Bundesbürger der Politik eine große Bedeutung für das eigene 

Leben zu, im Jahre 1974 waren es 77, 1979 71 Prozent (vgl. AL

LERBECK 1976:36f~ NOELLE-NEUMANN, PIEL 1983:201, Tab. 79). 

Auch im politischen Verhalten zeigt sich eine zunehmende Poli

tisierung der Bevölkerung (vgl. die Hinweise bei CONRADT 1980: 

247ff~ KAASE 1982~ GABRIEL 1983a:64ff), die sich allerdings in 

der zweiten Hälfte der siebziger Jahre nicht fortgesetzt zu 

haben scheint (vgl. KAASE 1984:338ff~ FUCHS 1984:614ff). 

Man muß bei der Interpretation dieser Ergebnisse zusätzlich 

berücksichtigen, daß international vergleichende Studien den 

Bundesbürgern bereits im ersten Nachkriegsjahrzehnt ein hohes 

Niveau politischer Involvierung bescheinigten (vgl. ALMOND, 

VERBA 1965:53ff~ EBERLEIN 1968:48f). Die These vom "unpoliti

schen Deutschen" (vgl. DAHRENDORF 1971:345ff~ REICHEL 1981: 

140, 148, 220) bedarf insoweit der Korrektur, und von einer 

Entpolitisierung der Bevölkerung kann im Hinblick auf neueres, 

international vergleichendes Datenmaterial erst recht nicht 

die Rede sein (vgl. zum Beleg dieser Aussage: MIROW 1976:48f~ 

KLINGEMANN 1979b:264, bes . Tab. 9.2). 

Für den beschriebenen Einstellungswandel gibt es etliche Grün

de. An erster Stelle sind sicherlich Faktoren wie die Erhöhung 

des Bildungsniveaus der Bevölkerung, die Expansion der Staats

tätigkeit, die Verbreitung des Fernsehens, die zunehmende Ver

städterung und die räumliche Mobilität der Bevölkerung zu nen

nen (vgl. ausführlicher dazu: GABRIEL 1983 ~ 1984). Die Erfah

rungen im Umgang mit demokratischen Institutionen, schulische 

und außerschulische Sozialisationsprozesse dürften gleichfalls 

für die zunehmende politische Involvierung der Bundesbürger 

verantwortlich sein. Mit dem Abschluß des wirtschaftlichen 

Wiederaufbaus wurden zudem Aufmerksamkeits- und Handlungspo

tentiale freigesetzt, die sich zuvor fast ausschließlich auf 

den ökonomischen Bereich konzentriert hatten (vgl. dazu ECKERT 
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1975:33ff). Schließlich ist anzunehmen, daß sich mit zunehmen

der zeitlicher Distanz zum Nationalsozialismus und zur Entna

zifizierung auch die Diskreditierung des politischen Engage

ments abschwächte, während in der unmittelbaren Nachkriegszeit 

die gebrannten Kinder das Feuer scheuten. Die in der gesamten 

westlichen Hemisphäre beobachtbaren politischen Folgen der 

sozio-ökonomischen Modernisierung traten in der Bundesrepu

blik vor allem in der Zeit nach dem zweiten Weltkrieg zu Tage, 

zumal sie sich zuvor, in Folge der besonderen politischen Rah

menbedingungen, nicht voll entfalten konnten. 

1.1.3. Wertorientierungen und politisches Interesse 

INGLEHART sieht allerdings die Ursachen der kognitiven Mobili

sierung der Bevölkerung nicht zuletzt in der Ausbreitung post

materialistischer Wertvorstellungen. Nach seinen Annahmen ist 

das Niveau politischer Involvierung in der Gruppe der Postma

terialisten besonders hoch entwickelt. Ich werde die Gültig

keit seiner Hypothesen in erster Linie auf der Basis einer Un

tersuchung des Zusammenhanges zwischen Wertorientierungen und 

politischem Interesse prüfen und weiteres verfügbares Material 

nur ergänzend heranziehen. 

Nach den in Tab. 4 - 2 enthaltenen Angaben finden INGLEHARTs 

Annahmen über den Zusammenhang zwischen den Wertorientierungen 

und dem politischen Interesse im Jahre 1974 Bestätigung. Wie 

aus der Theorie der Stillen Revolution ableitbar, sind die 

Postmaterialisten in der Gruppe der "sehr interessierten" 

deutlich überrepräsentiert (49 Prozent gegenüber 23 Prozent 

in der Gesamtbevölkerung), nur eine unbedeutende Minderheit 

unter ihnen (13 Prozent) bekundet kein politisches Interesse. 

Die Antwortverteilung in der Mischgruppe und bei den Materia

listen weicht nicht sehr stark von dem in der Gesamtstichpro

be ermittelten Ergebnis ab. In allen drei Untersuchungsgruppen 

bezeichnet sich eine Mehrheit der Befragten als politisch et

was interessiert oder sehr interessiert. Die Unterschiede zwi

schen den Trägern materialistischer, postmaterialistischer 
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und gemischter Präferenzen scheinen eher gradueller als prin

zipieller Natur zu sein. Dies äu8ert sich nicht zuletzt in den 

verhältnismä8ig niedrigen Werten der in Tab. 4 - 2 wiedergege

benen Beziehungsma8en. 

Diese Feststellungen kann man im Prinzip auch für die Jahre 

1980 und 1982 treffen, obgleich in diesen beiden Erhebungen 

ein etwas anderes Me8instrument benutzt wurde als sechs Jahre 

zuvor (vgl. die Angaben in Tab. 4-1, 4-3). Das politische In

teresse ist wiederum in der Gruppe der Postmaterialisten er

kennbar stärker ausgeprägt als in der Gesamtbevölkerung. Es 

liegt 1980 um 27 Punkte, 1982 um 23 Punkte über dem Wert für 

alle Befragten. Auch bei den beiden anderen Gruppen ähnelte 

das Antwortmuster jenem aus dem Jahre 1974. Differenziert man 

innerhalb der Gruppe der politisch Interessierten nach der In

tensität des pOlitischen Interesses (sehr stark interessiert, 

stark interessiert, nicht so stark interessiert), dann erhöht 

sich der Wert der Beziehungsmaße geringfügig (Tau C 1980: .19: 

1982: .17). Zwischen 1980 und 1982 blieb demnach die Bezie

hung zWischen den Wertorientierungen und dem politischen In

teresse stabil, und auch gegenüber dem Jahre 1974 stellten sich 

keine wesentlichen Änderungen ein. Obgleich INGLEHARTs Annah

men über den Zusammenhang zwischen Wertorientierungen und po

litischer Mobilisierung im Prinzip zutreffen, sind beide Ori

entierungsmuster keineswegs so stark mit einander verbunden, 

wie man nach seinen Ausführungen in wThe Silent Revolution" 
annehmen sollte. 

Weitere Belege stützen INGLEHARTs Annahmen über den Zusammen

hang zwischen den Wertorientierungen und der politischen Mobi

lisierung der Bevölkerung. Sie sollen hier nur kurz erwähnt, 

aber nicht weiter erörtert werden. Im Jahre 1974 attestierten 

93 Prozent der Postmaterialisten, aber nur 75 Prozent der Ma

terialisten der Politik eine große Bedeutung für das eigene 

Leben (Mischgruppe: 83': Gesamtbevölkerung: 79': Tau C .11). 

Uber die Bedeutung der Erst- und der Zweitstimme für die Man

datszuteilung bei Bundestagswahlen wußten die Postmateriali

sten im Jahre 1980 ebenfalls besser Bescheid als die beiden 
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anderen Gruppen und die Gesamtbevölkerung (korrekte Angaben: 

67%; Mischgruppe 50\; Materialisten 42\; Gesamtbevölkerung: 

52\; Tau C .14, Tabellen hierzu werden nicht vorgelegt). Die 

Zusammenhänge zwischen den Wertorientierungen und den einzel
nen Indikatoren der kognitiven Mobilisierung sind ausnahmslos 

nur schwach ausgeprägt, doch stimmt ihre Richtung mit den An

nahmen INGLEHARTs überein. 

Die kognitive Mobilisierung ist, wie der Wertewandel, auf ei

ne Veränderung der sozio-ökonomischen Rahmenbedingungen zu

rückzuführen. Nach den bisherigen Erkenntnissen der politi

schen Kulturforschung haben wir in den Bevölkerungsgruppen mit 

einer guten Schulausbildung ein überdurchschnittliches Invol

vierungsniveau zu erwarten (vgl. z.B. ALMOND, VERBA 1965:52, 

56; NIE, POWELL, PREWITT 1969:372ff, 808; MILBRATH, GOEL 1977: 

47ff; BAKER, DALTON, HILDEBRANDT 1981:42ff). Uber die Bezie

hung zwischen dem Alter und dem Involvierungsniveau lassen 

sich zwei konkurrierende Annahmen formulieren. Nach der Le

benszyklus-Hypothese, die sich vor allem in der empirischen 
Wahlforschung bewährte, ist das Involvierungsniveau unter den 

jüngsten Befragten relativ niedrig. Es steigt dann auf Grund 

einer verbesserten Einbindung in politisierende Kommunika

tionsstrukturen, vor allem nach dem Abschluß der Berufsaus
bildung und der Familiengründung an, bleibt bis zum Rückzug 

aus dem Erwerbsleben auf hohem Niveau konstant, um dann er

neut zurückzugehen. Nach der für die Bundesrepublik gleicher
maßen plausiblen Hypothese eines Intergenerationenwandels ha

ben wir dagegen in den jüngeren und mittleren Altersgruppen 

eine überdurchschnittliche politische Involvierung zu erwar

ten, weil deren Mitglieder stärker als die übrige Bevölkerung 

dem Prozeß sozio-ökonomischer und politischer Modernisierung 

ausgesetzt war (vgl. dazu: MILBRATH, GOEL 1977:48f; ALLERBECK 
1977). INGLEHARTs Annahmen über den Zusammenhang zwischen 
Wertwandel und kognitiver Mobilisierung legen zwar eher den 

Rückgriff auf die Hypothese des Generationenwandels nahe. Aber 
auch wenn man die Lebenszyklus-Hypothese für angemessener 

hält, postuliert man eine systematische Beziehung zwischen dem 
Alter und dem politischen Interesse. 
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In Anbetracht der soziodemographischen Zusammensetzung unserer 

drei Untersuchungsgruppen stellt sich die Frage, ob der fest

gestellte Einfluß der Wertorientierungen auf das politische 

Interesse auch bei einer Kontrolle der Berufsgruppenzugehörig

keit, des Bildungsniveaus und des Lebensalters bestehen 

bleibt. Die Voraussetzungen für die Anwendung der Multiplen 
Klassifikationsanalyse (vgl. Abb. 4-1) sind wiederum nicht in 

vollem Umfange gegeben, insbesondere liegt keine normal ver

teilte, metrisch skalierte Zielvariable vor. Aus diesem Um

stand ergeben sich aber keine substantiellen Verzerrungen, die 

eine Interpretation der Untersuchungsergebnisse unmöglich ma

chen. 

Nach INGLEHARTs Annahmen müßten sich die Postmaterialisten un

abhängig von ihrer Generationszugehörigkeit, ihrem Bildungs

niveau und ihrer Tätigkeit in Dienstleistungsberufen durch ein 

stärkeres politisches Interesse auszeichnen als die beiden an

deren Gruppen. Bei den Materialisten ist dagegen ein unter

durchschnittliches politisches Interesse zu erwarten, selbst 

wenn man ihre überproportionale Rekrutierung aus den älteren 

Bevölkerungsgruppen, aus landwirtschaftlichen Berufen, der 

Arbeiterschaft und aus den unteren Bildungsschichten berück

sichtigt. Diese Erwartung wird durch die Daten aus den Jahren 

1974, 1980 und 1982 gestützt. Wiederum spielt die Berufsgrup

penzugehörigkeit, abweichend von den aus dem Konzept der post

industriellen Gesellschaft herleitbaren Annahmen, keine eigen

ständige Rolle als Vorhersagegröße politischer Einstellungen. 

Sie bleibt in Folge dessen in den weiteren Analyseschritten 

im Regelfall unberücksichtigt. 

Für die Wertorientierungen, das Bildungsniveau und die Alters

gruppenzugehörigkeit bewähren sich dagegen INGLEHARTs Hypothe

sen zum Teil. Bei einer simultanen Kontrolle des Einflusses 

aller drei Erklärungsvariablen erweist sich das Bildungsniveau 

als die weitaus wichtigste Vorhersagegröße des politischen In

teresses. In Folge der Ungenauigkeit der INGLEHARTschen Annah

men läBt sich nur schwer beurteilen, ob sich dieses Ergebnis 

mit seinen theoretischen Erwartungen vereinbaren läBt; denn 
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über die reLative Bedeutung einzelner Bestimmungsgrößen der 

kognitiven Mobilisierung läßt er sich in seinen Arbeiten nicht 

aus. In jedem Falle stützt die Existenz einer eigenständigen 

Beziehung des Materialismus, Postmaterialismus und der ge

mischten Orientierungen zum politischen Interesse seine Kon

zeption. In keinem der drei untersuchten Jahre ging das über

durchschnittliche politische Interesse der Postmaterialisten 

ausschließlich auf deren vergleichsweise hohes Bildungsniveau 

zurück. Ebensowenig läßt sich das schwächer entwickelte poli

tische Interesse der Materialisten allein durch deren Rekru

tierung aus den unteren Bildungsstrata erklären. Dennoch ver

ringert sich der Einfluß der Wertorientierungen auf das poli

tische Interesse bei einer Kontrolle des Bildungsniveaus deut

lich. 

Die Rolle der Variablen "Generationszugehörigkeit" bzw. "Le

bensalter" kollidiert in mehrerlei Hinsicht mit den aus der 

Theorie der Stillen Revolution resultierenden Vorstellungen. 

Dabei ist es überflüssig, die bereits früher vorgetragenen 

Einwände gegen INGLEHARTs Verwendung des Generationenkonzepts 

zu wiederholen. Entscheidende Bedeutung kommt in unserem Zu

sammenhang der folgenden Tatsache zu: Im Rahmen der multivaria

ten Analyse ließ sich im Jahre 1982 keine statistisch signi

fikante Beziehung zwischen dem Alter und dem politischen In

teresse feststellen, wenn die Wertorientierungen und das Bil

dungsniveau konstant gehalten wurden. Nach INGLEHART sind da

gegen der Generationenwandel, die kognitive Mobilisierung und 

die Ausbreitung postmaterialistischer Präferenzen eng mitein

ander verbundene Vorgänge. 

Noch deutlicher widersprechen die für die Jahre 1974 und 1980 

ermittelten Ergebnisse INGLEHARTs Annahmen~ denn sie sprechen 

für eine Interpretation des politischen Interesses als Lebens

zyklus-Phänomen. Demgegenüber schätzt INGLEHART die kognitive 

Mobilisierung, ebenso wie den Wertwandel, primär als Inter

generationenwandel ein. Die 1974 wie 1980 zur Nachkriegsge

neration zu zählende Altersgruppe der Achtzehn- bis Vierund

zwanzigjährigen weist in den betreffenden Jahren ein dem Be-
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völkerungsdurchschnitt entsprechendes bzw. leicht darunter 

liegendes politisches Interesse auf, während die folgende Al

tersgruppe zwischen 25 und 34 Jahren deutlich überdurch

schnittliche Werte erreicht. Der pOlitische Involvierungsgrad 

der Vorkriegsgeneration fällt gleichfalls ziemlich uneinheit

lich aus. Der Lebenszyklus-Hypothese entsprechend, weist dabei 

die älteste Gruppe (65 Jahre und älter) das niedrigste Niveau 

des politischen Interesses auf. Kontrolliert man nun den Ein

fluS des Bildungsniveaus und der Wertorientierungen, dann 

sinkt das politische Interesse in der jüngsten Befragtengrup

pe noch unter den in der ältesten Gruppe erreichten Wert ab, 

in den mittleren Altersgruppen liegt das Niveau leicht über 

dem Durchschnitt der Gesamterhebung. Von einem mit dem Gene

rationenaustausch synchron verlaufenden ProzeS des Wertwandels 

und der kognitiven Mobilisierung kann bei dieser Datenlage 

nicht die Rede sein, es konnten vielmehr eindeutig Lebenszyk

lus-Effekte nachgewiesen werden (auf die Vorlage detaillierter 

Tabellen wird verzichtet). 

Da das bei der Messung des politischen Interesses erhobene Da

tenmaterial den für die multiple Klassifikationsanalyse rele
vanten Modellannahmen nicht entspricht, sind die multiplen Be

ziehungsmaße Rund R' nur mit großen Vorbehalten zu interpre

tieren. Nach den Angaben in den den Tabellen 4-2 und 4-3 über

schätzen die bivariaten BeziehungsmaSe r und Eta, vergleicht 

man sie mit den eigentlich angemessenen, verteilungsfreien 

Assoziationskoeffizienten Cramer's V oder Tau C, die Stärke 

des Zusammenhanges zwischen den Wertorientierungen und dem po

litischen Interesse. Ein vergleichbarer Effekt ist folglich 

bei den multivariaten Analysen ebenfalls in Rechnung zu stel

len. Dieser Umstand stellt die Gültigkeit von INGLEHARTs An

nahmen über den Einfluß des Postmaterialismus auf das Invol

vierungsniveau der Bevölkerung nicht völlig in Frage. Dennoch 
bleibt bei einem vermutlich zu hoch angesetzten Anteil von 

zehn bis sechzehn Prozent reduzierter Varianz eine beträchtli

che Schwankung im Antwortverhalten unserer Untersuchungsgrup

pen, die sich nicht mit Hilfe des Postmaterialismus-Modells 
beseitigen läßt. 



1.2. Subjektive politische Kompetenz und politische 
Effektivität 

1.2.1. Die theoretischen Konzepte und ihre 

Operationalisierung 
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Mit dem Begriff "Input-Orientierungen" hatten ALMOND und VERBA 

(1965:14) die Ein8tellungen der BUrger zum politischen Prozeß 

bezeichnet: "By 'political' or 'input process' we refer to the 

flow of demands from the society into the polity and the con

version of these demands into authoritative policies." Hierzu 

zählen die Kenntnis und die Bewertung wichtiger Träger des In

put-Prozesses (vor allem Parteien und Verbände) sowie die Ein

stellungen zu den Möglichkeiten der Bürger, Forderungen an das 

politische System zu richten. Besondere Aufmerksamkeit fanden 

in den bisher vorliegenden Untersuchungen der Input-Komponente 

der politischen Kultur die vom Bürger wahrgenommenen politi

schen Einflußm~glichkeiten und die Einschätzung der Offenheit 

des poZiti8chen SY8tems für die Mitwirkung der Bevölkerung. 

Zahlreiche Arbeiten aus den Bereichen der Wahlsoziologie und 

der Partizipationsforschung, Studien zur politischen Kultur 

sowie theoretische und empirische Beiträge zum Problem politi

scher Entfremdung belegen diesen Komplex politischer Einstel

lungen mit Begriffen wie (8ubjektive) politi8che Kompetenz 

(vgl. ALMOND, VERBA 1965:137ff: MILBRATH, GOEL 1977:57; KAASE, 

MARSH 1979b:138ff), poZitische Effektivit~t (vgl. CAMPBELL, 

GURIN, MILLER 1971:187ff: BALCH 1974; MARSH 1977:114ff; ABRAM

SON 1983:135ff; LIPSET, SCHNEIDER 1983:19ff) oder - in negati
ver Ausprägung - Macht- bzw. Nutzlosigkeit (vgl. OLSEN 1969: 

291ff: FINIFTER 1970:390: SEEMAN 1972:474ff: NEAL, RETTIG 

1972:55ff). Weitere Bezeichnungen für diese Einstellungen fin

den sich bei ABRAMSON (1982:136). Die Beschreibung dieser 

Orientierungen durch die einzelnen Autoren fällt ebenso unter
schiedlich aus wie die zu ihrer Messung unterbreiteten Vor

schläge. In allen einschlägigen Arbeiten stehen aber die von 

der Bevölkerung perzipierten Einflu8möglichkeiten auf die Po

litik im Vordergrund. 
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Die verhaltenstheoretische Politikwissenschaft übernahm das 
Konzept der Effektivität bzw. Kompetenz aus der Psychologie. 
Nach den Annahmen einiger Vertreter der Persönlichkeitsfor
schung (vgl. den Uberblick bei SCHNEIDER 1979) gehören Eigen
schaften wie Ich-Stärke, Selbstvertrauen, das Gefühl sozialer/ 
persönlicher Kompetenz usw. zu den grundlegenden Persönlich
keitsmerkmalen, die das soziale und politische Verhalten einer 
Person beeinflussen (vgl. LANE 1959:149ff, PREWITT 1968:225ff7 
CAMP BELL et al. 1969z207f, BALCH 1974:3, STONE 1974:97ff, bes. 
119ff, MILBRATH, GOEL 1977z78f m.w.L.). Als politische Effek
tivität bzw. subjektive politische Kompetenz bezeichnet man 
die Wirksamkeit dieser allgemeinen Persönlichkeitsmerkmale in 
den Einstellungen zur Politik. Das Konzept der politischen 
Effektivität stellt also nicht allein eine Analogie zu den be
treffenden psychologischen Konstrukten dar, sondern es nimmt 
einen empirischen Zusammenhang zwischen diesem allgemeinen 
Persönlichkeitsmerkmal und der als politische Effektivität 
bezeichneten politischen Einstellung an: -Men who have feel
ings of mastery and are endowed with ego strenqth tend to 
qeneralize these sentiments and to feel that their votes are 
important, pOliticians respect them, and elections are, there
fore, meaninqful processes- (LANE 1959:149). 

An Stelle der methodisch vergleichsweise anspruchslosen und 
theoretisch problematischen Ansätze, das politische Selbst
wertgefühl über die Informiertheit der Befraqten zu messen 
(vql. z.B. GAMSON 1968142, 1971:41, SO), möchte ich nachfol
gend zwei theoretische Konzepte vorstellen, welche die von den 
Individuen perzipierten politischen Einflu8chancen direkt zu 
erfassen suchen, nämlich die 8ubJektiue politieahe Kompetsn. 

und die politisah. Effektiuitat. Beide stellen im Sinne unse
res theoretischen Konzepts Input-Orientierungen dar, denn sie 
zielen auf die Beurteilung des der politischen Entscheidung 
vorgelagerten Willen8p~o, •• s.s. Darüber hinaus verbinden sie 
die Selbstkomponente und die Systemkomponente politischer 
Kultur, indem sie fraqen, welchen Einflu8 der Ba~gsp auf das 
System ausüben kann (in diesem Sinne auchz GAMSON 1968:48, 
MARSH 1977:114, 117, KAASE, MARSH 1979a:48f, ABRAMSON 1983: 



197 

135ff). 

Von beiden Konzepten scheint mir das der subjektiven politi
schen Kompetenz das methodisch anspruchsvollere zu sein, weil 

es auf der Grundlage einer offenen Frage die Befragten zu ver
gleichsweise eigenständigen Urteilen Über politische Objekte 
zwingt. ALMOND und VERBA (1965:136ff) setzen dies Instrument 
in der Absicht ein, die vom BÜrger peraipierten Einflußm~gliah
keiten - nicht den tatsächlich ausgeÜbten Einfluß - auf die 
politische FÜhrung zu messen. Ihr Interesse galt der Frage, ob 
die BÜrger westlicher Demokratien glaubten, im Bedarfsfalle 

Einflußreserven fÜr die Durchsetzunq ihrer Wünsche und Inte
ressen mobilisieren zu können (vg1. ALMOND, VERBA 1965:140ff, 
172ff, 186ff, 3461 ähnlich: KAASE, MARSH 1979b:138f). Ihrer 
Auffassung nach 1äSt sich dies Einstellunqsmuster am besten an 
Hand einer hypothetischen Situation beschreiben, in welcher 
die BÜrger negative Entscheidungen der politischen FÜhrunq er
warten. SUbjektive politische Kompetenz wird mittels mehrerer 
Fragen zu folgenden Sachverhalten qemessen: 

(1) Glauben die BÜrger, in dieser Situation Überhaupt irqend 

etwas unternehmen zu können? 
(2) Welche spezifischen Aktivitäten ziehen sie als Reaktionen 

auf ungünstige politische Entscheidungen in Betracht und 

welche wUrden sie ausfÜhren? 

Die subjektiV kompetenten Personen sind der Ansicht, man kön
ne in den beschriebenen Situationen etwas unternehmen, die 
nicht-kompetenten bestreiten dies. Zusätzlich zu diesem Merk
mal erhoben ALMOND und VERBA einiqe weitere interessante In
formationen, die in den hier ausqewerteten Erhebunqen nur zum 
Teil enthalten sind. Die Form politischer Einflußnahme inte
ressierte sie deshalb, weil sie qlaubten, die Bereitschaft zur 
Zusammenarbeit mit anderen indiziere zumindest indirekt die 
UnterstÜtzunq der politischen Gemeinschaft durch eine bestimm
te Person, also z.B. deren Vertrauen zu den MitbÜrgern (vql. 
ALMOND, VERBA 1965:146f, 154, vq1. auch: FINIFTER 1970:401, 
405f). Sie unterschieden weiterhin zwischen nationaler und 
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lokalpolitischer Kompetenz, Kompetenz im Input- und im Output

Prozeß. Als nSubject-Competence" (Untertanenkompetenz) be

zeichneten sie die Bereitschaft, nach Abschluß eines Entschei

dungsprozesses seine politischen Rechte gegenüber den Behörden 

geltend zu machen, als "Citizen-Competence" (staatsbürgerliche 

Kompetenz) die Bereitschaft zur aktiven Einschaltung in den 

der Entscheidung vorgelagerten Prozeß (vgl. ALMOND, VERBA 

1965:168ff). 

Das Gefühl der Untertanenkompetenz gehört allerdings systema

tisch zur Output-Kultur, da es in diesem Zusammenhang nicht um 

die Wahrnehmung und Bewertung des politischen Willensbildungs

prozesses, sondern um die Einschätzung des Verhaltens der Exe

kutive geht. 

Zwischen dem Kompetenz- und dem Effektivitätsbewußtsein gibt 

es gewisse inhaltliche Unterschiede. Ersteres betrifft vorwie

gend die "Selbstkomponente" der Input-Kultur. Bei der Messung 

der politischen Effektivität dagegen wird zusätzlich die Ein

stellung zur Offenheit und Verantwortlichkeit des politischen 

Systems gegenüber der Bevölkerung erfaßt, Selbst- und Umwelt

kategorisierung sind also aufeinander bezogen. Dies geht auch 

aus der Beschreibung von PREWITT (1968:225) hervor: nThe 

efficacious person views his political self with respect. He 

feels powerful, competent, and important. He holds a corollary 

set of expectations with respect to political officials; they 

are concerned about his vote and heed his demands. These self

evaZuations and orientations to~ard poZitical authorities are 

related to a generalized set of attitudes about the political 

system - for example, that elections matter or that leadership 

circles can be influenced and even penetrated" (Hervorh. OWG, 

vgl. auch: MULLER 1970a:792: BALCH 1974:26ff, 31). 

SE&~ spricht beim Fehlen dieser Merkmale von einem Gefühl 

der Machtlosigkeit. Er behandelt es als eine von sechs Teil

komponenten politischer Entfremdung und charakterisiert es als 

"a low expectancy that one's own behavior can control the 

occurence of personal and social rewards; for the alienated 



199 

man, control seems vested in external forces, powerful others, 

luck or fate" (SEEMANN 1972:472). Das Gefühl der Machtlosig

keit bezieht sich nicht speziell auf das politische System, 

sondern auf die soziale Umwelt im allgemeinen. SEEMANN (1972: 

475) verweist aber selbst auf die enge Verwandtschaft dieses 

Konzepts mit dem Effektivit!tsbewußtsein. Dies wird auch aus 

der Tatsache ersichtlich, daß in zahlreichen empirischen Un

tersuchungen soziopolitischer Entfremdung der Effektivitäts

index als Meßinstrument benutzt wurde (vgl. z.B. OLSEN 1969: 

292ff: HOUSE, MASON 1975:125ff: STATHAM-MACKE 1979:80ff). 

Einige Forscher betrachten es als problematisch, die Selbst

und die Systemkategorisierung in einem Meßinstrument zusammen

zufassen. Statt dessen unterscheiden sie zwischen einer inter

nen (personellen) und einer externen (strukturellen) Komponen

te politischer Effektivität (vgl. z.B. LANE 1959:149: MULLER 

1970a:793, 805: BALCH 1974:23ff: CITRIN 1977:389f: FARAH, 

BARNES, HEUNKS 1979:431f: ABRAMSON 1983:141ff). Gelegentlich 

stellt man einander auch das Bewußtsein politischer Effekti

vit~t (interne Komponente) und das politischer Re8ponsivit~t 

(externe Komponente) gegenüber (vgl. MARSH 1977:114ff, 258ff: 

ALLERBECK, JENNINGS, ROSENMAYR 1979:488ff: LIPSET, SCHNEIDER 

1983:19ff, 24ff). Versuche, diese im Prinzip einleuchtende 

Unterscheidung an dem für die Bundesrepublik vorliegenden Da

tenmaterial empirisch zu validieren, führten aber zu keinem 

eindeutigen Ergebnis (vgl. auch die grunds!tzlichen Einw!nde 

gegen die Reliabilität und Validit!t der Effektivit!tsindika

toren und Indizes bei ASHER 1974: WELCH, CLARK 1975: Mc 

PHERSON, WELCH, CLARK 1977). Aus diesem Grunde setze ich in den 

folgenden Analysen lediglich einen, beide Teilkomponenten um

fassenden Effektivitätsindex ein und betrachte zus!tzlich die 

einzelnen Indikatoren. 

Im Vergleich mit dem Konzept der subjektiven politischen Kom

petenz ist das der Effektivität inhaltlich weiter gefaSt. 

Auf die daneben bestehenden Unterschiede im Erhebungsinstru

ment wurde bereits früher hingewiesen. Anders als ALMOND und 

VERBA benutzten CAMPBELL, GURIN und MILLER (1971:187ff) die 
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folgenden fUnf standardisierten Testitems (die deutsche Uber

setzung ist aus Tab. 4-5 ersichtlich): 

"1. I don't think public officials care much what people like 

me think. 
2. The way people vote is the main thing that decides how 

things are run in this country. 
3. Voting is the only way that people like me can have any 

say about how the government runs things. 
4. People like me don't have any say about what government 

does. 
5. Sometimes politics and government seem so complicated 

that a person like me can't really understand what's 

going on." 

Zustimmungen zur zweiten Aussage, die in späteren Versionen 

nicht mehr auftaucht, und Ablehnungen der vier übrigen Items 

wurden als Ausdruck politischer Effektivität gewertet. 
CAMPBELL und seine Mitarbeiter faßten die einzelnen Angaben 
nach dem Modell der GUTTMAN-Skala zusammen (zur Beschreibung 

des Verfahrens vgl. BETZ 1976:156ffi Me IVER, CARMINES 1982: 
40ff m.w.L.). Da diese Form der Skalenbildung bei einer rela
tiv kleinen Zahl von Items wenig sinnvoll ist, begnügte man 
sich später zumeist mit einer Interpretation der Aussagen zu 
den vier Einzelitems bzw. mit einer einfachen Addition der 
den Antwortkategorien zugeordneten Punktwerte (vgl. EVANS, 
HILDEBRANDT 1979:573ff). Im Hinblick auf die Datenlage wird 
dies auch in dieser Arbeit so gehandhabt (methodisch aufwen
digere Vorschläge zur Indexbildung unterbreitet z.B. DENZ 

1976:96ffi Versuche in dieser Richtung führten zu keinen an

deren Ergebnissen als den hier präsentierten). 

Zur Input-Komponente der politischen Kultur gehören neben dem 
Effektivitäts- und dem Kompetenzbewu8tsein weitere Einstel

lungen wie beispielsweise die Bewertung von Parteien, Wahlen 
und Wahlkämpfen als den wichtigsten Institutionen im politi

schen Willensbildungsproze8 westlicher Demokratien. In der 
bisherigen Forschung spielte vor allem das Konzept der Partei-
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identifikation eine wichtige Rolle (vgl. z.B. die Arbeiten 

von KLINGEMANN, TAYLOR 1917; BERGER 1977; FALTER 1911; BAKER, 

DALTON, HILDEBRANDT 1981:195ff; ABRAMSON 1983:69ffl. Das Ef

fektivitätsbewußtsein, das im Mittelpunkt des folgenden Kapi

tels steht, weist gegenüber anderen möglichen Komponenten der 
Input-Kultur einige Vorzüge auf. Trotz erheblicher Lücken im 

Datenmaterial, besonders vor 1969 und nach 1980, wurde die 

Einschätzung der eigenen politischen Einflußmöglichkeiten in 
der Bundesrepublik relativ häufig ermittelt. Zudem gibt es 

für die Vereinigten Staaten hervorragendes Vergleichsmaterial. 
Andere Einstellungen zum politischen Prozeß sind dagegen nur 

sehr fragmentarisch erfa8t. 

Während die Datenlage auch eine Einbeziehung des Konzepts der 

Parteiidentifikation ratsam erscheinen ließe, nehme ich aus 
theoretischen Gründen hiervon Abstand. Zwar fördert die Bin

dung an eine bestimmte politische Partei die Teilnahme an Wah
len und begünstigt damit demokratische Verhaltensmuster - je
denfalls soweit demokratische Parteien gewählt werden. Auf 
der anderen Seite gelten für die Rolle der Parteiidentifika

tion in der Demokratie dieselben Gesichtspunkte, die auch 

schon für die Ausklammerung der ideologischen Bewertung poli
tischer Parteien maßgeblich waren. Eine starke Bindung an ei

ne bestimmte Partei kann die RLagermentalitätR verstärken, 

die nach CONRADT (1980:235ff) der Etablierung einer Staats

bürgerkultur im Wege steht. 

1.2.2. Politische EffektiVität und politische Kompetenz 

in der Bundesrepublik 

Die Einstellungen der Bundesbürger zu den Input-Aspekten der 
Politik und zur eigenen Rolle im politischen Prozeß stehen 
nach der in der Literatur vorherrschenden Auffassung nach wie 

vor in einem recht deutlichen Gegensatz zu dem hohen Niveau 
politischer Involvierung. Untersuchungen der politischen Kul

tur Deutschlands in den ersten beiden Nachkriegsjahrzehnten 
beschrieben das Fehlen positiver Input-Orientierungen als das 
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charakteristische Merkmal in der Beziehung der Deutschen zur 

Politik und nahmen dies zum Anlaß, das vorherrschende Einstel

lungsmuster als "Untertanenkultur" zu bezeichnen. Wie ALMOND 

und VERBA in "The Civic Culture" beschrieben, war die subjek

tive politische Kompetenz in der Bundesrepublik erheblich 

schwächer entwickelt als in den Vereinigten Staaten und in 

Großbritannien. Dies galt in besonderem Maße für die perzi

pierten Einflußchancen in der nationaLen Politik (vgl. bes.: 

ALMOND, VERBA 1965:142, Tab. VI.1.). Auch das politische Ef

fektivitätsbewußtsein war nach der Beschreibung von BAKER, 

DALTON und HILDEBRANDT (1981:28) "alarmierend niedrig". 

Den Institutionen und Verfahren der politischen Willensbildung 

(Prozeß-Komponente der politischen Kultur) brachten die Bun

desbürger kaum positive Gefühle entgegen: Nach den von ALMOND 

und VERBA (1965:104ff) vorgelegten Daten betrachtete man über

wiegend die Wahlkämpfe als lächerlich, ärgerlich und überflüs

sig. Die im internationalen Vergleich außerordentlich hohe 

Wahlbeteiligung (vgl. MIROW 1976:45ff) schien weniger der Aus

druck eines staatsbürgerlichen Mitwirkungswillens als vielmehr 

die Ausübung einer lästigen Pflicht zu sein: "die Bürger kom

men ihrer Wahl'pflicht' nach, wie sie ihrer Steuerpflicht, ih

rer Impfpflicht oder Schulpflicht nachkommen, als einer staat

lichen Anordnung, der man Folge leisten muß" (GREIFFENHAGEN, 

GREIFFENHAGEN 1981:67; vgl. auch: PAPPI 1970:38ff, bes. 42; 

DAHRENDORF 1971:358ff; STAMMEN 1980:24ff). In dem vielzitier

ten "Anti-Parteien-Affekt" (vgl. ausführlich: HAUNGS 1980) 

finden wir einen weiteren Beleg fUr die negativen Einstellun

gen der Deutschen zum politischen Prozeß und seinen wichtig
sten Trägern. 

Nach STAMMEN (1980:25ff, vgl. auch: MIROW 1976:56) fand das 

Prinzip des Parteienwettbewerbs in den frUhen fünfziger Jahren 

nur bei einer knappen Mehrheit der Bundesbürger Unterstützung. 

fast ein Viertel von ihnen sprach sich für eine Ein-Parteien
Herrschaft aus. Diese offenkundigen Abweichungen vom Leitbild 

einer demokratisch-partizipativen politischen Kultur lassen 

sich unter zwei Sammelbegriffe subsumieren: Es fehlte an einer 
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rationalen Einstellung zur Funktion politischer Konflikte in 

einer demokratischen Ordnung. Zudem war die Rolle des Bürgers 

als eines aktiven Teilnehmers am politischen Prozeß nur höchst 
unvollkommen institutionalisiert (vgl. dazu ausführlich: DAH

RENDORF 1971:155ff, 214ff, 345ff; KAASE 1971:216; ADRIAN 1977: 

168ff; GREIFFENHAGEN, GREIFFENHAGEN 1981:116ff). 

Ohne daß man eindeutig eine Bruchstelle in der Entwicklung der 
politischen Kultur der Bundesrepublik feststellen könnte, 

scheint sich doch im Verlaufe der sechziger Jahre eine tief

greifende Veränderung der Input-Orientierungen der Bundesbür

ger vollzogen zu haben. Das Prinzip der Parteienkonkurrenz 

wurde zu einem weithin akzeptierten Bestandteil des politi

schen Bewußtseins (vgl. STAMMEN 1980:26). Noch im Laufe der 

fünfziger Jahre fiel der Anteil der Befürworter des Ein-Par

teien-Staates unter die Zwanzig-Prozent-Marke, nach 1965 war 

ein erneuter Rückgang zu verzeichnen. In den Jahren 1977 und 

1978 befürworteten nur noch 5 Prozent bzw. 6 Prozent der Bun

desbürger ein Ein-Parteien-System. Diese Daten lassen nicht 

allein auf eine veränderte Einstellung zu den Input-Strukturen 

und -prozessen des politischen Systems schließen. Vielmehr 
deutet sich in ihnen auch ein Wandel der Systemkultur, des ge

wünschten Typs politischer Ordnung, an. CONRADT (1980:236ff) 
zeigt auf, daß die für die Parteibindungen der Deutschen lange 

Zeit typische "Lagermentalität" im Laufe der Entwicklung der 

Bundesrepublik ebenfalls zurückging. Er führt dies nicht zu
letzt auf die Große Koalition zwischen CDU/CSU und SPD in den 

Jahren 1966 bis 1969 zurück. Auch diese Veränderung betrifft 

die Input- wie die Systemkultur in der Bundesrepublik. 

Schließlich veränderte sich, trotz gewisser Probleme hin

sichtlich der Vergleichbarkeit der untersuchungsinstrumente, 

die Einstellung der Bevölkerung zu den Wahlen und den Wahl
kämpfen. Im Jahre 1959 hatten lediglich 42 Prozent der Bundes

bürger erklärt, Wahlkämpfe seien für ihre persönliche Mei

nungsbildung notwendig, in den siebziger und achtziger Jahren 
lag der Anteil fast um 20 Punkte höher (Angaben nach The Civic 

Culture, Codebuch, Var. 88; WAHLSTUDIE 1972, Codebuch: 165; 
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WAHLSTUDIE 1976: Codebuch: 253: WAHLSTUDIE 1980, Codebuch: 
311: WAHLSTUDIE 1983, Codebuch: 323). Diese Aspekte der Input

Kultur werden nachfolgend nicht weiter untersucht. Sie sind 
nur deshalb kurz erwähnt, weil sie belegen, daß die Zunahme 
des Kompetenz- und Effektivitätsbewußtseins in den Gesamtzu

sammenhang der politischen Entwicklung paßt. 

Das Gefühl subjektiver politischer Kompetenz war bereits in 
der Civic-Culture-Studie ausführlich untersucht worden. ALMOND 
und VERBA (1965:140ff) hatten dabei zwischen der Einschätzung 

der eigenen Einflußmöglichkeiten auf die nationale wie auf die 
lokale Politik unterschieden. Das 1959 für die Bundesrepublik 
ermittelte Ergebnis ist in mehrerlei Hinsicht interessant. 

Während nahezu zwei Drittel der Bundesbürger glaubten, etwas 
gegen eine ungerechtfertigte Verordnung der LokaZverwaZtung 

unternehmen zu können, sahen lediglich 37 Prozent eine Chance, 
sich gegen ein ungerechtfertigtes Gesetagebungsvorhaben des 

Bundestages zur Wehr zu setzen (vgl. Tab. 4-4). Nur in Italien 
gab es ein ähnlich großes Gefälle zwischen dem Kompetenzgefühl 
in nationalen und lOkalen Angelegenheiten. In der Einschätzung 
der lokalpolitischen Einflußmöglichkeiten rangierten die Bun
desbürger mit einem Abstand von 15 bzw. 16 Prozent hinter den 

US-Bürgern und den Briten auf dem dritten Platz, bei der na
tionalen politischen Kompetenz dagegen waren die Unterschiede 
zwischen der Bevölkerung der drei Länder erheblich größer (Ab

stand zu den USA: 37%, zu Großbritannien 24%, vgl. ALMOND, 
VERBA 1965:142, Tab. VI.1). 

Die Gründe für das höher entwickelte lokalpolitische Kompe
tenzbewußtsein der Bundesbürger liegen meiner Ansicht nach in 
der Tradition der kommunalen Selbstverwaltung in Deutschland. 

Bereits im Jahre 1807 wurde das städtische Bürgertum an der 
LOkalverwaltung beteiligt, in den fOlgenden 150 Jahren erfolg
te eine schrittweise Ausweitung der Beteiligungschancen. Damit 

gab es auf der kommunalen Ebene einigermaßen günstige Voraus
setzungen für den Erwerb subjektiver politischer Kompetenz. 
Daß dies nicht auf die nationale Ebene übergriff, hat mit.der 
deZidiert apolitischen Sichtweise der kommunalen Selbstverwal-
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tung in Deutschland zu tun. Sie dominiert bis heute in der 

staats- und verwaltungsrechtlichen Literatur. LOkalpolitik 

wird hier nach wie vor als mehr oder minder unpolitische, 

sachbezogene Verwaltungsarbeit verstanden. Allenfalls bezeich

net man sie als politische Verwaltung, setzt sie aber dennoch 

von der Staatspolitik deutlich ab. Für diese Interpretation 

der zwischen der lokalen und nationalen politischen Kompetenz 

festgestellten Diskrepanz sprechen auch die von ALMOND und 

VERBA (1965:171ff) vorgelegten Daten zur administrativen Kom

petenz. Sie war in der Bundesrepublik weitaus stärker entwik

kelt als die staatsbürgerliche Kompetenz. In dieser Hinsicht 

rangierten die Bundesbürger 1959 nach den Briten und noch vor 

den US-Amerikanern auf dem zweiten Platz unter den fünf in The 

Civic Culture untersuchten Ländern. 

BARNES und KAASE replizierten im Jahre 1974 die Frage nach der 

subjektiven politischen Kompetenz (vgl. KAASE, MARSH 1979b: 

138ff). Damit ergibt sich die Möglichkeit zur vergleichenden 

Analyse der Entwicklungstendenz dieser Einstellung in der Bun

desrepublik, den USA und Großbritannien. Zwischen 1959 und 

1974 nahm die lokalpolitische Kompetenz in der Bundesrepublik 

geringfügig zu (+5%), in den USA (-6%) und in Großbritannien 

(-14%) dagegen entwickelte sie sich rückläufig. Der Anteil lo

kal kompetenter Bürger lag 1974 in der Bundesrepublik etwas 

höher als in Großbritannien (vgl. die genauen Angaben bei KAA
SE, MARSH 1979b:141, Tab. 5.1). 

Noch deutlicher fallen die Veränderungen des Kompetenzgeftlhls 

in nationalen politischen Angelegenheiten aus. Anders als 1959 

glaubte 1974 eine Mehrheit der Bundesbürger, man könne etwas 

gegen ein ungerechtfertigtes oder schädliches Gesetzgebungs

vorhaben des Bundestages unternehmen. Die Prozentpunktdiffe

renz positiver Angaben in den beiden Jahren liegt bei 19 Punk

ten, während in Großbritannien keine, in den USA nur eine ge

ringfügige Zunahme (+4%) des nationalpolitischen Kompetenzbe

wuBtseins zu verzeichnen war. Die Politisierung der Bevölke
rung in der Bundesrepublik blieb also nicht auf die mentale 

Anteilnahme an der Politik beschränkt, auch in der Wahrnehmung 
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der eigenen Einflußchancen auf die Kommunal- und Staatspolitik 

scheint sich eine Annäherung an den Typus der Staatsbürgerkul

tur vollzogen zu haben. Analysen des politischen Verhaltens 
stützen diese Annahme (vgl. zusammenfassend dazu: KAASE 1982: 

GABRIEL 1983a). 

Für das Effektivitätsbewußtsein ist die Datenlage einerseits 

günstiger, andererseits aber auch ungünstiger als für das Ge
fühl subjektiver politischer Kompetenz. Bedauerlicherweise 

scheint in der Bundesrepublik das Bewußtsein um die Notwendig

keit eines kontinuierlichen Einsatzes bestimmter Erhebungsfra

gen nicht sonderlich hoch entwickelt zu sein. Für den Zeit

raum, in welchem man die naChhaltigsten Veränderungen der po

litischen Kultur der Bundesrepublik vermuten darf, ist die 

Entwicklung des Effektivitätsbewußtseins nur sehr lückenhaft 

dokumentiert. Erst seit 1969 stellte die Forschungsgruppe Wah

len in ihren untersuchungen regelmäßig Fragen zum Effektivi

tätsbeWUßtsein, ohne jedOCh dem Postulat Forschungskontinuität 
zu genügen. In jeder Untersuchung wurden die Erhebungslnstru

mente variiert. Zudem war aus unerfindlichen Gründen in der 

Wahlstudie 1983 keine Frage zum Effektivltätsbewußtsein ent
halten. 

Von den vier üblicherweise eingesetzten Indikatoren politi
scher Effektivität wurde das Item "Leute wie ich haben so oder 

so keinen Einfluß auf das, was die Regierung tutW bereits in 

der Civic-Culture-Studie, und dann regelmäßig in den Wahlstu
dien 1969 bis 1980 sowie in der Political-Act10n-Stud1e einge
setzt. Damit besteht die Möglichkeit, eine Langzeit-Analyse 

eines Aspektes des Effektivitätsbewußtseins durchzuführen. 

Dies ist aus mehreren Gründen ausgesprochen vorteilhaft. In 
den Validierungsversuchen von McPHERSON, WELCH und CLARK (1977) 

hat sich das betreffende Item als besonders brauchbar erwiesen. 
Zudem ähnelt es inhaltlich den Indikatoren subjektive~ politi

scher Kompetenz, so daß eine vergleichende Betrachtung der 

Entwicklung beider Einstellungsmuster im Zeitraum zwischen 1959 

und 1974 möglich ist. 
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Im Gegensatz zu den Vereinigten Staaten, in denen das Vertrau
en der Bevölkerung in die eigenen Einflußchancen zwischen 1960 
und 1980 von 73t auf 61t zurückging, ist in der Bundesrepublik 
im selben Zeitraum ein Aufwärtstrend zu verzeichnen: Im Jahre 
1959 lehnten lediglich 25t der BundesbUrger die Auffassung ab, 
der Normalbürger sei politisch einflußlos, 1980 waren es im
merhin 40t. Diese Veränderung erfolgte analog zu der des poli
tischen Interesses schubweise: Zwischen 1959 und 1969 erhöhte 
sich der Anteil effektiver Antworten um 6t, zwischen 1972 und 
1976 stieg er nochmals um 4t an. Das Jahr 1974 nimmt in der 
EntWicklung der politischen Kultur der Bundesrepublik eine 
Sonderstellung ein, auf die ich noch genauer eingehen werde. 
Zwar ist, gemessen an der Perzeption der eigenen politischen 
EinflUßchancen, das Effektivitätsbewußtsein in der Bundesre
publik auch 1980 noch deutlich schwächer entwickelt als in den 
Vereinigten Staaten, doch schrumpfte im Laufe unserer Unter
suchungsperiode der Abstand ganz beträchtlich (1959/601 48t, 
1980: 21t, Angaben für die Bundesrepublik in Tab. 4-5, für 
die USAI LIPSET, SCHNEIDER 1983121f, Fig. 1-2). Anders als 
beim GefUhl subjektiver politischer Kompetenz trat allerdings 
zwischen 1959 und 1974 keine Veränderung auf. Die besonderen 
politischen Rahmenbedingungen des Jahres 1974 scheinen sich 
auf verSChiedene Input-Indikatoren nicht einheitlich ausge
wirkt zu haben. 

Beim GefUhl, politische Vorgänge zu durchschauen, zeigt sich 
ein Ihnlicher Trend. Auch in dieser Hinsicht unterscheiden sich 
die Verhältnisse in der Bundesrepublik grundlegend von denen 
in den USA. Während 1969 lediglich 21 Prozent der Befragten in 
der Bundesrepublik der AUffassung widersprachen, die Politik 
sei so kompliziert, daß der normale Bürger sie nicht verstehe 
(USA 19601 29t), lag der betreffende Anteil 1m Jahre 1980 um 
fUnfzehn Punkte höher (USA 19801 lOt). Vier Jahre zuvor hatte 
er sogar ein Niveau von 41 Prozent erreicht. Lediglich 1m Hin
blick auf das Verständnis pOlit1scher Sachverhalte weisen die 
Bundesbürger ein höheres Effekt1v1tätsbewußtse1n auf als die 
Bevölkerung der USA. Der Grund hierfür dürfte in der Beziehung 

dieses Items zu den Indikatoren politischer Involvierunq 11e-
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gen. Im Jahre 1974 korrelierte die Einschätzung der Transpa

renz der Politik enger mit dem politischen Interesse und dem 
Verständnis ideologischer Begriffe als die übrigen drei dem 
Effektivitätsbewußtsein zuzurechnenden Aussagen. 

Die Verantwortlichkeit der Politiker gegenüber den Wünschen 
der Bevölkerung wurde am Ende des untersuchten Zeitraumes 

gleichfalls positiver eingeschätzt als an ihrem Beginn. 1969 
attestierte ein knappes Drittel der Befragten den Politikern, 
sie kümmerten sich um die Belange der Bürger, 1980 waren es 

42 Prozent. In den USA nahm das Vertrauen in die Responsivi
tät der Politik dagegen ab (1960: 57'1 1980: 48'). Wie bei den 
zuvor präsentierten Ergebnissen gab es zwischen 1972 und 1974 

sowie zwischen 1976 und 1980 einen Rückgang des Effektivitäts

bewußtseins. 

Ganz anders als die bisher vorgestellten Effektivitätsin

dikatoren entwickelte sich die Beurteilung der neben den Wah
len verfügbaren Möglichkeiten zur politischen Einflußnahme. 

Zwischen 1969 und 1972 nahm auch hier der Anteil der als po
litisch effektiv zu klassifizierenden Angaben zu, dieser Pro
zeß setzte sich aber in der Folgezeit nicht fort. Eine Erklä

rung für diese "Anomalie" ist auf Anhieb nicht zu finden. Mc
PHERSON, WELCH und CLARK (1977:520) zweifeln an der Validität 
dieses Effektivitätsindikators, da die Ablehnung des Items so

wohl bei einem stark als auch bei einem schwach ausgeprägten 
Effektivitätsbewußtsein möglich sei. Im ersten Falle könne die 
Ablehnung dadurch zustande kommen, daß politisch kompetente 

Personen neben den Wahlen eine ganze Reihe weiterer Einfluß
möglichkeiten sähen, im zweiten Falle gehe sie unter Umständen 
auf das Gefühl des Befragten zurück, auch die Wahl eigne sich 

nicht als Einflußmittel. Uber die BereChtigung dieser Annahme 
ist auf der Grundlage des mir verfügbaren Datenmaterials kei
ne eindeutige Entscheidung möglich. Als Gegenargument läßt 

sich allerdings anführen, daß die Einschätzung der neben den 
Wahlen verfügbaren Einflußchancen durchweg nicht wesentlich 
schwächer mit wichtigen Prädiktorgrößen des Effektivitätsbe

wußtseins korreliert als es bei den anderen drei Indikatoren 
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der Fall ist (auf die Vorlage von Daten wird verzichtet) • 

Die bislang präsentierten Ergebnisse fügen sich - auch in in

ternational vergleichender Perspektive - zu folgendem Bild zu

sammen. Im Jahre 1969 war das EffektivitätsbewuBtsein der US
Bürger -gemessen an allen vier Einzelindikatoren - wesentlich 

stärker ausgeprägt als das der Bevölkerung in der Bundesrepu
blik. Die zur Staatsbürgerkultur gehörige Uberzeugung von der 
Offenheit und von der Verantwortlichkeit des politischen Sy

stems gegenüber der Bevölkerung war am Ende der sechziger Jah
re in der Bundesrepublik höchst unzulänglich institutionali
siert. Bis zum Jahre 1980 näherten sich die politischen Ein

stellungen der Bundesbürger stärker an das Leitbild der 

StaatSbürgerkultur an, auch wenn dessen Input-Komponente nach 
wie vor relativ schwach ausgeprägt ist und nur eine starke 

Minderheit den demokratisch-partizipativen Normvorstellungen 
entspricht. Die Uberschaubarkeit der Politik wird nunmehr in 
der Bundesrepublik sogar etwas günstiger beurteilt als in den 

USA, das Urteil über die Verantwortlichkeit der Politiker be

wegte sich, auf Grund gegenläufiger Entwicklungstendenzen in 
beiden Ländern, aufeinander zu. Die allgemeinen politischen 

EinfluBchancen werden in den USA immer noch höher eingeschätzt 
als in der Bundesrepublik, doch hat sich die Prozentpunktdif
ferenz zwischen 1959 und 1980 auf die Hälfte des ursprüngli

chen Wertes verringert (1959: 42%; 1980: 21%). Lediglich in 
der Einschätzung der neben den Wahlen verfügbaren EinfluB
chancen bestehen die Unterschiede in der politischen Kultur 

beider Nationen fast unverändert fort. 

1.2.3. Wertorientierungen und politische Effektivität 

ObgleiCh die Datenlage eine ziemlich zuverlässige Beschrei

bung der Entwicklung des EffektivitätsbewuBtseins der Bundes

bürger im Zeitraum zwischen 1969 und 1980 erlaubt, ist es 
nicht möglich, für diese gesamte Periode die Zusammenhänge 

zwischen den Input-orientierungen und den politischen Priori
täten zu untersuchen. In den Wahlstudien 1969, 1972 und 1976 
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war der Materialismus/Postmaterialismus Index nicht eingesetzt, 

in der Wahlstudie 1983 wurde das Gefühl politischer Effektivi

tät nicht ermittelt. Selbst für die beiden verbleibenden Jah

re, 1974 und 1980, treten gewisse, aus der Erhebungssituation 

resultierende Schwierigkeiten auf. 

Bekanntlich behandelt INGLEHART das Effektivitätsbewußtsein 

als einen Teilaspekt des umfassenderen Prozesses der kogniti

ven Mobilisierung der Bevölkerung. In dessen Verlauf verrin

gert sich seiner Meinung nach die Distanz der Bürger zur Poli

tik. Damit breitet sich auch das Gefühl aus, im Bedarfsfalle 

auf politische Entscheidungen einwirken zu können. Auf Grund 

der engen Beziehung zwischen dem Wertewandel und der kogniti

ven Mobilisierung ist zu erwarten, daß die Postmaterialisten 

ein im Vergleich mit den Ubrigen Gruppen höher entwickeltes 

Effektivitätsbewußtsein aufweisen. Andererseits dürften sie 

die Offenheit des politischen Systems negativer bewerten als 

dies die Ubrige Bevölkerung tut. 

Diese Annahmen lassen sich zunächst auf der Basis einzelner 

Effektivitätsindikatoren prüfen. Für das Jahr 1974 liegen sämt

sämtliche vier Indikatoren vor, in derSeptemberumfrage des Jah

Jahres 1980 war lediglich das Item "Manchmal ist die ganze Po

litik zu kompliziert" nicht enthalten. Daten zur subjektiven 

politischen Kompetenz wurden 1974 erhoben, sie bleiben jedoch 

mangels vergleichbarer Informationen unberücksichtigt, zumal 

ihre Einbeziehung keine neuen Erkenntnisse vermitteln würde. 

Das Beziehungsmuster zwischen den Wertorientierungen und dem 

Effektivitätsbewußtsein ähnelt der bereits beim politischen 

Interesse festgestellten Konstellation (vgl. Tab. 4-6). Insbe

sondere im Jahre 1974 weisen überdurchschnittlich viele Post

materialisten die Auffassung zurück, der Normalbürger besäße 

keinen politischen Einfluß (Prozentpunktdifferenz Materiali

sten-Postmaterialisten: 35 Punkte: 1980: 20 Punkte). Entspre

chende Unterschiede treten bei den Ubrigen Effektivitätsindi
katoren auf. 



T
a

b
. 

4 
-

6
: 

W
e
r
to

r
ie

n
ti

e
r
u

n
g

e
n

 
u

n
d

 
E

ff
e
k

ti
v

it
ä

t 
-

1
9

7
4

 
u

n
d

 
1

9
8

0
, 

E
in

z
e
li

n
d

ik
a

to
r
e
n

 
(A

n
g

a
b

en
: 

P
ro

ze
n

tp
u

n
k

te
 
p

o
s
it

iv
e
r
 A

u
ss

a
g

en
) 

I I 
M

a
t.

 
M

is
ch

g
r.

 
PM

 
A

ll
e
 

C
ra

m
er

's
 

T
a

u
 C

 
r 

I 
V

 
E

ta
 

I 
L

e
u

te
 w

ie
 
ic

h
' 
J 1

9
7

4
 

I 
" 

3
2

 
5

4
 

2
6

 
2

1
9

3
 

.1
7

 
• "

 
.2

' 
.2

' 
h

a
b

en
 
k

e
in

e
n

 
I 

-~
:~

:~
~~

--
--

--
--

-~
~~
~-
JL
-~
~-
--
-__

 ~~ _
___

_ ~~
 ___

 L_~
~ __

_ ~~
~~

JL
:~

~ __
___

___
 :~~

 ___
_ :~

~ __
___

_ :~
~ __

___
_ 

I 

le
n

 k
e
in

 
E

in
-

I 
N

eb
en

 
d

e
n

 W
ah

-
J 1

9
7

4
 

I 
1

7
 

3
0

 
5

1
 

2
5

 
2

1
7

5
 I

 .
1

. 
.1

. 
.2

' 
.2

' 

-:
~~

~_
__

__
__

__
__

 _
~~
~~
_~
_~
~ __

___
_ ~~

 ___
__ ~

~ __
_ L_

~~
 ___

 ~~~
~J

L:
~~

 ___
___

__ :
~~
 ___

_ :~
~ __

___
_ :~

~ __
___

_ 
P

o
li

ti
k

e
r 

J 1
9

7
. 
I 27

 
3

9
 

'6
 

I 
3

3
 

2
1

6
1

 I
 .

1
3

 
.1

4
 

.1
. 

.1
. 

kU
m

m
er

n 
s
ic

h
 

-~;
~~;

_::
_:~

:__
_ _

~~~
~_~

_:~
 ___

___
 ~~ _

___
_ ~~

 ___
 L_~

~ __
_ ~~

:~J
L:~

~_~
:~:

 ___
 :~~

:: _
_ :~

~::
: __

_ :~
~_~

:~:
_ 

M
an

ch
m

al
 
is

t
 

1
9

7
4

 
J 

2
5

 
4

0
 

56
 

1 
33

 
2

1
8

8
1

.1
6

 
I 

d
ie

 
P

o
li

ti
k

 
I 

zu
 k

o
m

p
li

z
ie

r
t 

1
9

8
0

 
I I I 

• 
F

o
rm

u
li

er
u

n
g

 
d

e
r
 

A
n

tw
o

rt
v

o
rg

a
b

en
 w

ie
 

in
 

T
a

b
. 

4
-5

. 

•
•
 

D
ie

 B
ez

ie
h

u
n

g
 
is

t
 

a
u

f 
d

em
 

9
9

.5
-P

r
o

z
e
n

t-
N

iv
e
a

u
 
s
ig

n
if

ik
a

n
t 

. 

•
•
•
 

D
ie

 B
ez

ie
h

u
n

g
 
is

t
 
a

u
f 

d
em

 
9

5
-P

r
o

z
e
n

t-
N

iv
e
a

u
 
s
ig

n
if

ik
a

n
t.

 

.1
9

 
.2

3
 

.2
3

 

A
ll

e
 

ü
b

r
ig

e
n

 
s
ta

ti
s
ti

s
c
h

 
si

g
n

if
ik

a
n

te
n

 
B

ez
ie

h
u

n
g

en
 
si

n
d

 
a

u
f 

d
em

 
9

9
.9

-P
r
o

z
e
n

t-
N

iv
e
a

u
 
s
ig

n
if

i
k

a
n

tl
 

d
ie

 
B

ez
ie

h
u

n
g

sm
a

ß
e 

s
in

d
, 

a
b

w
ei

ch
en

d
 

v
o

n
 

d
en

 A
n

g
a

b
en

 
in

 d
e
r
 
T

a
b

e
ll

e
, 

fü
r
 
v

ie
r
 M

er
k

m
a

ls


a
u

sp
rä

g
u

n
g

en
 
d

e
r
 
E

ff
e
k

ti
v

it
ä

ts
in

d
ik

a
to

r
e
n

 b
e
r
e
c
h

n
e
t.

 

N
 ... w
 



214 

Bei drei der vier Items stufte sich 1974 eine knappe Mehrheit 

der Postmaterialisten als politisch einflu8reich ein. Ledig

lich die Verantwortlichkeit der Politiker beurteilten auch sie 

mehrheitlich negativ Ganz anders stellt sich die Sachlage bei 

den Materialisten dar. Hier überwogen 1974 wie 1980 negative 

Vorstellungen von der Durchschaubarkeit und Beeinflußbarkeit 

der Politik und von der Verantwortlichkeit der Politiker. 

Vergleicht man die 1974 festgestellten Ergebnisse mit jenen 

aus dem Jahre 1980, dann besteht das wohl auffälligste Merkmal 

in der groBen Stabilität des Antwortverhaltens der Postmateria

listen. Bei den Materialisten und in der Mischgruppe hingegen 

nahm das Effektivitätsbewu8tsein mehr oder minder stark zu. In 

Folge dessen fallen die Beziehungsma8e zwischen den Wertorien

tierungen und zwei der drei Effektivitätsindikatoren ("Leute 

wie ich", ·Politiker kümmern sich nicht·) 1980 niedriger aus 

als sechs Jahre zuvor. Lediglich die neben den Wahlen verfüg

baren Einflu8chancen wurden von den Angehörigen der drei Un

tersuchungsgruppen in beiden Erhebungen etwa gleich beurteilt. 

Besondere Beachtung verdient die Tatsache, daß im Jahre 1974 

die Verantwortlichkeit der Politiker von den Postmaterialisten 

am positivsten eingeschätzt wurde, während es in dieser Hin

sicht sechs Jahre später keine statistisch signifikanten Un

terschiede zwischen den Trägern materialistischer, gemischter 

und postmaterialistischer Prioritäten gab. Dies hat sicherlich 

mit einer Verlagerung der Akzente der Regierungspolitik zu 
tun. 

Ublicherweise verwendet man zur Messung des Effektivitätsbe

wu8tseins neben den bislang eingeführten Einzelindikatoren ei

nen aus mehreren Testitems gebildeten Index (kritisch hierzu 

allerdings: ASHER 1974). Bei der gegebenen Datenlage bieten 

sich hierzu mehrere Möglichkeiten an. Alle erprobten Varianten 

führten allerdings im Rahmen der bivariaten Analysen zu ähnli

chen Ergebnissen. In dieser Situation bietet es sich an, auf 

die einfachste der praktikablen Lösungen zurückgreifen und die 

beiden Items "Leute wie ich haben keinen Einflu8" und "Neben 

den Wahlen gibt es keine politische EinfluBmöglichkeit" addi-
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tiv miteinander zu verknüpfen. 

Von der Verwendung der Indexwerte als abhängiger Variabler 

sind keine vBllig neuen Aufschlüsse über die Beziehungen zwi

schen Wertorientierungen und Effektivitätsbewu8tsein zu er

warten: Zwischen 1974 und 1980 ergeben sich, wie bei den Ein

zelindikatoren, keine tiefgreifenden Änderungen. In beiden 

Jahren ist das Kompetenzgefühl der Postmaterialisten über
durchschnittlich, das der Materialisten unterdurchschnittlich 

ausgeprägt. Die Beziehungsmaße liegen etwas über den für die 

Einzelindikatoren ermittelten Beträgen (vgl. Tab. 4-7). 

In der multivariaten Analyse bleibt der bereits bekannte Zu

sammenhang zwischen den Wertorientierungen und dem Effektivi

tätsbewu8tsein bestehen. Den politischen Prioritäten der Bun

desbürger kommt somit eine eigenständige Bedeutung bei der Er

klärung der wahrgenommenen politischen Einflußchancen zu. Wie 

bereits bei der Untersuchung pOlitischen Interesses festge
stellt, besitzt das Bildungsniveau von allen in die multiple 

Klassifikationsanalyse einbezogenen Variablen das grBßte Ge

wicht, es folgen die Wertorientierungen und das Lebensalter 

(Klassifikation der Altersgruppen entsprechend Tab. 3-4). Wie

derum übt die Berufstätigkeit keinen eigenständigen Einfluß 
auf das Effektivitätsbewußtsein der Bundesbürger aus (vgl. 
Abb. 4-2). 

Im Jahre 1974 lassen sich mit Hilfe der bekannten Variablen 

vierzehn Prozent der Varianz 1m Effektivitätsgefühl erklären. 

In Folge der Angleichung im Antwortverhalten unserer Gruppen 

liegt der Betrag 1980 etwas niedriger (R2 .12). Die Erklä

rungsleistung des INGLEHARTschen Ansatzes erhBht sich, wenn 

man die für die Political~ction-Daten bestehende MBglichkeit 

nutzt, alle vier Effektivitätsindikatoren zu einem Index zu

sammenzufassen (R2 .19). Dieser Effekt resultiert in erster 

Linie aus einer stärkeren Beziehung zwischen dem Bildungsni
veau und der Antwortstreuung über den Vier-Item-Index. 

INGLEHARTs Annahmen über den Einflu8 der Wertorientierungen 



Abb. 4 - 2: Wertorientierungen und politische Effektivität, 
1974 und 1980 
(Multiple Klassifikationsanalyse) 

X X 

1974 
4.8 

4.6 

4.4 

4.2 

4.0 

3.92 

'3.8 

Mittelwert Gesamterhebung 
BeziehungsmaBe 
Werte/Effektivität 
Bildung/Effektivität 
Alter/Effektivität 
R 

5.1 

5.0 

4.8 

4.6 

4.4 

4.28 

1974 
3.92 

Eta Beta 
.26 .16 
.32 .26 
.20 .10 

.377 

1980 

1980 
4.28 

Eta Beta 
.24 .16 
.29 .22 
.19 .10 

.342 
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auf die perzipierten politischen Mitwirkungsmöglichkeiten wur

den, ähnlich wie schon seine Hypothesen über die Beziehungen 

zwischen politischen Prioritäten und politischer Involvierung, 

im Prinzip bestätigt. Vorbehalte gegen seine Interpretation 

des Zusammenhanges zwischen Wertwandel und kognitiver Mobili

sierung sind aber in zweierlei Hinsicht angebracht. 

Der erste Einwand betrifft die Einschätzung der Verantwort

lichkeit der Politiker gegenüber der Bevölkerung. INGLEHARTs 

Konzeption zu Folge müßte sie bei den Postmaterialisten beson

ders negativ ausfallen. Dies trifft aber weder für 1974 noch 

für 1980 zu. Die Political-Action-Studie enthält weitere Re

sponsivitätsindikatoren. Sie belegen, daß die Postmateriali

sten nicht allein die dem Bürger verfügbaren poZitischen Ein

fZuBchancen, sondern darüber hinaus auch die Offenheit und 

VepantwoptZichkeit des poZitischen Systems sowie der Politiker 

überdurchschnittlich günstig beurteilen. 

Der zweite Einwand resultiert aus den recht niedrigen Werten 

der Beziehungsmaße zwischen Wertorientierungen und Effektivi

tätsgefühl. Obgleich es keine verbindlichen Richtlinien für 

die Interpretation der Stärke von Assoziations- oder Korrela

tionskoeffizienten gibt, liegen die ermittelten Beträge doch 

zu niedrig, um INGLEHARTs Interpretation des Materialismus

Postmaterialismus-Phänomens als Kernelement eines stabilen, 

kohärenten Uberzeugungssystems zu stützen. Dabei ist zu be

rücksichtigen, daß sämtliche in den folgenden Teilen dieser 

Arbeit untersuchten Einstellungen noch lockerer mit materiali

stischen und postmaterialistischen Präferenzen verbunden sind. 

1.3. Wertorientierungen, politische Involvierung, politische 

Effektivität und Staatsbürgerkultur 

INGLEHARTs Annahmen über den Zusammenhang zwischen dem Werte

wandel und der kognitiven Mobilisierung der Bevölkerung wurden 

durch die empirischen Analysen im Wesentlichen bestätigt. Er

wartungsgemäß erwiesen sich die Postmaterialisten als eine 
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überdurchschnittlich involvierte und politisch kompetente Be

völkerungsgruppe, während die entsprechenden Einstellungen bei 

den Materialisten wesentlich schwächer ausgeprägt waren. Für 

das Konzept der Stillen Revolution spricht es ebenfalls, daß 

die Beziehung zwischen den Wertorientierungen, dem politischen 

Interesse und dem Effektivitätsbewußtsein im untersuchten 

Zeitraum verhältnismäßig stabil blieb. Weitere, nicht detail

liert untersuchte Indikatoren der Involvierung und der Input

Kultur stehen in einer ähnlichen Beziehung zum Materialismus/ 

Postmaterialismus-Phänomen. Die Bedeutung dieses Ergebnisses 

ist nunmehr im Bezugsrahmen des Civic-Culture-Konzeptes zu er

örtern. 

Obgleich sich das für eine funktionsfähige Demokratie erfor

derliche Ausmaß politischer Informiertheit nicht exakt quanti

fizieren lä8t, spielt der informierte Bürger nicht nur in den 

Lehrbüchern der Politikwissenschaft eine Rolle. Ein Mindestma8 

an politischer Informiertheit gehört zu den praktischen Er

folgsbedingungen der Demokratie. Der uninformierte Bürger ist 

zu rationalen politischen Entscheidungen und zu zielgerichte

tem politischem Verhalten nur bedingt in der Lage. Bei Un

kenntnis der zur Durchsetzung politischer Forderungen verfüg
baren Möglichkeiten und der für ihre Bearbeitung zuständigen 

Organisation wird ein politischer Akteur sich schwer tun, sei

ne politischen Ziele zu erreichen. Nach DAHL (1973:56ff) gehö

ren politische Informationen zu den wichtigsten Einflußres-

sourcen. Vor allem die ökonomische Theorie der Politik liefer

te wesentliche Erkenntnisse über die Bedeutung politischer In

formiertheit für den demokratischen Entscheidungsproze8 (vgl. 

ausführlich: DOWNS 1957:77ff, 93ff, 220ff). Obgleich ihre 

Uberlegungen von der idealtypischen Prämisse rationalen Ver

haltens ausgehen, sind sie auch für die Beschreibung und Er

klärung tatsächlicher politischer Abläufe au8erordentlich 

fruchtbar. 

ALMOND und VERBA (1965:57; vgl. auch: PAPPI 1970:38ff) be

trachten die Informiertheit über politische Sachverhalte und 

die Fähigkeit, die verfügbaren Informationen bei der Auseinan-



dersetzung mit der politischen Umwelt zu nutzen, als ein we

sentliches Merkmal der Staatsbürgerkultur: wDemocratic compe

tence is closely related to having valid information about 

political issues and processes, and to the ability to use in

formation in the analysis of issues and the devising of in

fluence strategies w• Eine umfassende Information aller Bürger 

über sämtliche politischen Sachverhalte wird damit natürlich 

nicht gefordert. In der Civic Culture bestehen parochiale Ele
mente weiter. Erforderlich ist aber ein gewisses Maß an poli

tischer Informiertheit der Bevölkerung über relevante politi

sche Probleme. Deren Art und Ausmaß hängt von den jeweiligen 
Rahmenbedingungen ab, z.B. von der Betroffenheit einzelner 

Gruppen durch politische Maßnahmen und von ihrer Posititon in 

der politischen Arbeitsteilung. DOWNS (1957:220ff, 247ff) 

sieht in der unvollkommenen Information der politischen Akteu

re eine Ursache des Auftretens politischer Ungleichheit. 

Die ungleiche Informiertheit einzelner Bevölkerungsgruppen 
führt allerdings nicht automatisch zu einer Einflußdifferen

zierung in der Politik; denn die Vepfügung über Ressourcen 

zieht nicht notwendig auch deren Nutzung nach sich (vgl. DAHL 

1973:71ff). Die Bereitschaft, sich politische Informationen zu 

verschaffen und sie für die eigenen Zwecke zu nutzen, hängt 

von der Motivation zur Teilnahme an der Politik ab. Die zuvor 

den Unterschieden im Informationsniveau der Bevölkerung zuge

schriebenen Wirkungen treten erst im Zusammenspiel mit anderen 

Indikatoren politischer Involvierung auf (vgl. die Hinweise 

zum Zusammenhang zwischen dem politischen Interesse, der Fä
higkeit zum ideologischen Denken und der politischen Partizi

pation bei: MILBRATH, GOEL 1977:46f; INGLEHART 1979d:369ff; 

KLINGEMANN 1979b:284ff; ASHER, RICHARDSON, WEISBERG 1984: 
114ff). 

Aus einem unzulänglichen Involvierungsgrad ergeben sich zu

nächst einmal Nachteile für die betreffenden Personen. DOWNS 

(1957:93) erörtert ausführlich die Auswirkungen der ungleichen 

Nutzung politischer Ressourcen durch bestimmte Bevölkerungs

gruppen auf die Maßnahmen der politischen Führung: •••• voters 
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in a democracy do not have equal influence on policy formation 

even though each has only one vote. Possession of resources 

other than ballot definitely increases a citizen's potential 

influence upon government policy ••. In spite of the univers

al, equal franchise, government cannot rationally regard every 

voter as being of the same importance as every other. Because 

some citizens have influence coefficients much higher than 

unity, a rational government must give them more weight in 

forming policy than it gives most of their fellow citizens" 

(vgl. auch ausführlich: DOWNS 1957:87ff, 247ff). 

Die negativen Folgen einer unzulänglichen politischen Invol

vierung lassen sich aber nicht auf die betreffenden Bevölke

rungsgruppen begrenzen. Sie tangieren darüber hinaus die Funk

tionsfähigkeit des Gesamtsystems. Nach ALMOND und VERBA (1965: 

341) gehört die öffentliche Kontrolle der politischen Führung 

zu den unverzichtbaren Merkmalen der Demokratie. Herrschen in 

einem politischen System parochiale oder untertanenspezifi
sche Orientierungen vor, dann fällt die öffentlichkeit als 

Kontrollinstanz weitgehend aus. Von den Massenmedien ausgehen

de Versuche, den politischen Prozeß transparent zu machen, 

laufen leer. Eine Kontrolle der politischen Führung wird un

ter diesen Bedingungen allenfalls durch die Gerichte oder durch 

durch aktivistische Minderheiten ausgeübt. Sie ist aber kein 

konstitutives Merkmal des politischen Prozesses, weil hierfür 

die kulturellen Voraussetzungen fehlen. BAKER, DALTON und HIL

DEBRANDT (1981:38) stellen hierzu fest: -If political involve

ment is absent, then most analysts would argue that democracy 

is weak, because it is through discussion, popular interest, 

and involvement in politics that societal goals should be set 

and implemented in a democracy". 

Eine unzulängliche Anteilnahme der öffentlichkeit an der Poli

tik schwächt schließlich die Verantwortlichkeit der politi

schen Führung und beeinträchtigt das Funktionieren des politi

schen Wettbewerbs. Eine Regierung, die darauf vertrauen kann, 

daß die Wählerschaft die Konsequenzen des Regierungshandelns 

nicht kennt, sie nicht zu ihrer eigenen Lebenssituation in be-



zug setzt, Fehlentscheidungen in Folge dessen nicht sanktio

niert und vorteilhafte Maßnahmen nicht belohnt, wird sich kaum 

zu einem verantwortlichen politischen Handeln genötigt fühlen 

(vgl. auch: PAPPI 1970:67). Der Mechanismus der Elitenkonkur

renz funktioniert unter diesen Voraussetzungen nicht oder nur 

suboptimal. Beiträge zur ökonomischen Theorie des politischen 

Verhaltens machen uns darauf aufmerksam, "daß politische Sy

steme in der Demokratie gezwungen sind, mit weniger als maxi

maler Effizienz zu regieren. Die Regierung dient den Interes

sen der Mehrheit nicht so gut, wie sie es tun würde, wenn die 

Mehrheit gut informiert wäre" (DOWNS 1974:136). 

ALMOND und VERBA (1965:18f, 338) behandeln die politische In

volvierung und das Kompetenzbewußtsein als Teilaspekte eines 
übergreifenden "rational-aktivistischen" Orientierungsmusters. 

Die für die Bedeutung politischer Involvierung maßgeblichen 

tlberlegungen gelten somit auch, wenn wir uns mit der Rolle des 

Effektivitätsgefühls in der politischen Kultur der Demokratie 

beschäftigen. 

Die Bedeutsamkeit partizipativer Orientierungen für die Funk

tionsfähigkeit eines demokratisch verfaßten politischen Sy

stems wurde in der neuzeitlichen Demokratietheorie von Anfang 

an kontrovers diskutiert. Obwohl die Vertreter der verschiede

nen demokratietheoretischen Ansätze in der Meinung überein

stimmten, Demokratie bedeute zugleich "Regierung durch das 

Volk" und ·Regierung für das Volk·, unterschieden sie sich im 

Hinblick auf die relative Bedeutung, die sie diesen beiden 

Merkmalen demokratischer Regierungsweise zuordneten. Die Expo

nenten "klassischer" oder "input-orientierter" Demokratiekon

zepte stellten die aktive Einflußnahme des Bürgers auf das po

litische Geschehen in den Mittelpunkt ihrer Analysen. Damit 

gewinnt die subjektive politische Kompetenz (Effektivität) ei

ne Schlüsselstellung in der Analyse der demokratischen politi

schen Kultur. Nach PATEMAN (1970:45f) zeichnet sich der demo

kratisahe Bürger durch ein stark entwickeltes soziales und po

litisches Effektivitätsbewußtsein aus. Er bemüht sich um eine 

aktive Mitwirkung an der Gestaltung seiner sozialen und poli-
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tischen Umwelt und glaubt an einen Erfolg dieser Versuche. 

Die Bedeutung des Effektivitätsbewußtseins für die politische 

Kultur der Demokratie wird zwar, abhängig von den demokratie

theoretischen Prämissen des Betrachters, unterschiedlich ein

geschätzt, im Grundsatz aber scheint die Wichtigkeit dieser 

Einstellung für die Funktionsfähigkeit eines demokratischen 

Gemeinwesens nicht umstritten. In der Demokratie sichern be

stimmte institutionelle Vorkehrungen die Einflußnahme der 

Bürger auf den politischen Prozeß. Diese Regelungen gewinnen 

aber erst eine Bedeutung, wenn sie in den Einstellungen und 

Verhaltensweisen der politischen Akteure verankert sind, wenn 

die Eliten wie die Nicht-Eliten die Rolle des Bürgers als ei

nes Teilnehmers am politischen Prozeß kennen und akzeptieren, 

wenn ein hinreichendes Vertrauen in die Offenheit des politi

schen Prozesses für die Einflußnahme der Bürger besteht. Ins

besondere in komplexen politischen Systemen, in denen eine 

ständige Beteiligung der Bürger am politischen Entscheidungs

prozeß schon an organisatorischen und geographischen Gegeben

heiten scheitert, ist das Gefühl, im BedarfsfaLLe seinen Ein

fluß geltend machen zu können, von entscheidender Bedeutung 

für das Vertrauen der Bürger zur politischen Führung und für 

die Unterstützung des politischen Systems (vgl. ALMOND, VERBA 

1965:119, 139, 345f; PREWITT 1968:226f; BAKER, DALTON, HILDE

BRANDT 1981:27f). 

Der Beitrag des Effektivitätsbewußtseins zur Funktionsfähig

keit der Demokratie liegt vor allem in den folgenden Merkmalen 

dieses Einstellungsmusters: Das Wissen um die Chance, erfolg

reich auf politische Vorgänge einwirken zu können, dürfte die 

FOlgebereitschaft der Bürger auch gegenüber solchen Entschei

dungen erhöhen, an deren Zustandekommen sie selbst nicht be

teiligt waren. Ein politisches System, das seinen Mitgliedern 

Teilnahmerechte am Entscheidungsprozeß einräumt, findet ver

mutlich breitere Unterstützung als eines, das ihnen jede Mit

wirkungsmöglichkeit verwehrt (vgl. ALMOND, VERBA 1965:186f; 

MULLER 1970a:792f; FINIFTER 1970:400f; WAHLKE 1971:272ff; 

BALCH 1974:2f). 
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Weitere Gesichtspunkte belegen die Relevanz des Kompetenzbe

wußtseins der Bürger für eine funktionsfähige Demokratie. Po

litische FÜhrungsämter können nur dann besetzt werden, wenn 

Kandidaten zur Verfügung stehen und wenn sich zumindest einige 

Wähler an den politischen Wahlen beteiligen. Die Parteienkon

kurrenz funktioniert nur unter der Voraussetzung, daß die po

litischen Parteien über ein hinreichend großes Reservoir an 

Kandidaten und Wahlkämpfern verfügen. Der Einfluß der Interes

sengruppen auf die Entscheidungen der politischen Führung 

schließlich wird maßgeblich von der Zahl und von der Mobili

sierbarkeit der Organisationsmitglieder beeinflußt. Politische 

Aktivität wird aber nur dann wahrscheinlich, wenn die poten

tiellen Aktivisten sie nicht als völlig nutzlos einschätzen. 

Wie zahlreiche empirische Studien belegen, gehört das Effekti

vitätsbewu8tsein der Bürger zu den wichtigsten Determinanten 

politischer Beteiligung (vgl. LANE 1959:147ff: CAMPBELL, 

GURIN, MILLER 1971:193f: VERBA, NIE 1972:83ff: BALCH 1974:4, 

14ff: MILBRATH, GOEL 1977:57ff, bes. 59: KAASE, MARSH 1979a: 

42ff; ASHER, RICHARDSON, WEISBERG 1984:114ff). Die pOlitisch 

aktiven Bürger beziehen ihre Motivation zum politischen Han

deln zu einem beträchtlichen Teil aus der Uberzeugung, auf 

diese Weise politischen Einfluß ausüben zu können. 

Für ALMOND und VERBA (1965:136ff) verdient die subjektive po

litische Kompetenz vor allem unter dem Gesichtspunkt der Funk

tionsfähigkeit der politischen Kontrollmechanismen in der De

mokratie Aufmerksamkeit: "If democracy involves high levels of 

actual participation in decisions, then the attitudes of 

democratic citizenry should include the perception that they 

in fact can participate. A democratic citizen speaks the 

language of demands. Government officials accede to his 

demands because they fear some loss otherwise - the loss of 

his vote perhaps - or because they consider it legitimate that 

he makes such demands .••• A subjectively competent citizen, 

therefore, is more likely to be an active citizen. And if 

government officials do not necessarily respond to active 

influence attempts, they are more likely to respond to them 

than to a passive citizenry that makes no demands· (ALMOND, 
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VERBA 1965:138, 139). Die Offenheit und Verantwortlichkeit der 

politischen Führung gegenüber der Bevölkerung hängt nach AL

MOND und VERBA (1965:343) wesentlich davon ab, daß zumindest 

ein Teil der Bürger dem rational-aktivistischen Typ entsprich~ 

sich also politisch kompetent fühlt, politische Involvierung 

und Handlungsbereitschaft aufweist (vgl. ausführlich zum Zu

sammenhang von Partizipation und Responsivität in der Demokra
tie: VERBA, NIE 1972:299ff). 

In dieser Hinsicht scheinen sich die politischen Verhältnisse 

im Nachkriegsdeutschland positiv entwickelt zu haben, auch 

wenn nach wie vor nicht alle Aspekte des rational-aktivisti

schen Orientierungsmusters gleichermaßen weit verbreitet sind. 

Nach den von ALMOND und VERBA (1965:46ff, 58ff) präsentierten 

Daten nahmen die Bundesbürger bereits am Ende der fünfziger 

Jahre intensiv am politischen Geschehen Anteil. Die Autoren 

heben die Informiertheit und Involviertheit der Bevölkerung 

sogar als ein spezifisches Merkmal der politischen Kultur im 

Nachkriegsdeutschland hervor: " ••• most Germans are aware of 

and weIl informed about politics and government- (ALMOND, VER

BA 1965:312). 

Den Standards einer demokratisch-partizipativen Kultur ent

spricht dagegen weder das Effektivitätsbewußtsein der Bundes

bürger noch das der Bürger der meisten anderen westlichen De

mokratien: denn nur eine Minderheit traut sich eine erfolgrei

che Einflußnahme auf die Politik zu. Dies auf den ersten Blick 

recht negative Ergebnis dieser wie anderer Untersuchungen ist 

aber aus mehreren Gründen zu relativieren. Nach den Annahmen 

von BAKER, DALTON und HILDEBRANDT (1981:28) drückt der bei Um

fragen einzukalkulierende Ja-Sage-Effekt die Angaben zum Ef

fektivitätsbewußtsein künstlich nach unten. Ein Vergleich des 

Kompetenz- und des Effektivitätsbewußtseins im Jahre 1974 

stützt diese Vermutung: Als lokal kompetent waren im betref

fenden Jahr 68 Prozent der Bundesbürger zu klassifizieren, als 

national kompetent immerhin noch 55 Prozent (vgl. die Angaben 

in Tab. 4-4). Die wesentlich ungünstigere Antwortverteilung 

beim Effektivitätsbewußtsein läßt auf einen verzerrenden Ein-
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fluß des Meßinstruments schließen. 

Es wäre meiner Ansicht nach voreilig, das niedrige Niveau po

litischer Effektivität grundsätzlich mit einer negativen Ein

stellung zum politischen Proze8 gleichzusetzen. Die Auffas

sung, man verfüge kaum über politische Einflu8möglichkeiten, 

kann auch Ausdruck politischer Indifferenz oder einer Delega

tion der eigenen Beteiligungsansprüche an die für die Politik 

als zuständig betrachteten Organisationen oder Institutionen 

sein (vgl. die Hinweise bei CITRIN et al. 1975:3f; KUCHLER 

1982:54). Gefühle der Indifferenz sind einer demokratischen 

politischen Ordnung jedoch weit weniger abträglich als solche 

der Entfremdung. Sie tragen nach ALMOND und VERBA (1965:343f) 

dazu bei, das politische Engagement zeitlich und sachlich zu 

begrenzen und dessen Intensität zu dämpfen. Auf diese Weise 

erhält die politische Führung den Spielraum, den sie zum ef

fektiven politischen Handeln benötigt. 

Darüber hinaus ist in einem demokratisch verfa8ten politischen 

System eine beständige politische Mitarbeit der gesamten Be

völkerung auch keineswegs erforderlich. Die Offenheit und 

Durchschaubarkeit des pOlitischen Prozesses ist bereits dann 

gewährleistet, wenn bei starken Minderheiten die Bereitschaft 

zum dauerhaften politischen Engagement besteht und wenn darü

ber hinaus ein größerer Kreis periodisch politisch aktiviert 

werden kann. Die Wahrnehmung potentieZZer Widerstände reicht 

im Regelfalle aus, um die politische Führung zum verantwortli

chen Handeln zu veranlassen, einer Dauerpartizipation der ge-
. samten Bevölkerung bedarf es hierfür nicht. 

Während das schwach ausgeprägte Effektivitäts- und Kompetenz

bewußtsein im ersten Nachkriegsjahrzehnt noch als ein Charak

teristikum der politischen Kultur der Bundesrepublik beschrie

ben wurde, vollzog sich in den vergangenen beiden Dekaden eine 

zunehmende Annäherung an die Verhältnisse in den "klassischen 
Demokratien", den USA und Gro8britannien. Insofern stellen 

sich die Chancen für eine demokratische Kontrolle politischer 

Herrschaft heute in der Bundesrepublik nicht ungünstiger dar 
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als in anderen westlichen L!ndern. 

Erstaunlicherweise wird die langfristig beobachtbare Zunahme 

des Effektivitätsbewußtseins der Bundesbürger im Jahre 1974 
unterbrochen. Insbesondere gilt dies für die Einsch!tzung der 

eigenen politischen Einflußmöglichkeiten und für die Wahrneh

mung der Verantwortlichkeit der Politiker (vgl. Tab. 4-5). Für 

diese Abweichung vom -normalen R Entwicklungsprozeß gibt es 

mindestens zwei Erklärungen: Abgesehen von der Civic-Culture

und der Political-Action-Studie fanden sämtliche hier ausge- . 
werteten Erhebungen in unmittelbarer zeitlicher N!he zu einer 

Bundestagswahl statt. Da sich für einen großen Teil der Bürger 

westlicher Demokratien die Einflußnahme auf die Politik auf 

die Stimmabgabe bei Wahlen beschränkt und die Wahlnorm in der 

Bundesrepublik besonders stark institutionalisiert ist, ist 

eine Ausstrahlung der Erhebungssituation auf das EffektiVi

tätsbewußtsein nicht auszuschließen. 

Eine zweite Erklärung des relativ atypischen Antwortverhaltens 

der Befragten im Jahre 1974 hat ebenfalls mit der spezifischen 

politischen Situation Ende 1973/Anfang 1974 zu tun. Am 6. Mai 

1974 erklärte der damalige Bundeskanzler Brandt seinen Rück

tritt, nachdem die Koalitionskrise sich zugespitzt hatte und 
wenige Tage zuvor, am 25. April, die Verhaftung des Kanzler

mitarbeiters Guilleaurne als DDR-Agent bekannt geworden war. 

Der Vertrauensverlust der Bundesregierung manifestierte sich 

in der Folgezeit in einer Serie von Niederlagen der Koaliti
onsparteien bei Landtags- und Kommunalwahlen. Dieser Prozeß 

hatte allerdings bereits früher eingesetzt und wurde wohl 

durch die Energiekrise im Herbst 1973 noch verstärkt. 

Konzeptuell gehört das Vertrauen zur pOlitischen Führung zu 

den OUtput-Orientierungen. Die analytische Trennung zwischen 
der Input- und OUtput-Kultur sollte allerdings nicht als völ

lige Unabh!ngigkeit beider Komponenten interpretiert werden. 

Transfer-Effekte von den OUtput- auf die Input-Orientierungen 

sind vor allem deshalb wahrscheinlich, weil die von der sozi

alliberalen Koalition 1969 initiierte Politik der -Inneren Re-
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formen" die Demokratisierung von Staat und Gesellschaft zum 

Leitwert erhoben hatte. Der Ausbau der politischen und sozia

len Partizipation bildete ein Kernelement der Reformpolitik. 

Schon vor dem Rücktritt Brandts waren Abstriche an dem zu

nächst sehr ambitionierten innenpolitischen Programm vorgenom

men worden. In der zweiten Hälfte der siebziger Jahre trat -

unter dem Eindruck der sich verschlechternden wirtschaftslage 

- das ökonomische Krisenmanagement in den Vordergrund (vgl. 

zur Politik der Inneren Reformen: SCHMIDT 1978; 1982). Diese 
Veränderung der politischen Agenda könnte nicht nur für den 

Rückgang des Effektivitätsbewußtseins zwischen 1972 und 1974 

verantwortlich sein. Sie könnte darüber hinaus dazu beigetra

gen haben, daß sich die bis 1976 - mit der erwähnten Unterbre

chung - feststellbare zunehmend positivere Einschätzung der 

Offenheit des politischen Systems für die Einflußnahme des 

Normalbürgers in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre nicht 

fortsetzte. 

Diese These findet im Antwortverhalten der Materialisten und 

der Postmaterialisten weiteren Rückhalt. Ich habe an entspre

chender Stelle gezeigt, daß sich das Effektivitätsbewußtsein 

der postmaterialistisch eingestellten Bevölkerungsgruppen im 

Gegensatz zur übrigen Bevölkerung zwischen 1974 und 1980 prak

tisch nicht veränderte. Hierfür dürfte u.a. die soziale Zusam

mensetzung dieser Gruppe, insbesondere ihr vergleichsweise 

hohes Bildungsniveau verantwortlich sein. In den höheren Bil

dungs strata traten nämlich während des untersuchten Zeitrau

mes, anders als bei den übrigen Bevölkerungsgruppen, ebenfalls 
keine wesentlichen Schwankungen im Effektivitätsbewußtsein 

auf. Doch auch im Scheitern der Politik der Inneren Reformen 

liegt eine mögliche Erklärung für die Stagnation des Kompe

tenzbewußtseins der Postmaterialisten. Die Angehörigen dieser 

Gruppe weisen definitionsgemäß eine starke Präferenz für eine 
partizipative,reformistische Politik auf. Die von ihnen favo

risierten politischen Themen hatten in den ersten Jahren der 

sozialliberalen Koalition Konjunktur. Während der Kanzler

schaft Brandts konnten die Postmaterialisten zu Recht den Ein

druck gewinnen, Einfluß auf politische Entscheidungen zu be-
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sitzen. Die Regierungsübernahme durch die sozialliberale Koa

lition war ja nicht zuletzt dadurch möglich geworden, daß es 

der SPD und der FDP gelungen war, die Unterstützung der post

materialistisch eingestellten Neuen Mittelschicht zu gewinnen. 

Eine Analyse der Parteipräferenz der Materialisten und der 

Postmaterialisten in den siebziger Jahren belegt dies eindeu

tig (vgl. dazu z.B. auch: PAPPI 1977b1 HILDEBRANDT, DALTON 

19771 BAKER, DALTON, HILDEBRANDT 1981:142ff). In den achtzi

ger Jahren ist hingegen eine Abwanderung der postmaterialisti

schen Wähler zu den GRtlNEN feststellbar (vgl. hierzu u.a.: 

MtlLLER-ROMMEL, WATTS 1984). 

Selbst wenn der hohe Rang postmaterialistischer Ziele in der 

Politik der Regierung Brandt nicht auf eine unmittelbare poli

tische Einflußnahme der betreffenden sozialen Gruppen zurück

ging, so haben wir es doch mit einem typischen Fall einer Koa

litionsbildung zwischen politischen Eliten und bestimmten Be

völkerungsgruppen zu tun, der diesen das Gefühl vermittelte, 

mit ihren Anliegen bei der politischen Führung auf Resonanz zu 
stoßen. Nach dem Regierungswechsel im Jahre 1974 verloren die 

Ziele der Neuen Politik an Bedeutung. Damit dürften sich auch 

die von den Postmaterialisten wahrgenommenen politischen Ein
flußchancen verschlechtert haben. Daß gleichwohl kein Rückgang 

des Effektivitätsbewußtseins eintrat, hat vermutlich mit der 

sozialen Zusammensetzung der Gruppe der Postmaterialisten zu 
tun. 

In den tatsächlichen politischen Gegebenheiten der siebziger 

Jahre liegt auch eine mögliche Erklärung für das unterdurch

schnittliche Effektivitätsbewußtsein der Materialisten und 

für den leichten Anstieg der durch diese Gruppe perzipierten 

EinfluBchancen zwischen 1974 und 1980: Wenn am Beginn der 

siebziger Jahre bei den Materialisten das Gefühl vorherrsch

te, in der Politik wenig Gehör zu finden, dann entsprach dies 

bis zu einem gewissen Grade den tatsächlichen politischen Rah

menbedingungen1 denn in der sozialliberalen Reformpolitik be
saßen die ·Brot- und Butter-Themen- der Alten Politik nur ei

nen untergeordneten Stellenwert. Die seit der Mitte der sieb-



230 

ziger Jahre einsetzende Rückorientierung auf eine traditionel

le Wachstums- und verteilungspolitik dürfte das Gefühl der 

Einflußlosigkeit in der Gruppe der Materialisten gedämpft ha

ben. 

Bei der gegebenen Datenlage müssen die hier unternommenen Er

klärungsverusche mehr oder minder spekulativ ausfallen. Die 

Motive für den Einstellungswandel unserer Untersuchungsgruppen 

sind mit Hilfe des vorliegenden Umfragematerials nicht verläß

lich zu bestimmen, jedoch gibt es eine Reihe von Indikatoren 

für die beschriebene Anpassung der politischen Einstellungen 

an veränderte Rahmenbedingungen. 

Die zwischen den Materialisten und den Postmaterialisten fest
stellbaren Unterschiede im Effektivitätsbewußtsein haben nach

weislich zum Teil mit den sozialen Merkmalen beider Gruppen zu 

tun. Es besteht aber darüber hinaus eine von diesen Hinter

grundvariablen unabhängige Beziehung zwischen Wertorientierun
gen und Kompetenzgefühl. Die gleiche Feststellung gilt für al

le übrigen im Rahmen dieser Arbeit untersuchten Indikatoren 

politischer Mobilisierung. Die Postmaterialisten entsprechen 

dem Typus des rational-aktivistischen Bürgers wesentlich bes

ser als die übrige Bevölkerung. Im Rahmen einer Theorie der 
demokratischen politischen Kultur verdient es eine besondere 

Beachtung, daß - abweichend von INGLEHARTs Annahmen - keine 

Inkongruenz zwischen der Selbst- und der Umweltkomponente der 

politischen Kultur auftrat. Die Postmaterialisten bewerten die 

eigenen politischen Einflußmöglichkeiten überdurchschnittlich 
positiv, aber sie vertreten auch stärker als die übrige Bevöl

kerung die Auffassung, das poZitische System sei für ihre An

liegen offen und die PoZitikep stünden ihren Wünschen aufge

schlossen gegenüber. Damit kommen die Postmaterialisten als 

Träger einer öffentlichen Kontrolle der politischen Führung 

in besonderem Maße in Betracht. Für diese Funktion sind sie 

vor allem deshalb geeignet, weil sie sich nicht allein durch 

die Bereitschaft auszeichnen, im Bedarfsfalle ihre politi

schen Einflußmöglichkeiten zu nutzen, sondern auch deshalb, 

weil ihr politisches Interesse und ihr politisches Kenntnis-
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niveau höher entwickelt ist als das der übrigen Bevölkerung. 

Aus einer Zusammenstellung der bisher ermittelten Einstel

lungskorrelate des Materialismus läßt sich gleichfalls eine 

Aussage über die demokratietheoretische Relevanz des relativ 

schwachen Kompetenzbewußtseins der Materialisten gewinnen: Es 

resultiert weniger aus einer Entfremdung von den Input-Struk
turen, d.h. einer Diskrepanz zwischen gewünschter und tatsäch

lich möglicher Einflußnahme. Eher kann man ihre Input-Orien

tierungen als Ausdruck politischer Indifferenz interpretieren, 

gehen doch die Gefühle der Inkompetenz mit einern mäßigen In

formationsniveau und einern nur schwach entwickelten politi

schen Interesse einher. Doch auch diese Aussage ist in inter

national vergleichender Perspektive nur bedingt gültig. Nach 

den von KLINGEMANN (1979a:232; Tab. 8.8: 1979b:264, Tab. 9.3) 

durchgeführten Untersuchungen lag der Anteil pOlitisch inte

ressierter Briten und österreicher unter dem Wert, der in der 

Bundesrepublik in der besonders schwach involvierten Gruppe 

der MatepiaZisten erreicht wurde. Beim passiven ideologischen 

Denken karn er zu ähnlichen Ergebnissen. Allerdings setzt sich 

die im internationalen Vergleich nicht einmal schwach entwik

kelte kognitive Mobilisierung der deutschen Materialisten 

nicht in eine entsprechende Perzeption der Fähigkeit zur poli

tischen Einflußnahme um. 

Nach den bisher präsentierten Ergebnissen rekrutieren sich die 

potentiellen Teilnehmer am politischen Prozeß in erster Linie 

aus einern Personenkreis, der auf Grund seines Sozialisations

hintergrundes und seiner kognitven Kompetenz zu rationalem po

litischen Handeln in der Lage ist. Unter diesen Bedingungen 

besteht kaum die Gefahr einer politischen Destabilisierung, 

wie sie sich aus der Ausbreitung eines expressiven politischen 

Stils ergeben könnte (vgl. dazu: KAASE, BARNES 1979:526ff). 
Andererseits sind auch gewisse dysfunktionale Folgewirkungen 

dieser Konstellation nicht in Abrede zu stellen: Die politisch 

wenig mobilisierten Bevölkerungsgruppen könnten in Krisenzei

ten die soziale Basis für antidemokratische Bewegungen abge

ben, weil sie die Artikulation ihrer Forderungen im Rahmen des 
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demokratischen politischen Prozesses nicht gelernt haben. Kon

zentrieren sich darüber hinaus die politisch Effektiven in den 

höheren Statusgruppen, dann steigt die Wahrscheinlichkeit da

für, daß sich die Leistungen der politischen Führung stark an 

den Interessen dieser Gruppe orientieren. Eine annähernde 

Gleichverteilung politischer Effektivität hingegen dürfte auch 

einen sozial weniger verzerrten Leistungsoutput des politi

schen Systems zur Folge haben. Dabei unterstelle ich natürlich 

keinen Automatismus in der Beziehung "Politische Effektivität 

- Politische Partizipation - Politische Gleichheit" (vgl. zum 

Zusammenhang zwischen politischer Partizipation und sozialer 

Gleichzeit: VERBA, NIE 19721 VERBA, NIE, KIM 19781 ALLERBECK 

1980). 

Mittelbar könnte dies Ergebnis auch für INGLEHARTs Annahmen 

über den Zusammenhang zwischen Wertorientierungen und politi

scher Unterstützung bedeutsam sein: Wenn die Postmaterialisten 

von ihren Einflu8möglichkeiten überzeugt sind und wenn diese 
Einschätzung den tatsächlichen politischen Gegebenheiten nicht 

völlig widerspricht, dann dürften postmaterialistische Ziele 

im politischen System durchaus gewisse Realisierungschancen 

besitzen. Unter diesen Bedingungen sind INGLEHARTs Vermutungen 

über die Systemzufriedenheit der Postmaterialisten mit einem 
Fragezeichen zu versehen. 

2. Wertorientierungen und politische Unterstützung 

Während ALMOND und VERBA die Einstellungen der Bevölkerung zum 

politischen System mittels der Kategorien Selbst-, Input-, 

Output- und Sy&temorientierungen beschrieben hatten, bedient 

sich INGLEHART bei der Auseinandersetzung mit den politischen 

Folgen der Stillen Revolution eines einfacheren Schemas. Neben 

der im letzten Kapitel behandelten politischen Mobilisierung 

setzt er sich mit den aus dem Wertewandel resultierenden Ak

zeptanzproblemen auseinander. Sie wurden in der populärwissen

schaftlichen Literatur mit den Schlagworten "Staats- bzw. Po

litikverdrossenheitW belegt (kritisch hierzu: KUCHLER 1982). 
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Im ALMOND/VERBA-Schema ist dieser Aspekt der politischen Kul

tur durch die Dimensionen der System- und der Output-Orientie

rungen repräsentiert. 

Der Bewertung des politischen Systems und des Output-Subsy

stems kommt im Rahmen der politischen Kulturforschung deshalb 

eine hervorgehobene Bedeutung zu, weil das politische System 

im Rahmen der innergesellschaftlichen Arbeitsteilung die für 

die Gesamtgesellschaft verbindlichen Ziele zu definieren und 

durchzusetzen hat. Dabei treten vornehmlich die Regierung und 

die ihr unterstellten Exekutivorgane der Bevölkerung als Trä

ger autoritativer Entscheidungskompetenzen gegenüber (vgl. 

hierzu z.B. PARSONS 1966: 1972:26ff). Zu Recht weist Graf 

KIELMANSEGG (1971:371ff) in seiner Analyse des Legitimitäts

begriffes darauf hin, daß die Anerkennung dieser autoritati

ven Entscheidungskompetenz des politischen Systems und der 

Auf teilung von Herrschaftsbefugnissen im gesellschaftlichen 

Zusammenleben der Menschen eine entscheidende Rolle spielt: 

"Die soziale Existenz des Menschen verlangt die Instiutionali

sierung von Möglichkeiten, verbindlich für andere zu entschei

den. Politische Systeme sind Antworten auf diese Notwendig

keit. Sie erfüllen ihre Funktion, indem sie erstens die Bedin

gungen festlegen, unter denen Entscheidungen, die mit beson

derem Anspruch auf gesamtgesellschaftliche Verbindlichkeit 

ausgestattet sind, zustande kommen und damit die Identifizier

barkeit solcher Entscheidungen mindestens prinzipiell gewähr

leisten: indem sie zweitens dafür Sorge tragen, daß der Ver

bindlichkeitsanspruch realisiert, das heißt die Entscheidungen 

zuverlässig akzeptiert werden" (GRAF KIELMANSEGG 1971:371). 

Das politische System erhebt demnach gegenüber seinen Mitglie

dern den Anspruch auf Anerkennung der Entscheidungsstrukturen 

und der Inhalte einzelner Entscheidungen. Um die damit ver

bundenen Probleme geht es im folgenden Kapitel. 

Der Leser, der sich an Han~ der verfügbaren Literatur einen 

tlberblick über das Problem -tier Zufriedenheit mit dem politi

schen System und mit dessen Output-Aspekten verschaffen möch

te, steht zunächst einmal vor einer FUlle divergierender Be-
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zeichnungen. Für positive Einstellungen der Bevölkerung zu den 

betreffenden politischen Objekten finden wir Begriffe wie po

litische Unterstützung, politisches Vertrauen, staatsbürger

liches Pflichtbewußtsein, politische Zufriedenheit oder Legi

timitätsglaube. Ihr Fehlen bezeichnet man als politische Ent

fremdung, politische Deprivation, politische Unzufriedenheit, 

politischen Zynismus usw. In den meisten Arbeiten vermißt man 
eine einigermaßen präzise und in sich stimmige Abgrenzung die

ser Begriffe. Noch weniger bemühte man sich bislang darum, den 

genannten Konzepten eine in der empirischen Analyse verwendba
re Form zu geben. 

Die ~ehrzahl der empirischen Studien zur System- und Regie

rungszufriedenheit knüpft mehr oder weniger ausdrücklich an 

David EASTONs (1965:153ff: 175) Konzeption diffuser und spe
zifischer politischer Unterstützung an. Sie liegt den folgen

den Uberlegungen zum Akzeptanzproblem in der Demokratie eben

falls zu Grunde, bedarf jedoch, um für die empirische Analyse 
fruchtbar zu werden, einer Präzisierung. 

2.1. Zur Bedeutung des Konzepts ·politische unterstützung" 

und zur Abgrenzung zwischen diffuser und spezifischer 
politischer Unterstützung 

In EASTONs Systemmodell bildet die politische Unterstützung 

gemeinsam mit den Forderungen die Input-Seite des pOlitischen 
Prozesses. Für unsere Zwecke ist diese Vorstellung nicht un

eingeschränkt brauchbar, da EASTON (1965:159ff) sowohl Hand

lungen (·overt support") als auch Einstellungen ("covert 
support") zu den Inputs rechnet. Betrachtet man das politische 

System als ein Handlungssystem, dann können nur Handlungen, 

nicht jedoch Einstellungen zu seinen Elementen und Subsystemen 
gehören (vgl. dazu auch FAUPEL 1971:346ff). Aus diesem Grunde, 

aber auch im Hinblick auf unseren Untersuchungsgegenstand, hat 
man sorgfältig zwischen unterstützenden Handlungen einerseits 

und unterstützenden Einstellungen auf der anderen Seite zu un
terscheiden. 
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Erstere bilden, zusammen mit den Forderungen, das Input-Subsy

stem der Politik. Die auf diese Handlungen, die sie regulie

renden Institutionen und Symbole sowie die dazugehörigen Orqa

nisationen gerichteten Orientierungen dagegen gehören zur kul

turellen Umwelt des politischen Systems, seiner Input-Kultur. 

Es gibt darüber hinaus weitere unterstützende Einstellungen. 

Sie beziehen sich auf das System als allgemeines Objekt und 
auf dessen Output-Subsystem und sind den betreffenden Teilsy

stemen der politischen Kultur zuzurechnen. In EASTONs Konzep

tion politischer Unterstützung spielen die Einstellungen zum 

System und zu den politischen Outputs aus den bereits genann

ten Gründen eine besondere Rolle, betreffen sie doch direkt 

die Fähigkeit des politischen Systems, seine Funktion inner

halb der Gesellschaft zu erfüllen. 

Auf der Grundlage der Unterscheidung zwischen Unterstützungs

handlungen und unterstützenden Einstellungen kann man, in An
lehnung an MULLER (1970b:1151) die hier relevanten Aspekte 

politisaher Unterstutzung als Menge positiver Einstellungen zu 

poZitisahen Objekten (hier: zum politischen System als allge

meinen Objekt und zu seinen Output-Institutionen und -handlun

gen) definieren. ROSENAU (1974:1) vergleicht die Funktion der 

Unterstützung in der Politik mit jener des Geldes in der Wirt

schaft: "As money is to an economic system, so is political 

support to a political system. Mobilized or latent, voluntary 

or coerced, support is the currency of democratic and autho

ritarian polities alike". 

In einem demokratisahen politischen System ist es nun keines

wegs gleichgültig, ob politische Unterstützung freiwillig oder 

erzwungenermaßen gewährt wird. Man muß deshalb im Rahmen einer 

Theorie politischer Unterstützung die Frage nach den für diese 

Einstellung maßgeblichen Motiven stellen. Diesen Aspekt arbei

tet EASTON nur relativ unsystematisch aus, obgleich er aus

drücklich zwei Komplexe von Unterstützungsmotiven, das politi

sche Vertrauen und dem Legitimitätsglauben, untersucht. Die 

Grundlage für seine Unterscheidung zwischen spezifischer und 

diffuser politischer Unterstützung bilden aber die Objekte, 
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auf die sich die betreffenden Einstellungen richten (vgl. ähn

lich: KLAGES, HERBERT 1983:40). 

Im Interesse seiner Stabilität und Funktionsfähigkeit muß - so 

EASTON (1965:157ff: 1975) - das politische System, zumindest 
auf lange Sicht, über eine stabile, nicht von kurzfristigen Er

folgen der politischen Führung abhängige good-will Reserve 
verfügen. Im Hinblick auf ihre Bedeutung für den Systembestand 

unterscheidet er zwischen zwei Klassen politischer Unter

stützung, der diffusen und der spezifischen Unterstützung. Er

stere umfaßt die Einstellungen zum politischen Regime und zur 

politischen Gemeinschaft, letztere betrifft die Bewertung der 

amtierenden poLitischen Führung. 

Diese Adressaten politischer Orientierungen behandelt EASTON 

"A System's Analysis of Political Life" ausführlich. Als poli

tische Gemeinschaft bezeichnet er (vql. EASTON 1965:171ff) ei

nen Zusammenschluß mehrerer Personen, die gemeinsam die Durch

setzung politischer Ziele anstreben. Erst wenn sich in dem be

treffenden Kollektiv ein Zusammengehörigkeitsgefühl entwickelt 

hat, kann man von einer Gemeinschaft sprechen. Als das für die 

Neuzeit typische politische Gemeinwesen betrachtet er den Na

tionalstaat, aber auch die lokale Gemeinde oder supranationale 

Organisationen wie die NATO gelten als politische Gemeinschaf

ten. 

Selbst bei einer starken Identifikation der Mitglieder mit der 

politischen Gemeinschaft treten im sozialen Zusammenleben Pro

bleme auf, für die es keine automatischen Lösungen gibt. Ein 

politisches Kollektiv benötigt bestimmte Regeln zur Beilegung 

politischer Konflikte. Diese gehören zum zweiten Komplex von 

Unterstützungsobjekten, dem politischen Regime. Hierunter fal

len nach EASTON (1965:190ff) die politischen Werte, Normen und 

Autoritätsstrukturen. Ihre Funktion besteht darin, den Aufga

benbereich der Politik, die in ihr geltenden Spielregeln und 

Entscheidungskompetenzen festzulegen. Jedes politische System 

muß nach EASTON über solche allgemein anerkannten Werte, Nor

men und Entscheidungsbefugnisse verfügen, damit Klarheit darü-
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ber besteht, welche Ziele in der Politik verfolgt werden 

(Wertaspekt des Regimes), welche Prozeduren dabei Anwendung 

finden, welche Handlungen erlaubt und verboten sind (Norm

aspekt) und schließlich wer in dem betreffenden System auf 

Grund welcher Kriterien welche Herrschaftsbefugnisse besitzt 

(Strukturaspekt). Alle diese Probleme sind Gegenstand der "Re

gimeorientierungen" der Bevölkerung. Anders als EASTON behan

delt GAMSON (1968:50) den Wertaspekt als einen eigenständigen 

Komplex politischer Unterstützung, die "political philosophy" 

Die spezifische politische Unterstützunq richtet sich nicht 

auf solch grundlegende Fragen des politischen Zusammenlebens 

der Menschen, wie sie bislang behandelt wurden. Ihr Objekt ist 

die amtierende politische Führung. Die Bevölkerung weist ihr 

nach EASTON die Zuständigkeit für die alltäglichen Regierungs

geschäfte zu, macht sie für deren Funktionieren verantwortlich 

und ist bereit, ihre Handlungen als bindend anzuerkennen. Die 

politische Unterstützung kann dabei sowohl einzelne Handlungen 

der Führung, ihren (materiellen) Leistungsoutput, als auch die 

Form der Amtsführung im allgemeinen betreffen (vgl. EASTON 

1965:212ff; 1975:437; MULLER 1970b:1149f). Auf diese Unter

scheidung werde ich später noch näher eingehen. 

Für EASTON und die an seine Uberlegungen anknüpfenden Autoren 

stellt sich der Unterschied zwischen spezifischer und diffuser 

politischer Unterstützung zunächst über die Unterstützungsob

jekte dar. Daneben gibt es weitere Abgrenzungsmerkmale, die 
teils ausdrücklich, teils aber auch nur implizit erörtert wer

den. So betrachtet EASTON (1975:444f) die diffuse politische 

Unterstützung als die grundlegendere und stabilere von den 

beiden Größen. Eine schwach entwickelte Loyalität der Bevölke

rung zum politischen System sei - zumindest kurzfristig -

durch eine außerordentlich erfolgreiche Politik der Regierung 

kaum zu kompensieren. Demgegenüber schwächten Fehlleistungen 

der politischen Führung eine stabile Bindunq der Bürger an das 

pOlitische System allenfalls auf lange Sicht. Für die Stabili

tät und Funktionsfähigkeit des politischen systems ist, EASTON 

zu FOlge, ein Rückgang an diffuser politischer Unterstützung 
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bedrohlich. Dagegen gehören Schwankungen im Niveau spezifi

scher politischer Unterstützung geradezu zu den Funktionsbe

dingungen der Wettbewerbsdemokratie (vgl. EASTON 1975:436f, 

444; KAASE, MARSH 1979a:41). 

EASTONs Konzeption bleibt im Hinblick auf die Unterstützungs

motive ziemlich unbefriedigend. Als diffuse politische Unter

stützung bezeichnet er eine allgemeine Bewertung eines Objekts 

durch eine Person. Ein Reservoir günstiger Einstellungen er

mögliche es dem Individuum, auch solche Entscheidungen zu ak

zeptieren, mit denen es nicht einverstanden sei und die seine 

Interessen verletzten (vgl. EASTON 1975:444). Durch den Be

griff "allgemeine Bewertung" können allerdings ganz unter

schiedliche Bewertungsstandards angesprochen werden. Eine ge

wisse Eingrenzung nimmt EASTON (1975:446f; vgl. auch: CONRADT 

1980:222) vor, indem er dies Einstellungsmuster in zwei Kom

ponenten, das Ve~t~auen und die Legitimit~t8Ube~zeugungen,zer

legt. Es bleibt aber offen, ob damit die Motive zur Unter

stützung des politischen Regimes erschöpfend beschrieben sind. 

DarUber hinaus gibt es keinen vernünftigen Grund dafür, nicht 

auch die Einstellungen zur politischen Führung unter Legitimi

tätsgesichtspunkten oder als Vertrauensbeziehung zu analysie
ren. 

In seiner Auseinandersetzung mit den Stabilitätsbedingungen 

politischer Systeme stellt LIPSET (1981:64ff) ähnliche Uberle

gungen an, auf deren Grundlage man die von EASTON entwickelte 

Konzeption politischer Unterstützung systematisch weiterent

wickeln kann. Nach LIPSET leistet die Bevölkerung den autori

tativen Entscheidungen des politischen Systems aus unter

schiedlichen Gründen Folge. Er belegt diese mit den Begriffen 

"Effektivität" und "Legitimität": "The stability of any given 

democracy depends not only on economic development but also 

upon the effectiveness and the legitimacy of its political 

system. EffectivBne88 means actual performance, the extent to 

which the system satisfies the basic functions of government 

as most of the population and powerful groups within it as big 

business or the armed forces see them. Legitimacy involves the 



239 

capacity of the system to endenger and maintain the belief 

that the existing political institutions are the most appro

priate ones for the society ..• While effectiveness is primar

ily instrumental, Zegitimacy is evaluative" (LIPSET 1981:64~ 

Hervorh. OWG). 

Im Anschluß an EASTON und LIPSET ist in dieser Arbeit von dif

fuser und von spezifischer politischer Unterstützung in einem 

doppelten Sinne die Rede. Einerseits sind damit unterstUtzungs

objekte, auf der anderen Seite UnterstUtzungsmotive gemeint. 

Die Zweckmäßigkeit einer derartigen Erweiterung des EASTON

sehen Ansatzes wird durch etliche für die Analyse des Akzep

tanzproblems bedeutsame Beiträge zur sozialwissenschaftlichen 

Theoriediskussion belegt. So unterscheidet z.B. Max WEBER in 

seiner Typologie sozialen Handeins zwischen traditionellen, 

affektueZZen, 2weck- und wertrationaZen Handlungsmotiven. Es 

ist ohne weiteres möglich, diesen Ansatz in die Untersuchung 
der Einstellungen der Bevölkerung zum politischen System und 

zur politischen Führung einzubringen. Max WEBER selbst skiz

zierte in seiner Herrschaftsformenlehre derartige Möglichkei

ten (vgl. WEBER 1972:12f, 122ff). Seinen Ausführungen zu Folge 

bleiben die Motive affektuellen und traditionalen Handeins in

haltlich unspezifisch oder diffus, während er das zweck- und 

das wertrationale Handeln als Produkt klarer tlberlegungen über 

die Handlungszwecke betrachtete. 

Unter den handlungsorientierenden "Pattern Variables" von 

PARSONS und SHILS (1962:76ff) ist das Gegensatzpaar "specifi

ty-diffuseness" gleichfalls zu finden. Geht ein Akteur eine 

Beziehung zu einem Objekt ein, dann muß er entscheiden, ob er 

diese Beziehung auf genau definierte Aspekte eingrenzt oder ob 

er einer diffusen, inhaltlich nicht spezifizierten Form den 
Vorzug einräumt. Im letzten Falle gibt es keine eindeutigen, 

das Verhältnis der Beteiligten regelnden Rechte und Pflich

ten. Vielmehr ist in jeder Situation neu über die Ausgestal

tung der Beziehungen zu entscheiden. Diese selbst allerdings 

steht nicht zur Disposition. Haben wir es dagegen mit einem 

spezifischen Muster von Handlungsorientierungen zu tun, dann 
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stehen für die Lösung der in jeder Situation auftretenden Pro

bleme eindeutige Kriterien zur Verfügung oder es ist klar, ob 

dem Sachverhalt überhaupt eine Bedeutung für die Beziehungen 

zwischen den Beteiligten zukommt. 

Auf die Einstellungen der Bürger zum politischen System bzw. 

zur politischen Führung sind auch diese Uberlegungen anwend

bar. Dies wird beispielsweise in den LegitimitätSkonzepten von 

HABERMAS (1973:53ff, 96ff, 113ff; 1976) und LUHMANN (1969: -

27ff, 137ff; 1974:159, 166ff) deutlich. Obgleich sich die Vor

stellungen beider Autoren grundlegend voneinander unterschei

den, spielt bei ihnen die Abgrenzung zwischen inhaltlich mehr 

oder minder genau spezifizierten Geltungsansprüchen und einer 

eher diffusen Akzeptanzbereitschaft eine wichtige Rolle. 

Abweichend von EASTON betrachte ich die politische Unter

stützung in den folgenden Abschnitten als eine Menge positiver 

EinstelZungen zur politischen Führung, zum politischen Regime 

und zur politischen Gemeinschaft (Objektseite) , gleichzeitig 

aber auch als e~KompZex mehr oder minder pr~zise festgeleg

ter Akzeptanzmotive (vgl. ähnlich auch: FUCHS 1981:211ff, bes. 

Tab. 2). Auf diese Weise ergibt sich das in Abb. 4-3 enthalte

ne Klassifikationsschema. Es enthält acht verschiedene Varian

ten politischer UnterstUtzung. Die Einstellungen zur politi

schen Gemeinschaft bleiben in den empirischen Untersuchungen 

wegen der ungUnstigen Datenlage unberücksichtigt. Die meisten 

anderen, in den einschlägigen Untersuchungen zur Messung der 

System- und der Outputkomponente der politischen Kultur einge

setzten Konzepte lassen sich dagegen recht gut in das vorg~

stellte Schema einordnen. Ich behandle nachfolgend die theore

tisch und forschungspraktisch besonders bedeutsamen Variablen 

Policy-Zufriedenheit, politisches Vertrauen, Legitimitätsüber
zeugungen und Demokratiezufriedenheit. 



A
b

b
. 

4 
-

3
: 

S
ch

em
a 

z
u

r 
A

n
a
ly

se
 
p

o
li

ti
s
c
h

e
r 

U
n

te
rs

tü
tz

u
n

g
 

, U
I b'
l § N
 

+
I :::s
 

+
I U
I H
 

GI
 

+
I :§ 

GI
 >
 "" +I 0 Ei
 

in
h

a
lt

li
c
h

 
e
in

d
e
u

ti
g

 
fe

s
tg

e
le

g
t 

(s
p

e
z
if

is
c
h

) 

in
h

a
lt

li
c
h

 
u

n
b

e
st

im
m

t 
(d

if
fu

s
) 

U
n

te
rs

tü
tz

u
n

g
s
o

b
je

k
te

 

s
p

e
z
if

is
c
h

 

e
in

z
e
ln

e
 

H
a
n

d
lu

n
g

e
n

 
p

o
li

ti
s
c
h

e
 

p
o

li
ti

s
c
h

e
s
 

p
o

li
ti

s
c
h

e
r 

F
ü

h
ru

n
g

 
R

eg
im

e 
E

n
ts

c
h

e
id

u
n

g
s-

tr
ä
g

e
r 

a
ll

g
e
m

e
in

 

p
o

li
ti

s
c
h

e
 

G
e
m

e
in

sc
h

a
ft

 

-
-
-
-
-

I 

N
 
~
 

.....
 



l42 

2.2. Die Bewertung der Regierungsarbeit 

2.2.1. Policy-Zufriedenheit als Teilkomponente spezifischer 

Unterstützung 

2.2.1.1. Policy-Zufriedenheit als theoretisches Konstrukt 

Nach GAMSON (1968:50f; vgl. auch: MULLER, JUKAM 1977:1570) 

stehen die einzelnen Ausprägungen politischer (Un-)zufrieden

heit in einer hierarchischen Beziehung zueinander. Diese be

trifft die Spezifität des Bewertungsobjekts und -motivs, die 

Stabilität und die Systemrelevanz der betreffenden Einstellun
gen. Die Basis dieser Hierarchie bildet nach GAMSON die Zu

friedenheit mit der amtierenden politischen Führung. Man kann 

jedoch die Bewertung Handlungen und Handlungaprogramme der Re
gierung als die speziellste und labilste Output-Orientierung 

ansehen. Ihre Veränderung dürfte, zumindest auf kurze Sicht, 

keine Folgen für die Stabilität des politischen Systems nach 
sich ziehen. 

Natürlich kBnnen der Zufriedenheit mit dem Entscheidungsout

put der Exekutive unterschiedliche Motive zu Grunde liegen. 
In der Literatur spielt aber eine besondere Variante, die 
Policy-Be~ertung, eine wichtige Rolle. Sie stellt eine Teil

klasse .~eckrationaler Einstellungen dar und repräsentiert 
entsprechend eine instrumentelle Beziehung der Bevölkerung zur 

politischen Führung und gegebenenfalls auch zum politischen 

System. In seinen ersten Arbeiten zur Binnendifferenzierung 
des politischen Systems schrieb PARSONS (1966:87ff) einem spe

zifischen Teilsystem der Polity, dem Unterstützungssystem, die 

Funktion der Integration politischer Akteure und Kollektive 

zu. Die politische Integration vollzieht sich seiner Auffas
sung nach in unterschiedlichen Formen. Von besonderem Interes
se sind hier die auf dem politischen Gutermarkt ablaufenden 

Transaktionen zwischen der politischen Führung und der Bevöl

kerung: Die Regierung produziert von den Mitgliedern des poli
tischen Systems oder von einzelnen Interessengruppen gewünsch

te Güter und erhält im Gegenzug dazu deren spezifische Unter-
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stützung. Diese Art der Beziehung zwischen den Eliten und den 
Nicht-Eliten ähnelt dem "Natural tausch " im Wirtschaftssystem 

(vgl. auch: EASTON 1965:267f; CITRIN 1974:973). 

Die Unzufriedenheit einzelner Personen oder Gruppen mit den in 

diesem Austauschprozeß erworbenen Gütern finden wir in der 

einschlägigen Literatur unter dem Begriff der "Policy-Unzu

friedenheit". MILLER (1974b:996) charakterisiert sie folgen

dermaßen: "Policy dissatisfaction may be conceptualized as a 

function of the discrepancy between one's own policy preferen

ce and the policy alternatives offered by political authori

ties on salient issues." FARAH, BARNES und HEUNKS (1979:411ff) 

zerlegen diese Einstellung in drei Teilkomponenten, nämlich: 

(1) die Bewertung der Wichtigkeit der Policy-Alternative, (2) 

die Annahme einer Zust~ndigkeit der Regierung oder des Staates 

für die Lösung des Problems und (3) die Zufriedenheit mit den 

Leistungen der zuständigen Institution. 

Insbesondere MILLER (1974a; 1974b; vgl. auch die Kritik durch 

CITRIN 1974) beschäftigte sich ausführlich mit der Rolle der 

Leistungsbewertung im Rahmen der Theorie politischer Unter

stützung. Er vertrat die Auffassung, perzipierte Mängel in der 

Problemlösungsfähigkeit der Regierung stellten die wichtigste 

Ursache des in den USA beobachteten Vertrauensverlustes der 
politischen Führung dar (vgl. vor allem: MILLER 1974b:996ff; 

vgl. auch für die Bundesrepublik die Arbeiten von FRANZ 1983: 

19ff: SCHIMEK 1985:24ff). 

Bislang wurde die Policy-Zufriedenheit als Einstellung zu den 

Leistungen der Regiepung und der durch sie kontrollierten BU

pokpatie behandelt. Man sollte sich jedoch vergegenwärtigen, 

daß sehr unterschiedliche Aspekte des Regierungshandelns von 

der Bevölkerung bewertet werden: Die Zufriedenheit kann sich 

auf einzelne politische Handlungen der Exekutive (Gesetze, 

Verordnung), auf ihre Apbeit in bestimmten IS8ue-Bepeichen 

(Wirtschafts-, Sozial- und Außenpolitik) und schließlich auf 

die T~tigkeit der Regierung im allgemeinen richten. Der Ge
winn und Verlust politischer Kompetenz nimmt dabei vermutlich 
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von einzelnen Leistungen und Programmen seinen Ausgang, wird 

aber im Laufe der Zeit auf die gesamte Arbeit der Regierung 

generalisiert. Für das Ansehen der politischen Führung dürfte 

diese generelle Bewertung der Leistungsfähigkeit die größte 
Rolle spielen. Vermutlich ist sie, auf lange Sicht betrachtet, 

auch stabiler als andere Aspekte der Policy-Zufriedenheit. 

FARAH, BARNES und HEUNKS (1979:429ff, ähnlich auch LIPSET 

1981:64ff) betrachten neben der Regierung auch das politische 

System als einen Adressaten von Leistungserwartungen und -be

wertungen: "Policy dissatisfaction shares the specific compo
nent with the government/opposition measure insofar as the 
content of the measure is largely based on issues that make 

up the demand structure of the public in the five nations. Yet 

it is also an evaluation of the regime because most of the 

issues in our measure are part of the prevailing public agenda 

and are not associated with one set of authorities or another. 

Instead, the public agenda might be regarded as the set of 
national priorities that are identified with the political 
order" (FARAH, BARNES, HEUNKS 1979:431f, Hervorh. im Original). 

Die Frage, ob die Bevölkerung zwischen Systemzielen und Regie
rungszielen, Systemleistungen und Regierungsleistungen unter
scheidet, ist nur empirisch zu klären. Für den GroSteil der 

Bürger führt der Staat kein von bestimmten politischen Insti

tutionen abtrennbares Eigenleben, sondern er stellt sich ih

nen in der Arbeit von Parlament, Regierung, Verwaltung und 

Parteien dar. Soweit poZitische Leistungen zu bewerten sind, 
steht die Exekutive im Blickpunkt der Bevölkerung (vgl. KOCH 
et ale 1972:62). Insofern bereitet es keine SchWierigkeiten, 

die Policy-Zufriedenheit der Output-Komponente der politi
schen Kultur zuzuordnen. 

2.2.1.2. Die EntWiCklung der Zufriedenheit mit den 

Leistungen der Bundesregierung 

Da die Bewertung der Issue-Kompetenz der Regierungs- und der 
Oppositionspartei zu den wichtigsten Erklärungsvariablen des 
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Wählerverhaltens gehören und entsprechend intensiv erforscht 
wurde, besitzen wir reichhaltiges Material über die Po1icy
Zufriedenheit der Bevölkerung. Es bestünde somit im Prinzip 
die Möglichkeit, diesen Aspekt der OUtput-Kultur sehr diffe
renziert zu untersuchen. Dies wäre vor allem für die Auseinan

dersetzung mit dem Status von Materialismus und Postmateria
lismus als Wertorientierungen bzw. als kurzfristig wandelbaren 
Issue-Präferenzen von Interesse. Dennoch bleiben in den fol
genden Untersuchungen die Einstellungen der Bundesbürger zu 
einzelnen politischen Issues unberücksichtigt. Zunächst liegen 
zu diesem Problem etliche empirische Studien vor, in deren 
Rahmen auch die Postmateria1ismus-Hypothese geprüft wurde 
(vg1. z.B. HILDEBRANDT, DALTON 1977; FARAH, BARNES, HEUNKS 
1979; BAKER, DALTON, HILDEBRANDT 1981:136ff; DALTON, HILDE

BRANDT 1983). Darüber hinaus beschäftigt sich diese Arbeit mit 
allgemeinen politischen Einstellungen, deren Entwicklung sich 
sinnvoll über einen längeren Zeitabschnitt verfolgen läßt. Die 
Iesue-Präferenzen und -Bewertungen hängen demgegenüber von den 
jeweils vorherrschenden politischen und ökonomischen Rahmenbe

dingungen ab. Aus diesem Grund enthalten die mir verfügbaren 
Erhebungen auch unterschiedliche Vorgaben an die Befragten. 
Eine vergleichende Analyse der POlicy-Bewertung ist aber nur 
auf der Basis eines weitgehend konstant bleibenden Erhebungs
programms sinnvoll. Aus diesen Gründen setzt die Untersuchung 
bei der allgemeinen, d.h. nicht auf einzelne Politikfelder be
zogenen Bewe~tung de~ Regie~ungBlBiBtungen an. 

Nach den in der Literatur gängigen Aussagen ist eine überwie
gend positive Einstellung der BundesbÜrger zur Regierungsar
beit zu erwarten. Dies schließt situationsspezifische Schwan
kungen natÜrlich nicht aus. Die agouvernementa1e Prägunga des 
Verhältnisses zur Politik gehört nach der Meinung vieler Beob
achter zu den Traditionsbeständen der politischen Kultur 
Deutschlands (vgl. KOCH et a1. 1972:25ff, GREIFFENHAGEN, 
GREIFFENHAGEN 1981:6Sff). Auch ALMOND und VERBA (196S:312f) 
hatten die politische Kultur der Bundesrepubllk als ·output
orientiert- betrachtet. Lediglich in Großbritannien war ihren 
Ergebnissen zu Folge das Vertrauen in die Leistungsfähigkeit 
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(und Fairneß) der Exekutive vergleichbar stark ausgeprägt. 

Die politische Entwicklung der Bundesrepublik in den beiden 

ersten Nachkriegsjahrzehnten läßt einen Kontinuitätsbruch in 

der Wahrnehmung und Bewertung der Regierungsarbeit nicht sehr 

wahrscheinlich erscheinen. Das Wirtschaftswunder leistete nach 

CONRADT (1980:222) einen wesentlichen Beitrag zur Stabilisie

rung der Demokratie. Er bewertet die deutsche Nachkriegsge

schichte geradezu als Paradebeispiel für die systemstabilisie

renden Effekte einer erfolgreichen Regierungspolitik: 

"Thus, a system's high level of performance, its output, can 

over time 'take on a life of its own', that is, become a 
symbol aiding in identification with the political institut

ions and processes of the regime. The 'economy' and the 'net 

of social welfare and security' have been cited by some German 
observers as important symbols of the postwar polity as weIl 

as sources of legitimacy, which engender in mass publies a 

feeling of being cared for, of security· (vgl. auch: BAKER, 
DALTON, HILDEBRANDT 1981:21ff). 

Die Zufriedenheit der Bevölkerung mit der politischen Führung 

hängt nicht zuletzt von deren Erfolgen in der Wirtschafts- und 

Sozialpolitik ab (vgl. grundlegend hierzu: FREY 1977:163ff; 

FRANZ 1983; SCHIMEK 1985 m.w.L.). Das Vertrauen in die Pro

blemlösungskompetenz der Regierung dürfte in den beiden ersten 

Nachkriegsjahrzehnten gewachsen sein, zumal sich nach 1958 ei

ne zunehmende Ubereinstimmung der Parteien über die Grundzüge 

der deutschen Innen- und Außenpolitik einstellte. Mit der Ver

abschiedung des Godesberger Programms leitete die oppositio

nelle SPD eine Phase konsensorientierter Politik ein, die 

schließlich in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre eine 

Große Koalition aus CDU/CSU und SPD ermöglichte. 

Im Jahre 1966 kam es erstmals in der Nachkriegsentwicklung der 

Bundesrepublik zu einem spürbaren konjunkturellen Einbruch. In 
dessen Gefolge gelang der rechtsextremen NPD der Einzug in 

mehrere Landesparlamente. Die nach dem Regierungswechsel 1969 

forcierte Reform- und Entspannungspolitik war mit heftigen in-
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nenpolitischen Kontroversen verbunden. Sie erreichten im Früh

jahr 1972 mit einem Mißtrauensantrag der oppositionellen COU/ 

CSU gegen Bundeskanzler Brandt ihren Höhepunkt. Nach der für die 

die sozial-liberale Koalition erfolgreichen Bundestagswahl 

1972 zeigte sich, daß die Zeit ungebrochener wirtschaftlicher 

Prosperität ihrem Ende zuging. Die Energiekrise im Herbst 1973 

lieferte einen Beweis für die Störanfälligkeit der stark aus

senorientierten deutschen Volkswirtschaft. Im Jahre 1975 über

schritt die Arbeitslosenquote erstmals seit 1959 wieder die 

Millionengrenze. Von einer kurzen Unterbrechung in den Jahren 

1979/1980 abgesehen, breitete sich die Arbeitslosigkeit in ei

nem geradezu rasanten Tempo aus. Die sozio-ökonomischen Rahmen

bedingungen für die Entstehung bzw. den Fortbestand positiver 

Output-Orientierungen hatten sich in der zweiten Hälfte der 

siebziger Jahre drastisch verschlechtert. Zu den wirtschaft

lichen Krisenerscheinungen kam ein heftiger Streit über neue 

innenpolitische Themen und über die Ausgestaltung der ost
West-Beziehungen hinzu. Nach dreizehn Jahren sozialliberaler 

Koalition wurde im September 1982 Bundeskanzler Schmidt durch 

ein von der COU/CSU und der FOP eingebrachtes Mißtrauensvotum 

gestürzt. Zumindest in den Deklarationen der Koalitions- und 

der Oppositionsparteien firmierte der Regierungswechsel als 

politische Wende. Bei der Bundestagswahl im März 1983 gelang 

es den Grünen, als vierte politische Gruppierung in den Bun

destag einzuziehen, nachdem zwischen 1957 und 1983 lediglich 

die COU/CSU, die SPO und die FDP die Fünf-Prozent-Hürde über

wunden hatten. Der Wahlerfolg der Grünen wurde überwiegend 

als Symptom eines Unbehagens an den etablierten Parteien und 

der von ihnen vertretenen Politik interpretiert. 

Der in dieser Arbeit untersuchte Zeitabschnitt zeichnet sich 

demnach durch wichtige politische und ökonomische Veränderun

gen aus, die der Analyse der Zufriedenheit mit den Regierungs

leistungen einige Brisanz vermitteln. Die bislang vorliegen

den Studien zur politischen Kultur der Bundesrepublik enthal

ten allerdings nur fragmentarisches und heterogenes Datenma

terial zu diesem Problem. Nach RAUSCH (1980:50, 68f) wies das 

Einverst~ndnis mit der PoZitik des BundeskansZers zwischen 
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1966 und 1977 beträchtliche Schwankungen auf. FRANZ (1983: 

26ff) und SCHIMEK (1985:6ff) erfaBten die Regierung8popuZari

t~t über die berühmte " Sonntags frage " und stellten in dieser 

Hinsicht ebenfalls starke, kurzfristige Veränderungen fest. 

Als Instrument zur Messung der Zufriedenheit mit der Arbeit 

der Regierung eignet sich die in den Mannheimer WAHLSTUDIEN 

eingesetzte Skalometer-Frage in besonderem MaBe. Sie erfaBt 

die Einschätzung der Regierungsleistungen auf einer Elf-Punk

te-Skala. Die Erhebungsfrage zielt eindeutig auf die Lei8tun

gen der amtierenden Bundesregierung. 

Auf den ersten Blick bestätigt der in Tabelle 4-8 wiedergege

bene langfristige EntwiCklungstrend die in der Literatur ver

breiteten Krisen- und Regierbarkeitstheoreme. Im Jahre 1969 

gaben drei von vier befragten Bundesbürgern eine positive Ein

schätzung der Regierungsarbeit ab, drei Jahre später lag der 

betreffende Anteil bereits um zehn Prozent niedriger. Der fol
gende Rückgang des Vertrauens in die Leistungsfähigkeit der 

Regierung wurde lediglich im Jahre 1980 unterbrochen. Im Jahre 

1982 war der bisherige Tiefpunkt der EntwiCklung erreicht. 

Erstmals übertraf der Anteil negativer und indifferenter Anga

ben die positiven Aussagen zur Regierungsarbeit. 

Für den Zeitraum zwischen 1972 und 1983 sind zusätzliche Un

tersuchungen der kurzfristigen Veränderung der Regierungszu

friedenheit möglich. Auf ihrer Grundlage kann man prüfen, ob 

sich in den in Tabelle 4-8 enthaltenen Daten situationsspezi

fische Verzerrungen widerspiegeln, die bei der Interpretation 

langfristiger Entwicklungstrends unter Umständen zu Fehlein
schätzungen fUhren. 

Die Bewertung der Regierungsarbeit wies in den Jahren 1972 und 

1976 nur geringfügige Schwankungen auf. Im Prinzip gilt diese 

Feststellung auch für das Jahr 1980 (adf die Vorlage von Ta

bellen hierzu wird verzichtet). Gänzlich anders sieht dagegen 
die Sachlage in dem zwischen dem August 1982 und dem Februar 

1983 liegenden Zeitabschnitt aus. Im August 1982 wählten 37 
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Prozent der Befragten die vier niedrigsten Werte auf der Zu

friedenheitsskala, bis zum Februar 1983 besserte sich das Bild 

der Regierung in der öffentlichkeit wieder nachhaltig (22 Pro

zent eindeutig negative Angaben; vgl. Tab. 4-9). 

Der Nachweis solcher Periodeneffekte erschwert die Interpreta

tion langfristiger Entwicklungsprozesse. Dennoch erscheint mir 

die These von einer auf lange Sicht eingetretenen Erosion der 

Policy-Zufriedenheit vordergründig, da sie den Erhebungskon

text, der präsentierten Daten nicht hinlänglich berücksichtigt 

Im Jahre 1969 amtierte die aus CDU/CSU und SPD gebildete Gros

se Koalition. Sie verfügte mit einem Stimmenanteil von 87 Pro

zent bei der Bundestagswahl 1965 über eine ungewöhnlich breite 

Wählerbasis. Dieser Umstand findet sicherlich im Urteil über 

die Regierungsarbeit seinen Niederschlag. Wenn man berücksich

tigt, daß die Einstellung zur Regierung maßgeblich von der 

Parteipräferenz beeinflußt wird, kann die positive Ausgangsla

ge also nicht überraschen. Der zwischen 1969 und 1972 einge

tretene Rückgang der Policy-Zufriedenheit ist wohl primär auf 

die Veränderung der parteipolitischen Konstellation zurückzu

führen. Für den Zeitraum von 1972 bis 1980 ist eine zunehmende 

Distanzierung der Bevölkerung von ihrer politischen Führung 

nicht nachweisbar. 

Ein drastischer Einbruch in der Zufriedenheit mit der Arbeit 

der Bundesregierung tritt erst wieder zwischen 1980 und 1982 

auf. In diesem Zeitraum hatten sich die wirtschaftlichen Rah

menbedingungen spürbar verschlechtert (vgl. die Hinweise auf 

S. 246f dieser Arbeit). Die weit verbreitete Kritik an der Lei

stungsfähigkeit der sozial-liberalen Koalitionsregierung ist 

vor diesem Hintergrund nicht weiter verwunderlich. Sie signa

lisiert zudem die typischen AbnutzungserSCheinungen, denen ei

ne Regierung nach dreizehnjähriger Amtszeit ausgesetzt ist. 

Diese These wird durch die Einschätzung von CDU und SPD im Au

gust 1982 gestützt. Die Antwortverteilung über die Skalometer

Frage signalisierte zu diesem Zeitpunkt einen deutlichen Popu

laritätsüberhang der Oppositionspartei (vgl. WAHLSTUDIE 1983: 
5ff) . 
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Nach dem Regierungswechsel im September 1982 besserte sich die 

Bewertung der Regierunqsarbeit. Der Anteil eindeutig negativer 

Aussagen war bereits in dem dem Regierungswechsel folgenden 

Monat auf 23 Prozent zurückgegangen. In der Folgezeit blieb 

er relativ stabil. An diesem Ergebnis zeigen sich nicht nur 

die unterstellten kurzfristigen Situationseffekte. Es ver

deutlicht auch die Rolle der spezifischen politischen Unter

stützung in der Wettbewerbsdemokratie. Schließlich belegen 

die Daten für die Jahre 1982/1983 die Diskrepanz zwischen den 
tat8~chlichen Leistungen der Regierung und ihrer Bewertung 

durch die Bevölkerung. Der Vertrauensgewinn im Spätjahr 1982 

konnte keinesfalls durch substantielle Veränderungen der Re

gierungspolitik gerechtfertigt sein, denn es ist schlechter

dings unmöglich, innerhalb weniger Monate solche politischen 

Programme zu initiieren und durchzusetzen, deren Auswirkungen 

von der Bevölkerung direkt wahrnehmbar sind. Sofern der Re

gierungswechsel überhaupt eine Verbesserung der ökonomischen 
Rahmenbedingungen mit sich brachte, waren doch diese erst we

sentlich später zu beobachten. 

2.2.1.3. Wertorientierungen und Leistungsbewertung 

Obgleich nach den bislang präsentierten Daten kein zwingender 

Zusammenhang zwischen den tatsächlichen Leistungen der Regie
rung und deren Bewertung durch die öffentlichkeit besteht, ha

ben wir in diesem Aspekt der Output-Orientierungen eine beson

ders interessante Testgröße für INGLEHARTs Theorie der Stillen 

Revolution vor uns. Seiner Meinung nach stehen die Postmateri

alisten der Arbeit der Regierung besonders kritisch gegenüber, 
da sich diese an den Präferenzen der materialistischen Wähler

mehrheit ausrichte und damit systematisch die Ziele der Neuen 

Politik vernachlässige. Es ist zu erwarten, daß sich diese 

strukturell bedingte Beziehung zwischen postmaterialistischen 

Präferenzen und politischer Unzufriedenheit zwischen 1980 und 

1982 verstärkt. Nach dem Regierunqsantritt durch die bUrgerli

che Koalition war nämlich die Regierungspolitik noch weniger 

auf die partizipativ-egalitären Ziele der Postmaterialisten 
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ausgerichtet als unter der Kanzlerschaft von Helmut Schmidt. 

Zudem tendieren die Materialisten zu konservativen, die Post

materialisten zu linken Parteien (vgl. z.B. INGLEHART 1977a: 

229ff; 1983a:437ff; 1983c:141ff). Das Unzufriedenheitspoten

tial der Postmaterialisten wurde zur Zeit der sozialliberalen 

Koalition durch die Parteipräferenz abgeschwächt, nach dem Re

gierungswechsel konnte es sich dagegen voll entfalten. Umge

kehrt wurden die eher zur politischen Zufriedenheit tendieren

den Materialisten durch ihre Parteipräferenz vor 1982 daran 

gehindert, sich mit den Leistungen der Regierung zu identifi

zieren (vgl. dazu auch: KLAGES, HERBERT 1983:63 ff). Nach 1982 
wirkten bei ihnen Parteiloyalität und politische Präferenzen 

in dieselbe Richtung. 

Diese Vermutungen werden durch die in Tab. 4-10 enthaltenen 

Daten im Grundsatz gestützt. Ganz offenkundig änderte sich die 

Einstellung der Postmaterialisten zur Regierungspolitik zwi

schen 1980 und 1982 erheblich, während der Meinungsumschwung 

bei den Materialisten und in der Mischgruppe ähnlich verlief 

wie in der Gesamtbevölkerung. 1982 wie 1980 schätzten die bei

den zuletzt genannten Gruppen die Regierungsarbeit ähnlich 

ein, wie es die Gesamtbevölkerung tat. Zur Zeit der sozialli

beralen Koalition waren die Personen mit gemischten Prioritä

ten etwas zufriedener als die Materialisten (75% bzw. 67%), 

zwei Jahre später konnte man eine umgekehrte Konstellation 

feststellen (34% bzw. 45%). Möglicherweise schlägt sich in 

diesem Antwortmuster die Tatsache nieder, daß sich die Regie

rung Schmidt weder ausschließlich an traditionellen Sicher

heits- und Erhaltungszielen orientierte noch die Themen der 

Neuen Politik in den Mittelpunkt ihrer Aktivitäten stellte. 

Sie bemühte sich vielmehr um eine Verbindung beider Komponen

ten, allerdings bei einem eindeutigen Vorrang der traditionel

len Sicherheits-, Wachstums- und Verteilungspolitik. Auf die

se Weise wurden zwar die Erwartungen der Materialisten und der 

Postmaterialisten nicht in vollem Umfang erfüllt, die Arbeit 

der Regierung kam aber den Personen mit -gemischten- Präferen

zen weitgehend entgegen. Für die Postmaterialisten dürfte die 

Brandtsche Reformpolitik erheblich attraktiver gewesen sein 
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(vgl. auch die Hinweise auf S. 227f dieser Arbeit)~ die Mate

rialisten identifizieren sich, wie unsere Ergebnisse zeigen, 
überdurchschnittlich mit den programmatischen Zielen der 

christlich-liberalen Koalition. 

Die veränderte Einschätzung der Regierungsarbeit nach dem 

Herbst 1982 entspricht den theoretischen Annahmen INGELHARTs. 

Das Image der Regierung hatte sich im angegebenen Zeitraum 

insgesamt verschlechtert. Der Rückgang fiel bei den Materiali

sten am geringsten aus, weil das Programm der neugebildeten 

bürgerlichen Koalition ihren Präferenzen weit mehr entsprach 

als das der zuvor amtierenden sozialliberalen Regierung. 

Geradezu dramatisch hingegen veränderte sich die Zufriedenheit 

der Postmaterialisten mit den Regierungsleistungen. Im Jahre 

1980 gaben 19 Prozent aus dieser Personengruppe der Bundesre

gierung die vier niedrigsten Werte auf der Elf-Punkte-Skala. 

Der Anteil positiver Einschätzungen lag mit 61 Prozent mehr 
als dreimal so hoch. Dagegen bewerteten nur zwei Jahre später 

die Postmaterialisten die Regierungsarbeit mehrheitlich nega

tiv (56%), der Anteil positiver Einstellungen war von 61 auf 

17 Prozent zurückgegangen. In Anbetracht der kurzen Amtszeit 

der CDU/CSU/FDP-Regierung resultiert dieser Einbruch sicher 

nicht aus einer tat8~ahZiahen Veränderung der Politikinhalte. 

Er signalisiert wohl eher die Distanz der Träger partizipativ

egalitärer Wertvorstellungen zu den von der neuen Bundesregie

rung, insbesondere von der CDU/CSU vertretenen ideologisch

programmatischen Zielen. Diese Einschätzung wird auch dadurch 
belegt, daß die FDP nach dem Koalitionswechsel jeden Rückhalt 

in der Gruppe der Postmaterialisten verlor. 

Wie nachhaltig sich die veränderten politischen Rahmenbedin

gungen auf die Regierungszufriedenheit unserer Untersuchungs
gruppen auswirkten, zeigen auch die Ergebnisse der Multiplen 

Klassifikationsanalyse (vgl. Abb. 4-4). Im Jahre 1980 trugen 

die Variablen Wertorientierungen, Bildungsniveau, Lebensalter 

und Berufstätigkeit nur wenig zur Erklärung der unterschiedli

chen Bewertung der Regierungsleistungen durch die Bundesbürger 
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bei (R .1941 R2 .038). Dabei kam den Wertorientierungen (Beta 

.10) nach der Berufstätigkeit (Beta .15) der gröBte EinfluB 
auf die Einstellungen zur Politik der sozialliberalen Koali

tion zu. Entsprechend den in den bivariaten Analysen festge

stellten Zusammenhängen lag das Zufriedenheitsniveau der Mate

riaListen und der PostmateriaListen unter dem in der Gesamt

stichprobe ermittelten Wert. Dagegen bewertete die Mischgruppe 

die Regierungsleistungen überdurchschnittlich positiv. 

Nur bei der Bewertung der Regierungsleistungen ergaben die 
multivariaten Analysen einen statistisch signifikanten Einfluß 
der Berufstätigkeit. Die Arbeiter stuften die Leistungen der 
sozialliberalen Regierung überdurchschnittlich positiv ein. 
Dies Ergebnis geht sicherlich zum Teil auf die parteibindung 

der einzelnen Berufsgruppen zurück. Es hat möglicherweise aber 

auch mit der kurzfristigen Verbesserung der Arbeitsmarktlage 
zu tun, die zwischen 1979 und 1980 eintrat (vgl. SCHIMEK 1985: 
Anhang 17). 

In mancherlei Hinsicht unterscheiden sich die Resultate der 
Multiplen Klassifikationsanalyse für das Jahr 1982 von der zu
vor beschriebenen Konstellation. Die Wertorientierungen stel
len nunmehr die weitaus wichtigste Determinante der Regie
rungszufriedenheit dar (Beta .23). Ihr Einfluß wird bei einer 
Kontrolle der bekannten sozio-demographischen Hintergrundfak

toren kaum abgeschwächt. Nicht mehr die Mischgruppe, sondern 
die Materialisten bekundeten 1982 die größte Policy-Zufrieden

heit. Das Unzufriedenheitspotential in der Gruppe der postma
terialisten nahm dagegen drastisch zu (Abweichung vom Stich
probenmittelwert 1980: -.66; 1982: -1.75). Zusätzlich ist da
bei die in der Gesamtbevölkerung feststellbare Zunahme der po
litischen Unzufriedenheit zu berücksichtigen. 

Die veränderten politischen Rahmenbedingungen machen sich 

ebenfalls im Antwortverhalten der einzelnen Berufsgruppen be
merkbar, das wieder stärker die traditionellen sozio-ökonomi
sehen Konfliktlinien widerspiegelt: Die unselbständig Beschäf
tigten (Arbeiter, Angestellte und Beamte) sind mit der Regie-
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Abb. 4 - 4: Wertorientierungen und Zufriedenheit mit den 
Regierungsleistungen, 1980 und 1982 
(Multiple Klassifikationsanalyse) 
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rungsarbeit deutlich unzufriedener als die Landwirte, die 

Selbständigen und die Freiberufler. 

Der multiple Korrelationskoeffizient liegt 1982 wesentlich hö

her als zwei Jahre zuvor (R .2887 R2 .083). Er erreicht aller

dings nicht die bei der Analyse der politischen Mobilisierung 

ermittelten Werte. 

Zumindest für das Jahr 1982 bestätigen die hier vorgetragenen 

Ergebnisse INGLEHARTs Annahmen über den Einfluß der Wertorien

tierungen auf die POlicy-Zufriedenheit. Die Beziehung zwischen 

diesen beiden Größen ist aber, wie ein Vergleich der verfügba
ren Daten zeigt, in erheblichem Maße durch situative Faktoren 

geprägt. Erst der Regierungswechsel im Herbst 1982 aktuali

sierte das zuvor nur andeutungsweise erkennbare Unzufrieden

heitspotential der Postmaterialisten. Für die Beurteilung der 

empirischen Gültigkeit von INGLEHARTs Hypothesen über die Sy

stem- und Output-Effekte des Wertewandels ist es erforderlich, 

festzustellen, ob auch andere Elemente der System- und Output

Kultur durch die politischen Präferenzen der Bundesbürger be
einflußt werden. 

2.2.2. Das Regierungsvertrauen als Form spezifischer 

politischer Unterstützung 

2.2.2.1. Zum Konzept des politischen Vertrauens 

In der modernen wohlfahrtsstaatlichen Demokratie hängt das 

Vertrauen der Bevölkerung zur politischen Führung nicht zu

letzt von ihren politischen Leistungen ab. Eine besondere Be

deutung beim Erwerb spesifischer politischer UnterstUtsung 

kommt dabei der Kompetenz der Regierung auf dem Gebiet der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik zu (vgl. GRAF KIELMANSEGG 1971: 

391ff7 HABERMAS 1973:96ff; FREY 1977:183ff; FRANZ 1983:42ff; 

SCHlMEK 1985:24ff). Allerdings gibt es neben dem politischen 

Gütermarkt, auf welchem die Regierung Policy-Zufriedenheit als 
Gegenwert für wohlfahrtsstaatliehe Leistungen erwirbt, ein 
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weiteres Austauschsystem zwischen der politischen Elite und 

der Bevölkerung. In Anlehnung an PARSONS (1966:83ff) bezeich

net MUNCH (1976:91ff) dies als politischen Kapitalmarkt. Auf 
ihm werden allgemeine Führungskompetenz und generalisierte Zu

stimmung -gehandelt". Als eine der wichtigsten Ausprägungen 

dieser Einstellungen zur Regierung gilt das politische Ver

trauen (ausführlich dazu: HART 1978~ BARBER 1982~ WASCHKUHN 

1984). 

MARSH (1977:117) unterscheidet in diesem Sinne zwischen prag

matischen und intrinsischen Aspekten der Bewertunq der Reqie

rungsarbeit. Erstere erfassen die auf dem Gütermarkt, letzte
re die auf dem Kapitalmarkt ablaufenden Transaktionen. Eine 

ähnliche Konstruktion findet sich bei MULLER (1970b:1149f), 

nach dessen Auffassung die Unterstützung der Führung durch die 
Bürger sich auf die instrumentellen oder auf die symbolischen 

Aspekte der Regierungspolitik richten kann. 

Die Analogie zum politisChen Kapital- und Gütermarkt verdeut

licht die Beziehungen zwischen der Policy-Zufriedenheit und 

dem politischen Vertrauen. Ähnlich wie durch Gewinne im Güter

tausch Kapital als allgemeines Zahlungsmittel anqesammelt wer
den kann, das dann in anderen ökonomischen Tauschbeziehungen 

einsetzbar ist, entwickelt sich aus der an spezifische Lei

stungen geknüpften Policy-Zufriedenheit allmählich Vertrauen 

in die allgemeine Problemlösungskompetenz der Regierung. Die

ser Prozeß der Generalisierung politischen Vertrauens geht 

allerdings noch weiter. Nach GAMSON (1968:42, 48) ist ein 

Höchstmaß politischen Vertrauenskapitals dann angesammelt, 

wenn sich die Einstellung zur amtierenden Führung gänzlich 

VOn konkreten Leistungen abgelöst hat und statt dessen die 

Handhabung der Amtsgeschäfte im allgemeinen, den -Regierungs

stil' betrifft (vgl. dazu auch: MULLER 1970a:393ff~ ROSENAU 
1974:244~ EASTON 1975:437). Eine stabile Vertrauensbeziehung 

zwischen der Bevölkerung und der politischen Führung ist da

durch charakterisiert, daß unter den Mitgliedern eines poli

tischen Systems die Auffassung herrscht, man müsse sich um 

die Wahrung der eigenen Anliegen nicht selbst kümmern, weil 
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diese bei der Regierung gut aufgehoben seien. Auf Grund ihrer 
positiven Einstellung zu den "partisans" müßten die "authori

ties" nicht dauernd dazu gezwungen werden, die vom Publikum 

gewünschten Güter bereitzustellen. Sie trügen vielmehr aus ei

genem Antrieb den Präferenzen der Nicht-Eliten Rechnung "even 

if left unintended" (vgl. KAASE, MARSH 1979a:491 vgl. auch: 

MILLER 1974a:752: CITRIN 1974:973: EASTON 1975:447). 

Meiner Ansicht nach ist GAMSONs Konzeption des politischen 

Vertrauens noch zu stark an die Problemlösungskompetenz und 
an die Bereitschaft der politischen Führung gebunden, die In

te~e88en der Bürqerschaft zu berücksichtigen. Er vernachläs
sigt insoweit die von CITRIN (1974:985, 975) betonte Tatsache, 
daß die Unzufriedenheit mit den Inhalten spezieller Entschei
dungen zwar eine hinreichende, aber keineswegs eine notwendige 

Bedingung für Schwankungen im Vertrauen der Bevölkerung zur 
Regierung darstellt. Neben den im Sinne von PARSONS und SHILS 
(1962:76ff) als "performance" zu charakterisierenden Eigen
schaften der politischen Führung muß man auch die ihr zuge

schriebenen allgemeinen Attribute, die Bewertung ihrer 
"quality", berücksichtigen. Vivien HART (1978:5) belegt mit 

dem Begriff des Mißtrauens die Uberzeugung, die politische 
Führung sei elitär, korrupt, unverantwortlich, unzugängliCh, 
nicht dem Allgemeinwohl, sondern partikularen Interessen ver

pflichtet (vgl. auch: HART 1978:8, 10, 28). Als 
politischen Zynismus charakterisiert MILLER (1974b:992) 

increasing sense that government is not functioning in a 
manner consistent with the normative expectations how a 
democratic government should function" (vql. auch: AGGER, 
GOLDSTEIN, PERL 1961:477f). 

Eine wichtige Rolle spielt das politische Vertrauen für die 

Funktionsfähigkeit eines demokratischen Staates deshalb, weil 
es den Bürgern die Möglichkeit eröffnet, im Einzelfalle auch 
solche EntSCheidungen zu akzeptieren, mit denen sie nicht ein
verstanden sind und die ihren Interessen schaden. Sie tun dies 

in dem Bewußtsein, daß diese Handlungen der Regierung sie 
nicht systematisch benachteiligen, sondern Ausdruck einer spe-
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zifischen Interessenkonstellation sind, die sich zu einem 

späteren Zeitpunkt wieder gänzlich anders darstellen kann. 
GAMSON (1968:43: vgl. auch: ROSENAU 1974:1f) vergleicht das 
politische Vertrauen mit einem Blanko-Scheck, den der Bürger 

der politischen Führung ausstellt, um dieser ein effektives 
politisches Handeln zu ermöglichen: "The effectiveness of po
litical leadership, then, depends on the ability of authori
ties to claim loyal cooperation of the members of the system 
without having to specify in advance what such cooperation 

will entail. Within certain limits, effectiveness depends 
upon a blank-check. The importance of trust becomes apparent: 

the loss of trust is the loss of system power, the loss of 
generalized capacity for authorities to commit resources to 
attain collective goals". 

Die motivationale Komponente politischen Vertrauens, die diese 
Einstellung als eine Spielart diffuser politischer Unter
stützung erscheinen läßt, beschreibt GAMSON (1968:43) folgen
dermaßen: "Political trust, then, is a kind of diffuse support 
••• when the supply in the reservoir is high, the authorities 
are able to make commitments on the basis of it, and, if 
successfull, increase such support even more. When it is low 
and declining, authorities may find it difficult to meet 
existing commitments and to govern effectively". Wiederum 

drängt sich ein Vergleich mit dem ökonomischen System auf: Wie 
das Bankensystem zusammenbricht, wenn alle Kunden ihre Einla
gen zurückfordern, so verliert auch das politische System sei
ne Handlungsfähigkeit, wenn die Unterstützung der Regierung 
oder gar des Regimes durch die Bevölkerung ~usschließlich von 
der Befriedigung ihrer politischen Forderungen abhängt. Das po
litische Vertrauen bindet die Eliten wie die Nicht-Eliten: Für 

die politische Führung impliziert es die Verpflichtung zur ge
rechten und fairen Behandlung aller gesellschaftlichen Grup
pen, obgleich nicht alle Partikularinteressen jederzeit in 
vollem Umfange befriedigt-werden können. Die Gesamtbevölkerung 
räumt analog dazu der amtierenden Führung einen Vertrauenskre
dit ein, der diese dazu berechtigt, zumindest kurzfristig und 
punktuell politische Programme zu verwirklichen, die gegen die 



262 

Interessen einzelner Personen und Gruppen verstoßen. 

In den Ausführungen GAMSONs war das politische Vertrauen auf 

das Handeln der Regierung wie auf die "system power" bezogen 

worden. Auch andere Autoren unterscheiden zwischen zwei Kompo

nenten des politischen Vertrauens bzw. diffuser Unterstützung, 

dem Systemvertrauen und dem Regierungsvertrauen (vgl. EASTON 

1975:447, 453: KAASE, MARSH 1979a:41: FUCHS 1981:211ff). Es 

ist relativ unproblematisch, die hier beschriebenen Attribute 

des politischen Vertrauens sowohl mit der amtierenden Regie

rung als auch mit dem politischen System als allgemeinem 

Objekt in Verbindung zu bringen. Weniger eindeutig erscheint 

es mir entscheidbar, ob es sich beim politischen Vertrauen um 

ein diffuses Unterstützungsmotiv handelt. Dagegen spricht, daß 

die positive Einstellung zu den betreffenden pOlitischen Ob

jekten durchaus inhaltlich begründet und nicht bloß gewohn

heitsmäßiger oder affektueller Natur ist. Andererseits können 

vielerlei Faktoren zum Entstehen einer Vertrauensbeziehung 

zwischen der Bevölkerung und den politischen Eliten bzw. dem 

politischen System beitragen. Wenn man die Kategorien spezi

fisch und diffus als graduell und nicht als prinzipiell un

terscheidbare Merkmale behandelt, dann läßt sich das hier an
gesprochene Zuordnungsproblem dennoch lösen. Die für die Be

völkerung maßgeblichen Gründe, der politischen Führung und dem 

politischen System zu vertrauen, sind diffuser als die Zufrie

denheit dem Leistungsoutput, sie sind jedoch spezifischer als 

eine inhaltlich nicht näher eingegrenzte affektuelle oder tra
ditionelle Unterstützung. Zunächst werde ich mich mit dem Re

gierungsvertrauen als einer Variante speaifischer Unterstuta

ung beschäftigen. 

2.2.2.2. Politisches Vertrauen in der Bundesrepublik 

Obgleich das hohe Niveau des Vertrauens der Bürger zur Regie

rung und Verwaltung angeblich zu den typischen Merkmalen der 
politischen Kultur Deutschlands gehört (vgl. z.B. KOCH et al. 

1972:25: GREIFFENHAGEN, GREIFFENHAGEN 1981:65ff), schenkte man 
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diesem Aspekt in der bisherigen Forschung kaum Aufmerksamkeit. 

Die einschlägigen Hinweise auf die Kontinuität obrigkeits
staatlicher Vorstellungen basieren im Regelfall weniger auf 

empirischen Daten als auf persönlichen Impressionen einzelner 

Beobachter. 

In ihrer Civic-Culture-Studie untersuchten ALMOND und VERBA 

(1965:48ff, 168ff) zwei Varianten der Output-Orientierungen, 

die sie zwar nicht als politisches Vertrauen bezeichneten, die 

aber diesem Konzept doch recht nahe kommen. Sie beziehen sich 

nämlich auf die generelle Amtsführung von Regierung und Ver

waltung. Die Frage, ob die Regierungsarbeit die Lebensbedin
gungen der Bevölkerung verbessere, wurde 1959 von einer großen 

Mehrheit unter den Bundesbürgern positiv beantwortet (66%). 

Dabei lag die Zustimmungsrate allerdings etwas niedriger als 

in den USA, Großbritannien und sogar als in Italien. Auch die 

von ALMOND und VERBA (1965:169ff) als Untertanenkompetenz be
schriebene Auffassung, man könne bei den Behörden und bei der 

Polizei mit einer fairen Behandlung bzw. mit einer Berücksich

tigung vorgetragener Anliegen rechnen, war in der Bundesrepu
blik am Ende der fünfziger Jahre weit verbreitet: 43 Prozent 

der befragten Bundesbürger bejahten beide Fragen, lediglich in 
Großbritannien wurde ein höherer Anteil erreicht (56%). In der 

Diskrepanz zwischen der Untertanenkompetenz und der staatsbür

gerlichen Kompetenz sahen die Autoren denn auch das typische 

Merkmal der politischen Kultur Deutschlands: "The pattern of 

political and administrative competence in Germany contrasts 

sharply with that of the United States. Germany seems to be a 
nation in which the subject orientation is relatively frequent, 

as against the citizen orientation. Consider the treatment 

Germans expect in government offices or from the police. In 

both cases, they (after the British) most frequently expect 

serlous consideration for their point of view. In contrast to 
thls is their response to unjust legislative activity" (ALMOND, 

VERBA 1965:182). Dies Ergebnis war mitentscheidend für die 

Einstufung der politischen Kultur der Bundesrepublik als Un
tertanenkultur. 

Die in "The Civic Culture" gestellten Fragen zur Untertanen-
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kompetenz wurden in den Jahren 1977 und 1980 repliziert (vgl. 
Tab. 4-11 und 4-12). Dabei erwies sich die Erwartung, von der 

Polizei und von anderen Behörden fair behandelt zu werden, als 

recht stabil. Dagegen schätzten die Bundesbürger die Chance, 
mit den eigenen Standpunkten bei diesen Einrichtungen auf Ver

ständnis zu stoßen, 1977 und 1980 etwas negativer ein als am 
Ende der fünfziger Jahre. Vergleicht man die Daten zur Staats
bUrgerkompetenz aus dem Jahre 1974 (vgl. Tab. 4-4 auf S. 205 

dieser Arbeit) mit den Angaben zur Untertanenkompetenz, dann 
besteht die einstmals als typisch angesehene obrigkeitliche 
Prägung der Bürgerrolle nicht mehr fort. Dies ist aber nicht 

primär durch einen Abbau positiver Output-Orientierungen, son

dern durch eine Ausbreitung des Gefühls der Staatsbürgerkompe
tenz bedingt. 

Für die siebziger Jahre liegt bedauerlicherweise nur sehr 
fragmentarisches Datenmaterial vor. Die in den US-Studien ein
gesetzten Vertrauensindikatoren sind lediglich in der Politic

al-Action Studie (1974) enthalten, eine Präsentation von Ein
zelergebnissen erscheint mir mangels vergleichbarer Daten nicht 

nicht sinnvoll. Ich werde bei der Analyse des Einflusses der 
Wertorientierungen auf das Regierungsvertrauen auf die betref
fenden Materialien sowie auf einige Angaben aus der Wahl studie 

1983 zurückgreifen (vgl. auch einige Bemerkungen zum interna
tionalen Vergleich auf S. 267 dieser Arbeit). 

Die EntWiCklung im Zeitraum zwischen 1969 und 1983 ist durch 
Fragen beschreibbar, die zwar keinen direkten Bezug zum poZi

tischen Führungspersonal herstellten, sich aber in Folge des 
Erhebungskontextes dennoch als Indikatoren politischen Ver

trauens eignen. Die Frage, ob sich in der Bundesrepublik die 
richtigen Leute in den führenden Positionen befänden, bejahten 
1969 zwei Drittel aller Befragten. Besonders negativ demgegen
über war die Einschätzung kurz vor dem Regierungswechsel im 

Jahre 1982. Nur jeder fünfte äußerte zu diesem Zeitpunkt eine 
positive Meinung. Nach dem Regierungswechsel verbesserte sich, 
ähnlich wie bei der Leistungsbewertung, die Einschätzung der 
gesellSChaftlichen Eliten: Der Anteil positiver Angaben nahm 
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zwischen dem August 1982 und dem März 1983 um 20 Punkte zu. Im 
Jahr 1980, für das die Ergebnisse nur auszugsweise in Tabelle 

4-13 wiedergegeben sind, war das Antwortverhalten zwar stabi

ler als 1982/83. Insgesamt erweist sich die Zufriedenheit mit 

dem gesellschaftlichen Führungspersonal aber als eine recht 

labile, von situativen Effekten stark beeinflußte Größe. 

Internationale Vergleichsdaten bieten gewisse Möglichkeiten, 

die präsentierten Einzelergebnisse einzuordnen. Einen direkten 

Vergleich des Vertrauensniveaus in der Bundesrepublik, in den 
USA, in Großbritannien, in den Niederlanden und in österreich 
enthält eine von EVANS und HILDEBRANDT (1979:574, TA 8) vorge

legte Ubersicht. Danach war das Vertrauen in die politische 

Führung lediglich in österreich höher entwickelt als in der 
Bundesrepublik. Insbesondere in den Vereinigten Staaten und in 
Großbritannien wurden beträchtlich niedrigere Werte erzielt. 

David P. CONRADT (1980:235, Tab. VII-8) stellte die Antworten 
der Deutschen und der Briten auf die in den Vertrauens index 

eingehenden Fragen gegenUber. Während in der Bundesrepublik 

60% der Befragten die Meinung vertraten, die Führung des Lan

des sei dem ganzen Volk verpflichtet, glaubten dies in Groß
britannien nur 37 Prozent. Auch die Uberzeugung, die Regierung 

verhalte sich immer oder meist so, wie sie es eigentlich soll

te, war in Deutschland weiter verbreitet als in Großbritannien 

(481 bzw. 39%). EDINGER (1977:110, Tab. IV.2) legt Daten aus 
einer international vergleichenden Untersuchung des Vertrau
ensniveaus junger Erwachsener vor, die sich mit dem bisher ge

zeichneten Bild decken. In keiner der untersuchten westlichen 

Demokratien wurden annähernd so hohe Werte erreicht wie in der 

Bundesrepublik (weitere Daten zur EntWicklung des politischen 
Vertrauens in den USA finden sich bei ABRAMSON 1983:197ff1 
LIPSET, SCHNEIDER 1983:16ff1 für Großbritannien: MARSH 1977: 
116ff: HART 1978:33ff: KAVANAGH 1980:145ff: weitere interna

tionale Vergleichsdaten bei ALLERBECK, JENNINGS, ROSENMAYR 

1979:478ff) • 

Aufqrund der fehlenden Forschungskontinuität besteht kaum ei

ne MögliChkeit, zuverlässige Aussagen über die langfristige 
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Tab. 4 - 13: Zufriedenheit mit dem Führungspersonal in der 
Bundesrepublik, 1969 - 1983 
(Angaben in Prozentpunkten) 

Frage: Glauben Sie, daß heute bei uns in der 

Bundesrepublik im Großen und Ganzen die 
richtigen Leute in den führenden Stellun-

gen sind oder glauben Sie das nicht? 

Ja, Nein, glaube Weiß nicht, N 
glaube ich ich nicht k.A. 

1969 66 26 8 1945 

1972 56 24 20 1222 

5, 6/1976 39 41 21 2076 

10, 11/1976 50 35 14 1196 

2/1980 54 27 19 1172 

6/1980 47 34 18 1620 

9/1980 49 31 20 1518 

8/1982 26 53 21 1012 

11/1982 37 41 23 1622 

1/1983 39 37 24 1037 

3/1983 46 32 23 1032 

Entwicklung des politischen Vertrauens in der Bundesrepublik 
zu machen. Ein wichtiges Ergebnis läßt sich dem vorhandenen 
lückenhaften Datenmaterial gleichwohl entnehmen. Die situa
tionsspezifischen Vertrauenskrisen, denen sich die amtieren
den Bundesregierungen ausgesetzt sahen, wurden in der Vergan
genheit zumeist binnen kurzer Zeit überwunden. Dagegen enthal
ten die verfügbaren Daten keine Hinweise auf einen langfristi
gen Vertrauensverlust der politischen Führung (vgl. auch die 
Daten zum Vertrauen in die Bundestagsabgeordneten bei WIESEN
DAHL 1981:74'. Insbesondere zeigte sich, daß Regierungswechsel 

die ihnen in einem demokratischen Regime zukommende Funktion 
erfüllten, verlorengegangenes Vertrauen zum politischen FUh
rungspersonal wiederherzustellen (vgl. dazu auch die Angaben 
bei RAUSCH 1980:68ff). 
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2.2.2.3. Wertorientierungen und politisches Vertrauen 

Obgleich INGLEHARTs Hypothesen über die politischen Folgen der 

Stillen Revolution keine Unterschiede zwischen den einzelnen 
Elementen der OUtput-Kultur spezifizieren, ist es einfach, 
seine Vorstellungen vom Einfluß materialistischer und postma

terialistischer Präferenzen auf das Vertrauen zur politischen 
Führung zu rekonstruieren. Da die Regierungspolitik seiner 
Meinung nach die Anliegen der Materialisten systematisch be
vorzugt, ist mit einer überdurchschnittlich negativen Einstel
lung der Postmaterialisten zur allgemeinen Amtsführung der 
Regierung zu rechnen. Die einschlägigen Arbeiten zur Struktur 

des pOlitischen Vertrauens sprechen ebenfalls für eine solche 
Annahme, da diese Einstellung durch eine Generalisierung der 
Leistungsbewertung zustandekommt, soweit sie nicht als lang
fristig stabile, im Sozialisationsprozeß erworbene Disposition 
interpretiert wird (vgl. dazu ABRAMSON 1983:209ff). 

Diese Hypothese läßt sich zunächst auf der Basis der Einstel
lungen unserer Untersuchungsgruppen zum politischen Führungs
personal prüfen (vgl. dazu Tab. 4-14), wobei wiederum für die 
beiden im Zusammenhang mit den output-Orientierungen besonders 
interessanten Jahre 1980 und 1982 Daten vorliegen. 

Der in allen drei Gruppen feststellbare Vertrauensverlust 
steht im Einklang mit den bisher präsentierten Ergebnissen. 
Noch am wenigsten waren von diesem Prozeß die Materialisten 
betroffen, deren Einstellung zu den gesellschaftlichen Eliten 
1982 aus den bereits mehrfach genannten Gründen nur geringfü

gig negativer war als zwei Jahre zuvor. Der in der Mischgruppe 
feststellbare Rückgang des Vertrauens zum Führungspersonal 
entspricht in etwa dem Einstellungswandel der Gesamtbevölke
rung. Geradezu dramatisch verläuft die Entwicklung im unter
suchten Zeitraum bei den Personen mit postmaterialistischen 

Präferenzen. Hatten sie schon 1980 zum größeren Teil der Füh
rung kritisch gegenübergestanden, so fanden zwei Jahre später 
vier von fünf Postmaterialisten, in der Bundesrepublik seien 
die führenden Stellungen nicht adäquat besetzt. 
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Es ist in Folge der Datenlage leider nicht möqlich,zu überprü

fen, wie die sich bis zum Frühjahr 1983 in der Gesamtbevölke

rung abzeichnende Wiederherstellung des Vertrauens zu den Eli

ten in unseren drei Untersuchungsgruppen ausfiel. Insgesamt 

aber stehen die Einstellungen zur politischen Führunq im Ein

klang mit dem Urteil über die Leistungen der Regierunq. Beide 

Elemente der Output-Kultur haben sich zwischen 1980 und 1982 

deutlich negativ entwickelt. Diese Parallele läßt darauf 

schließen, daß - zumindest kurzfristig - die Unzufriedenheit 

mit dem Leistungsoutput auf die allgemeine Bewertung der Amts

träger übergegriffen hatte. 

Die für die Jahre 1974 und 1983 verfügbaren einzelnen Indika

toren politischen Vertrauens erhärten das zuvor präsentierte 

Ergebnis: Der Regierungswechsel hatte zur Folge, daß die zu

vor kaum bestehenden Unterschiede im Regierungsvertrauen der 
Materialisten, der Mischgruppe und der Postmaterialisten nun

mehr klar hervortreten. 

Die Political-Action-Studie aus dem Jahre 1974 enthielt die 

vier Indikatoren politischen Vertrauens, die auch in den ein

schlägigen US-amerikanischen Studien eingesetzt wurden. Wel

che der vier Antwortvorgaben man auch heranzieht, es zeigten 

sich keine statistisch siqnifikanten Zusammenhänge mit dem Ma

terialismus/Postmaterialismus-Index (vgl. Tab. 4-15). Der aus 

den vier Einzelfragen gebildete Vertrauensindex steht zwar in 

einer signifikanten Beziehung zu den politischen Präferenzmu
stern, diese ist jedoch wegen des niedrigen Wertes des Asso

ziationsmaßes nicht interpretierbar. 

Ganz anders dagegen stellt sich die Sachlage im November 1982, 

kurz nach der Amtsübernahme durch die christlich-liberale Koa
litionsregierung, dar (vgl. Tab. 4-16). Fast 80 Prozent der 

Materialisten und circa zwei Drittel der Angehörigen der 

Mischgruppe beurteilten die gegenwärtige Bundesregierung als 

"gerecht und fair", bei den Postmaterialisten belief sich der 

betreffende Anteil gerade auf ein Drittel. Bemerkenswerterwei
se schätzten die drei Untersuchungsgruppen ~ie Bereitschaft 
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der politischen Führung, die grundlegenden Freiheiten der Bür
ger zu schützen, etwas einheitlicher und positiver ein. Selbst 

unter den Postmaterialisten, die der gegenwärtigen Bundesre

gierung insgesamt au8erordentlich kritisch gegenüberstehen, 

kommt in dieser Hinsicht eine Mehrheit zu einer positiven Be
urteilung. Die unterschiedlichen Reaktionen der Befragten, vor 

allem der Postmaterialisten, auf die beiden in den Vertrauens

index eingehenden Fragen haben vermutlich mit deren besonderen 
Bedeutungskomponenten zu tun. Das Urteil über die Gerechtig

keit und Fairne8 der Bundesregierung steht in einer engen Be
ziehung zur Einschätzung ihrer Leistungen (r .64). Demgegen
über bringen die Bundesbürger den Beitrag, den die Regierung 

zum Schutz der bürgerlichen Freiheiten leistet, stärker mit 

der Einstellung zum politischen System als allgemeinem Objekt 
in verbindung (Demokratiezufriedenheit, Schutz der Freiheit 
durch das politische System). Da8 die der Bundesregierung zu

gebilligte Gerechtigkeit und Fairne8 bei den Postmaterialisten 
so nachhaltig von der Leistungskomponente der Regierungsarbeit 

geprägt zu sein scheint, geht wiederum nicht auf die tatsäch

liche Politik der Bundesregierung zurück, da sich in zwei Mo
naten keine wesentlichen Veränderungen abspielen konnten. In 

diesem Antwortmuster spiegelt sich wohl eher die im Zusammen

hang mit dem Regierungswechsel geführte Diskussion über die 

Grenzen des Sozialstaates wider. Die partizipativ-egalitär 
eingestellten Postmaterialisten standen den angekündigten Ein
schnitten in das sozialstaatliche Leistungsgefüge überaus kri
tisch gegenüber. Ebenso nachhaltig dürfte ein groSer Teil der 
Materialisten die Forderung nach weniger Staat, mehr Eigenini

tiative, gröSerem Bewegungsspielraum für die Wirtschaft usw. 
unterstützen. Diese unterschiedlichen Policy-Präferenzen prä

gen sicherliCQ das Vertrauen zur Regierung. 

Da sich mit Hilfe des INGLEHARTschen Postmaterialismus-Modells 

im Jahre 1974 maximal 2 Prozent der Varianz im Vertrauensni

veau der Bevölkerung erklären lassen, erscheint es mir nicht 

sonderlich ergiebig, die Ergebnisse der multivariaten Analyse 
ausführlich zu erörtern. Sofern man sich überhaupt auf eine 
Interpretation der festgestellten Beziehungen einläSt, ergibt 
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sich ein Widerspruch zwischen INGLEHARTs Annahmen und den em

pirischen Gegebenheiten. Der Mittelwert der Postmaterialisten 

auf der Vertrauensskala liegt auch nach einer Kontrolle der 

relevanten demographischen Faktoren höher als in den beiden 

Vergleichsgruppen (Gran~ Mean: 9.79; Mittelwerte der Materi

alisten demgegenüber: -.13; Mischgruppe .10; Postmaterialisten 

.36; auf die Vorlaqe von Einzelergebnissen wird verzichtet). 

Eine ganz andere Konstellation treffen wir dagegen im Jahre 

1982 an. Die Kontrolle des Alters und des Bildungsniveaus ver

ringert den Einfluß materialistischer, qemischter und postma

terialistischer Präferenzen auf das Regierungsvertrauen kaum 

(vgl. Abb. 4-5). Obgleich aus der Verletzunq der Verteilungs

annahmen und aus der Unterstellung eines metrischen Skalenni

veuas wieder ein etwas überhöhter Wert des multiplen Korrela

tionskoeffizienten resultieren dürfte, läßt sich mit Bestimmt

heit sagen, daß das überdurchschnittlich stark ausgeprägte 

Mißtrauen der Postmaterialisten gegenüber der amtierenden Bun

desregierung nicht einfach als Reflex der Altersstruktur und 

des Bildungsniveaus dieser Gruppe angesehen werden kann. Auch 

in den jüngeren, gut ausgebildeten Bevölkerungsschichten tre

ten deutlich erkennbare Unterschiede zwischen den Trägern ma

terialistischer, gemischter und postmaterialistischer Wertori

entierungen auf. Abgesehen von der Berufsgruppenzugehörigkeit, 

die keine eigenständige Rolle im Postmaterialismus-Modell 

spielt, ähneln die ermittelten Strukturen der bei der Policy

Zufriedenheit beschriebenen Konstellation. 

2.3. Diffuse Unterstützung für das politische System 

2.3.1. Das theoretische Konzept 

Das Ansehen einer Regierung in der öffentlichkeit dient ihr 

vor allem in Krisenzeiten und in S~tuationen, in denen ihre 

Aktionen gegen die Interessen einzelner gesellschaftlicher 

Gruppen verstoßen, als Vertrauenskapital. Je verbreiteter in 

der Bevölkerung das Gefühl ist, die politische Führung arbeite 
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Abb. 4 - 5: Wertorientierungen und Mißtrauen gegenüber 
der Regierung, 1982 
(Multiple Klassifikationsanalyse) 

5.1 

4.9 

4.7 

4.5 

4.3 

4 .03 1-----...,....".,."..-_J...~L---I...J:<i 

3.9 0 Gruppenmittel 
bivariat 

~ Gruppenmittel 
multivariat 

3.7 

Mat Mix PM 

Mittelwert Gesamterhebung 4.03 
Beziehungsmaße Eta Beta 
Werte/Mißtrauen .29 .26 
Bildung/Mißtrauen .11 .08 n.s. 
Alter/Mißtrauen .20 .14 
R .318 
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effektiv und sie handle zum Wohle der Allqemeinheit, desto 

eher wird die Bereitschaft bestehen, einzelne unpopuläre Maß

nahmen zu akzeptieren. 

Zusätzliche.Bedeutung gewinnen die Einstellungen zur politi

schen Führung für die politische Kulturforschung auf Grund 

ihres mittelbaren Beitrages zur Stabilität des Gesamtsystems. 

Obgleich man anaZytisoh zwischen dem System als allgemeinem 

Objekt und dessen Output-Strukturen trennen kann, besteht em

pipisoh eine relativ enge Beziehung zwischen diesen beiden 

Aspekten der politischen Kultur. Es wurde bereits aufgezeigt, 

daß nach Auffassung vieler Beobachter die relativ erfolgreiche 

Politik der Regierung Adenauer einen wichtigen Beitrag zur Ak

zeptanz des Gesamtsystems leistete. Vermutlich verhinderte die 

sozialliberale Reformpolitik der Jahre 1969 bis 1974 zumindest 

kurzfristig eine weitere Entfremdung großer Teile der rebel
lierenden Jugend vom politischen System. Umgekehrt stellt sich 

natürlich ebenfalls die Frage, ob die ökonomischen Krisen der 

siebziger und achtziger Jahre, die zu beträchtlichen Schwan

kungen im Ansehen der Regierung führten, auch die Einstellung 

der Bevölkerung zum politischen System beeinflußten. 

Das Konzept der diffusen politischen Unterstützung wurde von 

David EASTON eingeführt, um die Einstellungen zum politischen 

Regime und zur politischen Gemeinschaft von der Bewertung der 

Arbeit der amtierenden Regierung zu unterscheiden. In dieser 
Arbeit wurde EASTONs objektbezogene Betrachtungsweise durch 

eine ebenfalls an den Unterstützungsmotiven orientierte Kon

zeption ergänzt. Als spezifische systembezogene Unterstützung 

sind solche Einstellungen zur politischen Ordnung bezeichnet, 

die inhaltlich mehr oder weniger genau eingrenzbar sind. LIP

SET (1981:64) belegte die wichtigsten Teilkomponenten dieses 

Orientierungsmusters mit den Begriffen "Effektivität" und "Le
gi~imitätn. 

Mit der Bezeichnung Rdiffuse systembeaogene Unterstützung R 

möchte ich im Unterschied dazu inhaltlich unbestimmte For-
men der Systemzufriedenheit erfassen. Die folgenden Ausführun-
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gen lassen die Einstellungen zur politischen Gemeinschaft un

berücksichtigt. Sie betreffen also nur die Akzeptanz des po

litischen Regimes in der Bevölkerung. Da in der Literatur 

EASTONs Terminologie relativ unkritisch übernommen wurde, fin

den wir unter der Sammelüberschrift "diffuse Unterstützung" 

inhaltlich recht divergierende Vorstellungen. So werden in 

KAASEs (1979:332ff) Arbeit zur Legitimationskrise in westli

chen Demokratien die Konzepte "diffuse Unterstützung" und "Le

gigimitätsüberzeugungen" weitgehend austauschbar benutzt (vgl. 

ähnlich: SCHMIDTCHEN 1977). CONRADT (1980:223f) erfaßt die 

diffuse politische Unterstützung über Fragen nach der Arbeit 

des Bundestages. Theoretisch angemessenere Ansätze zur Messung 

dieser Einstellung finden wir demgegenüber bei MULLER und sei

nen Mitarbeitern (vgl. MULLER, JUKAM 1977: MULLER 1979:79f, 

184ff: MULLER, WILLIAMS 1980: MULLER, JUKAM, SELIGSON 1982), 

bei FUCHS (1981; 1984) sowie bei KLAGES und HERBERT (1983:39f). 

Die von KLAGES und HERBERT gewählten Begriffe führen den Leser 

allerdings eher in die Irre. Die Autoren unterscheiden nämlich 

zwischen einer "globalen diffusen Legitimität" und einer "spe

ziellen diffusen Legitimität". Letztere erfaßt die Zufrieden

heit mit einzelnen politischen Institutionen (Bundesregierung, 

Bundestag, Gerichte: vgl. ähnlich: SCHMIDTCHEN 1977:234ff). 

Sie wäre im ALMOND/VERBA-Schema - je nach der politischen 

Funktion der untersuchten Einstellungsobjekte - dem Input

oder dem Output-Subsystem zuzuordnen. Die Bezeichnung "diffuse 

Legitimität" enthält einen Widerspruch in sich, da nach vor

herrschender Auffassung Legitimitätsüberzeugungen gerade auf 

spezifischen Akzeptanzmotiven aufbauen. Relativ nahe an 

EASTONs Konzept der diffusen Unterstützung des politischen Re

gimes liegen dagegen die beiden von KLAGES und HERBERT benutz
ten Legitimitätsindikatoren "staatssympathie" und "Staatsver

trauen". Die dritte Komponente der "globalen diffusen Legiti

mität", die Zufriedenheit mit dem Ausmaß staatlicher Leistun

gen, ist auf der Basis des in dieser Arbeit benutzten Analy

seschemas als Policy-Zufriedenheit zu klassifizieren. 

Die von KLAGES und HERBERT sowie von der Forschergruppe um 
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MULLER entwickelten Meßinstrumente wurden im Rahmen der mir 

verfügbaren Umfragen nicht eingesetzt. Dagegen gibt es einen 

theoretisch angemessenen Indikator diffuser Unterstützung, der 

in einer großen Zahl von Erhebungen Verwendung fand und der 

folglich auch die Möglichkeit einer Analyse von Entwicklungs

trends eröffnet, die Frage nach der Zufriedenheit mit der De

mokratie (vgl. dazu auch: SCHMIDTCHEN 1977:236f). Zudem stehen 

für diese Variable internationale Vergleichsdaten zur Verfü

gung. KUCHLER (1982:40ff) betrachtet die Unzufriedenheit mit 

der Demokratie als einen Indikator der Staatsverdrossenheit 

und weist auf die Ergiebigkeit von Längsschnitt-Analysen bei 

der Auseinandersetzung mit dem Problem der Systemakzeptanz 

hin. 

2.3.2. Die Entwicklung der Systemakzeptanz in der Bundes

republik 

Nach den Erfahrungen mit dem Scheitern der Weimarer Republik 

wurden die Aussichten für das Entstehen einer funktionsfähi

gen, von der Bevölkerung akzeptierten demokratischen Ordnung 
in der Bundesrepublik zunächst sehr skeptisch eingeschätzt. 

Vermutlich nicht zuletzt aus diesen Vorbehalten gegen die de

mokratische Zuverlässigkeit der Deutschen läßt sich das inten

sive Bemühen der US-Militärbehörden erklären, die politischen 

Einstellungen der Bevölkerung in der amerikanischen Be

satzungszone zu erforschen (vgl. die Dokumentation der For

sChungsarbeiten bei MERRITT, MERRITT 1971). 

Zu einer optimistischen Bewertung der Chancen für die Entfal

tung einer demokratischen politischen Kultur bestand in den 
ersten Nachkriegsjahren auch kein Anlaß. David P. CONRADT 

(1980:225f, bes. Tab. VII.2) belegt mit Hilfe von Allensbach

Daten, daß sich die Bundesbürger erst im Verlaufe der sechzi

ger Jahre mit ihrem Staat zu arrangieren schienen. Im Jahre 
1951 gaben auf die Frage, in welchem Abschnitt des zwanzig

sten Jahrhunderts es den Deutschen am besten gegangen sei, 45 

Prozent der Befragten das Kaiserreich, 42 Prozent das Dritte 
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Reich an. Auf die Bundesrepublik entfielen ganze zwei Prozent 

aller Nennungen. Noch 1959, also zehn Jahre nach der Etablie

rung eines demokratischen Regimes, war die Akzeptanz des neuen 

Staates keineswegs unangefochten. Zwar bewerteten nunmehr 42 
Prozent der Befragten die Verhältnisse in der Bundesrepublik 

positiver als die in früheren Epochen, doch schnitten die ver

gangenen politischen Regime, das Kaiserreich '28 Prozent) und 
das Dritte Reich '18 Prozent), zusammengenommen immer noch 

besser ab als die Bundesrepublik. Erst in den folgenden Jahren 

verloren die bekannten Alternativen zur neuen politischen Ord
nung ihre Attraktivität: Im Jahre 1963 gaben bereits 62 Pro
zent der Bundesbürger der Bundesrepublik den Vorzug, 1970 wa
ren es 81 Prozent. Weitere Daten aus der Entstehungsphase der 

Bundesrepublik dokumentieren die Distanz der Bevölkerung zum 

neuen politischen System. MIROW '1976:55ff) beschreibt den 

Wandel der Reqimebewertung im Zeitraum 1953 bis 1965. Im er
sten Jahr der Erhebungsserie gaben 57 Prozent der Befragten 

der Demokratie den Vorzug vor anderen Ordnungsmodellen, 11 

Prozent votierten für die Monarchie, acht Prozent für ein au

toritäres Regime. Mit fast einem Viertel war der Anteil der 
Indifferenten zbw. Meinungslosen recht hoch. Erst in den fol
genden zehn Jahren bildete sich eine eindeutige Präferenz für 

die Demokratie heraus. Zwischen zwei Drittel '1954, 1958) und 

drei Viertel der Bundesbürger sprachen sich für eine demokra

tisch verfaßte politische Ordnung aus. 1964 und 1966 entfielen 

auf die Demokratie mehr als 70 Prozent aller abgegebenen Nen
nungen. 

Eine ähnliche Datenreihe ist in RAUSCHs '1980:65, Tab. 13) 
Arbeit über die politische Kultur der Bundesrepublik enthal
ten. Sie belegt für den Zeitraum 1967 bis 1978 die hohe Ak

zeptanz des politischen Systems durch die Bevölkerung. Auf die 
Frage, ob die in der Bundesrepublik bestehende Form der Demo

kratie die beste Staatsform sei oder ob es bessere gebe, ent

schieden sich zwischen 60 '1977) und 90 Prozent (1976 

der Befragten für die Demokratie. Der größte Anteil in der 
Restgruppe entfiel durchweg auf die Unentschiedenen, und 

selbst das Votum gegen den politischen Status Quo ist nicht 
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eindeutig als Absage an die Demokratie zu werten. Immerhin 

deuten die beschriebenen Schwankungen im Antwortverhalten da

rauf hin, daß das Einverständnis mit dem bestehenden politi

schen System nicht gegen Störungen immun ist. Ob es in der 

Bundesrepublik gelungen ist, während des nunmehr vierzigjäh

rigen Bestehens der Demokratie ein stabiles Vertrauenskapital, 
eine "rain and shine" Unterstützung (vgl. CONRADT 1980:221) an

zusammeln, läßt sich besonders gut durch eine Analyse der De

mokratiezufriedenheit in den wirtschaftlich schwierigen Jahren 

seit 1973 zeigen. Insbesondere in wirtschaftlichen Krisenzei

ten muß es sich herausstellen, ob die Demokratie in der Bun

desrepublik eine Schönwetterstaatsform ist und ob sich die in 

der deutschen Politikwissenschaft außerordentlich populäre 

These von einer Krise der repräsentativen Demokratie in den 

politischen Einstellungen der Bevölkerung widerspiegelt. 

Für die erste Hälfte der siebziger Jahre ist die Systemzufrie

denheit der Bundesbürger nur lückenhaft dokumentiert, jeden

falls sofern man an einem vergleich dieses Zeitabschnittes mit 

der Folgezeit interessiert ist. Aus den vorliegenden Arbeiten 

zur politischen Kultur der Bundesrepublik ergeben sich keiner

lei Hinweise auf eine Akzeptanzkrise der politischen Ordnung 

(vgl. RAUSCH 1980:65f: CONRADT 1980:233f: BAKER, DALTON, HIL

DEBRANDT 1981:22ff). Nach den Angaben in den Wahlstudien 1972 

und 1976 erklärten in den genannten Jahren zwischen 86 und 91 

Prozent der befragten Bundesbürger, mit dem Funktionieren der 

Demokratie sehr zufrieden oder einigermaßen zufrieden zu sein. 

Diese außerordentlich hohe Zustimmungsrate wird aber sicher 

durch die Unausgewogenheit der Antwortvorgaben begünstigt 

(vgl. Tab. 4-17'. 

Die Erhebungen aus der Zeit nach 1976 weisen im Prinzip eine 

ähnliche Tendenz auf. Wir verfügen mit den halbjährlich erho

benen EUROBAROMETERn über ein außerordentlich gutes Datenma

terial, das nicht allein differenzierte Trendanalysen für die 
Bundesrepublik zuläßt, sondern darüber hinaus die Möglichkeit 

eröffnet, die für die Bundesrepublik ermittelten Ergebnisse 

mit solchen aus den anderen EG-Staaten zu vergleichen. In 
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Abb. 4-18 sind die entsprechenden Daten zusammengestellt und 

durch gleichartiges Material aus den Wahlstudien 1980 und 1982 

ergänzt (vgl. ergänzend auch die von STEFFANI 1984:43 präsen

tierten Daten). 

Mit Ausnahme des Jahres 1973, in welchem die Mehrzahl der Bun

desbürger Unzufriedenheit mit dem politischen System bekunde

te, gab es zu keinem Zeitpunkt mehr negative als positive An

gaben. Allerdings weist das Zufriedenheitsniveau in der unter

suchten Periode beträchtliche Schwankungen auf. Die Extrem
werte liegen zwischen 87 Prozent im März 1983 und 66 Prozent 

im Mai 1982. Zum Teil dürfte dies auf erhebungstechnische Fak

toren und Meßfehler zurückgehen, zum Teil reflektieren die 

Veränderungen aber sicherlich auch tatsächliche Einstellungs

änderungen. Wie aus einer Ubersicht bei FRANZ (1983:24) und 

aus eigenen, hier nicht im Detail zu präsentierenden Analysen 
hervorgeht, sind die Bundesbürger mit dem Funktionieren der 

Demokratie zufriedener als die Bürger der meisten anderen EG

Staaten. Lediglich in Luxemburg und in Dänemark wurden ähnlich 

hohe Werte erreicht. Der Durchschnittswert für Großbritannien 

liegt im angegebenen Zeitraum beispielsweise um etwa zwanzig 

Prozentpunkte unter dem in der Bundesrepublik. 

Auf den ersten Blick scheinen die Schwankungen der Systemzu

friedenheit mit Veränderungen der Wirtschaftslage einherzuge

hen. So liegt beispielsweise seit dem Mai 1982, von einer Aus

nahme abgesehen, das Potential der Unzufriedenen nicht mehr 

unter 20 Prozent. In diesem Zeitabschnitt haben wir auch einen 

starken Anstieg der Arbeitslosenquote zu verzeichnen. Dennoch 

läßt sich SCHMIDTCHENs (1977:236) These, ftdaß die Unter

stützung für die politische Ordnung der Bundesrepublik eigent

lich nicht diffus genug ist, zu wenig über allgemein akzep

tierte Symbole läuft und zu sehr effektabhängig ist ft durch die 

mir verfügbaren Daten nicht erhärten. Vielmehr bleibt auch in 

wirtschaftlich kritischen Phasen die Systemakzeptanz auf einem 

höheren Niveau als die Regierungszufriedenheit. Zwar korre

liert der Anteil der mit dem Funktionieren der Demokratie Un

zufriedenen mit der Inflationsrate des vorangegangenen Quar-
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Tab. 4 - 18: Demokratiezufriedenheit in der Bundesrepublik, 
1973 - 1984 
(Angaben in Prozentpunkten) 

Frage: Sind Sie mit der Art und Weise, wie die 
Demokratie in der Bundesrepublik funktio-
niert, alles in allem gesehen* ... 

sehr ziem- ziemlich völlig k.A. N 
zu- lieh unzu- unzu-
frieden zufrieden frieden frieden 

10/73 5 39 44 12 1 1907 
11/76 13 65 17 3 2 977 
5/77 11 67 16 2 3 952 

11/77 9 69 16 2 4 945 
6/78 9 67 17 3 5 949 

11/78 9 69 15 2 5 948 
4/79 10 71 13 2 5 945 

10/79 12 67 13 2 6 950 
5/80 10 68 20 3 0 1050 
9/80 16 69 13 1 1 1518 

11/80 9 63 17 4 6 952 
10/81 12 58 20 4 7 929 
5/82 11 55 25 6 4 1081 

10/82 9 60 22 4 5 981 
11/82 13 65 19 3 0 1622 
4/83 13 60 19 4 4 1004 

11/83 8 58 21 4 10 999 
4/84 1 1 60 18 4 7 932 

-X 1 1 63 19 4 4 

* Frageformulierung der EURO-BAROMETER; in den Wahl studien 

1980 und 1983 lautet die Frage: "Was würden Sie allgemein 

zu der Demokratie in der BundesreDublik Deutschland, d.h. 

zu unseren politischen Parteien und zu unserem ganzen poli

tischen System sagen. Sind Sie damit sehr zufrieden, eher 
zufrieden, eher unzufrieden oder sehr unzufrieden?" 
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tals (r .52), doch ist der Zusammenhang nicht besonders stark 
ausgeprägt, wenn man berücksichtigt, daß es sich um Aggregat

daten handelt. Auch zwischen der Wahrnehmung der wirtschaftli

chen Lage und der Systemzufriedenheit bestehen nur mäßige Be

ziehungen (1980: Tau c .20: 1982: Tau c .10). Bei der vorlie

genden Datenlage kann weder von einer Krise der Demokratie 

noch von einem primär über die politischen Outputs vermittel

ten Einverständnis mit der politischen Ordnung gesprochen wer

den. 

Man befindet sich in prominenter Gesellschaft, wenn man dies 

hohe Niveau der Systemzufriedenheit weniger der Internalisie

rung demokratischer Wertvorstellungen und Verhaltensnormen als 

vielmehr dem Fortwirken Obrigkeitsstaatlicher Traditionen zu

schreibt. So sieht beispielsweise DAHRENDORF (1971:46ff) eine 

der Ursachen für die Schwierigkeit der Deutschen im Umgang mit 

der Demokratie im Ablauf des Industrialisierungsprozesses im 

Deutschen Reich begrUndet: "Es gibt Vokabeln, die immer wieder 

auftauchen in den Darstellungen und BegrUndungen der staatli

chen Wirtschafts- und Sozialpolitik im kaiserlichen Deutsch-

land Nation, Staat, straffe Aufsicht, Gesamtinteresse, 

Ein- und Unterordnung. Auch die Industrialisierung hat nichts 

an einer Orientierung zu ändern vermocht, der das Ganze über 

die Teile, der Staat über den Bürger, zugleich die straffe 

Ordnung über die lebendige Vielfalt, der Staat über die Ge

sellschaft geht. Wo man das Wort 'rational' erhoffen könnte, 

erscheint stets das Wort 'national', um Politik zu begrUnden. 

Die deutsche Industrialisierung hat das liberale Prinzip ver~ 

schlungen statt es zu entfalten" (DAHRENDORF 1971:48f). 

Wie lebendig diese obrigkeitsstaatlich-etatistischen Politik

vorstellungen auch in der Bundesrepublik noch sind, geht aus 

einer von KAASE (1971) durchgeführten Untersuchung zum Demo

kratieverständnis der Bundesbürger hervor, die in den Jahren 

1979 und 1982 repliziert wurde (vgl. die Angaben in Tab. 4-19). 

KAASE (1971:215ff) kritisierte in erster Linie die Konflikt
scheu der Deutschen und das Spannungsverhältnis zwischen der 

abstrakten Befürwortung demokratischer Prinzipien und der be-
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Tab. 4 - 19: Die Akzeptanz demokratischer Prinzipien in der 
Bundesrepublik, 1968, 1979 und 1982 
(Angaben sind demokratisch ausgerichtete Ant
worten, Prozentpunkte) 

PPD 
1968 1979 1982 1968-1982 

Jeder sollte das Recht ha-
ben, für seine Meinung ein-
zutreten, auch wenn die 93 95 94 +1 
Mehrheit anderer Meinung 
ist (+) 

Jede demokratische Partei 
sollte grundsätzlich die 
gleiche Chance haben, an 84 93 93 +9 
die Regierung zu kommen 
(+) 

Eine lebensfähige Demo-
kratie ist ohne politische 89 93 92 +3 
Opposition nicht denkbar 
(+) 

Jeder Bürger hat das Recht, 
für seine Uberzeugung not- 74 86 87 +13 
falls auf die Straße zu 
gehen (+) 

In jeder demokratischen 
Gesellschaft gibt es be-
stimmte Konflikte, die 73 81 83 +10 
mit Gewalt ausgetragen 
werden müssen (-) 

Aufgabe der politischen 
Opposition ist es nicht, 
die Regierung zu kriti-
sieren, sondern sie in 28 31 34 +6 
ihrer Arbeit zu unter-
stützen (-) 

Die Auseinandersetzungen 
zwischen den verschiedenen 
Interessengruppen in un-
serer Gesellschaft und 
ihre Forderungen an die 27 37 29 +2 
Regierung schaden dem 
Allgemeinwohl (-) 

Der Bürger verliert das 
Recht zu Streiks und Demon-
strationen, wenn er damit 30 26 21 -9 
die öffentliche Ordnung ge-
fährdet (-) 
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Tab. 4-19 (FS) 

1968 1979 1982 1968-1982 

Die Interessen des ganzen 
volkes sollten immer über 
den Sonderinteressen des 
Einzelnen stehen (-) 6 5 8 

N 1889 2012 2991 

Quelle: ALLBUS 1982, Codebuch: 205ff 

(-) Zustimmung als undemokratisch klassifiziert; 

(+) Zustimmung als demokratisch klassifiziert 

+3 
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grenzten Bereitschaft, diese in konkreten Situationen anzuwen

den. Besonders deutlich wird dies bei der Einstellun~ der Bun

desbürger zur Demonstrationsfreiheit, an der man ganz offen

kundig Abstriche akzeptiert, sobald die Wahrnehmung dieses 

Rechtes die öffentliche Ordnung gefährdet. 

Eine ähnlich ambivalente Einstellung zu demokratischen Prinzi

pien zeigt sich in der Einschätzung der Rolle die Opposition 

in der Demokratie, die die Bundesbürger zwar im Prinzip für 

notwendig halten, deren Funktion sie jedoch eher darin sehen, 

die Regierung zu unterstützen statt sie zu kritisieren. Nicht 

minder schlecht ist es um das Verständnis der konstruktiven 

Funktion von Interessenkonflikten in der Demokratie bestellt. 

So kann man, zumindest im Prinzi9, ADRIANs '1977:169) Urteil 

folgen, ·daß für einen beachtlichen Teil der Bevölkerung Par

teien, Konkurrenz und Pluralismus, vor allem aber Kritik und 

Opposition noch immer eher als Gefährdung des vermeintlich 

vorgegebenen, in Wahrheit meist elitär definierten, Gemein
wohls gelten, statt sie als Garant bzw. Vehikel für Feiheit, 

Gleichheit und Demokratie zu begreifen und zu bejahen . Damit 

wird deutlich, wie wenig Einsicht in demokratische Prozeduren, 

die notwendig Konflikte und Kontroversen implizieren, in der 

sozialen Realität der Bundesrepublik verbreitet ist-. 

Es wäre dennoch voreilig, das hohe Zufriedenheitsniveau aus

schließlich dem Fortwirken obrigkeitsstaatlicher Traditionen 

zuzuschreiben. International vergleichende Untersuchungen zur 

Akzeptanz demokratischer Normen und Werte, die eine einiger

maßen zuverlässige demokratietheoretische Einordnung der poli

tischen Gegebenheiten in der Bundesrepublik zuließen, liegen 
nicht vor (vgl. den knappen Uberblick bei KAASE 1981). Hin

weise auf die Verbreitung obrigkeitlich-antiliberaler Orien

tierungen in westlichen Demokratien könnte man allenfalls den 
Daten über das Repressionspotential in westlichen Demokratien 

entnehmen, die im Rahmen der Political-Action-Studie erhoben 

wurden. MARSH und KAASE (1979a:87) beschreiben diese Einstel
lung folgendermaßen: •••• we have conceptualized repression 

potential as the tendency to grant authorities increasingly 
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severe instruments of control to contain correspondingly 

severe challenges by protestors, strikers, or other unortho

dox activists. Since allegiance to an authority figure is so 

obviously implied by such a tendency, we can say that, ... , 

repression potential is superorthodox political behavior

(Hervorh. im Original) • 

Nach den von MARSH und KAASE (1979a:88) vorgelegten Ergebnis

sen und ähnlichen Untersuchungen von MULLER, PESONEN und JUKAM 

(1980) über die Einstellungen der Bürger westlicher Demokra

tien zum Schutz der Versammlun~sfreiheit gibt es in der Bun

desrepublik eine größere Zahl von Befürwortern repressiver 

staatliche Aktivitäten als in den USA, Großbritannien oder den 

Niederlanden. Die festgestellten Unterschiede traten aber vor 

allem in den älteren Befragtengruppen auf, während sich in der 

Nachkriegsgeneration die zwischen den Nationen bestehenden Un

terschiede nivellierten (vgl. MARSH, KAASE 1979b:109, Tab. 

4.3). Dies deckt sich auch mit den Ergebnissen der Untersu

chungen zum Demokratieverständnis in der Bundesrepublik, in 

denen eine klar erkennbare Beziehung zwischen dem Alter und 

der Akzeptanz demokratischer Wertvorstellungen ermittelt wor
den war (vgl. KAASE 1971:215ff: ADRIAN 1977:268ff: vgl. auch: 
BtlRKLIN 1980:223ff). 

Auf der Grundlage der verfügbaren Daten ist es nur schwer zu 

beurteilen, in welchem Maße die Demokratiezufriedenheit spe

ziell den demokrati8chen Elementen des bestehenden Systems 

gilt und in welchem Maße sich in ihr etati8ti8che Traditionen 

widerspiegeln. Zieht man einige ältere US-amerikanische Unter

suchungen heran, dann kann man konstatieren, daß Abweichungen 

der tatsächlich vorhandenen politischen Einstellungen der Be

völkerung von den demokratietheoretischen Normvorstellungen 

keine eigentümlichen Merkmale der politischen Kultur Deutsch

lands sind, sondern auch in den USA auftreten. PROTHRO und 

GRIGG (1969:248) ermittelten beispielsweise in einer verglei

chenden Gemeindestudie in den Vereinigten Staaten ähnliche 

Strukturen des Demokratieverständnisses der Bevölkerung, wie 
sie KAASE für die Bundesrepublik Deutschland beschrieben 
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hatte: "As expected, general consensus was found on the idea 

of democracy itself and on the bl'oad pl'irwiples of maj ol'ity 

l'ule and minol'ity l'ights, but it disappeal'ed when these 

principles were put in more specific fOl'm. Indeed the voters 

in both communities were closer to complete discord than to 

complete consensus: they did not reach consensus on any of ten 

specific statements incorporating the principles of majority 

rule and minority rights: and majorities expressed the 'un

democratic' attitudes on about half of the statements" (Her

vorh. OWG: vgl. auch: MC CLOSKY 1969:273ff: SNIOERMAN 1975: 

164ff) • 

Schließlich läßt sich zeigen, daß die Zufriedenheit mit dem 

politischen System in der Bundesrepublik nicht einfach einer 
unreflektierten Identifikation mit dem Status Quo entspringt. 

Die vergleichenden Erhebungen der EG-Kommission enthalten fUr 

die Jahre 1976 bis 1984 eine Frage nach der Einstellung der 
Bevölkerung zur bestehenden Gesellschaftsform (vgl. Tab. 

4-20). Nur eine verschwindend kleine Minderheit plädierte 

der Bundesrepublik im angegebenen Zeitraum für revolutionäre 

Veränderungen der bestehenden Gesellschaft, wobei man frei

lich einräumen muß, daß soziale ErwUnschtheitseffekte das 
Antwortverhalten beeinflußt haben dUrften. Die verbleibende 

Befragtengruppe entfiel ungefähr zu gleichen Teilen auf 
die Alternativen "Reform der bestehenden Gesellschaft" und 

"Wahrung des Status Quo". Bei situationsspezifischen 
Schwankungen waren im Durchschnitt der acht Erhebungsjahre 

die Reformisten leicht in der Uberzahl. Zumindest bei einem 

groBen Teil der BundesbUrger schlieBen Systemakzeptanz und der 
Wunsch nach schrittweisen Reformen einander nicht aus. 

2.3.3. Wertorientierungen und Systemakzeptanz 

In Anbetracht der zwischen der spezifischen und der diffusen 
politischen Unterstützung postulierten empirischen Beziehung 

ist ein negativer Zusammenhang zwischen postmaterialistischen 
Präferenzen und der diffusen Systemakzeptanz zu erwarten. Wie 
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Tab. 4 - 20: Systemveränderungsbereitschaft in der Bundes
republik, 1976 - 1984 

11/76 
5/77 

11/77 
6/78 

11/78 
4/79 

10/79 
4/80 

10/80 
4/81 

10/81 
5/82 

10/82 
4/83 

11/83 
4/84 

X 

(Angaben in Prozentpunkten) 

Frage: Hier auf dieser Liste stehen drei grund
sätzliche Standpunkte über die Gesell
schaft, in der wir leben. Welcher davon 
drückt am ehesten das aus, was auch Sie 
denken? 

(A) Man muß unsere ganze Gesellschaft 
durch eine Revo Zu t io n radikal ver
ändern 

(B) Man muß unsere Gesellschaft Schritt 
für Schritt durch Reforme n verbes
sern 

(Cl Man muß unsere bestehende GeseZl
sc haf t mutig gegen alle umstürzle
rischen Kräfte v e rteidige n 

Revolution Reform Gesellschaft k.A. N 
verteidigen 

2 52 39 6 977 
2 43 48 7 952 
2 42 51 6 945 
1 41 50 8 949 
2 43 45 1 1 948 
2 52 39 6 945 
3 50 39 9 950 
3 47 37 13 948 
4 47 42 7 952 
3 40 43 14 977 
5 44 41 1 1 929 
4 47 38 12 1081 
4 46 37 13 981 
1 50 41 8 1004 
3 49 38 10 999 
3 47 37 14 932 

3 46 42 10 
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INGLEHART (1979b:283f) betont, lasten die Postmaterialisten 

ihre Benachteiligung durch politische Entscheidungen nicht 

der Regierung an, sondern sie betrachten die Dominanz materia

listischer Ziele als einen systembedingten Defekt. Nach den 

bisher vorliegenden Ergebnissen dUrfte der Regierungswechsel 

im Jahre 1982 das Unbehagen dieser Personengruppe am politi

schen System noch verstärkt haben. 

Im Prinzip deckt sich diese Vermutung mit den in Tab. 4-21 

enthaltenen Daten. In sämtlichen sechzehn Erhebungen lag der 

Anteil der mit dem Funktionieren der Demokratie zufriedenen 

Postmaterialisten unter dem der übrigen Gruppen bzw. der Ge

samtbevölkerung. Die Abweichungen vom Erhebungsdurchschnitt 

variierten zwischen einem Minimum von sechs und einem Maximum 

von 27 Prozentpunkten. Es stimmt gleichfalls mit INGLEHARTs 

Annahmen Uberein, daß das Unzufriedenheitspotential unter den 
Personen mit postmaterialistischen Präferenzen nach dem Re

gierungswechsel 1982 durchweg höher ausfiel als in den sechs 
Jahren zuvor. 

Dennoch sollte man sich vor einer Uberinterpretation der be

schriebenen Beziehungsmuster hUten. Lediglich in drei Erhebun
gen, im Herbst 1973 sowie im Frühjahr 1982 und 1983 erklärte 

eine Mehrheit der Postmaterialisten, sie seien mit dem Funk

tionieren der Demokratie in der Bundesrepublik unzufrieden. 

Zumindest 1973 unterschieden sie sich in dieser Hinsicht al

lenfalls graduell von der Gesamtbevölkerung. Fur die Ergeb

nisse in den Jahren 1982 und 1983 dUrfte nicht zuletzt die 

Debatte über die Raketenstationierung bzw. der Regierungs
wechsel maßgeblich sein. Mit Ausnahme der beiden Erhebungen 

aus dem Jahre 1983 nehmen die zwischen den Wertorientierungen 
und der Demokratiezufriedenheit ermittelten Beziehungsmaße ei

nen solch niedrigen Wert an, daß eine sinnvolle Interpreta
tion der festgestellten Unterschiede kaum möglich erscheint. 

Schließlich weisen die Fragen nach der Bereitschaft zur ge
sellschaftlichen Veränderung die Postmaterialisten als eine 

mehrheitlich reformistisch eingestellte Gruppe aus (auf die 
Vorlage von Tabellen hierzu wird verzichtet). 
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Ein direkter Vergleich des Zusammenhanges zwischen den politi

schen Prioritäten einerseits und der Regierungs- und Systemzu

friedenheit auf der anderen Seite ist nur für die Jahre 1980 

und 1982 möglich. 1980 waren die Beziehungsmuster zwischen den 

Wertorientierungen und den verschiedenen Indikatoren spezifi

scher und diffuser Unterstützung einander sehr ähnlich. 1982 

dagegen variierte die Regierungszufriedenheit zwischen den 

drei untersuchten Gruppen deutlich stärker als die Systemzu

friedenheit (Postmaterialismus/Demokratiezufriedenheit: 

Cramer's V .10; Postmaterialismus/Bewertung der Regierungs

leistungen: Cramer's V .21; Postmaterialismus/Bewertung der 

gesellschaftlichen Eliten: Cramer's V .26; weitere Angaben 

sind Tab. 4-10, 4-14 und 4-16 zu entnehmen). 

Eine detaillierte Präsentation der Ergebnisse der multiplen 

Klassifikationsanalyse ist überflüssig. Die EUROBAROMETER

Studien eigenen sich hierzu wegen der problematischen Bil

dungs indikatoren nicht. In den WAHLSTUDIEN 1980 und 1982 blieb 

der negative Einfluß der postmaterialistischen Präferenzen auf 

Demokratiezufriedenheit zwar bei einer Kontrolle der relevan

ten Hintergrundvariablen erhalten, doch sollte man bei Beta

Koeffizienten von weniger als .10 und bei einem multiplen Kor

relationskoeffizienten von ca .. 15 keine allzugroßen inter

pretatorischen Anstrengungen entfalten. INGELHARTs Postmate

rial ismus-Konzept leistet keinen wesentlichen Beitrag zur Ana

lyse der Demokratiezufriedenheit in der Bundesrepublik, und es 

soll später der Frage nachgegangen werden, welche theoreti

schen Alternativen zur Konzeption der Stillen Revolution sich 

anbieten, um die Schwankungen in der Systemakzeptanz zu er
klären. 

2.4. Politische LegitimitätsUberzeugungen 

2.4.1. Das theoretische Konzept 

In der Diskussion über das Problem demokratischer Stabilität 

spielt das Legitimitätskonze~t eine Schlüsselrolle. Die aktu-
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elle Auseinandersetzung mit dem Problem der Legitimität poli

tischer Herrschaft erfolgte dabei, wie HENNIS (1976:15) nicht 

ohne Verdruß feststellt, "im Banne Max WEBERs". Dessen Ansatz 

erlangte für die politische Kulturforschung nicht zuletzt des

halb eine große Bedeutung, weil im Mittelpunkt seiner Erörte

rung die Frage nach den Motiven der Anerkennung politischer 

Herrschaft steht. Damit griff er gen au jene Probleme auf, für 

die sich die später entstandene pOlitical-culture-Forschung 

interessierte, nämlich die Orientierungen von Individuen auf 

politische Objekte. 

WEBER behandelt politische Legitimitätsüberzeugungen als eine 

Teilklasse von Akzeptanz- oder Unterstützungsmotiven. Sie kön

nen aber nicht als diffuse Folgemotive interpretiert werden, 

da die Anerkennung der Herrschaft auf mehr oder minder klaren 

Gründen basiert: "Keine Herrschaft begnügt sich, nach aller 

Erfahrung, freiwillig mit den nur materiellen oder nur affek

tuellen oder nur wertrationalen Motiven als Chancen ihres 

Fortbestandes. Jede sucht vielmehr den Glauben an ihre 'Legi

timität' zu wecken und zu pflegen •... Die 'Legitimität' einer 

Herrschaft darf natürlich nur als Chance, dafür in einem rele

vanten Maße gehalten und praktisch behandelt zu werden, ange

sehen werden. Es ist bei weitem nicht an dem: daß jede Fügsam

keit gegenüber einer Herrschaft primär (oder auch nur: Uber

haupt immer) sich an diesem Glauben orientierte. Fügsamkeit 

kann vom Einzelnen oder von ganzen Gruppen rein aus opportuni

tätsmotiven geheuchelt, aus materiellem Eigeninteresse prak

tisch geUbt, aus individueller Schwäche und Hilflosigkeit als 

unvermeidlich hingenommen werden. Das alles ist aber nicht 

maßgeblich für die Klassifizierung einer Herrschaft. Sondern: 

daß ihr eigener Legitimitätsansp~uch der A~t nach in einem re

levanten Maße 'gilt', ihren Bestand festigt und die Art der 

gewählten Herrschaftsmittel mit bestimmt" (WEBER 1972:122, 

123: Hervorh. OWG, die letzten im Original). 

Ob eine Klassifikation von Herrschaftsformen primär auf der 

Grundlage des vorherrschenden Legitimitätstypus erfolgen soll

te, ist in unserem Zusammenhang von untergeordneter Bedeutung. 
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Für die Analyse von Einstellungen der Bevölkerung zur politi

schen Ordnung kommt es hier vielmehr auf die Behandlung der 

Legitimitätsüberzeugungen als eine spezifische, von anderen 

Formen unterscheidbare Klasse von Folgemotiven an. Dabei ist 

der Begriff des "Geltens" noch nicht so präzise gefaßt, daß 

Mißverständnisse über den Inhalt möglicher Geltungsmotive aus

geschlossen wären. Erst in seiner Typologie legitimer Herr

schaft verdeutlicht WEBER die Gründe, die die Herrschaftsun

terworfenen dazu veranlassen, einer politischen Herrschafts

ordnung und den Befehlen der Inhaber politischer Herrschafts

positionen Geltung zuzuerkennen (vgl. WEBER 1972:124ff; etwas 

anders in der Beurteilung: GRAF KIELMANSEGG 1971:374ff, bes. 
377) • 

Die Unterscheidung zwischen einer legitimen und einer aus an

deren Gründen anerkannten Herrschaftsordnung greift bereits 

früher erörterte Probleme wieder auf. Bezieht ein Herrschafts

system seinen Rückhalt aus Fähigkeit, die materiellen In

teressen der Bevölkerung zu befriedigen, dann haben wir es im 

Sinne LIPSETs (1981:64ff) mit effektivitätsgebundenen Unter

stützungsmotiven zu tun (Leistungsbestimmung). Die Effektivi
tät eines politischen Systems reicht jedoch nach LIPSET auf 

lange Sicht nicht aus, seinen Bestand zu sichern. Zur Aner

kennung einer politischen Ordnung können des weiteren die Tra
dition oder die Veralltäglichung des Charismas eines bestimm

ten Inhabers einer Herrschaftsposition beitragen. Im modernen 

Staat spielen, wie GRAF KIELMANSEGG (1971:378ff) betont, alle 

drei genannten Geltungsmotive eine bedeutende Rolle. EASTONs 

(1965:289ff) Unterscheidung zwischen strukturellen und perso

nellen Formen politischer Legitimität ähnelt dem WEBERschen 

Ansatz, der neben den traditionalen den "legal-rationalen" 

(strukturell im Sinne EASTONs) und den "charismatischen" 

(personell) Typus enthält. E~STONs Konzept der ideologischen 

Legitimität schließlich verweist auf die legitimierende Funk

tion von Werten in westlichen Demokratien, während diese für 

WEBER offenkundig keine von Tradition, Legalität/Rationalität 

und Charisma unabhängige Rolle spielen (vgl. allerdings 

EASTONs 1965:301ff Abgrenzung der eigenen Legitimitätskon-
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zeption von der Max WEBERs). 

In dieser Arbeit steht nur ein begrenzter Ausschnitt aus dem 

breiten Themenfeld zur Debatte, das die moderne Legitimitäts

diskussion abdeckt. Es geht hier lediglich um die fÜr die Le

gitimitätsUberzeugung der Bevölkerunq in den westlichen Demo
kratien des 20. Jahrhunderts maßgeblichen Gesichtspunkte und 

um deren Rolle in einer Theorie politischer UnterstÜtzung. Die 
ausgiebige Legitimitätsdebatte in der deutschen Politikwissen

schaft der siebziger Jahre trägt zur Lösung dieses Problems 

nur relativ wenig bei. KAASEs (1979:329) Feststellung, es 

fehlten empirisch gehaltvolle Theorien politischer Legitimi

tät, fällt noch zu optimistisch aus. Dies wird klar, wenn man 

sich vor Augen fÜhrt, daß selbst in den wichtigsten theoreti

schen Beiträgen zur Legitimitätsdebatte nicht einmal die ein

schlägigen Begriffe (Legitimität, Leqitimation, Legitimierung 

etc.) einigermaßen präzise definiert und konsistent benutzt 

werden (vgl. dazu auch die kritischen Hinweise bei: TROITZSCH 

1984:18ff). Auch die erwähnte Arbeit von KAASE bringt die Dis

kussion nur bedingt weiter, da die von ihm zur empirischen 

PrÜfung des Legitimitätskrisentheorems benutzten Indikatoren 
keine eindeutige Beziehung zum betreffenden theoretischen Kon

zept aufweisen. Er untersucht die Stichhaltigkeit der Behaup

tung, die westlichen Demokratien seien einer Legitimitätskrise 

ausgesetzt, an Hand dreier Kriterien, der Partei-Identifika

tion, der Systemzufriedenheit und des Partizipationsverhal

tens. Als Indikato~ diffuser politischer Unterstützung kommt 

hiervon allenfalls der zweite Komplex von Variablen in Frage. 

Allerdings halte ich es fÜr problematisch, diffuse UnterstÜtz

ung und LegitimitätsÜberzeugungen als austauschbare Konzepte 

zu behandeln. Die Partei-Identifikation eignet sich nicht 
als Indikator diffuser politischer UnterstÜtzung, da sie sich 

auf eine bestimmte Elitengruppe ("authorities") bezieht und da 

ihr RÜckgang nicht notwendig die Stabilität des Gesamtsystems 

gefährdet. Im Partizipationsverhalten kann man möglicherweise 
ein empirisches Korrelat, aber sicherlich keinen Indikator von 

LegitimitätsÜberzeugungen sehen (vgl. zum Vorgehen KAASEs 

1979:329ff). Immerhin gehört KAASE zu den wenigen deutschen 
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Politikwissenschaftlern, die das Legitimitätskrisentheorem 

als eine empirisch kritisierbare Hypothese betrachten und ihm 

eine Chance einräumen, an der politischen Wirklichkeit zu 

scheitern. Typischer für die Diskussion in der deutschen Poli
tikwissenschaft war die Neigung, alle möglichen Manifestatio

nen politischen Wandels zu Legitimitätskrisen hochzustilisie

ren und damit den theoretischen wie den empirischen Zugang zum 

Problem der Legitimität politischer Herrschaft beträchtlich zu 

erschweren. 

Der Legitimitätsglaube ist, wie man den einschlägigen theore

tischen Beiträgen entnehmen kann, mit spezifischen Uberzeu

gun gen von der Anerkennungswürdigkeit einer politischen Ord

nung verbunden: "Legitimität ist soziale Ge~tung a~s rechtens 

- von dieser sehr allgemeinen Begriffsbestimmung wollen wir 

ausgehen. Sie macht deutlich, daß das Phänomen, mit dem wir es 

hier zu tun haben, mit einer menschlichen Grunderfahrung zu

sammenhängt - der Erfahrung normativer Gebundenheit • ••• Der 

Begriff Legitimität nun bezeichnet eine spezifische Geltungs

erfahrung, nämlich die Uberzeugung Von der Rechtmaßigkeit so

zialer Systeme, genauer gesagt: Er bezeichnet die Qualität, 

die sozialen Systemen und unter ihnen insbesondere politischen 

Systemen aus solcher Uberzeugung zuwächst" (GRAF KIELMANSEGG 

1971:367, 368: Hervorh. OWG). GRAF KIELMANSEGG (1971:371) 

macht ausdrücklich darauf aufmerksam, "daß die Frage nach der 

Legitimität politischer Systeme sich wiederum verdichtet zu 

der Frage nach der Rechtmäßigkeit der Herrschaftsstrukturen, 
die sie konstituieren". 

Trotz aller in der Literatur auftretenden Meinungsverschieden

heiten über die Bedingungen, Formen und politischen Implika

tionen des Legitimitätsglaubens erscheint mir dessen Verständ

nis als Uberzeugung von der Rechtmaßigkeit einer Herrschafts

ordnung verhältnismäßig unkontrovers. Oie Tatsache, daß man 

diese Vorstellung bei Autoren mit ganz unterschiedlichen wis
senschaftlichen Orientierungen findet (vgl. z.B. EASTON 1965: 

278ff: HABERMAS 1976:39: HENNIS 1976:13: weitere Hinweise bei 

RAMMSTEDT, RÖNSCH 1977), spricht dafür, auch hier von dem vor-
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gestellten Grundverständnis auszugehen. 

Umstritten bleiben dabei die Kriterien, an Hand derer über die 

RechtmäBigkeit einer politischen Ordnung entschieden werden 
kann. Für HABERMAS wie für HENNIS scheinen die Legitimitäts

überzeugungen der Systemmitglieder allenfalls ein notwendiges, 
keinesfalls aber ein hinreichendes Moment legitimer Herr

sChaftsausübung zu sein. HABERMAS (1973:68ff, 96ff) unter

scheidet in diesem Sinne zwischen diffuser Massenloyalität 

bzw. kontingentem oder erzwungenem Konsens auf der einen Seite 
und politischer Legitimität. Letztere beruhe auf "eine(r) un

ter Freien und Gleichen erzielte(n) Ubereinstimmung oder Ver

einbarung" (vgl. HABERMAS 1976:46). Auch HENNIS (1976:12) 
sieht einen prinzipiellen Unterschied zwischen Legitimitäts

überzeugungen und wirklicher Legitimität: " ••. ohne ein ir

gendwie zum Gehorsam motiviertes Mitmachen der Beherrschten 
geht Herrschaft nicht, aber diese banale Aussage gilt für je

de Herrschaft, ungeachtet ihrer Qualität. Konsens, Zustimmung 

der Beherrschten als solche schafft Zustimmung, damit aber noch 
noch nicht notwendig Legitimität ••• Selbst wenn sich Neunund

neunzig von Hundert die RechtmäBigkeit des Regimes psychisch 
zu eigen gemacht haben, der eine Gerechte weiB es besser". 

Die empirische Politikwissenschaft stellt die Uberzeugung der 
Bevölkerung von der RechtmäBigkeit der politischen Herrschaft 

in den Vordergrund. Damit trifft sie den Kern demokratischer 

Legitimitätsdoktrinen, nämlich die Ausübung der Herrschaftsge

walt auf der Basis der LegitimitätsUberzeugungen der Herr
schaftsunterworfenen. Allerdings bleibt im Rahmen einer Theo-. 

rie politischer Unterstützung die Frage zu klären, ob sich die 

Legitimitätsüberzeugungen, wie bislang implizit unterstellt, 
lediglich auf das politische Regime oder auch auf andere Ob

jektkomplexe, hier vor allem auf die Inhaber politischer Füh

rungspositionen richten. 

Nach FRASER (1974:117f) tritt das Legitimitätsproblem in der 

Geschichte des politischen Denkens zunächst im Zusammenhang 

mit der Besetzung einer Herrschaftsposition durch eine be-' 
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stimmte Person auf. Ein Herrscher konnte auf Grund einer spe
zifischen Beziehung zu seinem Vorgänger legitimerweise eine 

Herrschaftsposition für sich beanspruchen. Auch in WEBERs 

(1972:124ff) Typologie legitimer Herrschaft richten sich die 
Legittmitätsüberzeugungen der Bevölkerung und der Mitglieder 

des Herrschaftsstabes nicht allein auf die Herrschaftsordnung 
und die in ihr institutionalisierten Werte, Normen und Verfah
rensmuster. Darüber hinaus können auch die Inhaber der Herr

schaftspositionen und die von ihnen erteilten Anweisungen als 
legitim akzeptiert oder als illegitim verworfen werden. Beim 
Typus der charismatischen Herrschaft und bei EASTONs Konzept 

der personellen Legitimität wird die Anerkennung der politi

schen Ordnung gerade durch die Identifikation mit den Inhabern 
von Herrschaftspositionen begründet (vgl. EASTON 1965:302ff; 

1975:452). 

EASTON (1975:451) betont ausdrücklich, daß neben dem politi

schen Regime auch das FUhrungspersonal und die politische Ge
meinschaft als Adressaten von LegitimitätsUberzeugungen in 
Frage kommen: -Legittmacy is a kind of supportive sentiment 

that may be directed to any one of the three objects. There is 

little question that it is appropriate to speak of a belief in 
the legitimacy of a rBgime and its authorities". 

Weder im Hinblick auf die Adressaten noch im Hinblick auf die 
für die politische unterstützung maßgeblichen Motive ist es 

somit sinnvoll, LegitimitätsUberzeugungen ausschließlich als 

Form oder Komponente diffuser politischer Unterstützung zu be
zeichnen (so neben EASTON 1975 z.B. auch: KAASE 1979:332ff; 

BARER, DALTON, HILDEBRANDT 1981:22ff; CONRADT 1980:221f). Die 

GrUnde fUr die Anerkennung der politischen Ordnung sind in die 
diesem Falle keineswegs diffus, und neben dem System als all

gemeinem Objekt steht auch die Führung unter normativem Recht

fertigungsdruck. Es ist demnach sinnvoll, zwischen SYBtemLegi

timitat und RegierungsLegitimitat zu unterscheiden. Bei der 

Analyse des politischen Vertrauens wurde bereits auf das Vor
handensein einer deutlich ausgeprägten legitimatorischen Kom
ponente in dieser Einstellung hingewiesen (vgl. S. 271f). 
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Auf der Grundlage der bisherigen Uberlegungen lassen sich die 
Beziehungen zwischen den einzelnen Komponenten politischer Un

terstützung meiner Meinung nach etwas genauer fassen, als dies 

in der ursprünglichen, von EASTON entwickelten Konzeption der 
Fall war. Politische Unterstützung stellt demnach das E~gebni8 

von Bewertungen der Leistungsfahigkeit, der Ve~t~auenswU~dig
keit oder der Rechtmaßigkeit der Regierung oder des politi
schen Systems dar. Einzelne Handlungen der Inhaber politischer 

EntSCheidungsrollen können gleichfalls unter Legitimitäts- und 
Effektivitätskriterien bewertet werden. Das politische Ver
t~auen ist in seinem Ursprung auf pe~s~nliche Eigenschaften 

der Inhaber von Führungspersonen geriChtet, es kann aber von 

diesen auf Organisationen wie die Regierung oder auf die 
Strukturen des Gesamtsystems generalisiert werden. Inhaltlich 

ist das politische Vertrauen durch Begriffe wie Fairness, Un
eigennützigkeit, Gemeinwohlorientierung usw. definierbar. 

Die Bewertung einaelner Handlungen der politischen Eliten und 
der Verwaltung bildet den Ausgangspunkt für die Entstehung von 
Policy-Zufriedenheit oder von Effektivitätsüberzeugungen im 

Sinne LIPSETs. Diese Einstellungen betreffen die Fähigkeit der 
Regierung, durch bestimmte Aktionen die von der Bevölkerung 
oder von einzelnen Gruppen gewünSChten politischen Güter be

reitzustellen. Auch die POlicy-Zufriedenheit bzw. Leistungsbe
wertung ist generalisierungsfähig, d.h. in ihrem Objektbezug 
mehr oder minder spezifisch. 

LegitimitatsUbe~aeugungen schließlich beziehen sich ursprüng
lich auf Strukturen oder Regeln, die von den Mitgliedern einer 

politischen Gemeinschaft als rechtmäßig und deshalb als bin

dend anerkannt werden. Legitime Ordnungen geben einen Rahmen 
ab, innerhalb dessen die Handlungen von Personen ebenfalls als 

legitim anerkannt werden können. 

Liegt keines dieser speZifischen Akzeptanzmotive vor, dann 

können wir von diffuser System- oder Regierungsaufriedenheit 
sprechen. Die in der Literatur am häufigsten erwähnten diffu
sen Akzeptanzformen sind traditioneller oder affektiver Natur. 
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2.4.2. Politische Legitimitätsüberzeugungen und politische 

Prioritäten 

Langzeitdaten zur Analyse der Legitimitätsüberzeugungen, die 

den hier vorgestellten theoretischen Kriterien genügen, liegen 

bislang nicht vor. MULLER (1979:79ff) erhebt zwar den An

spruch, mit seinen 1974 eingesetzten Fragen zur diffusen poli

tischen Unterstützung auch die Legitimitätsdimension der poli

tischen Kultur erfaßt zu haben, doch ist diese Behauptung auf 

der Grundlage theoretischer Uberlegungen für die Mehrzahl der 

unterstUtzungsindikatoren kaum nachvollziehbar, da hier ganz 
andere Momente als die Rechtmäßigkeit der politischen Ordnung 

gemessen werden. Denselben Vorbehalt muß man auch gegen 
SCHMIDTCHENs (1977) Messung des Leg1timitätsbewußtseins gel

tend machen. 

Dagegen enthalten die Mannheimer Wahlstudien 1980 und 1983 
Fragen, die sich direkt auf die in der theoretischen Diskus

sion über die Legitimität politischer Herrschaft angesproche

nen Probleme beziehen. In der Wahlstudie 1980 wurde die Ein

stellung zur Legitimität des politischen Systems durch die 

folgende Frage erfaßt: "Wie sehr entspricht unsere politische 

Ordnung und Demokratie dem, was Sie in der Politik für gut und 

richtig halten?" Diese Frage kommt dem Leg1timitätskonzept 

EASTONs recht nahe, das bekanntlich mit den Worten "It re

fleets the fact that in some vague or explicit way he (the 

member of the politieal community, OWG) sees these objeets as 

conforming to his own moraZ principZs8. his sens of what is 

right and proper in the politieal sphere" (EASTON 1965:278) 
charakterisiert wurde. 

Auf diese Frage antworteten im September 1980 70 Prozent der 

befragten BundesbUrger, die politische Ordnung entspreche sehr 

stark (10\) oder stark (60\) ihren eigenen Vorstellungen von 

dem, was in der Politik gut und richtig sei, 28 Prozent sahen 

eine Diskrepanz zwischen den eigenen Wertvorstellungen und den 
politischen Gegebenheiten. 

In Ubereinstimmung mit INGLEHARTs Annahmen stehen die Postma-
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terialisten der Legitimität der politischen Ordnung kritischer 

gegenüber als die Materialisten und die Befragten mit gemisch

ten Präferenzen. 62 Prozent von ihnen gaben an, die politische 

Ordnung entspreche stark oder sehr stark den eigenen Wertstan

dards, in den beiden anderen Gruppen lag der Prozentanteil um 

zehn (Materialisten) bzw. um fünfzehn Punkte höher (Mischgrup

pe) • Immerhin bekundeten aber fast zwei Drittel der Postrnate

rialisten ihr Einverständnis mit dem bestehenden politischen 

System. Dies Ergebnis deckt sich wohl kaum mit INGLEHARTs Er

wartungen. Darüber hinaus sind die statistischen Beziehungen 

zwischen den Wertorientierungen und den Legitimitätsüberzeu

gungen teils auf dem 95-Prozent-Niveau insignifikant (Tau C, 

Pearsons r), teils liegt ihr Wert so niedrig, daß sich eine 

eindeutige Interpretation verbietet (Cfarner's V .09; Eta .10; 

p < .01). 

Die Multiple Klassifikationsanalyse brachte dementsprechend 

keine Bestätigung der INGLEHARTschen Postrnaterialismus-Theo

rie: Im multivariaten Modell trat kein statistisch signifikan

ter Zusammenhang zwischen den Wertorientierungen und dem Legi

timitätseinverständnis auf (p >.10). Der mit Hilfe des Post

materialismus-Modells zu erklärende Varianz anteil belief sich 

lediglich auf etwa zwei Prozent (auf die Vorlage von Tabellen 

wird verzichtet) • 

Die in der Wahlstudie 1983 enthaltenen Legitirnitätsindikatoren 

sind in mehrerlei Hinsicht interessant. In der zweiten Welle 

der POlitical-Action-Erhebung (1980) waren dieselben Items 

enthalten, so daß zumindest für den Zeitraum 1980 bis 1983 die 

Möglichkeit besteht, die Entwicklung des Legitimitätsbewußt

seins zu untersuchen. Wegen des Regierungswechsels im Herbst 

1982 und dessen Auswirkungen auf das Niveau des spezifischen 

Regierungsvertrauens ist dies ein recht interessanter Zeitab

schnitt. Zudem läßt sich das Urteil über die Systemlegitimität 

mit dem über die Regierungslegitimität vergleichen; denn beide 

Objekte, die Regierung und das politische System, waren auf 

der Basis derselben Standards (Gerechtigkeit, Fairneß; Schutz 
der Freiheit der Bürger) zu bewerten. Eine vergleichende Analyse 
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der Beziehung zwischen den Wertorientierungen und den Legiti

mitätsüberzeugungen in den Jahren 1980 und 1982/83 ist aller

dings nicht möglich, da die Political-Action-Daten von 1980 

noch nicht für Sekundäranalysen zugänglich sind. 

Die Einschätzung des politischen Systems als gerecht und fair 

blieb zwischen 1980 und 1983 ziemlich konstant. Der betreffen

de Wert liegt um etwa zwanzig Punkte höher als die Einschät
zung der Regierung unter den Gesichtspunkten der Gerechtigkeit 

und Fairness (vgl. Tab. 4-22). Der leichte Rückgang der Sy

stemlegitimität zwischen 1980 und dem Februar 1983 liegt in

nerhalb des durch den Stichprobenfehler erklärbaren Bereichs, 
kann also nicht eindeutig interpretiert werden. Beim Urteil 

über den Schutz der bürgerlichen Freiheitsrechte durch das po
litische System zeigt sich eine ähnliche Konstellation, aller

dings auf einem etwas höheren Niveau der Systemakezptanz. 

Zu Vergleichs zwecken sind weitere Indikatoren politischer Un

terstützung in die Tabelle 4-22 aufgenommen. Sie dokumentie

ren das hohe Ausmaß an Systemzufriedenheit in der Bundesrepu

blik, wobei das Zufriedenheitsniveau mit dem Erhebungsinstru
ment variiert. 

Ähnlich wie bei der Analyse des Regierungsvertrauens werden 
bei der fOlgenden Auseinandersetzung mit dem Zusammenhang zwi

schen Wertorientierungen und Legitimitätsüberzeugungen die 

beiden bekannten Einzelindikatoren zu einem Index zusammenge

faßt. Das Ergebnis der bivariaten und der multivariaten Analy

se entspricht den be~eits bekannten Befunden: Wiederum stehen 
die Postmaterialisten dem Legitimitätsanspruch des politischen 

Systems etwas kritischer gegenüber als die beiden Vergleichs

gruppen. Fast drei Viertel von ihnen (73 Prozent, Mischgruppe: 
85 Prozent, Materialisten: 89 Prozent; Cramer's V .12, Tau C 

-.09; Eta .16, r -.14; auf die Vorlage von Tabellen wird ver

zichtet) äußern die Meinung, das politische System der Bundes
republik sei gerecht und fair und es schütze die grundlegen

den Freiheiten der Bürger. Nach INGLEHARTs Annahmen hatten wir 

mit weit verbreiteten Zweifeln an der Legimität des bestehen-
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Tab. 4 - 22: Le~itimitätsüberzeugungen in der Bundesrepublik 
Deutschland, 1980 - 1983 
(Angaben: Anteil positiver/zustimmender 
Antworten) 

Das politische 
System ist 
gerecht und 
fair 

Das politische 
System schlitzt 
die grundlegen-
den Freiheiten 
der Bürger 

N 

1980 11/1982 

88* 83 

92* 85 

2095 1622 

2/1983 3/1983 

83 87 

87 89 

1194 1014 

PPD 
1980-1983 

-1 

-3 

==========================================z================== 

Zum Vergleich 
-------------------------------------------------------------
Zufrieden
heit mit dem 
Funktionie
ren der Demo
kratie 

82 78 81 88 +6 

-------------------------------------------------------------
Ubereinstim
mung der poli
tischen Ord-
nung mit den 70 
eigenen Wert
vorstellungen 
-------------------------------------------------------------
Regierung 
ist gerecht 
und fair 

64 63 

-------------------------------------------------------------
Regierung 
schützt 
Freiheit 

76 77 

Anmerkung: Die Formulierung von Fragen und Antwortvorgaben 
stimmt mit den Angaben in Tab. 4-16 überein. 

• Quelle: FUCHS (1984:680, Tab. 6) 
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den politischen Systems zu rechnen. Hiervon kann nicht die Re

de sein. Im Rahmen der Multiplen Klassifikationsanalyse erwei

sen sich die Politikpräferenzen zwar als die wichtigsten Be

stimmungsfaktoren der Legitimitätsüberzeugungen (Beta-Gewicht 

bei Kontrolle der übrigen relevanten Variablen: .12). Der Bei

trag der Postmaterialismus-Theorie zur Erklärung der in der 

Bevölkerung vorhandenen Vorstellungen von der Legitimität der 

pOlitischen Ordnung fällt allerdings bei einem erklärten Va

rianzanteil von zwei Prozent mehr als bescheiden aus (auf die 

Vorlage von Tabellen wird verzichtet) • 

Auf der Grundlage der bisherigen Analysen können wir INGLE

HARTs Annahme, das Auftreten postmaterialistischer Wertorien

tierungen führe zu einer Vertrauens- oder gar einer Legitimi

tätskrise des politischen Systems, für die Bundesrepublik der 

siebziger und frühen achtziger Jahre zurückweisen, oder doch 

zumindest relativieren. Der negative Zusammenhang zwischen den 

postmaterialistischen Wertorientierungen und den verschiedenen 

Indikatoren politischer Unterstützung bedeutet nämlich nicht, 

daß die Postmaterialisten mehrheitlich das politische System 

der Bundesrepublik ablehnen, sondern lediglich, daß ihre Zu

friedenheit mit der politischen Ordnung weniger stark ausge

prägt ist als in den übrigen Untersuchungsgruppen. 

Wenn durch den Ubergang zur postindustriellen Gesellschaft tat

tatsächlich eine Neuformierung politischer Konfliktstrukturen 

hervorgerufen würde, dann müßte sich dies deutlicher in den 

Einstellungen der Konfliktparteien zum politischen System zei
gen. 

Für das Verständnis des Materialismus und des Postmaterialis

mus als Wertorientierungen werfen unsere Ergebnisse ebenfalls 

gewisse Probleme auf. Träfe INGLEHARTs Kategorisierung der 

materialistischen und der postmaterialistischen Prioritäten 

tatsächlich zu und beurteilten die Postmaterialisten ihre 

Durchsetzungschancen so negativ, wie er es vermutet, dann 

müßten ihre Einstellungen zum politischen System deutlich ne

gativer ausfallen, als es vor allem vor 1982 der Fall war. Es 
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ist sehr unwahrscheinlich, daß die Postmaterialisten mehrheit

lich Zufriedenheit mit dem politischen System bekunden, wenn 

die in diesem institutionalisierten Werte den eigenen politi

schen Präferenzen zuwiderlaufen. Entweder-kommt den materiali
stischen und den postmaterialistischen Orientierungen im indi

viduellen Einstellungssystem eine geringere Bedeutung zu als 

INGLEHART behauptet, oder es ist um die Durchsetzungschancen 

postmaterialistischer Ziele in der deutschen Politik nicht so 

schlecht bestellt, wie die Theorie der Stillen Revolution an
nimmt. Im ersten Falle ergeben sich Probleme für die Interpre

tation des Postmaterialismus und des Materialismus als Wert

orientierungen. Im zweiten Fall trifft INGLEHARTs Beschreibung 

der politischen Gegebenheiten in westlichen Demokratien nicht 

zu. Bei einer hochpolitisierten Gruppe wie den Postmateriali

sten ist die Systernbewertung mit Sicherheit durch die eigenen 
politischen Wertorientierungen geprägt. Gerade der Vergleich 

der Systemorientierungen mit den Involvierungsindikatoren und 

dem Regierungsvertrauen zeigt, daß im untersuchten Zeitraum die 

die Systemfrage für die überwiegende Mehrheit der Postmateria
listen nicht auf der Tagesordnung stand. 

2.5. Wertorientierungen, politische Unterstützung und 

Staatsbürgerkultur 

Vergleicht man ältere Analysen der System- und Output-Orien

tierungen der Bundesbürger mit neueren Beiträgen zu diesem 

Problem, dann zeigt sich ein bemerkenswerter Wandel in den 
Einschätzungen. In den beiden ersten Nachkriegsjahrzehnten wa

ren nach ALMOND und VERBA (1965:66) die Einstellungen der Be

völkerung zur politischen Gemeinschaft instrumentell geprägt: 
"Germans see the significance of governrnental output and they 

expose themselves to information about the political input, 

but they express little pride in their political system as a 
whole and focus their national pride on the German economy, on 

the personal virtues and on their scientific and artistic 
accomplishrnents· (kritisch allerdings zur Brauchbarkeit des 

Konstruktes ·Systemaffekt": CONRADT 1980:221ff). Für die Zu-
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friedenheit der Bevölkerung mit dem politischen System war 

nach vorherrschender Meinung die Oualität der materiellen Lei

stungen, insbesondere auf dem Gebiete der Wirtschafts- und So

zialpolitik, maßgeblich. Die Chancen zur Einflußnahme auf po

litische Vorgänge spielten für die Systembewertung nur eine 

untergeordnete Rolle, den demokratischen Institutionen wurde 

kein Selbstwert zuerkannt. 

GREIFFENHAGEN und GREIFFENHAGEN (1981:107) teilen die Ein

schätzung von ALMOND und VERBA. Als die typischen Merkmale der 
politischen Kultur der Bundesrepublik betrachten sie "eine Po

litik des Befehlens und Gehorchens. Eine Elite, jetzt nicht 

mehr des Adels, sondern der Sachverständigen herrscht über die 
Massen ••• Eine zweite aus deutscher Politiktradition stam

mende Vorstellung läßt sich ebenfalls mit dem elitetheoreti

schen Demokratiemodell der Technokratie verbinden, der Meinung 

nämlich, die herrschende Elite sei politisch neutral". 

Ich halte die Darstellung dieser beiden Merkmale als typische 

Eigenschaften der politischen Kultur Deutschlands für unzu

treffend. Die Technokratie-Debatte bezog sich auf die politi

schen Verhältnisse in allen westlichen Demokratien, nicht nur 
in der Bundesrepublik (vgl. z.B. KOCH, SENGHAAS 1970J sowie 

die Ausführungen bei LIPSET 1981:524ff). Die Theorie demokra

tischer Eliteherrschaft entstand in den Vereinigten Staaten 
(vgl. kurze Zusammenfassung der Diskussion bei SCHARPF 1970: 

29ffJ WIESENDAHL 1981:40ff). Wichtig ist aber in unserem Zu

sammenhang die Feststellung, daß auch die Einstellungen der 
Bundesbürger zum politischen System vornehmlich über dessen 

materielle Leistungsfähigkeit vermittelt waren. Politische Un
zufriedenheit äußerte sich in erster Linie als Apathie, poli
tischer Protest war eher als Ausnahmefall zu betrachten. 

Nach Meinung zahlreicher Beobachter machte diese instrumentel
le und von Passivität geprägte Beziehung der Bevölkerung zur 

Politik zwischenzeitlich gänzlich anderen Dispositionen Platz. 
Autoren, die die zunehmende politische Unzufriedenheit als das 
prägende Merkmal der politischen Kultur der Bundesrepublik in 
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den siebziger und achtziger Jahren ansehen, führen diese Ver

änderungen nicht zuletzt auf den Wandel sozio-politischer 

Grundwerte zurück. In Folge der Aufwertung partizipativ-egali

tärer Ziele habe die Befriedigung materieller Sicherheits- und 

Erhaltungsbedürfnisse ihre ehemals systemstabilisierende Funk
tion eingebüßt. Politische Unzufriedenheit basiere heute weit

gehend auf nicht-materiellen Faktoren. So wird das Auftreten 

der Bürgerinitiativ- und Protestbewegung weithin als Ausdruck 

eines prinzipiellen Unbehagens an der modernen Zivilisation 

interpretiert (vgl. für viele andere: GUGGENBERGER 1980: KLA

GES, HERBERT 1983:96ff). 

EASTONs Konzept politischer Unterstützung hilft uns dabei, die 

unbestreitbaren Veränderungen in den System- und Output-Orien
tierungen der Bundesbürger besser zu verstehen. Sowohl das po

litische System als auch die amtierende politische Führung 

sind, um ihre Aufgaben in der gesamtgesellschaftlichen Ar

beitsteilung effektiv erfüllen zu können, auf das Einverständ

nis der (Mehrheit der) Bevölkerung angewiesen. Bleiben die be

treffenden Einstellungen (covert support) oder Handlungen 
(overt support) aus, dann entsteht ·support stress·, dessen 

Bedingungen, Formen und Auswirkungen EASTON (1965:220ff) aus
führlich beschrieb. Eine unzulängliche Systemunterstützung ge

fährdet auf Dauer den Fortbestand der politischen Ordnung. 

Dies gilt besonders für die Demokratie, in der sich die Aus

übung der Herrschaftsgewalt durch die politischen Eliten auf 

die Zustimmung der Herrschaftsunterworfenen stützt. Schwan

kungen im Niveau der Zufriedenheit mit der amtierenden Regie

rung gehören dagegen zu den Funktionserfordernissen einer 
Wettbewerbsdemokratie. 

Die Unterstützung der politischen Führung tritt in verschie

denartigen Formen auf, von welchen in dieser Arbeit die 

Policy-Zufriedenheit und das Regierungsvertrauen behandelt 

wurden. Beide Einstellungen sind im Klassifikationsschema von 
ALMOND und VERBA der Output-Kultur zuzuordnen. Sie richten 

sich entweder auf die Produkte des politischen Entscheidungs
prozesses oder auf die für deren Umsetzung zuständigen Organi-
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sationen und Personen und gehören nach ALMOND und VERBA (1965: 

168ff) ebenso zur Staatsbürgerkultur wie die positiven Ein

stellungen zu den Input-Strukturen und -prozessen, zur politi

schen Ordnung und zur politischen Gemeinschaft. Die Output

Zufriedenheit kann mehr oder minder allgemeiner Natur sein: 

Sie kann sich auf einzelne politische Leistungen oder Aktivi

täten beziehen (Policy-Zufriedenheit), aber auch von der Vor

stellung getragen sein, die pOlitische FUhrung halte sich bei 

ihrer AmtsfUhrung an die geltenden Spielregeln, sie mißbrauche 

ihre Position nicht dazu, die Rechte der Opposition einzu

schränken, und sie benachteilige durch ihre Aktivitäten nicht 
bewußt bestimmte Gruppen und bevorzuge andere (politisches 

Vertrauen) • 

Die wichtige Funktion der spezifischen politischen Unterstütz

ung für die politische Kultur der repräsentativen Demokratie 

westlicher Prägung ergibt sich aus den Funktionsprinzipien 
dieses politischen Systems: Die Bürger übertragen die Staats

geschäfte auf Zeit einer bestimmten Personengruppe. Sie wei

sen dieser kein inhaltlich genau definiertes Mandat, sondern 

eine allgemeine FUhrungsaufgabe ZUI denn die Gesamtheit der 

Bürger ist schon auf Grund der Vielzahl divergierender Inter

essen zu einer inhaltlichen Steuerung der Gesamtpolitik der 

Regierung nicht in der Lage. Die Wahl des FUhrungspersonals 

jedenfalls eignet sich hierzu nicht. Von welchen Motiven die 

Stimmabgabe im einzelnen auch immer getragen sein mag, eine 
wichtige Rolle spielt sicherlich die Auffassung, daß die Ge

wählten ihre Aufgaben kompetent und fair erfüllen. 

In der Demokratie bildet das Vertrauen zur amtierenden politi

schen Führung ein Kapital, auf das diese in Krisenzeiten zu

rückgreifen kann und das sie in solchen Situationen auch in 

besonderem Maße benötigt. Diese Einstellung bildet sich, wie 

ABRAMSON (1983:209ff) beschreibt, im Laufe des Sozialisations

prozesses als allgemeine Disposition gegenüber der politischen 
Umwelt und gegenüber den Inhabern politischer FUhrungspositio

nen heraus. Das Regierungsvertrauen kann aber auch im ~rwach
senenalter als Ergebnis positiver Erfahrungen im Umgang mit 



311 

politischen Institutionen und Rolleninhabern entstehen. Im mo

dernen Sozialstaat dürften die wirtschafts- und sozialpoliti
schen Leistungen der politischen Führung und des politischen 

Systems zu den wichtigsten Bestimmungsgrößen dieser Einstel

lung gehören. Daneben entwickeln sich relativ stabile Bindun

gen bestimmter Bevölkerungsgruppen an die pOlitischen Eliten 

über die Parteipräferenz. Sie fungiert in den europäischen De

mokratien als Integrationsmedium und als Basis politischer 
Konfliktstrukturen. 

Unter besonderen Bedingungen verhält sich das Regierungsver
trauen instrumentell zum Systemvertrauen und zur Legitimität 

der bestehenden Ordnung. Dies ist insbesondere bei neu etab

lierten politischen Systemen zu erwarten. In ihrer Entste
hungsphase stoßen diese nämlich häufig bei bestimmten Bevölke

rungsgruppen auf Ablehnung, und es kommt zu einer Polarisie

rung des Parteiensystems. Unter solchen Bedingungen kann eine 
rasche RegierungsUbernahme durch eine große Oppositionspartei 

einen bedeutenden Beitrag zur Integration der systemkritischen 

Bevölkerungsgruppen leisten. Wenn dieser Machtwechsel nicht zu 

radikalen politischen Veränderungen oder zu einem deutlich 

verschlechterten Leistungsoutput führt, treten auch bei den 

Anhängern der aus dem Amte gewählten Führungsgruppe nicht not
wendig Loyalitätsdefizite auf. In einer funktionsfähigen, von 

der Gesamtbevölkerung akzeptierten Wettbewerbsdemokratie 
herrscht in allen gesellschaftlichen Gruppierungen das Gefühl 
vor, von den um die politische Macht konkurrierenden Gruppie

rungen im Prinzip fair und gerecht behandelt zu werden. Be
trachten es die Bürger schließlich als eine besondere Leistung 
des politischen Systems, daß die Politik der Führung den Wün

schen der Wählermehrheit entspricht, dann ist der Transfer po

litischer Unterstützung von einzelnen Entscheidungen auf das 
Gesamtsystem erfolgreich abgeschlossen (vgl. auch die Hinweise 

bei KLAGES 1981a:137ff). 

An der Nachkriegsentwicklung der Bundesrepublik läßt sich der 

Transfer politischer Zufriedenheit von den Outputs und von 
den Output-Institutionen auf das System als allgemeines Objekt 
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geradezu exemplarisch studieren. 

Das in dieser Arbeit präsentierte Datenmaterial liefert weite
re Belege für die Systemfunktionen variierender Regierungszu
friedenheit. Die Möglichkeit, durch politische Leis~ungen oder 

durch den Regierungsstil Vertrauen zu erwerben oder zu ver
spielen, hält den Mechanismus des Machtwechsels in Gang. Dies 
zeigt sich im Zeitraum zwischen 1980 und 1982, in dem die Zu

friedenheit mit der sozialliberalen Regierung rapide zurück
ging. Dieser Prozeß endete schließlich mit einem Regierungs
wechsel. Erst nach der Amtsübernahme durch die Koalitionsre

gierung aus CDU/CSU und FDP kam der Ansehensverlust der poli
tischen Führung zum Stillstand. Die Wiederherstellung des Ver
trauens blieb nicht auf die Ebene der Output-Organisation be

schränkt. Nach dem Regierungswechsel nahm die Systemzufrieden
heit, die durch die negative Bewertung der Regierungspolitik 
ebenfalls in Mitleidenschaft gezogen worden war, wieder zu. 

Ublicherweise führt ein Machtwechsel bei den Anhängern der ab

gelösten Regierung zu Loyalitätsdefiziten. Es ist aber wich

tig, daß dieser Vertrauensschwund nicht ungebrochen auf die 
Systemebene übergreift, da sonst jeder Regierungswechsel po
tentiell den Bestand der politischen Ordnung ~efährden könnte. 

Dem wirkt eine breite Anerkennung der für die Demokratie kon
stitutiven politischen Spielregeln entgegen. Insbesondere die 
Akzeptanz der Prinzipien der zeitlichen Befristung politischer 

Herrschaft und der Legitimität des Machtwechsels ermöglicht es 
den Anhängern der jeweiligen Oppositionspartei, politische 
Entscheidungen zu akzeptieren, die ihren Vorstellungen zuwi

derlaufen und die Regierung durch eine Führungsgruppe zu ak
zeptieren, mit deren Programm sie nicht Ubereinstimmen und de
ren Kompetenz sie bezweifeln. 

Auch die Demokratie hebt den Unterschied zwischen Herrschenden 
und Beherrschten nicht auf. Aus einer Reihe von Gründen etab

lierte sich in den modernen westlichen Staaten der Typus re
präsentativer Demokratie. Obgleich in dieser politischen Ord
nung jedem Mitglied des politischen Systems prinzipiell die 
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Möglichkeit offensteht, in eine Führungsfunktion gewählt zu 
werden und auf diese Weise an der politischen Herrschaft teil

zuhaben, ist für den Normalfall eine unmittelbare Mitwirkung 
der Aktivbürger an politischen Entscheidungen nicht vorgese
hen. Damit entfällt ein wichtiges Motiv der Folgebereitschaft, 

die persönliche Mitwirkung an der betreffenden Entscheidung. 

Das Akzeptanzproblem wird dadurch verschärft, daß die Diffe
renz zwischen Herrschenden und Beherrschten auf Dauer gestellt 

ist: Die Herrschaftsbefugnisse sind in der repräsentativen De

mokratie ziemlich ungleich auf die Inhaber unterschiedlicher 
politischer Rollen verteilt, und die Zuteilung erfolgt nach 

positionsspezifischen Kriterien. Für die Mehrzahl der Bürger 

beschränkt sich die Teilnahme am Setzen gesamtgesellschaft
lich bindender Entscheidungen auf das Stimmrecht bei Wahlen, 

vereinzelt besteht die Möglichkeit zur Mitentscheidung über 

Sachfragen. Typischerweise konzentrieren sich die politischen 
Herrschaftsbefugnisse bei einer gewählten Regierung und der 

sie stützenden Parlamentsmehrheit. Die politische Führung ih
rerseits delegiert bestimmte Kompetenzen an eine nach fach
spezifischen Gesichtspunkten rekrutierte Exekutive. Die Be
setzung der meisten bürokratischen Positionen is~ zumindest in 

der Bundesrepublik, dem Einfluß der Wahlbürgerschaft entzogen. 
Diese Form institutionell abgesicherter politischer Ungleich

heit bedarf im demokratischen Staat der Rechtfertigung. 

Unter den zahlreichen Rechtfertigungsgründen für die ungleiche 

Verteilung der Herrschaft kommt in der Demokratie dem prinzi

piellen Einverständnis der Bevölkerung mit den Prinzipien der 
Auswahl des Führungspersonals, der Verteilung von Herrschafts

befugnissen und der Ausübung autoritativer Entscheidungskompe
tenzen durch einzelne Personen eine hervorragende Bedeutung 
zu. Die Bereitschaft hierzu hängt in einem funktionsfähigen 

demokratischen System vom Vertrauen in die demokratischen In

stitutionen und"Verfahrensweisen ab. Die Bevölkerung muß sich 
darauf verlassen können, daß ihr durch das Handeln der Regie

rung keine unzumutbaren externen Effekte entstehen, und zwar 

unabhängig davon, welche der rivalisierenden politischen 
Gruppierungen regiert. Diese Funktion erfüllt die (diffuse) 
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Systemunterstützung. Ihre Verbreitung in allen gesellschaft

lichen Teilgruppen ist das Kernelement der Staatsbürgerkultur. 

In der Bundesrepublik haben sich die kulturellen Voraussetzun

gen für den Bestand und die Funktionsfähigkeit der demokrati

schen politischen Ordnung seit dem Ende des Zweiten Weltkrie

ges beständig verbessert: "The longitudinal trends and con

temporary opinion measures suggest that support for the de
mocratic political system has now permeated the contemporary 
political culture of the Federal Republic" (BAKER, DALTON, 

HILDEBRANDT 1981:27; vgl. auch: ALLERBECK, KAASE, KLINGEMANN 

1979/80:370; CONRADT 1980:223ff; RAUSCH 1980:64ff; WIESENDAHL 
1981:22ff; GREIFFENHAGEN 1984:59, 61ff). Die in der Studie von 

BAKER, DALTON und HILDEBRANDT noch nicht berücksichtigte Ent

wicklung seit 1976 ist gleichfalls durch ein im internationa
len VergleiCh außerordentlich hohes Niveau der systemzufrie

denheit charakterisiert. Wie KAASE (1979:337) betont, bewährte 

sich das Einverständnis mit der Demokratie vor allem in Kri
senzeiten: " .•• die Solidarität der deutschen Bevölkerung mit 

ihrer Regierung im Lichte einer extremen terroristischen Be

drohung 1977 ( ••• ) läßt auch erkennen, daß viel von der Unzu
friedenheit, von der die Rede war und ist, in Situationen auf

kommt, in denen die demokratische Ordnung in ihren grundsätz
lichen Elementen nicht bedroht ist und die Erwartungen in un
geahnte Höhen steigen". Selbst in wirtschaftlichen Krisenzei

ten bekundete eine breite Mehrheit der Bundesbürger ihre Zu

friedenheit mit dem politischen System. Die Perzeption der 
wirtschaftlichen Lage steht nur in einer schwachen Beziehung 

zur Systemzufriedenheit. 

Bei der gegebenen Datenlage sollte man annehmen, über die De

mOkratiezufiedenheit der Bundesbürger und über das Ausmaß des 
Legitimitätseinverständnisses gebe es keine Debatten. Schon 
ein flüchtiger Blick auf die Forschungsaktivitäten der ver

gangenen fünfzehn Jahre belehrt uns eines Besseren: Man findet 
kaum einen Aspekt des politischen Lebens in der Bundesrepu
blik, der nicht in irgendeiner Weise als Indiz für einen Legi

timitätskrisenverdacht hätte herhalten müssen. So äußerte sich 
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denn auch HENNIS (1976:9) in seinem Eröffnungsreferat 1975 

kritisch zum Duisburger Politologentag zur Systemperspektive 
unserer Disziplin: "Wenn eine nationale pOlitikwissenschaftli
che Vereinigung das Problem der Legitimität staatlicher Herr

schaft so entschieden in den Mittelpunkt ihrer Verhandlungen 
rückt wie wir das dieses Jahr tun, so muß man annehmen, daß 

"massive Realprobleme der politischen Ordnung unseres Landes 

dazu Veranlassung geben. Ich sehe nicht, daß das der Fall wä
re. Nie in unserer jüngeren deutschen Geschichte waren die 
prinzipiellen und rechtlichen Grundlagen der staatlichen Ord

nung so wenig streitbefangen wie in der Ära der Bundesrepu
blik. Beim besten Willen vermag ich nicht zu sehen, wie man 
die unbestreitbar großen Schwierigkeiten und Probleme des Re

gierens, vor denen wir wie alle Industriestaaten stehen, ohne 
gröbliche Verzerrungen als Legitimationsprobleme oder gar als 
Beleg für Legitimationskrisen rubrizieren kann. Da scheint mir 

viel Wunschdenken mit im Spiel zu sein". 

Die in der Literatur geäußerten Zweifel an der Stabilität und 

an der Legitimität des politischen Systems in der Bundesrepu
blik sowie an der demokratischen Zuverlässigkeit seiner Mit
glieder stützen sich weniger auf Besorgnisse über die zwanZig 

bis dreißig Prozent in der Bevölkerung, die in sämtlichen hier 
ausgewerteten Umfragen Unzufriedenheit mit dem politischen Sy
stem erkennen ließen. Vielmehr stößt vielfach die hier vorge

nommene AUB~ahZ der Indikatoren der Systembewertung auf Kri-. 
tik. Die Skepsis gegenüber der Aussagekraft empirischer For
schungsergebnisse hält allerdings oft nur so lange vor, wie 

die Ergebnisse den eigenen politischen Vorurteilen zuwider
laufen. Sie werden bereitwillig genutzt, wenn sie die eigene 

Argumentation stützen (ein Paradebeispiel dafür liefert REI

CHEL 1981a:187ff). 

Sämtliche vorliegenden empirischen Daten deuten auf ein wäh

rend der NaChkriegszeit stetig zunehmendes, mittlerweile aus
serordentlich stabiles Einverständnis der Bevölkerung mit dem 
politiSChen System hin (vgl. auch: GREIFFENHAGEN 1984:61). Im 

Hinblick auf die Ou~put-Orientierungen hingegen läßt sich Kon-
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tinuität feststellen. Von situationsbedingten, kurzfristigen 

Schwankungen abgesehen, überwogen in der Bevölkerung positive 
Einstellungen zur politischen Führung. Dies ist umso deutli
cher erkennbar, je mehr man sich von einer issue-orientierten 

Sichtweise auf eine an allgemeinen Wertstandards ausgerichte

ten Einschätzung der Regierungsarbeit hinbewegt. 

Möglicherweise wirkt in der verbreiteten Zufriedenheit mit dem 
politischen System und mit der politischen Führung die obrig
keitsstaatliehe Tradition Deutschlands fort. Die noch von AL

MOND und VERBA (1965:171ff) festgestellte Diskrepanz zwischen 
der Untertanen- und der Staatsbürgerkompetenz scheint die gän
gigen Klischeevorstellungen vom Politikverständnis der Deut

schen zu stützen, "für das die beste Verfassung eine gute Ver
waltung ist" (GREIFFENHAGEN, GREIFFENHAGEN 1981:85). 

Was zu Zeiten von "The Civic Culture" gültig war, kann durch 
die politische Entwicklung der letzten 25 Jahre durchaus über
holt sein. Die neueren Daten zur Staatsbürger- und zur Unter

tanenkompetenz deuten darauf hin (vgl. S. 204ff, S. 263ff). 
Unabhängig von der Datenlage machte aber SCHISSLER (1978: 
155ff, bes. 159) zu Recht auf die Einseitigkeit einer Betrach

tungsweise aufmerksam, die den demokratischen Reifegrad einer 
politischen Kultur fast ausschließlich an der Institutionali
sierung partizipativer Normen mißt: "Ein wichtiges Moment in 

der deutschen Entwicklung, das durchaus eine eigenständige 
Würdigung verdient, ist die Ausprägung des deutschen Rechts
staates und - damit verbunden - legalistischer Haltungen in 
der Bevölkerung". 

Nach ALMOND und VERBA (1965:182f) gibt es in der politischen 

Tradition Deutschlands eine starke rechts- (und wOhlfahrts-)
staatliche Komponente. Anders als in GrOßbritannien verband 
sich dies Moment allerdings zunächst nicht mit einer Institu

tionalisierung politischer Beteiligungsrechte: "While in the 
nineteenth century the British middle class, followed by the 
working class, was demanding and receiving pOlitical influence 

over the government, the German middle class accepted the law 
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and the order of the German Rechtsstaat, under which it might 
prosper but have no political influence. Power over govern
mental decisions was left in the hands of competent govern

mental officials; it was not distributed among the populace. 
But though the German was not a competent citizen, he re
mained a competent subject. His rights under the law were 

clearly defined and carefully protected by a system of courts 
and administration free from political influence". In Groß
britannien wurden nach ALMOND und VERBA die partizipative und 

die Untertanenkomponente bereits im Verlaufe des 19. Jahrhun
derts verschmolzen. In Deutschland scheint sich diese Entwick
lung erst im Laufe der letzten dreißig Jahre vollzogen zu ha
ben. Die Etablierung eines leistungsfähigen Wirtschaftssy
stems, der weitere Ausbau des Sozialstaates und die Synthese 
dieser beiden Errungenschaften mit einer demokratischen poli

tischen Ordnung erfolgten in der Bundesrepublik erst in der 
Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg. In welchem Maße die Bevölke
rung den sozio-ökonomischen Modernisierungsprozeß der Nach

kriegs periode als spezifische Leistung des demokratischen Re
gimes betrachtet, muß bei der gegenwärtigen Forschungslage of
fenbleiben. Es gibt aber deutliche Anzeichen dafür, d~ß sich 

mittlerweile das Einverständnis mit der Demokratie gegenüber 
den staatlichen Leistungen in der Wirtschafts- und Sozialpoli
tik verselbständigt hat. 

Wegen der ambivalenten Rolle der System- und der Output-Orien
tierungen in der politischen Tradition Deutschlands sind die 

zwischen den Materialisten, der Mischgruppe und den Postmate
rialisten festgestellten Unterschiede im Niveau politischer 
Unterstützung nicht so leicht zu interpretieren, wie die Zu

sammenhänge zwischen den politischen Prioritäten und der po
litischen Mobilisierung. Hinzu kommt, daß das politische In
teresse und das Kompetenzbewußtsein unserer Untersuchungs
gruppen während des gesamten Untersuchungs zeitraumes in einer 
relativ stabilen Beziehung zu den POlitikpräferenzen standen, 
während sich - zumindest bei der Einstellung zur amtierenden 

FÜhrung - im Zusammenhang mit dem RegierungsweChsel des Jahres 
1982 wichtige Veränderungen einstellten. 
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In den siebziger Jahren trafen INGLEHARTs Annahmen über den 
Postmaterialismus als neue Basis politischer Unzufriedenheit 

nicht zu. Erst mit dem Regierungswechsel im Herbst 1982 bilde
ten sich in dieser Gruppe überdurchschnittlich negative Ein

stellungen zur Regierungspolitik heraus, und es begann sich 

eine Verlagerung der Parteipräferenz von der SPD zu den GRUNEN 

abzuzeichnen. Dem politischen System steht die Mehrheit der 
Postmaterialisten auch nach 1982 nicht durchweg ablehnend ge

genüber. Das Ausmaß politischer Unzufriedenheit fällt in die

ser Personengruppe keineswegs einheitlich aus. Es variiert in 
Abhängigkeit vom Bewertungsobjekt, von den Bewertungsstandards 

und von den politischen Rahmenbedingungen. 

Ob man nun in der überdurchschnittlichen Skepsis der Postmate

rialisten gegenüber der Regierung und - mit beträchtlichen Ab

strichen - gegenüber dem politischen System ein Anzeichen ih
rer Nähe oder Distanz zum Leitbild der StaatSbürgerkultur 

sieht, hängt von der Wahl der BetraChtungsperspektive ab. Un

ter dem Gesichtspunkt der Funktionsfähigkeit demokratischer 
Kontrollmechanismen ist es zu begrüßen, wenn eine besonders 

interessierte, informierte und handlungsbereite Personengruppe 
die Regierungsarbeit kritisch verfolgt und gegebenenfalls be
reit ist, Druck auf die amtierende Führung auszuüben. Nach AL

MOND und VERBA benötigt die Regierung allerdings auch über ei

nen mehr oder minder breiten Handlungsspielraum, um ihre Auf
gaben im Rahmen der gesamtgesellschaftlichen Arbeitsteilung 

effektiv erledigen zu können. Ob die für die Postmaterialisten 

typische Kombination von politischem Selbstbewußtsein und kri
tischer Distanz zur Regierungspolitik die vielbeschworenen 

Probleme für die Regierbarkeit der Bundesrepublik aufwirft, 

kann auf der Basis der mir verfügbaren Daten nicht entschieden 
werden. Es deutet aber alles darauf hin, daß die politischen 

Einstellungsmuster dieser Gruppe eher als -reformistisch- (im 
Sinne von FINIFTER 1970:(07) denn als -abweichend- (GAMSON 
1968:53ff) zu klassifizieren. Ihr Unbehagen richtet sich in 

erster Linie auf die Inhalte der Regierungspolitik und auf die 
Handlungen der politischen Eliten, weniger dagegen auf das 
System als allgemeines Objekt. Ein genereller Loyalitäts-
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schwund jedenfalls hat sich im Gefolge des "Postmaterialismus

Phänomens" nicht eingestellt. 
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und 1970 ständig zugenommen hatte, blieb in der Folgezeit die 
Zahl der sich als interessiert einstufenden Befragten konstant 

in der Nähe der 50%-Marke. Verglichen mit anderen Staaten ist 

das politische Interesse in der Bundesrepublik hoch entwik

kelt. Das Effektivitätsbewußtsein hat sich, nach einem starken 

Anstieg zwischen 1960 und 1970, ebenfalls stabilisiert. Legt 

man die Antworten auf die in den Effektivitätsindex eingehen

den Einzelfragen zugrunde, dann stuften sich zwischen 25% und 

40% der Befragten als potentiell einflußreich ein. Bei den In

dexwerten liegt der Anteil erwartungsgemäß etwas niedriger. 

Die Angaben zur subjektiven politischen Kompetenz weisen auf 

eine deutlich positiver 9~~ordene Einschätzung der Einfluß

chancen in der nationalen und der lokalen Politik hin, wenn 

man die Ergebnisse aus der ALMOND/VERBA-Studie mit jenen von 

1974 vergleicht. 

Die Ergebnisse einiger Partizipationsstudien passen in das be

schriebene Bild: Schon in den fünfziger und sechziger Jahren 

fiel die WahZbeteiZigung in der Bundesrepublik, verglichen mit 
anderen Ländern, hoch aus. Hieran hat sich in unserem Untersu

chungszeitraum nichts geändert. Die Mitgliederzahl der Frei

willigenorganisationen deutet in den siebziger Jahren wie in 

der Zeit zuvor auf ein hohes Niveau 80ziaZer Partizipation 

hin. Seit dem Ende der sechziger Jahre ist die Zahl der Par

teimitgZieder stark angestiege~ß ein erheblicher Teil der Bür

ger gibt an, sich an BUrgerinitiativen beteiligt zu haben oder 

hierzu bereit zu sein. Insgesamt scheint sich die Partizipa

tionsbereitschaft der Deutschen erhöht zu haben, wobei konven

tioneZZe wie unkonventioneZZe Mittel der politischen Einfluß

nahme eingesetzt werden (vgl. hierzu die zusammenfassenden 
Hinweise bei GABRIEL 1983:64ff; 1984:80ff mit ausführlichen 
Literaturangaben; vgl. weiter: KAASE 1982). Erste Auswertungen 

der POlitical-Action-Daten aus dem Jahre 1980 deuten darauf 

hin, daß sich diese Entwicklung zwischen 1974 und 1980 nicht 
fortsetzte (vgl. FUCHS 1984; KAASE 1984). 

Im Hinblick auf die politische Mobilisierung der Bevölkerung 
veränderte sich die politische Kultur der Bundesrepublik zwi-
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sehen 1949 und dem Beginn der siebziger Jahre nachhaltig. Die 

Einstellungen der Bundesbürger wurden jenen der Bevölkerung 

traditionsreicher 'Demokratien ähnlicher und näherten sich dem 

Leitbild der Staatsbürgerkultur an. Anders als in den USA ent

wickelte sich das politische Effektivitätsbewußtsein in den 

letzten fünfzehn Jahren aber nicht rückläufig, sondern blieb 

im großen und ganzen auf dem Niveau der frühen siebziger Jah

re. Als die typische Trägergruppe der "rational-aktivisti

schen" Komponente der Staatsbürgerkultur kann man, in Anleh

nung an David P. CONRADT (1980:222f) die jungen, gut gebilde

ten Bevölkerungsgruppen bezeichnen: "The post Civic-Culture 

cohort in Germany was less likely to state that nothing could 

be done about an unjust local or national law than the 

corresponding groups in the United States and Great-Britain. 

The rate of change between 1959 and 1974 was greatest among 

the youngest age cohort in all three countries, with the level 

of powerlessness among the 18-30 year old group in Germany 

dropping by over 10 percent while it increased by 13 percent 

for Britain and for the Uni ted States. If this trend continu

es, the level of civic competence in the Federal Republic will 
soon equate or even exceed that found in the 'classic' Anglo

American democracies". 

Die Zustimmung zur Demokratie, die in der Nachkriegszeit eher 

zurückhaltend ausfiel, war in den siebziger und achtziger Jah

ren sehr hoch entwickelt. Im Durchschnitt aller ausgewerteten 

Erhebungen erklärten sich weniger als 20% der Bundesbürger mit 

dem Funktionieren der Demokratie unzufrieden. Lediglich eine 
verschwindend kleine Minderheit befürwortete radikale oder re

volutionäre Änderungen des politischen Systems. Selbst wenn 

man bei diesen Fragen einen Konformitätsdruck auf die Befrag

ten unterstellen kann, ergeben sich aus unseren Daten kaum 

Hinweise auf eine Ablehnung der Demokratie als politisches 

Ordnungsprinzip. Die Regimeakzeptanz ist vielmehr in der Bun

desrepublik, verglichen mit anderen Ländern, besonders hoch 
und stabil. Bei den systemorientierungen vollzog sich demnach 

ein ähnlicher Angleichungsprozeß an das Leitbild der Staats

bürgerkultur, wie er bei den Indikatoren politischer Mobili-
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sierung festzustellen war. 

Die Einstellungen zur amtierenden Regierung unterliegen deut

licher als alle anderen untersuchten Elemente der politischen 
Kultur dem Einfluß situativer Faktoren. Sofern die Datenlage 

überhaupt Aussagen über die strukturelle Entwicklung der Out

put-Orientierungen im Nachkriegsdeutschland zuläßt, scheint 
in diesem Bereich eher Kontinuität vorzuherrschen. So traten 

zwischen 1959 und 1980 nur unwesentliche Änderungen im Niveau 
der Untertanenkompetenz auf. Abgesehen von kurzfristigen Ein
brüchen beurteilte die Bevölkerung die Arbeit der Regierung 

überwiegend positiv. Auch Anhänger der Oppositionsparteien 

schlossen sich dieser Einschätzung an. Der für Wettbewerbsde
mokratien typische Parteienkonflikt geht in der Bundesrepublik 

nicht so weit, daß Parteigänger der Opposition von vornherein 
der Regierung ablehnend gegenüberstehen. Im Vergleich mit den 
USA und Großbritannien war in der Mitte der siebziger Jahre 

das Vertrauen in die Kompetenz und Fairneß der Regierung hoch 
entwickelt. 

Gemessen an den früher aUfgestellten Kriterien (vgl. Abb. 2-1 

auf S. 120 dieser Arbeit) näherte sich das in der Bundesrepu
blik vorhandene "Muster von Orientierungen auf politische Ob

jekte" im Verlaufe der Nachkriegsentwicklung zunehmend dem 
Leitbild der Staatsbürgerkultur an. Die noch bei ALMOND und 
VERBA (1965) sowie bei DAHRENDORF (1971) recht skeptischen 

Prognosen bezüglich der Entfaltung der kulturellen Voraus
setzungen einer funktionsfähigen Demokratie erweisen sich in 
historischer wie in international vergleichender Perspektive 
als unzutreffend. 

Bei der gegebenen Datenlage drängt sich die Schlußfolgerung 

auf, daß die verbreiteten Klischeevorstellungen von einem 
"Mangel an politischer Kultur", von der grassierenden Staats
und Politikverdrossenheit oder gar von einer Legitimitätskri

se der politischen Ordnung theoretisch zu wenig differenziert 
und empirisch unhaltbar sind. Einzelne Elemente der Staatsbür
gerkultur sind in der Bundesrepublik stark institutionali-
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siert, fUr andere trifft dies weniger zu. 

In den Einstellungen der Gesamtbevölkerung zeigen sich keine 

Anzeichen fUr besondere Defekte der System- oder der Output

Kultur~ es sei denn man sähe einen solchen Mangel in der Ver

breitung positiver Einstellungen zum politischen System und 

zur politischen FUhrung. Eine gewisse empirische Plausibilität 

kann dagegen die Kritik an der unzulänglichen Institutionali

sierung partizipativer Normen beanspruchen. Obgleich sich in 

der Nachkriegszeit auch in diesem Bereich die Einstellungen 

der BundesbUrger dem Leitbild der StaatsbUrgerkultur annäher

ten, weichen am ehesten die Input-Orientierungen von 

der demokratie theoretischen Norm ab. Vermutlich basiert man

ches negative Urteil Uber den Zustand der politischen Kultur 

der Bundesrepublik auf einer Verabsolutierung partizipativer 

Normen und Werte. 

Eine Typologisierung der politischen Kultur der Bundesrepublik 

in den siebziger und achtziger Jahren ist allenfalls in hi

storischer und international vergleichender Perspektive mög

lich. Das Ungleichgewicht zwischen den Input- und den Output

orientierungen, welches ALMOND und VERBA noch als Charakteri

stikum der deutschen Untertanenkultur beschrieben hatten, 

schwächte sich bis zum Beginn der siebziger Jahre immer mehr 

ab. Die pOlitische Kultur der Bundesrepublik wurde in dieser 
Hinsicht jener in den Vereinigten Staaten und in Großbritan

nien ähnlicher als es noch vor zwanzig Jahren der Fall war. Im 

Vergleich mit frUheren Entwicklungsperioden sind die Einstel

lungen der BundesbUrger zur Politik weniger untertanenorien

tie~~ _.und stärker partizipativ. Zwischen den einzelnen Teil

komponenten der pOlitischen Kultur besteht ein größeres 

Gleichgewicht. Ob man den erreichten Zustand als zufrieden

stellend ansehen kann, läßt sich auf der Basis des Civic

CUlture-Konzeptes nicht entscheiden. Dies ist ein normatives 

Problem, dessen Lösung der empirisch orientierten Politikwis

sensehaft nicht ohne weiteres möglich ist. 
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2. Wertorientierungen und Einstellungen zur Politik 

Die bisher vorgestellten Ergebnisse relativieren die Annahmen 

über das Ausmaß der Staatsverdrossenheit, sagen aber nichts 
über die Bedingungen politischer Unzufriedenheit. INGLEHARTs. 

Darstellung zufolge müßten wir unter den mit der politischen 

Führung und dem politischen System unzufriedenen Bürgern über

durchschnittlich viele Postmaterialisten finden. Aus seinen 

Hypothesen über den Zusammenhang zwischen dem Wertwandel und 

der kognitiven Mobilisierung ergeben sich dagegen andere Prog

nosen bezüglich der partizipativen Komponente politischer Kul

tur. Er behaupte~ß daß die Postmaterialisten überdurchschnitt

liche politische Kenntnisse, ein hoch entwickeltes politisches 

Interesse und ein stark ausgeprägtes Effektivitätsbewußtsein 

aufweisen. Positive Input-Orientierungen gehen bei ihnen mit 

negativen System- und Output-Orientierungen einher. 

Die politischen Einstellungen der Materialisten stellen in je

der Hinsicht das Gegenstück zu dem zuvor beschriebenen Muster 

dar. Bei ihnen verbindet sich eine schwache politische Invol

vierung mit einer stark ausgeprägten Systemakzeptanz. Die ma

terialistischen und postmaterialistischen Bevölkerungsgruppen 

weichen in jeweils charakteristischer Weise vom Leitbild einer 

demokratisch-partizipativen politischen Kultur ab. Die postma

terialistische Minderheit ist in der Terminologie von ALMOND 

und VERBA als "entfremdet" zu bezeichnen. Auf Grund der für 

sie typischen KOmbination von politischer Mobilisierung und 

politischer Unzufriedenheit stellt sie ein ständiges Unruhepo

tential dar, dessen Ausbreitung auf lange Sicht zu einer De
stabilisierung des politischen Systems fUhren kann. Die Mate

rialisten dagegen repräsentieren einen durch parochiale und 

untertanenspezifische Elemente geprägten Typ. Dominiert dies 

Orientierungsmuster in einer Gesellschaft, dann ist die Funk

tionsfähigkeit der demokratischen Partizipations- und Kon

trollmechanismen gefährdet (vgl. GAMSON 1968:53ff; KLAGES, 
HERBERT 1983:38ff). 

Es ist nicht einfach, die Gültigkeit der INGLEHARTschen Annah-
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men über die politischen Folgen der Stillen Revolution verläß

lich zu beurteilen. Zunächst war im untersuchten Zeitraum kei

ne generelle Ausbreitung postmaterialistischer Präferenzen 

festzustellen. Damit entfällt die Grundlage für Prognosen über 
die Entwicklung der partizipativen und legitimatorischen Kom

ponenten der politischen Kultur. Es gibt dementsprechend kei

nen generellen Entwicklungstrend der politischen Einstellungen 

der Bundesbürger, der INGLEHARTs Hypothesen stützte. Zwischen 

1970 und 1984 war keine ßrosion der System- oder Regierungsak

zeptanz zu beobachten. Die verstärkte politische Mobilisierung 

der Bundesbürger scheint sich überwiegend vor dem hier unter

suchten Zeitabschnitt vollzogen zu haben. 

Aus der Analyse der Beziehungen zwischen dem Materialismus! 

Postmaterialismus-Phänomen und den Einstellungen zur Politik 

in der Bundesrepublik ergeben sich gleichfalls Einwände gegen 
die These von der Neuformierung politischer Konfliktstrukturen 

auf der Basis der politischen Wertorientierungen. Zwar standen 

die politischen Präferenzen der Bundesbürger in einem erkenn
baren Zusammenhang mit dem politischen Interesse, dem Infor

mationsniveau, dem Gefühl pOlitischer Effektivität, der Sy

stem- und der Regierungszufriedenheit, doch wiesen die Bezie

hungsmaße durchweg nur niedrige Werte auf. Bei dieser Datenla

ge ist es kaum vertretbar, materialistische und postmateriali

stische Präferenzen als Kernelemente zweier divergierender po

litischer Subkulturen zu interpretieren, von denen die eine 

parochial-untertanenorientierte, die andere abweichende oder 

entfremdete Züge aufweist. Die multivariaten Analysen liefer
ten in dieser Hinsicht weitere Aufschlüsse. INGLEHARTs Post

materialismus-Konzept besitzt die größte Relevanz für die Ana
lyse der politischen Mobilisierung. Als Erklärungsgröße der 

betreffenden Einstellungen kommt jedoch dem Bildungsniveau ein 

wesentlich gröBeres Gewicht zu. Die Systemorientierungen wer

den nur unmaßgeblich, die Output-Orientierungen nur unter be
sonderen Bedingungen von den in der Theorie der Stillen Revo

lution enthaltenen Variablen beeinfluBt. 

In Ubereinstimmung mit INGLEHARTs Annahmen fördert das Auftre-



ten postmaterialistischer Präferenzen, insbesondere im Zusam
menspiel mit einem hohen Bildungsniveau, das politische Inter

esse, das Informationsniveau und das Kompet~~zbewußtsein der 
-

Bevölkerung. ~!ndestens ebenso große Bedeutung kommt de~ Tat-
sache zu, daß zwei seiner Hypothesen über die politischen Fol-

-
gen der Stillen Revolution scheitern. Neben den eigenen Ein-

flußchancen in der Politik bewerteten die Postmaterialisten 
auch die Offenheit und Verantwortlichkeit des politischen Sy-

-
sterns gegenüber der Bevölkerung nicht negativer als die übrige 

Bevölkerung, zum Teil war sogar eine positivere Einschätzung 
der Input-Strukturen des politischen Systems feststellbar. Die 

Demokratiezufriedenheit ist zwar in dieser Gruppe nur unter

durchschnittlich entwickelt, dennoch war in den meisten Erhe

bungen die Mehrzahl der postmaterialistisch orientierten Bun

des bürger mit dem Funktionieren der Demokratie in der Bundes

republik zufrieden. Revolutionäre Veränderungen des politi
schen Systems finden bei ihnen keine kennenswerte Resonanz. 

Aus den Analysen der Bedingungen und Folgen des Auftretens 
postmaterialistischer Präferenzen ergeben sich ~wei grundle

gend~ Einwände gegen INGLEHARTs Konzept der Stillen Revolu
tion: 

(1) INGLEHART beschreibt den Materialismus als das für die 

bürgerlich-industrielle Gesellschaft typische Wertsystem, 

den Postmaterialismus ordnet er entsprechend der postindu
striellen Gesellschaft zu. Die in dieser Arbeit als Indi

katoren des 90stindustriellen bzw. des industriellen 

Schic~tsyst~ms benutzten Größen üben aber weder den erwar7 
teten Einfluß auf die Wertorientierungen a~s, nocq leisten 

sie einen nennenswerten Beitrag zur Erklärung der unter
suchten politischen Einstellungen. Als brauchbare theorie

konf~rme Erklärungsvariable erwiesen sich die Schulbildung 

und das Lebensalter. Diese Größen sind keine spezifischen 

Bestandteile der Theorie der Stillen Revolution. Wir fin

den sie in nahezu sämtlichen empirischen Beiträgen zur po

litischen Kulturforschung. Insofern sind die hier präsen

tierten Befunde zwar zum Teil mit INGLEHARTs Konzept ver

einbar, sie lassen sich aber ohne weiteres auch mit ande-
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ren sozialisationstheoretischen oder mit modernisierungs

theoretischen Ansätzen verknüpfen. 

(2) Aus den Annahmen über die politischen FOlgen des Auftre

tens postmaterialistischer Orientierungen ergibt sich ein 

weiterer Anhaltspunkt für eine Entscheidung über die Wert

wandelshypothese. INGLEHART interpretiert den Materialis
mus und den Postmaterialismus als Wertsysteme-, d.h. als 

Konzeptionen eines wünschenswerten _'l'y;el;l~ _ v~!l._~e_se.1Jschaft. 

Wenn sich die politischen Ordnungs vorstellungen bestimm

ter Gruppen grundlegend voneinander unterscheiden, und 

wenn zumindest eine dieser Gruppen die Politik als einen 

wichtigen sozialen Handlungsbereich bewertet, dann sind 

beträchtliche Divergenzen in der Einstellung zur bestehen

den po~i~~schep Qrdnung zu erwarten. Gerade die Systembe

wertung der Materialisten und der Postmaterialisten fällt 
aber vergleichsweise einheitlich aus, obgleich sich beste

hende Wertedisparitäten gerade in diesem Bereich besonders 

deutlich zeigen müßten. Die Datenlage spricht gegen die 

Annahme, daß die Präferenz für materialistische oder post

materialistische Ziele in miteinander unvereinbare poli
tische Ordnungsvorstellungen eingebunden ist. 

Die Ergebnisse dieser Arbeit fallen in mancherlei Hinsicht 

kontraintutiv aus. Zwar besteht eine wesentliche Aufgabe em
pirischer Forschung darin, evident erscheinende Alltagwahrneh

mungen zu relativieren und Plausibilitätsannahmen kritisch zu 

durchleuchten. Dennoch würde man es sich zu einfach mache.n.l 
wenn man INGLEHARTs Konzept der Stillen Revolution auf Grund 

der Datenlage als empirisch .falsifiziert betrachtete und ~d 

acta legte. Es gibt zu viele Hinweise darauf, daß sich in der 

Bundesrepublik - wie in anderen westlichen Demokratien -

9~undlegende Einstellungs- und Verhaltensänderungen vollzogen 

haben, die auf einen Wandel gesellschaftlich-Politischer Wert

vorstellungen schließen lassen. Als Beispiele seien die "par

tizipatorische Revolution", das Aufkommen der Alternativbewe

gung, der Wandel der Familienstruktur und der Rückgang der 
Kirchenbindung angeführt. Teils betreffen die genannten Ver

änderungen das in dieser Arbeit untersuchte Feld der politi-
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sehen Einstellungen, teils spielen sie sich in anderen Berei

chen des menschlichen Zusammenlebens ab. 

Das Postmaterialismus-Phänomen steht mit den meisten für die 

westlichen Industriegesellschaften typischen Wandlungsprozes

sen in einem mehr oder minder engen Zusammenhang. Traditionale 

Werthaltungen wie Kirchenbindung und Nationalstolz variieren 

systematisch mit den materialistischen bzw. postmaterialisti

schen Präferenzen. Unter den Anhängern der Alternativbewegung 
und der GRUNEN finden wir überdurchschnittlich viele Postmate

rialisten und besonders wenige Materialisten. Die bislang vor

liegenden Studien zum Thema "Alte versus Neue Politik" spre

chen gleichfalls dagegen,die Wertwandelshypothese als akademi

sches Hirngespinst abzutun. 

Wenn INGLEHARTs Postmaterialismus-Konzeption an der Datenlage 

scheitert, dann geht dies vermutlich in erster Linie auf das 

unzulängliche Meßverfahr~~ . zurüc~. Die Mehrzahl der in den 

Postmaterialismus-Index .e.i.n.gehenden Testitems erfaßt Issue

Pr~ferenzen, durch deren Rangordnung man noch kein gültiges In

strument zur Analys.e. politischer WertvorsteZZungen erhält. 
Dies gilt insbesondere dann, wenn die der Rangordnung zu Grun

de liegende Entscheidungssituation fiktiv ist. Es gibt in den 

w~stlichen Demokratien keine ernsthaften Bedrohungen der Mei
nungsfreiheit - die öffentliche Diskussion über den Radikalen

erlaß stellt in dieser Hinsicht eine Ausnahme dar -. Institu

tionelle Hemmnisse für eine breite Beteiligung der Bevölkerung 
an politischen Entscheidungen sind ebenfalls nicht auszuma

chen. Dagegen waren Gefährdungen der Ziele "Stabile Preise" 
und "Innere Sicherheit" in den vergangenen fünfzehn Jahren 

durchaus real. Unter derartigen Bedingungen darf man nicht er

warten, mit Hilfe des von INGLEHART konzipierten Meßinstru

ments situationsunabhängige, fundamentale "bürgerliche und 
nachbürgerliche" Wertvorstellungen zu erfassen. Die empirische 

Messung "bürgerlicher" und "nachbürgerlicher" Wertemuster muß 

an grundlegenderen Problemen des politischen Zusammenlebens 
der Menschen ansetzen. Die Uberlegungen von MILLER/LEVITIN 

(1976) und KLAGES/HERBERT (1983) stellen einen Schritt in die 

Zielke
Schreibmaschinentext
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richtige Richtung dar. 

Es ist demnach fraglich, ob die bishe~tg~~ Arbeiten zur Stil

-len Revolution - die Analysen INGLEHARTs wie die s~ine~ Kriti

ker - tatsächlich eine theoretisch und methodisch adäquate 

Auseinandersetzung mit dem Verlauf, den Bedingungen und den 

Folgen des Uberganges von "bQrgerlichen" zu "nachbürgerlichen_" 

Wertvorstellungen enthalten. Angesichts der hervorragenden Be

deutung, die den Zielen "Schutz der Meinungsfreiheit" und 

"Mitbestimmung der Bevölkerung an politischen Entscheidungen" 

im Kampf um die Verwirklichung der bürgerlich-liberalen Demo

kratie zukam, scheint mir INGLEHARTs Konzeptualisierung "nach

bürgerlicher" Wertvorstellungen außerordentli ch fragwürdig. 

Solange das Problem einer verläßlichen und gültigen Messung 

bürgerlicher und nachbürgerlicher Wertvorstellungen nicht zu

friedenstellend gelöst ist, darf man keine Bestätigung der in

haltlichen Annahmen über die Stille Revolution in den westli

chen Demokratien erwarten. 

3. Demokratisch-partizipative politische Präferenzen und 

die Entwicklung der Demokratie in der Bundesrepublik 

Am Beginn dieser Arbeit stand die Frage nach der Bedeutung des 

Auftretens postmaterialistischer Orientierungen für die Stabi

lität des politischen Systems in der Bundesrepublik. Die Ver

we~dung des Konzepts der politischen Kultur als Interpreta

tionshintergrund ermöglichte es, diese Frage in empirisch 

prüfbarer Form statt auf der Ebene mehr oder weniger plausib
ler Spekulation anzugehen. Bei der Prüfung von Hypothesen über 

die Bestandsfähigkeit einer Demokratie steht man allerdings 

vor einer grundlegenden Schwierigkeit (vgl. dazu auch: VERBA 
1980:401, 407ff): Abgesehen von den relativ seltenen Fällen 

manifester politischer Gewaltanwendung bzw. gewaltsamer Ver

änderung eines politischen Systems, kann man über dessen Sta

bilität kaum Verläßliches aussagen. LIPSETs (1981:31ff) ein

drucksvolle, vom Ende der fünfziger Jahre datierende Klassi

fikation politischer Systeme nach ihrem Stabilitätsgrad ist 
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kaum dreißig Jahre nach ihrer Veröffentlichung überholt. Aus 

heutiger wie damaliger Sicht läßt sich zwar feststellen, daß 

die anglo-amerikanischen und die skandinavischen Demokratien 

in der Zwischenkriegszeit stabiler waren als die meisten demo

kratisch ver faßten politischen Systeme in Kontinentaleuropa. 

Für die Folgezeit verfügen wir aber nicht mehr über eindeutig 

verwertbare Stabilitätsindikatoren - jedenfalls für die mei

sten westlichen Länder. 

Wie INGLEHARTs Rede von der Stillen Revolution verdeutlicht, 

hat er weniger dramatische Vorgänge als den Zusammenbruch der 

repräsentativen Demokratien westlicher Prägung im Blick. Der 

Autor wirft vielmehr die Frage auf, ob das mit der Ausbreitung 

postmaterialistischer Prioritäten einhergehende Unbehagen an 

repräsentativen Fo~en der Dem9kratie den Boden für eine stär

ker an direkt-demokratischen Prinzipien ausgerichtete politi

sche Ordnung bereitet. 

Was die Verhältnisse in der Bundesrepublik anbetrifft, so ha

ben sich die Annahmen über die postmaterialistische Basis po
litischer Unzufriedenheit und politischen Protests allenfalls 

sehr bedingt bestätigt. Dennoch spricht einiges dafür, daß in 

der Bundesrepublik der siebziger Jahre partizipativ-egalitäre 
Wertvorstellungen eine zunehmende Bedeutung gewonnen haben und 

daß sich in Folge dessen die "Infrastruktur des politischen 

Lebens" veränderte. Gefährdungen für die demokratische Ordnung 
ergäben aus diesem Umstand allerdings nur dann, wenn sich die 

Partizipanten aus antidemokratisch eingestellten oder poli

tisch inkompetenten und uninformierten Bevölkerungsgruppen re
krutierten. Nach allen verfügbaren Informationen ist dies 

nicht der Fall. Insofern gilt der Grundsatz: Partizipation und 

repräsentative Demokratie sind keine miteinander unvereinbaren 
Prinzipien. Dies zeigen die Erfahrungen in den Vereinigten 

Staaten, in der Schweiz und auch in der Bundesrepublik während 

der vergangenen Dekade. Selbst wenn die Verfassungsordnung der 
Bundesrepublik auf gesamtstaatlicher Ebene kaum direkte bür

gerschaftliche Mitwirkungsmöglichkeiten an der Entscheidung 

über Sachfragen vorsieht, unterbindet sie damit nicht die Ein-
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fluBnahme der Bürger auf die Entscheidungen der repräsentati

ven Organe. 

Der in dieser Arbeit festgestellte Zusammenhang zwischen demo

kratisch-partizipativen Prioritäten und der pOlitischen Mobi

lisierung schwächt die Funktionsfähigkeit der Demokratie in 

der Bundesrepublik nicht, sondern fördert sie eher. Wir haben 

in den "Postmaterialisten" jene Gruppe politischer Akteure vor 

uns, aus denen sich die politischen "Gladiatoren" (vgl. MIL

BRATH, GOEL 1977:11) rekrutieren. Sie nehmen die verfügbaren 

bürgerschaftlichen EinfluBmöglichkeiten wahr und üben, soweit 

dies möglich ist, die öffentliche Kontrolle über die politi

sche Führung aus. Es gereicht der Demokratie zum Vorteil, wenn 

diese Gruppe politisch interessiert und zu einem kompetenten 

Umgang mit politischen Informationen befähigt ist: "It is in 

this sense, that the balance of expressive versus instrument

al· political action becomes highly relevant at the level of 

the political system. While we are cautious not to commit to 

the individualistic fallacy ••• , we nevertheless maintain that 

the collective character of political action and its increas

ing facilitation through processes we have discussed before 

have a direct bearing on the quality of life in advanced in

dustrial societies" (KAASE, BARNES 1979:528: Hervorh. im 

Original) • 
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ANHANG 1 

Ubersicht über die benutzten Prirnärdaten 
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(1) 

Titel der Studie: 

Erhebungszeitraum: 

Stichprobenumfang: 

Befragte Population: 

Auswahl: 

ZA-Archiv Nr.: 

Tabellen: 

(2) 

Titel der Studie: 

Erhebungszeitraum: 

Stichprobenumfang: 

Befragte Population: 

Auswahl: 

ZA-Archiv Nr.: 

Tabellen: 

(3) 

Titel der Studie: 

Erhebungszeitraum: 

Stichprobenumfang: 

Befragte Population: 

Auswahl: 

ZA-Archiv Nr.: 

Tabelle: 

(4 ) 

Titel der Studie: 
Erhebungszeitraum: 

Stichprobenumfang: 

Befragte Population: 

Auswahl: 

The Civic Culture Study (Germany) 

Juni/Juli 1959 

955 

18 - 79 Jahre 
mehrstufige Zufallsauswahl 

0028 

4-4, 4-5, 4-11, 4-12 

Politik in der Bundesrepublik 

August/September 1969 

1945 

21 Jahre und älter 
mehrstufig geschichtete Zu
fallsauswahl 

0525 

4-5, 4-8, 4-13 

European Community Study 1970 

Februar/März 1970 
2014 

16 Jahre und älter 

Quota 
ICPSR 7260 

3-1 

Wahlstudie 1972 
September/Dezember 1972 

2052* 

Wahlberechtigte 
älter 
mehrstufig geschichtete Zu
fallsauswahl 



ZA-Archiv Nr.: 

Tabellen: 

(5) 

Titel der Studie: 

Erhebungszeitraum: 

Stichprobenumfang: 

Befragte Population: 

Auswahl: 

ZA-Archi v Nr.: 

Tabellen: 

(6) 

Titel der Studie: 

Erhebungszeitraum: 

Stichprobenumfang 

Befragte Population: 
Auswahl: 

ZA-Archi v Nr.: 

Tabellen: 

(7) 

Titel der Studie: 
Erhebungszeitraum: 
Stichprobenumfang: 

Befragte Population: 
Auswahl: 

ZA-Archiv Nr.: 
Tabellen: 

(8) 

Titel der Studie: 
Erhebungszeitraum: 

0635 

4-1, 4-5, 4-8, 4-13, 4-17 

european Community Study 1973 

September/Oktober 1973 

1957 (1907) *** 

15 Jahre und älter** 

Quota 

0628 

3-1, 4-18 

Politische Ideologie 

Januar/Mai 1974 

2307 (2243) *** 
16 Jahre und älter** 

337 

mehrstufig geschichtete Zufalls
auswahl 

0757 

3-1, 3-4, 3-5, 3-6, 3-7, 3-8, 
4-2, 4-4, 4-5, 4-6, 4-7, 4-15 

Wahlstudie 1976 
Mai/Oktober 1976 

2076* 

Wahlberechtigte 18 Jahre und älter 

mehrstufig geschichtete 
Zufallsauswahl 
0823 
4-1, 4-5, 4-8, 4-13, 4-17 

Eurobarometer 6 
November/Dezember 1976 
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stichprobenumfang: 

Befragte Population: 

Auswahl: 

ZA-Archi v Nr.: 

Tabellen: 

(9) 

Titel der Studie: 

Erhebungszeitraum: 

Stichprobenumfang: 

Befragte Population: 

Auswahl: 

ZA-Archi v Nr. : 

Tabellen: 

( 10) 

Titel der Studie: 

Erhebungszeitraum: 

Stichprobenumfang: 

Befragte Population: 

Auswahl: 

ZA-Archiv Nr.: 

Tabellen: 

(11 ) 

Titel der Studie: 
Erhebungs zeitraum: 

Stichprobenumfang: 

Befragte Population: 

Auswahl: 

ZA-Archi v Nr.: 

Tabellen: 

1007 (977) **. 
15 Jahre und älter·· 

Quota 

0990 
3-1, 4-18, 4-20, 4-21 

Eurobarometer 7 

April/Mai 1977 

1005 (952) **. 
15 Jahre und älter •• 

Quota 

0991 

3-1, 4-18, 4-20, 4-21 

Eurobarometer 8 

Oktober/November 1977 

999 (945) **. 
15 Jahre und älter •• 

Quota 

0992 

3-1, 4-18, 4-20, 4-21 

Eurobarometer 9 

Mai/Juni 1978 

996 (949) **. 
15 Jahre und älter •• 

Quota 

0993 

3-1, 4-18, 4-20, 4-21 



(12) 

Titel der Studie: 

Erhebungs zeitraum: 

Stichprobenumfang: 

Befragte Population: 

Auswahl: 

ZA-Archi v Nr.: 

Tabellen: 

(13) 

Titel der Studie: 

Erhebungszeitraum: 

Stichprobenumfang: 

Befragte Population: 

Auswahl: 

ZA-Archi v Nr.: 

Tabelle: 

(14) 

Titel der Studie: 

Erhebungszeitraum: 

Stichprobenumfang: 
Befragte Population: 

Auswahl: 

ZA-Archi v Nr.: 

Tabellen: 

(15) 

Titel der Studie: 

Erhebungszeitraum: 

Stichprobenumfang: 

Befragte Population: 

Auswahl: 

ZA-Archi v Nr.: 

Tabellen: 

Eurobarometer 10 

Oktober/November 1978 

1000 (948) *** 

15 Jahre und älter** 

Quota 

0994 

3-1, 4-18, 4-20, 4-21 

Eurobarometer 11 

April 1979 

1003 (945)*** 

15 Jahre und älter** 

Quota 

1036 

4-18 

Eurobarometer 12 

Oktober 1979 

1005 (950)*** 

15 Jahre und älter** 

Quota 

1037 

3-1, 4-18, 4-20, 4-21 

Eurobarometer 13 

April/Mai 1980 

1008 (948)*** 

15 Jahre und älter** 

Quota 

1038 
3-1, 4-18, 4-20, 4-21 

339 
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(16) 

Titel der Studie: 

Erhebungs zeitraum: 

Stichprobenumfang: 
Befragte Population: 

Auswahl: 

ZA-Archiv Nr.: 

Tabellen: 

(17) 

Titel der Studie: 

Erhebungszeitraum: 

Stichprobenumfang: 

Befragte PopUlation: 

Auswahl: 

ZA-Archi v Nr.: 

Tabellen: 

(18) 

Titel der Studie: 

Erhebungszeitraum: 

Stichprobenumfang: 
Befragte Population: 
Auswahl: 

ZA-Archiv Nr.: 

Tabellen: 

(19) 

Titel der Studie: 
Erhebungszeitraum: 

Stichprobenumfang: 

Befragte Population: 

Eurobarometer 14 

Oktober/November 1980 
1008 (952) ••• 
15 Jahre und älter •• 

Quota 

1039 

3-1, 4-18, 4-20, 4-21 

Wahlstudie 1980 

Januar-November 1980 

11986 in 10 Einzelerhebungen 

Wahlberechtigte,18 Jahre und 
älter 

mehrstufig geschichtete Zufalls
auswahl 

1053 

3-1, 3-4, 3-5, 3-6, 3-7, 3-8, 
4-1, 4-3, 4-5, 4-6, 4-8, 4-10, 
4-13, 4-14, 4-18, 4-22 

Allbus 1980 

Januar/Februar 1980 

2955 
18 Jahre und älter 

mehrstufig geschichtete Zufalls
auswahl 
1000 

4-11, 4-12 

Eurobarometer 15 

März/April 1981 

1004 (977) ••• 

15 Jahre und älter •• 



Auswahl: 

ZA-Archiv Nr.: 

Tabellen: 

(20) 

Titel der Studie: 

Erhebungszeitraum: 

Stichprobenumfang: 

Befragte Population: 

Auswahl: 

ZA-Archiv Nr. 

Tabellen: 

(21 ) 

Titel der Studie: 

Erhebungs zeitraum: 

Stichprobenumfang: 
Befragte Population: 
Auswahl: 

ZA-Archiv Nr.: 

Tabellen: 

(22) 

Titel der Studie: 

Erhebungszeitraum: 
Stichprobenumfang: 
Befragte Population: 

Auswahl: 

ZA-Archi v Nr.: 
Tabellen: 

(23) 

Titel der Studie: 

Erhebungszeitraum: 

Quota 

1206 

3-1, 4-18, 4-20, 4-21 

Eurobarometer 16 

Oktober/November 1981 

962 (929)". 

15 Jahre und älter** 

Quota 

1207 

3-1, 4-18, 4-20, 4-21 

Eurobarometer 17 

März/Mai 1982 

1161 (l081) * .. 
15 Jahre und älter** 

Quota 

1208 

3-1, 4-18, 4-20, 4-21 

Eurobarometer 18 

Oktober 1982 

1012 (981) *** 
15 Jahre und älter** 

Quota 

1209 

3-1, 4-18, 4-20, 4-21 

Allbus 1982 

Februar/Mai 1982 

341 
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Stichprobenumfang: 

Befragte Population: 

Auswahl: 

ZA-Archiv Nr.: 

Tabelle: 

(24) 

Titel der Studie: 

Erhebungszeitraum: 

Stichprobenumfang: 

Befragte Population: 

Auswahl: 

ZA-Archiv Nr.: 

Tabellen: 

(25) 

Titel der Studie: 

Erhebungszeitraum: 

Stichprobenumfang: 

Befragte Population: 

Auswahl: 
ZA-Archiv Nr.: 

Tabellen: 

(26) 

Titel der Studie: 

Erhebungszeitraum: 

Stichprobenumfang: 

Befragte Population: 

2991 

18 Jahre und älter 

mehrstufig geschichtete Zufalls
auswahl 

1160 

4-19 

Wahlstudie 1983 

Trend: August 1982/März 1983 
Panel: November 1982-März 1983 

5196 in 5 Einzelerhebungen, 
1622 in 3 Panel-Wellen 

Wahlberechtigte 18 Jahre und 
älter 
mehrstufig geschichtete Zufalls
auswahl 

1275; 1276 

3-1, 3-2, 3-4, 3-5, 3-6, 3-7, 
3-8, 4-1, 4-3, 4-8, 4-9, 4-10, 
4-13, 4-14, 4-16, 4-18, 4-22 

Eurobarometer 19 

März/April 1983 

1049 (1004)." 

15 Jahre und älter •• 

Quota 

1318 

3-1, 4-18, 4-20, 4-21 

Eurobarometer 20 

September/November 1983 
1057 (999)." 

15 Jahre und älter •• 



Auswahl: 

ZA-Archiv Nr.: 

Tabellen: 

(27) 

Titel der Studie: 

Erhebungszeitraum: 
Stichprobenumfang: 

Befragte Population: 

Auswahl: 

ZA-Archi v Nr.: 

Tabellen: 

Quota 

1319 

3-1, 4-18, 4-20, 4-21 

Eurobarometer 21 

März/April 1984 

992 (932) * .. 

15 Jahre und älter** 

Quota 

1320 

3-1, 4-18, 4-20, 4-21 

* Angaben beziehen sich auf die erste Panel-Welle 

** 

*** 

In die Datenauswertung sind aus Vergleichsgründen nur 
die Befragten mit einern Mindestalter von 18 Jahren 
einbezogen 

Fallzahl für Befragte mit einern Lebensalter von min
destens 18 Jahren 

Die Primardaten wurden von folgenden Personen/Institutionen 
erhoben: 

Studie 

1. The Civic Culture 
(ZA Nr. 0028) 

Primarforscher 

Gabriel A. Almond, 
Sidney Verba, 

343 

Center of International Studies, 
Princeton University 

2. 

3. 

Politik in der Bundes
republik 
(ZA Nr. 0525) 

Max Kaase, Uwe Schleth, 
Rudolf Wildenrnann 
Lehrstuhl für Politische Wissen
schaft, Universität Mannheim 

Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim; 
Max Kaase, Hans-Dieter Klingernann, 
Uwe Schleth, Dieter Fuchs, 
Manfred Küchler 

Wahlstudie 1972 
(ZA Nr. 0635) 
Wahlstudie 1976 
(ZA Nr. 0823) 
Wahlstudie 1980 
(ZA Nr. 1053) 
Wahlstudie 1983 (Za Nr. 1275/76) 
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4. Studie 

4. Politische Ideologie 
(ZA Nr. 0757) 

5. European Cornmunity 
Studies, 1970 und 
1973 

6. Eurobarometer 6 bis 
21 

Prirnarforscher 

Klaus R. Allerbeck, Max Kaase, 
Hans Dieter Klingemann 

Jacques Rene Rabier, 
Ronald Inglehart 

Jacques Rene Rabier 



ANHANG 2 

Hinweise auf die Formulierung der in 

dieser Arbeit ausgewerteten Indikatoren 

345 
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1. 

1.1. 

1.1.1. 

1.1.2. 

1.1.3. 

1. 2. 

1.2.1. 

Soziodemographische Variable 

Bildungsniveau 
In den Eurobarometern ist das Lebensalter beim Ab

schluß der Schulbildung erfaßt. Dabei sind die fol

genden Merkmalsausprä9ungen vorgegeben 

14 Jahre 

1S Jahre 

16 Jahre 

17 Jahre 
18 Jahre 

19 Jahre 

20 Jahre 

21 Jahre 

22 Jahre und älter 

noch in Ausbildung 
Politische Ideologie 

Genaue Angaben finden sich im Codebuch (s. Anhang 1) 

zu der Variablen 227 

Wahlstudien 1980 und 1983 

Genaue Angaben finden sich in den Codebüchern zu den 

Variablen 285 (Wahlstudie 80) und 112 (Wahlstudie 83) 

Die für die oatenanalyse vorgenommene Neugruppierung 

der Variablenwerte ist aus den jeweiligen Tabellen 

bzw. dem Begleittext ersichtlich 

Berufstätigkeit 

In den Eurobarometern waren die folgenden Berufsgrup

pen vorgegeben 

- Landwirt, Fischer 

- höherer Beruf/Freiberufler, Anwalt 

- Geschäftsmann 

- Arbeiter 

- Angestellter, Beamter 

- Direktor 
- Rentner/Pensionär 

- Hausfrau 

- in Ausbildung/Wehrpflichtig 
- Arbeitslos 



1.2.2. 

1.2.3. 

Politische Ideologie 

Genaue Angaben im Bodebuch zur Variablen 232 

Wahlstudien 1980 und 1983 

Genaue Angaben im Codebuch zu den Variablen 287 

(1980) und 114 (1983) 

Neugruppierungen sind aus Tabellen ersichtlich 

347 

Die in den Eurobarometern praktizierte Erhebungsversion für 

den Materialismus/Postmaterialismus-Index ist im ALLBUS 1982-

Codebuch: 419ff dokumentiert. Die Erfassung von Demokratiezu

friedenheit und Systemveränderungsbereitschaft ist aus den Ta

bellen 4-18 und 4-20 ersichtlich. 
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